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Editorial

Prof. Dr. Martin Morlok, Düsseldorf

Das  Institut  für  Deutsches  und  Europäisches 
Parteienrecht  und  Parteienforschung  (PRuF) 
freut sich, Ihnen heute Heft 13 unserer parteien-
wissenschaftlichen Zeitschrift vorlegen zu kön-
nen.  Nach  den  Umzügen  und  Umbrüchen  der 
letzten Jahre ist es uns nun gelungen, das selbst-
gesteckte  Ziel  eines  jährlichen  Erscheinungs-
rhythmus zu gewährleisten. Das ist aber nur ei-
nes der  erfreulichen Ereignisse,  mit  denen das 
Institut für Parteienrecht und Parteienforschung 
in diesem Jahr aufwarten kann.

2006 bringt für das Institut ein besonderes Jubi-
läum mit sich: Seit 15 Jahren steht das Institut 
für kontinuierliche, interdisziplinäre und interna-
tionale  Forschung im Parteienrecht  und in  der 
politikwissenschaftlichen Betrachtung der politi-
schen Parteien. Um dieses Jubiläum auch gebüh-
rend zu feiern, haben wir das diesjährige Sym-
posion unter einen besonders reizvollen und ak-
tuellen Titel  gestellt:  „Gemeinwohl  und politi-
sche Parteien“. Programm und Anmeldeformu-
lar  finden  Sie  auf  unserer  Internetseite 
(http://www.pruf.de) Insbesondere ist es uns ge-
lungen,  zum  Jubiläum  besonders  hochkarätige 
Referentinnen und Referenten zu gewinnen.

Auch das darauf folgende Symposion ist bereits 
in Planung, wobei der künftige Termin statt im 
Herbst stets im Frühjahr sein soll.  So wird im 
Frühjahr 2008 ein völlig neues Thema des Par-
teienrechts und der Parteienforschung im Mittel-
punkt  unserer  wissenschaftlichen  Anschauung 
stehen: „(Partei-)Politik im Zeichen des Marke-
ting“.  Damit  erweitern  wir  den  Forschungsbe-
reich des Instituts um ein weiteres Element, das 
natürlich im Rahmen der Betrachtung der Partei-
enfinanzierung schon immer eine Rolle gespielt 
hat:  Die  Heranziehung  der  ökonomischen  Di-
mension des Parteienwesens.

Besonders erfreulich wirkte sich für das Institut 
die im Jahre 2005 durchgeführte externe Evalua-
tion aus. So konnte zunächst die Existenz des In-
stituts bis ins Jahr 2009 gesichert werden. außer-
dem ist es uns in der Folge gelungen, die Hoch-
schule in Zeiten besonderer Mittelverknappung 
davon zu überzeugen, unseren Personalbestand 
ab Januar 2007 um anderthalb weitere wissen-
schaftliche  Mitarbeiterstellen  zu  erweitern,  de-
ren Aufgabe insbesondere auch das Einwerben 
weiterer Drittmittel sein wird.

Auch in diesem Bereich hat das Institut Erfolge 
vorzuweisen:  Seit  letztem  Jahr  läuft  nun  das 
EUKorr-Projekt, bei dem das Institut eng mit der 
La Sapienza in Rom und dem Centre for Euro-
pean  Constitutional  Law in  Athen  zusammen-
wirkt.  Ziel  des  von  der  EU  im  Rahmen  des 
AGIS-Programmes geförderten  Projekts  ist  die 
rechts- und rechtstatsachenvergleichende Erfor-
schung  politischer  Korruption  und  ihrer  Be-
kämpfung in den Staaten der Europäischen Uni-
on. Darüber hinaus läuft die historische Studie 
zur Entwicklung der Parteienfinanzierung, wel-
che von der Gerda-Henkel-Stiftung bezuschusst 
wird. Weitere Projektanträge sind insbesondere 
für die historischen Aspekte des politischen Par-
teienwesens gestellt. Auch das Symposion wird 
dieses Jahr wieder zum größten Teil aus Dritt-
mitteln bestritten.

Die  finanzielle  Zukunft  des  Instituts  erscheint 
somit – zumindest personell – abgesichert. Was 
freilich immer noch ein wenig fehlt, sind Sach-
mittel – sei es für das Symposion, sei es für die 
Druckkosten  des  MIP  oder  die  alljährlich  im 
NOMOS-Verlag  erscheinenden  Tagungsbände. 
Deshalb  wären   wir  Ihnen dankbar,  wenn  Sie 
uns – sollten Sie an unserer Zeitschrift oder an 
unserem Symposion Gefallen gefunden haben – 
mit  einer  Spende  auf  unser  Spendenkonto 
(Heinrich-Heine-Universität,  WestLB  BLZ 
300 500 00,  Konto-Nr.  40 14 817,  Projekt-Nr. 
11072) unterstützen würden. Eine Spendenquit-
tung der Heinrich-Heine-Universität wird Ihnen 
selbstverständlich ausgestellt werden.
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Rechtspopulistische  Parteien  in 
der Bundesrepublik:
Zum Scheitern verdammt?

Prof. Dr. Frank Decker, Bonn*

1.) Einleitung

Im Unterschied zu den meisten west- und mittel- 
osteuropäischen Staaten  weist  der  parteiförmig 
organisierte  Rechtspopulismus  in  Deutschland 
bis heute nur eine schwache Erfolgsbilanz auf. 
Während sich Parteien wie der Front National, 
der  inzwischen in  Vlaams Belang umbenannte 
Vlaams  Blok,  die  Lega  Nord,  die  Dänische 
Volkspartei und die norwegische Fortschrittspar-
tei  in  ihren  Ländern  dauerhaft  etabliert  haben 
und inzwischen zur Grundausstattung der natio-
nalen  Parteiensysteme  gehören,  fristen  die 
Rechtsaußenparteien in der Bundesrepublik wei-
terhin  ein  Schattendasein.  Der  einzige  größere 
landesweite  Wahlerfolg der  rechten Herausfor-
derer datiert aus dem Jahre 1989, als die Repu-
blikaner  bei  der  Europawahl  7,1  Prozent  der 
Stimmen  erzielten.  Für  ein  vergleichbar  gutes 
Ergebnis bei Bundestagswahlen muss man noch 
sehr  viel  weiter  zurückblicken,  nämlich  bis 
1969, als die rechtsextreme NPD mit 4,3 Prozent 
der Stimmen fast den Einzug in den Bundestag 
geschafft  hätte.  Ihr  damaliger  Erfolg  war  ein 
Teil  der  sogenannten  „zweiten  Welle“  des 
Rechtsextremismus  in  der  Bundesrepublik,  die 
zu weiteren spektakulären Erfolgen der NPD bei 
Landtagswahlen  führte,  in  den  siebziger  Jahre 
aber rasch verebbte. Von dort an sollte es fast 
zwei  Jahrzehnte  dauern,  bis  eine  neue,  dritte 
Welle  des  Rechtsextremismus  anhob,  die  bis 
heute  nicht  abgerissen  ist.  Auf  ihr  zogen  die 
1983 als Abspaltung von der bayerischen CSU 
* Der  Autor  ist  Lehrstuhlinhaber  des  LS  für  Politische 
Wissenschaft  an  der  Rheinischen  Friedrich-Wilhelms-
Universität in Bonn.

entstandenen  Republikaner  drei  Mal  und  die 
1987  neu  formierte  Deutsche  Volksunion 
(DVU) des rechtsextremen Münchner Verlegers 
Gerhard Frey insgesamt sieben Mal in die Lan-
desparlamente ein.  Die schon 1964 gegründete 
NPD konnte – von einem singulären Kommu-
nalwahlerfolg in Frankfurt am Main abgesehen – 
an dieser Welle zunächst nicht partizipieren. Die 
„unsäglichste“ Vertreterin aus dem rechtsextre-
men Lager sollte erst im Jahre 2004 an ihre Er-
folge aus den sechziger Jahre anknüpfen, als sie 
bei  der  Landtagswahl  in  Sachsen sensationelle 
9,2 Prozent der Stimmen erreichte. Eine Wieder-
holung dieses Ergebnisses bei  den nachfolgen-
den Landtagswahlen gelang der Partei allerdings 
nicht.  Und  bei  der  vorgezogenen  Bundestags-
wahl  2005  blieb  der  zusammengenommene 
Stimmenanteil  aller  rechtsextremen  Vertreter 
ähnlich niedrig wie schon 2002 und 1998 (1,0 
bzw. 3,3 Prozent).

Mehr als das Ausbleiben rechtsextremer Wahl-
erfolge verwundert das Fehlen einer ideologisch 
gemäßigteren rechtspopulistischen Gruppierung 
in der Bundesrepublik, so wie sie in Italien, Ös-
terreich,  der  Schweiz  oder  in  den  skandinavi-
schen Ländern anzutreffen sind. Als die Schill-
Partei des gleichnamigen früheren Amtsrichters 
im September 2001 bei der Hamburger Bürger-
schaftswahl mit 19,4 Prozent das bis dahin beste 
Ergebnis  einer  rechtspopulistischen  Neugrün-
dung erzielte, wurde in Publizistik und Wissen-
schaft eifrig spekuliert, ob es nun mit der relati-
ven  Erfolglosigkeit  der  Rechtsparteien  in 
Deutschland  ein  Ende  haben würde.  Der  Ver-
such, die Schill-Partei auf der nationalen Ebene 
zu etablieren, scheiterte jedoch schon bald eben-
so kläglich wie die Bundesausdehnung der eben-
falls in Hamburg entstandenen Statt-Partei weni-
ge  Jahre  zuvor,  während  andere  Gründungen 
wie  der  Bund  Freier  Bürger  oder  die  Pro  D-
Mark-Partei erst gar nicht aus den Startlöchern 
kamen. Auch das vom stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden  Möllemann  betriebene  „Projekt 
18“ der FDP, das aus den Liberalen eine Volks-
partei  machen sollte,  gab Anlass,  über  die  Er-
folglosigkeit des Rechtspopulismus nachzuden-
ken. Wenn Möllemann eine Transformation der 
FDP  nach  dem  Vorbild  der  österreichischen 
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FPÖ tatsächlich im Sinn gehabt hätte – wäre ein 
solcher  Kurswechsel  in  der  Partei  überhaupt 
machbar gewesen und hätte er sich für sie ausge-
zahlt?  Die Debatte darüber schlug im Bundes-
tagswahljahr 2002 hohe Wellen und sollte sich – 
nach dem unrühmlichen Ende des „Projekts 18“ 
– erst mit Möllemanns eigenem tragischen Tod 
im Juni 2003 endgültig erledigen.

Wie lässt sich die vergleichsweise Schwäche des 
Rechtspopulismus in der Bundesrepublik erklä-
ren?  Betrachtet  man  das  Aufkommen und  die 
Wahlerfolge rechtsextremer und -populistischer 
Parteien  als  Produkt  einer  gesellschaftlichen 
Modernisierungskrise,  wie  es  in  der  Literatur 
überwiegend  geschieht,  so  muss  von  einem 
Nährboden für rechte Bewegungen und Parteien 
auch  in  Deutschland  ausgegangen  werden 
(Backes  2004:  208  f.).  Nimmt  man  allein  die 
ostdeutsche Teilgesellschaft, wo viele Bevölke-
rungsgruppen nach der Wende in soziale Unsi-
cherheit gefallen sind und sich als Verlierer des 
Systemwandels wähnen, dürfte das Potenzial für 
eine rechte Protestpartei hierzulande sogar über-
durchschnittlich groß sein. Darauf deuten nicht 
nur die Entwicklungen in anderen postkommu-
nistischen Ländern hin, in denen rechtsextreme 
und -populistische  Parteien genauso prominent 
vertreten sind wie in Westeuropa (so etwa in Po-
len,  Ungarn oder der Slowakei).  Es wird auch 
durch  das  hohe  Niveau  an  rechtsextrem  bzw. 
fremdenfeindlich  motivierten  Gewalttaten  be-
legt, die auf vergleichbare gesellschaftliche Ur-
sachen hinweisen. Ob zwischen dem – auch im 
internationalen Vergleich – hohen Gewaltniveau 
und der relativen Schwäche des parteiförmigen 
Rechtsextremismus  und  -populismus  in 
Deutschland ein Zusammenhang besteht,  ist  in 
der Forschung bislang noch nicht gründlich un-
tersucht worden. Die Erklärungen für die Erfolg-
losigkeit der Rechtsparteien müssen sich deshalb 
auf dieselben Kategorien stützen, die auch in an-
deren  Ländern  für  den  Parteiensystemwandel 
bemüht werden. Sie geben das Gerüst der nach-
folgenden Darstellung vor.

Grundlegend ist hier zunächst die in der Partei-
ensystemanalyse  übliche  Unterscheidung  zwi-
schen strukturellen und akteursbezogenen Fakto-

ren (Decker 2004: 161 ff.). Von den institutio-
nellen  Rahmenbedingungen  über  die  histori-
schen  und  politisch-kulturellen  Prägungen  des 
demokratischen Systems bis  hin  zu  den  durch 
die Regierungskonstellation und Strategiefähig-
keit der etablierten Parteien bestimmten, kürzer-
fristig beeinflussbaren politischen Gelegenheiten 
definieren  erstere  ein  überwiegend  restriktives 
Umfeld für den Rechtspopulismus in der Bun-
desrepublik, das den Herausforderern das Leben 
schwer macht. Diese Restriktionen sind Thema 
des dritten Kapitels. Im vierten Kapitel wird un-
tersucht, warum die rechtsextremen und -popu-
listischen Akteure auch dort erfolglos waren, wo 
Gelegenheiten  für  sie  entstanden  sind.  In  den 
Mittelpunkt  rücken  hier  die  Organisationspro-
bleme und Professionalitätsdefizite der neu ge-
gründeten  Parteien,  ihr  Mangel  an  charismati-
schen Führerfiguren und – bezogen auf die FDP 
–  die  Beharrungstendenzen  einer  gewachsenen 
Parteistruktur.  Am Ende des Kapitels  wird die 
Frage  erörtert,  inwieweit  die  Chancen  des 
Rechtspopulismus  in  Deutschland  durch  das 
Auftreten einer  Protestalternative von links (in 
Gestalt der PDS/Linkspartei) beeinträchtigt wer-
den. Dieser Punkt hätte von der Systematik her 
genauso gut in das vorangegangene Kapitel ge-
passt,  in  dem  das  strukturelle  Umfeld  der 
Rechtsaußenparteien  betrachtet  wird.  Dass  er 
hier dennoch unter die akteursbezogenen Fakto-
ren  subsumiert  wird,  hängt  mit  dem Umstand 
zusammen, dass die PDS/Linkspartei nach An-
sicht des Autors wesentliche Attribute des Popu-
lismus  (auch  des  rechten)  erfüllt  und  damit 
selbst  als populistischer Akteur analysiert  wer-
den kann.

Die so unterstellte Existenz eines linken Populis-
mus wirft die generelle Frage auf, wie der Popu-
lismus als Begriff sinnvoll füllbar ist und ob er 
zur  Charakterisierung  einer  neu  entstandenen 
Parteienfamilie  in  den westlichen Demokratien 
überhaupt taugt. Dies soll im nachfolgenden Ka-
pitel behandelt werden. In den Mittelpunkt rückt 
dabei zum einen die behauptete Nähe des Popu-
lismus zur ideologischen Rechten, zum anderen 
sein Verhältnis zum Extremismus. Die Ausfüh-
rungen münden in eine Arbeitsdefinition des Be-
griffs, die analytisch zwischen drei Ebenen un-
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terscheidet: dem gesellschaftlichen Entstehungs-
hintergrund  der  populistischen  Parteien,  ihren 
ideologischen Eigenschaften sowie ihren Orga-
nisationsformen  und  Techniken  der  Wähleran-
sprache.

2.) Begriffliche Vorklärungen

a) Rechtspopulismus als parteienkennzeich-
nender Begriff

Als Bezeichnung für einen neuartigen Parteien- 
und  Politikertypus  in  der  wissenschaftlichen 
Diskussion seit langem etabliert, erfreut sich der 
Rechtspopulismusbegriff  inzwischen  auch  bei 
Journalisten und Politikern wachsender Beliebt-
heit.  Zwei  Gründe  dürften  dafür  ausschlagge-
bend sein. Zum einen gehört der Rechtspopulis-
mus zu der Sorte von Wörtern, die sich gleicher-
maßen  als  wissenschaftliche  Erklärungsformel 
und politischer Kampfbegriff eignen. Zum ande-
ren haftet dem Begriff eine merkwürdige norma-
tive Unverbindlichkeit an. Obwohl er durchweg 
im  kritischen  Sinne  gebraucht  wird,  grenzt  er 
nicht  wirklich  aus  oder  stigmatisiert  er.  Viel-
leicht ist der Populismusvorwurf in der öffentli-
chen Debatte gerade deshalb so allgegenwärtig.

Die Eigenschaften, die den Populismus als poli-
tische Formel auszeichnen – seine Wertgeladen-
heit und inhaltliche Unschärfe –, machen ihn als 
wissenschaftlichen  Begriff  problematisch.  Dies 
dürfte gerade für die Diskussion in Deutschland 
gelten, wo die negative Konnotation des Popu-
lismus  besonders  ausgeprägt  zu  sein  scheint. 
Zieht man aus den in der Literatur vorfindbaren 
Definitionen eine Art Quersumme, so stehen im 
Zentrum  des  Populismus-„Syndroms“  der  Re-
kurs auf das einfache „Volk“ und die Kritik am 
„Establishment“.  Das  dabei  zugrunde  gelegte 
Verständnis von Volk kann auf eine bestimmte 
Gruppe oder  Schicht  gemünzt  sein,  ist  aber in 
der  Regel  klassenübergreifend.  Gemeint  sind, 
wenn vom Volk die Rede ist, immer die kleinen 
Leute, deren Wohl durch die herrschenden Eli-
ten  angeblich  verletzt  wird.  Das  Weltbild  der 
Populisten entspricht mithin einer klaren Feind-

lage: hier das rechtschaffene Volk, dort die bö-
sen Konzerne, Parteien, Regierungsapparate und 
sonstigen  Machtblöcke,  die  sich  gegen  dessen 
Interessen verschworen haben. Dem korrespon-
diert  die  romantisierende  Verklärung  früherer 
Zustände,  des  Ideals  einer  gewachsenen  und 
überschaubaren Gemeinschaft, die vom Staat ge-
gen Übergriffe geschützt  wird (Canovan 1981: 
290 ff.).

Es liegt auf der Hand und lässt sich bereits nach 
einer groben Literaturdurchsicht feststellen, dass 
im  Rahmen  dieser  Definition  die  unterschied-
lichsten Gruppen, Personen, Ideologien, Verhal-
tensweisen und Äußerungsformen als „populis-
tisch“  apostrophiert  werden  können  (Ionescu/ 
Gellner 1969). Voraussetzung für eine sinnvolle 
Begriffsverwendung  ist  deshalb  eine  zeitliche, 
räumliche und materielle Eingrenzung. Der Be-
griff des „neuen Rechtspopulismus“ leistet die-
se. Er bezieht sich auf Parteien und Bewegungen 
rechter politischer Orientierung, die in den west-
lichen Demokratien in etwa zur gleichen Zeit – 
seit Mitte der achtziger Jahre – entstanden sind 
und  ihren  Durchbruch  erzielt  haben.  Parteien 
vergleichbarer  politischer  Ausrichtung  werden 
in  der  Politikwissenschaft  für  gewöhnlich  als 
„Parteienfamilie“ apostrophiert.  Ausgangspunkt 
ist dabei die Zuordnung nach ideologischen (fa-
schistisch,  konservativ,  sozialdemokratisch, 
kommunistisch usw.) oder Richtungsmerkmalen 
(links, rechts), von denen wiederum bestimmte 
Rückschlüsse auf die Wählerbasis und Organisa-
tionsstruktur gezogen werden können. Legt man 
diese drei Kriterien zugrunde, so lässt sich die 
oben vorgenommene allgemeine Definition wie 
folgt erweitern und konkretisieren:

Gesellschaftliche Entstehungshintergründe

Populistische  Parteien   und  Bewegungen  sind 
ein  Phänomen  gesellschaftlicher  Modernisie-
rungskrisen; sie treten auf, wenn  infolge zu ra-
schen  Wandels  oder  zu  großer  Verwerfungen 
bestimmte Bevölkerungsgruppen Wert- und Ori-
entierungsverluste erleiden. Diese Verluste, die 
ökonomische  Ursachen  haben  können,  in  der 
Regel aber kulturell  vermittelt  sind,  gehen mit 
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Statusangst,  Zukunftsunsicherheit  und  politi-
schen  Entfremdungsgefühlen  einher.  Schon  zu 
früheren Zeiten hat es populistische Bewegun-
gen gegeben,  die  sich dies zunutze machten – 
man denke nur an die ausgangs des 19. Jahrhun-
derts  in  den  USA  entstandene  Populist  Party 
(der  das  Phänomen  seinen  Namen  verdankt) 
oder  die  Poujadisten  in  der  IV.  Französischen 
Republik (Taggart 2000). Dabei handelte es sich 
freilich um räumlich und zeitlich versetzte Er-
scheinungen, während die heutigen Modernisie-
rungsprozesse  gerade  dadurch  charakterisiert 
sind, dass die Gesellschaften in ihrer ökonomi-
schen,  kulturellen  und  politischen  Problembe-
troffenheit  immer mehr zusammenrücken. Hier 
liegt der Hauptgrund für die Parallelität des Par-
teiensystemwandels  in  den  einzelnen  Ländern 
und zugleich eine Erklärung dafür, dass die neu-
en Populisten – anders als noch in den achtziger 
Jahren  erwartet  oder  erhofft  –  von  der  politi-
schen  Bildfläche  nicht  wieder  verschwunden 
sind.

Ideologie 

Charakteristisch für  die  politischen Inhalte  des 
Populismus sind die prekäre Synthese von Per-
sonalismus und Gemeinschaftsdenken und sein 
„gespaltenes“ Gleichheitsverständnis. Einerseits 
bringen die Populisten das Volk in Stellung ge-
gen die herrschende Elite, andererseits grenzen 
sie es von den vermeintlich Nicht-Zugehörigen 
anderer Nationen oder Kulturen ab. Es ist nicht 
in erster Linie die Rückwärtsgewandtheit,  son-
dern  das  anti-egalitäre  Moment,  das  solche 
„Schließungsreaktionen“  als  ideologisch  rechts 
qualifiziert. Dies schließt die Möglichkeit eines 
linken Populismus allerdings nicht aus. So wie 
die rechten pflegen auch die linken Populisten 
das anti-elitäre Ressentiment,  die Gegnerschaft 
zum System und die Parteinahme für den soge-
nannten kleinen Mann. Im Gegensatz zu diesen 
dehnen sie das exklusorische Prinzip allerdings 
nicht auf die horizontale Ebene aus, wo sie ihren 
egalitären Zielen weiter verpflichtet bleiben und 
in wertebezogenen Fragen eher liberal  oder li-
bertär  auftreten.  Auf  der  kulturellen  Konflik-

tachse bilden sie damit den Gegenpol zur popu-
listischen Rechten.

Auftreten und Organisation 

In formaler Hinsicht treten als Hauptmerkmale 
rechtspopulistischer Parteien ihr Bewegungscha-
rakter und das Prinzip der charismatischen Füh-
rerschaft  hervor.  Darüber  hinaus  kennzeichnet 
den Populismus eine bestimmte Art und Weise, 
in der er sich zu den umworbenen Wählern in 
Beziehung setzt.  Diese formalen Elemente las-
sen  sich  von  der  inhaltlichen  Ideologie  nicht 
trennen, sondern sind mit ihr im Gegenteil eng 
verwoben. So wie das Selbstverständnis als Be-
wegung und die Ausrichtung auf eine Führerfi-
gur die Homogenität des angeblichen Volkswil-
lens und die Ablehnung der repräsentativen Par-
teiendemokratie  zugunsten  eines  mehrheitsde-
mokratischen  Dezisionismus  zum  Ausdruck 
bringen, so spiegelt die populistische Agitation 
die  Gegnerschaft  zum  Establishment  und  die 
Ausgrenzung der  Nicht-Zugehörigen wider.  Es 
scheint nicht übertrieben, diese formalen Attri-
bute mehr noch als die reinen ideologischen In-
halte  als  den  eigentlichen  Erfolgsgrund  der 
rechtspopulistischen Parteien zu betrachten.

b) Das  Verhältnis  von  Rechtsextremismus 
und Rechtspopulismus

Wendet man die genannten Definitionsmerkma-
le  des  Populismus  auf  den  Rechtsextremismus 
an, so zeigen sich Gemeinsamkeiten wie Unter-
schiede.  Auch  rechtsextreme  Erscheinungen 
können als  Reaktion auf  gesellschaftliche  Mo-
dernisierungskrisen  gedeutet  werden.  Nachfra-
geseitig betrachtet erschöpfen sie sich allerdings 
nicht darin, wenn man davon ausgeht, dass sys-
temfeindliche  rechtsextreme  Einstellungen  bei 
einem  bestimmten  „Bodensatz“  der  Wähler-
schaft  auch  unabhängig  von  gesellschaftlichen 
Krisenerscheinungen  vorhanden  sind.  Im  übri-
gen  zeigt  sich  auf  der  Wählerseite  eine  ver-
gleichbare  Austauschbarkeit  wie  bei  den  ver-
schiedenen  Äußerungsformen  des  Rechtsextre-
mismus. Wenn rechtsextremistische und -popu-
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listische Parteien vor dem selben gesellschaftli-
chen Krisenhintergrund zu betrachten sind, be-
stimmt sich die elektorale Unterstützung für sie 
nicht primär danach, ob die Wählerpräferenzen 
mit ihrer Ideologie und Programmatik überein-
stimmen. Protestwähler unterstützen die Partei-
en, die sie vorfinden! Die Rechtspopulisten dürf-
ten  dennoch  über  das  vergleichsweise  größere 
Unterstützungspotenzial  verfügen,  da  sie  auf-
grund  ihrer  gemäßigteren  ideologischen  Aus-
richtung auch solche Wählergruppen ansprechen 
können, die den Rechtsextremen prinzipiell ver-
sperrt bleiben 

Auf der Angebotsseite sind die  Schnittmengen 
zwischen  Rechtsextremismus  und  Rechtspopu-
lismus  geringer.  Dies  gilt  sowohl  in  ideologi-
scher Hinsicht als auch mit Blick auf das Auftre-
ten  (Wähleransprache)  und  die  Organisation. 
Rechtspopulistische  Parteien  sind  nicht  durch-
weg anti-liberal oder anti-pluralistisch. Je mehr 
sie  das  Spannungsverhältnis  von  Individualis-
mus und Kollektivismus zugunsten des letzteren 
auflösen, um so mehr tendieren sie ideologisch 
in  Richtung  Extremismus.  In  Europa  gilt  dies 
z.B. für den französischen Front National oder 
den – inzwischen in Vlaams Belang umbenann-
ten – belgischen Vlaams Blok. Beide gehören in 
der rechtspopulistischen Parteienfamilie zu den 
Vertretern  mit  den  am  stärksten  ausgeprägten 
extremistischen  Attributen.  Europaweit  bleiben 
sie damit jedoch in der Minderheit. Denn für den 
Mainstream  des  Rechtspopulismus  –  von  den 
skandinavischen  Fortschrittsparteien  über  Ber-
lusconis Forza Italia bis hin zur österreichischen 
FPÖ – gilt, dass sie nicht oder nur sehr einge-
schränkt  (FPÖ)  zu  den  rechtsextremen Vertre-
tern gerechnet werden können.

Außerhalb  der  extremistischen  Variante  lässt 
sich das ideologische Substrat des Rechtspopu-
lismus nur schwer fassen. Tatsächlich sind die 
Identifizierung mit dem Volk und das Bedürfnis 
nach  einer  wie  immer  gearteten  Gemeinschaft 
als inhaltliche Prinzipien so allgemein, dass sie 
ein hohes Maß an programmatischer Flexibilität 
gestatten. So wie der Volkswille unterschiedlich 
interpretiert werden kann, so lässt sich auch der 
Kreis derjenigen, die zur Gemeinschaft dazuge-

hören, mal enger und mal weiter ziehen. Flexibi-
lität meint aber etwas anderes als ideologische 
Beliebigkeit.  Ohne  einen  programmatischen 
Fundus,  aus  dem  die  wechselnden  Prioritäten 
nach Bedarf gespeist werden können, würde sie 
nicht funktionieren. Insofern ist der Populismus 
als Ideologie niemals nur anti-aufklärerisch oder 
opportunistisch!  Er  artikuliert  ein  Unbehagen 
am gesellschaftlichen  Ist-Zustand,  das  auf  be-
rechtigten Gründen beruhen kann, und löst allein 
durch sein Vorhandensein politische Folge- und 
Anpassungsreaktionen  aus.  Für  die  wissen-
schaftliche Analyse heißt das, dass sie Anbieter- 
und Nachfrageseite  in  der Bewertung tunlichst 
auseinanderhalten sollte. Ursachen und Beweg-
gründe des Populismus oder genauer: der Emp-
fänglichkeit dafür sind eine Sache; eine andere 
Sache ist es, wie diese Beweggründe ideologisch 
umgesetzt  und  an  die  Wähler  herangetragen 
werden.  In  der  Forschung zum Rechtspopulis-
mus wurde der letztgenannte Aspekt lange Zeit 
vernachlässigt; dies hat sich inzwischen erfreuli-
cherweise geändert (vgl. z.B. Betz 2002).

Dennoch gibt es immer noch Stimmen, die dazu 
raten,  den (Rechts)Populismus als ideologische 
Kategorie fallen zu lassen und ihn ausschließlich 
als ein politisches Stilmittel  zu betrachten,  das 
mit beliebigen Inhalten kombiniert werden kön-
ne (vgl. z.B. Neu 2004: 162 f.). Definitorisch so 
unterschieden, müssten sich rechtsextreme Ideo-
logie-  und  populistische  Stilmerkmale  in  der 
Praxis eigentlich gut zusammenfügen, wofür es 
sowohl historische (Nationalsozialismus und ita-
lienischer  Faschismus)  als  auch  die  erwähnten 
aktuellen Beispiele gibt. Bemerkenswerter ist al-
lerdings die Gegenprobe. So wie die extremisti-
schen Vertreter in der rechtspopulistischen Par-
teienfamilie die Ausnahme darstellen, so gibt es 
auch unter den rechtsextremen Parteien nur we-
nige, die über die typischen Attribute des Popu-
lismus verfügen. In dieser Hinsicht unterschei-
den sich Front National und Vlaams Blok z.B. 
deutlich von NPD oder DVU in der Bundesrepu-
blik, die als populistische Akteure kaum in Er-
scheinung treten. Dies macht sich auch in ihrer 
Erfolgsbilanz negativ bemerkbar, wie ein euro-
paweiter  Vergleich  der  Wahlergebnisse  zeigt. 
Ihr Extremismus könnte sich hier gleich doppelt 
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als Hindernis entpuppen. Zum einen schreckt er 
ideologisch gemäßigte Wähler ab, zum anderen 
behindert  er  die  Entwicklung  einer  populisti-
schen Strategie der Wähleransprache,  ohne die 
in  der  heutigen  Wettbewerbsdemokratie  keine 
Partei mehr auskommt. 

3.) Das restriktive Umfeld des Rechtspopulis-
mus in der Bundesrepublik

a) Institutionelle Bedingungen

Die  institutionellen  Rahmenbedingungen  des 
Regierungssystems sind für die Erfolgschancen 
der  populistischen  Herausforderer  in  doppelter 
Hinsicht  relevant.  Einerseits  prägen  sie  die 
Wettbewerbsbeziehungen zwischen den Parteien 
und  damit  auch  die  Zugangsmöglichkeiten  et-
waiger Newcomer zum Parteiensystem (auf der 
elektoralen wie parlamentarischen Ebene). Zum 
anderen können sie ein Mobilisierungsthema der 
populistischen Parteien sein, also selbst zum Ge-
genstand  der  politischen  Auseinandersetzung 
werden. Dies gilt insbesondere dort, wo die eta-
blierten  Parteien  ein  Machtkartell  bilden,  das 
den  normalen  demokratischen  Wechsel  er-
schwert oder ganz verhindert. Extreme Offenheit 
der Wettbewerbsstrukturen begünstigt die New-
comer demnach ebenso wie extreme Geschlos-
senheit.

Die unmittelbaren institutionellen Zugangschan-
cen  zum  Parteiensystem  werden  durch  das 
Wahlrecht bestimmt.  Das bundesdeutsche Ver-
hältniswahlsystem mit  der  vergleichsweise  ho-
hen Sperrklausel von fünf Prozent hat sich hier 
als  schwierige,  aber  keineswegs  unüberwindli-
che Barriere für die Neuankömmlinge erwiesen. 
Parlamentarische Repräsentanz ist deshalb wich-
tig, weil sie den Außenseitern die für eine Vers-
tetigung ihrer Wahlerfolge unerlässliche Medi-
enpräsenz sichert;  dies  gilt  auch in  rechtlicher 
Hinsicht,  indem z.B.  die  öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten gezwungen sind, die Vertre-
ter  aller  parlamentarischen  Parteien  in  ihren 
Wahlsendungen  zu  Wort  kommen  zu  lassen. 
Auch was die Wahlwerbung und staatliche Fi-

nanzierung  betrifft,  werden die  Herausforderer 
in  der  Bundesrepublik  nicht  über  Gebühr  be-
nachteiligt. Dass sie in den Genuss der letzteren 
bereits ab einem Stimmenanteil von 0,5 Prozent 
(bei einer Landtags- oder Bundestagswahl) kom-
men, ist insbesondere mit Blick auf die rechtsex-
tremistische NPD als Ärgernis empfunden wor-
den.  Der  Versuch der  etablierten  Parteien,  die 
Hürde für die Inanspruchnahme der staatlichen 
Mittel  im Parteiengesetz wieder etwas anzuhe-
ben, scheiterte  unlängst  allerdings am Bundes-
verfassungsgericht, das darin eine ungerechtfer-
tigte  Beeinträchtigung  der  demokratischen 
Chancengleichheit erblickte.1

Eher nachteilig auf den Erfolg der Herausforde-
rer dürfte sich der Föderalismus auswirken. Das 
Vorhandensein einer zweiten staatlichen Ebene 
nutzt den neuen Parteien zwar kurzfristig, indem 
sie sich in den kleinräumigeren Verhältnissen ei-
nes  Landes  oder  Stadtstaates  organisatorisch 
besser rüsten und dort auch von dem in der Bun-
desrepublik stark ausgeprägten Zwischenwahlef-
fekt profitieren können. Gerade dadurch werden 
jedoch ihre Entfaltungschancen auf der Bundes-
ebene  beschnitten.  Einerseits  mindert  sich  der 
Protestanreiz bei der nationalen Wahl, wenn die 
Wähler schon bei den Landtagswahlen Gelegen-
heit  erhalten,  an  den  etablierten  Parteien  ihr 
Mütchen  zu  kühlen.  Andererseits  stehen  den 
Parteien fast unvermeidlich Konflikte ins Haus, 
wenn sie einen bereits bestehenden und erfolg-
reichen  Landesverband  bundesweit  ausdehnen 
wollen; diese wären bei einer direkten Konstitu-
ierung  auf  gesamtstaatlicher  Ebene  vielleicht 
vermeidbar.

Die relative Offenheit der Wettbewerbsstruktur 
erklärt im Gegenzug, warum die Mobilisierungs-
wirkung  des  Parteienstaatsthemas  in  der  Bun-
desrepublik  gering  geblieben  ist  und  Vertreter 
wie die Statt-Partei oder der Bund Freier Bürger, 
die sich an einer politisch-institutionellen Spiel-
art des Populismus versucht haben, nur kleinere 
Achtungserfolge  erzielen  konnten.  Zwar  zählt 
die  Bundesrepublik,  wenn man die  einschlägi-
gen Indikatoren zugrundelegt (Rekrutierung des 

1 BVerfG, 2 BvE 1/02 und 2 BvE 2/02 vom 25. Oktober 
2004.
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politischen Personals, staatliche Politikfinanzie-
rung,  Versorgungspatronage  u.a.),  durchaus  zu 
den hoch entwickelten Parteienstaaten. Von ei-
nem faktischen Herrschaftsmonopol der Partei-
en, wie es in Italien und Österreich lange Zeit 
bestand,  kann bei  ihr  jedoch keine  Rede sein. 
Dafür sorgen nicht nur mächtige institutionelle 
Gegengewichte wie Föderalismus, Verfassungs-
gerichtsbarkeit,  Ministerialbürokratie  oder  Me-
dien. Es rührt auch aus den Strukturen des Par-
teienwettbewerbs  selbst,  die  ein  funktionieren-
des demokratisches Wechselspiel zwischen Uni-
on und SPD bis zuletzt ermöglichten und Große 
Koalitionen  nur  im  Notfall  vorsahen.  Darüber 
hinaus ist es den Parteien gelungen, dem Popu-
lismus durch gezielte institutionelle Reformen – 
etwa die Einführung direktdemokratischer Ver-
fahren – Wind aus den Segeln zu nehmen (Scar-
row 1997: 464).

b) Politische Kultur: Die Schatten der Ver-
gangenheit

Sehr  viel  gravierender  sind  die  Restriktionen, 
die sich für die Rechtsparteien aus den Vorbe-
lastungen  der  politischen  Kultur  ergeben.  Die 
Schatten der nationalsozialistischen Vergangen-
heit  haben dazu geführt,  dass der Rechtsextre-
mismus in der Bundesrepublik stärker stigmati-
siert ist als in jedem anderen europäischen Land. 
Dies gilt sowohl in rechtlicher als auch in sozia-
ler  Hinsicht.  Die  rechtsstaatliche  Repression 
geht so weit, dass sich die verschiedenen Instru-
mente der „streitbaren Demokratie“ mitunter so-
gar in die Quere kommen. Das Verbotsverfahren 
gegen die NPD hat dies eindrucksvoll gezeigt. 
Es musste eingestellt werden, nachdem sich die 
Verfassungsschutzbehörden  geweigert  hatten, 
die Namen der in die NPD eingeschleusten V-
Männer vor dem Verfassungsgericht offenzule-
gen (Decker/Miliopoulos 2005: 148 ff.).

Auch in sozialer Hinsicht ist die Abgrenzung der 
etablierten  Parteien  und Führungseliten  gegen-
über  den  Rechtsextremisten  total.  Dies  schlägt 
sich z.B. darin nieder,  dass sie von Seiten der 
meinungsbildenden Medien keinerlei Unterstüt-
zung zu erwarten haben. Mehr als punktuelle Er-

folge können die rechten Herausforderer folglich 
nur erreichen, wenn sie jede Annäherung an den 
Nationalsozialismus  sorgfältig  vermeiden.  Das 
dürfte  aber  an der  bleibenden Versuchung der 
etablierten Parteien, sie als extremistisch hinzu-
stellen, ebenso wenig etwas ändern wie umge-
kehrt  an  der  Neigung  der  extremen  Vertreter, 
nicht-extreme Parteien als Trittbrett zu benutzen, 
um auf diese Weise die Stigmatisierung zu über-
winden. Der Gefahr der Unterwanderung ist bis-
her noch keine rechtspopulistische Neugründung 
in der Bundesrepublik entgangen. Dies hat auch 
in  organisatorischer  Hinsicht  Konsequenzen, 
weil es in den Parteien Konflikte schürt, wie mit 
den rechtsextremen Kräften am besten umzuge-
hen sei. Selbst gemäßigte Vertreter wie die Statt-
Partei  oder  der  Bund Freier  Bürger  haben auf 
diese  Weise  riskiert,  ihre  anfänglich  durchaus 
vorhandene Reputation in der Öffentlichkeit zu 
verspielen.

Letzteres  wirft  die  Frage  nach  den  geeigneten 
Bekämpfungsstrategien  auf.  Das  Wiedererstar-
ken der NPD in den vergangenen Jahren macht 
deutlich,  dass  die  soziale  und  rechtsstaatliche 
Stigmatisierung  des  Rechtsextremismus  in  der 
Bundesrepublik  dessen  Wähler-  und  Einstel-
lungspotenziale  nicht  zum  Verschwinden  ge-
bracht  hat  (Decker  2005).  Diese  wurden  viel-
mehr in die dumpferen Kanäle der Gewalt und 
des Sektierertums abgedrängt, während die elek-
toralen  Erfolgschancen  der  Rechtsparteien 
gleichzeitig begrenzt blieben. Dass sich das in-
zwischen  geändert  hat,  hängt  auch  mit  dem 
übertriebenen Einsatz  der  staatlichen  Repressi-
onsmittel zusammen. So könnte das Verbot von 
nicht  weniger  als  18  rechtsextremistischen 
Gruppierungen  ab  1990  dazu  geführt  haben, 
dass das rechtsextreme Potenzial zumindest teil-
weise  in  die  NPD zurückgelenkt  wurde.  Auch 
das  gescheiterte  Verbotsverfahren  gegen  die 
NPD selbst  wertete  die  Extremisten  ohne  Not 
auf, die davon insbesondere in ihrer Hochburg 
Sachsen profitierten. 
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c) Politische Gelegenheitsstrukturen: Regie-
rungskonstellation  und  die  Strategiefä-
higkeit der Mainstream-Parteien

Das restriktive Umfeld des Rechtsextremismus 
und -populismus in der Bundesrepublik schließt 
gelegentliche Wahlerfolge nicht aus. Diese blei-
ben jedoch in der Regel an kurzfristig ausbeut-
bare  politische  Gelegenheiten  gebunden,  die 
ebenso rasch wieder verschwinden können. Der 
Begriff der Gelegenheitsstruktur wird in der Po-
litikwissenschaft  vielfach so verwandt,  dass  er 
sämtliche Bestimmungsfaktoren umfasst, die das 
Aufkommen  der  neuen  Parteien  beeinflussen 
(Tarrow 1991). Diese reichen von den nur lang-
fristig  wandelbaren  sozialen  Konfliktstrukturen 
(cleavages) und  institutionellen  Rahmenbedin-
gungen des Regierungssystems bis hin zu den si-
tuativen Faktoren der politischen „Angebotssei-
te“.  Um ihn unterscheidbar  zu halten,  soll  der 
Begriff hier auf die letztgenannte Bedeutung be-
schränkt  werden.  Die  Gunst  oder  Ungunst  der 
Gelegenheiten hängt danach zum einen von der 
Regierungskonstellation  und  den  parteipoliti-
schen Kräfteverhältnissen eines Landes ab, zum 
anderen wird sie von der Strategiefähigkeit der 
Mainstream-Parteien bestimmt.

Nimmt man allein die Regierungskonstellation, 
dann hätten sich die Mobilisierungschancen der 
Rechtsparteien in der 16-jährigen Ära Kohl ei-
gentlich  verbessern  müssen.  Ihr  mäßiges  Ab-
schneiden scheint also darauf hinzudeuten, dass 
die von den Herausforderern thematisierten Pro-
bleme  in  der  Bundesrepublik  entweder  keine 
große  Rolle  spielten  oder  von den  Altparteien 
gut  abgedeckt wurden. Der internationale Ver-
gleich  zeigt,  dass  der  neue  Rechtspopulismus 
seine Unterstützung vorrangig aus drei Themen 
bezieht: Parteienherrschaft, Wohlfahrtsstaat und 
Migration (Decker 2004: 195 ff.). Den größten 
Zuspruch verzeichnen dabei diejenigen Parteien, 
die aus allen Themen gleichzeitig Kapital schla-
gen  und  sie  zu  einer  dauerhaften  Gewinner-
formel  verbinden.  Die  deutschen Vertreter  des 
Populismus waren und sind davon weit entfernt. 
Der Parteienstaat beispielsweise mag unter Intel-
lektuellen  regelmäßig  Kontroversen  auslösen, 
wird  aber  in  der  breiten  Bevölkerung  zumeist 

nur anlässlich von Skandalen virulent. Auch das 
Wohlfahrtsstaatsthema würde in  der Bundesre-
publik sicher nicht weniger Anknüpfungspunkte 
für eine Profilierung bieten als in anderen euro-
päischen Ländern, doch wurde das Thema in den 
neunziger  Jahren von den neuen Kräften nicht 
(oder nur halbherzig) bedient. Ein weiteres Er-
schwernis  für  die  Rechtsaußenparteien  stellten 
die Folgen des deutschen Vereinigungsprozesses 
dar. Nicht nur, dass es in der ehemaligen DDR 
an einer breiten Mittelschicht fehlte, aus der sich 
der Anhang des Populismus hätte speisen kön-
nen; auch die reichlich vorhandene Unzufrieden-
heit wirkte sich dort nicht zu Gunsten der New-
comer aus, da mit der PDS eine andere, genuin 
ostdeutsche Protestalternative bereitstand.

Schwerer zu beantworten ist, warum die mit der 
Migration  verbundenen  Probleme  in  der  Bun-
desrepublik  nicht  zu  einem  permanenten  Er-
folgsgaranten der neuen Rechtsparteien gewor-
den sind – so wie in Frankreich, Belgien, Nor-
wegen oder Dänemark. Nachdem das Asylpro-
blem 1993 von der Agenda verschwunden war, 
neigte  sich  deren  Stimmenkurve  bald  wieder 
nach unten. Die Herausforderer mussten erken-
nen, dass ihnen die Ausländerpolitik unter nor-
malen Bedingungen nur wenig Angriffsflächen 
bot. Obwohl Deutschland im europäischen Ver-
gleich einen der höchsten ausländischen Bevöl-
kerungsanteile  aufweist,  konnte  die  offizielle 
Regierungspolitik lange Zeit auf der Vorstellung 
–  Kritiker  würden  sagen:  Fiktion  –  beharren, 
wonach  die  Bundesrepublik  kein  Einwande-
rungsland sei und jeglicher Form des Multikul-
turalismus eine Absage erteilen. Dass die Kohl-
Regierung sich beeilte, das Asylrecht im Wege 
einer Verfassungsänderung einzuschränken, war 
angesichts  des  vorhandenen  Problemdrucks  in 
dieser Frage nachvollziehbar. Im übrigen konnte 
sie sich jedoch nicht zu einer Änderung ihrer Po-
litik durchringen. Weder kam es zu verstärkten 
Integrationsbemühungen für die schon im Land 
lebenden Migranten, noch war die Union bereit, 
die  faktischen,  von  ihr  in  Teilbereichen 
(Spätaussiedler) sogar selbst beförderten Zuwan-
derungsprozesse in ein ausländerpolitisches Ge-
samtkonzept einzubetten, das über den Tag hin-
auswies. Nennenswerten Widerstand von Seiten 
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der SPD brauchte sie dabei nicht zu befürchten 
(Karapin 1998).

Seit Ende der neunziger Jahre haben sich die Pa-
rameter der Ausländerpolitik in der Bundesrepu-
blik verändert. Eine wichtige Zäsur bildete dabei 
der Versuch der 1998 ins Amt gekommenen rot-
grünen Regierung,  im Rahmen einer  Neurege-
lung  des  Staatsangehörigkeitsrechts  auch  die 
Möglichkeit  einer  doppelten Staatsbürgerschaft 
einzuführen. Das Vorhaben stieß auf den erbit-
terten  Widerstand  der  Unionsparteien  und gab 
diesen Gelegenheit, ihre Mobilisierungsfähigkeit 
im rechten Wählerspektrum durch eine massive 
Kampagne zu beweisen. Die positive Kehrseite 
dieser Kampagne war, dass sich die beiden poli-
tischen Lager in der Folge aufeinander zubeweg-
ten.  So  wie  die  Sozialdemokraten  erkennen 
mussten, dass sie den neuen Kurs in der Auslän-
der-  und  Zuwanderungspolitik  nur  absichern 
konnten, wenn sie um die Unterstützung der an-
deren  großen  Volkspartei  nachsuchten,  so 
schickten sich CDU und CSU jetzt an, die Reali-
tät der Einwanderungsgesellschaft anzuerkennen 
und das Wort Integration nicht mehr nur als Fei-
genblatt zu betrachten. Auf dieser Basis konnte 
2004  nach  langwierigen  Verhandlungen  zum 
ersten Mal ein halbwegs modernes Migrations-
gesetz  gemeinsam  verabschiedet  werden.  Was 
die  Eröffnung  neuer  Zuwanderungskanäle  und 
Legalisierung  vorhandener  Aufenthaltstitel  an-
geht, bleiben die darin enthaltenen Regelungen 
zwar weiterhin äußerst restriktiv. In Verbindung 
mit den erleichterten Einbürgerungsbedingungen 
und verbesserten Integrationsmaßnahmen signa-
lisieren sie jedoch einen Paradigmenwechsel in 
der  bundesdeutschen Ausländerpolitik,  der  den 
Rechtsaußenparteien in Zukunft erneut Gelegen-
heiten zutreiben könnte. Erstens ist davon auszu-
gehen,  dass  kulturelle  Anerkennungskonflikte 
gerade dort virulent werden und zu entsprechen-
den Gegenmobilisierungen führen,  wo die  Zu-
wanderer  einem  starken  Assimilierungsdruck 
ausgesetzt  sind (wie z.B. der französische Fall 
lehrt). Und zweitens könnten sich die Rechtspo-
pulisten den Umstand zunutze machen, dass die 
national  unterlegten  Anti-Positionen,  die  CDU 
und CSU in der Ausländerpolitik früher vertra-
ten und ihnen die Unterstützung eines Großteils 

der  fremdenfeindlich  eingestellten  Wähler  si-
cherten, im heutigen Parteiensystem zunehmend 
verwaist sind. 

4.) Organisations-  und  Politikversagen 
rechtspopulistischer Akteure

a) Zersplitterung des rechtsextremen Lagers

Symptomatisch für die Durchsetzungsschwäche 
des Rechtspopulismus in der Bundesrepublik ist 
die parteipolitische Zersplitterung des rechtsex-
tremen Lagers. Während es in anderen Ländern 
gelungen ist,  verschiedene Stränge des Rechts-
extremismus zusammenzuführen und in populis-
tischer Form neu zu organisieren, verlaufen die-
se Stränge in Deutschland bis heute in Gestalt 
mehrerer  Parteien nebeneinander,  die  sich ihre 
Stimmen  dadurch  wechselseitig  wegnehmen. 
Abwanderungsbereite Wähler neigen unter sol-
chen Bedingungen in der Regel dazu, diejenigen 
Anbieter zu unterstützen, denen die größten Er-
folgsaussichten zugetraut werden. Nachdem die 
rechtspopulistischen  Neugründungen  sich  aus-
nahmslos  als  Strohfeuer  entpuppten  oder  ihre 
Überbleibsel  in  politische  Bedeutungslosigkeit 
fielen,  profitierten  davon  zuletzt  ausgerechnet 
die  rechtsextremen  Vertreter  DVU  und  NPD 
(Decker/Miliopoulos  2005).  Diese  verdankten 
ihren Erfolg bei  einigen Landtagswahlen nicht 
primär ihren – nur schwach ausgebildeten – po-
pulistischen Eigenschaften, sondern einer Kom-
bination aus vorhandener Proteststimmung und 
regionaler  Langzeitstrategie.  Letzteres  hatte  es 
der NPD in Sachsen ermöglicht, über Jahre hin-
weg  einen  elektoralen  Grundstock  aufzubauen 
und ihr Wählerpotenzial zu verstetigen. Betrach-
tet man nur die absoluten Stimmen, erzielten die 
Rechtsextremen bei der Bundestagswahl 2005 in 
Sachsen  ein  ähnliches  gutes  Ergebnis  wie  bei 
den Landtagswahlen im Jahr zuvor. Den größten 
Zuspruch verbuchten sie dabei unter den Jung-
wählern,  was  zum einen  auf  milieuspezifische 
Tendenzen einer rechtsextremen Subkultur, zum 
anderen aber auch auf generelle Tendenzen einer 
sozialen  und  geistigen  Verwahrlosung  der  Ju-
gend  zurückgeführt  werden  kann,  die  keines-

12



MIP 2006 13. Jahrgang Decker - Rechtspopulistische Parteien in der Bundesrepublik Aufsätze

wegs nur auf den Osten der Bundesrepublik be-
schränkt sind.

Auch  in  organisatorischer  Hinsicht  haben  die 
Rechtsextremisten  dazu  gelernt.  Während  die 
DVU-Abgeordneten  in  Sachsen-Anhalt  und 
Brandenburg  (wo  sie  1998  und  1999  in  die 
Landtage  hineingelangt  waren)  sich  als  parla-
mentarische  Chaostruppe  präsentierten  und 
durch Inkompetenz glänzten, agierten die über-
wiegend aus dem Westen importierten NPD-Ka-
der  in  Sachsen  zunächst  ungewohnt  professio-
nell. Dies stellte nicht nur die etablierten Partei-
en vor eine neue Situation,  sondern beförderte 
auch  die  Bemühungen  der  Rechtsextremisten 
um ein  abgestimmtes  Vorgehen untereinander, 
die  in  der  Ausrufung  einer  gemeinsamen 
„Volksfront von rechts“ durch die beiden Vorsit-
zenden  Voigt  und  Frey  Ende  2004  mündeten. 
DVU und NPD verständigten sich nun erstmals 
darauf,  bei  der  2006  anstehenden  Bundestags-
wahl mit einer gemeinsamen NPD-Liste und zur 
Europawahl 2009 mit einer gemeinsamen DVU-
Liste anzutreten. außerdem wurden Wahlabspra-
chen für  alle Landtagswahlen bis  2009 getrof-
fen.

Die  organisatorischen  Fortschritte  bergen  vor 
dem Hintergrund der aktuellen politischen Ent-
wicklung  in  der  Bundesrepublik  Brisanz.  Die 
rechten Herausforderer könnten zum einen von 
der neu gebildeten Großen Koalition auf  Bun-
desebene  profitieren;  zum anderen  bieten  sich 
ihnen Gelegenheiten durch die Regierungskon-
stellation  in  den Ländern,  in  denen im Herbst 
2006 gewählt wird (Mecklenburg-Vorpommern 
und Berlin), da hier die Linkspartei aufgrund ih-
rer  Miteinbeziehung  in  die  Regierungsverant-
wortung als oppositionelle Konkurrenz entfällt. 
Dennoch dürften die Chancen für eine flächen-
deckende Ausbreitung des Phänomens begrenzt 
sein  (Miliopoulos  2006).  Der  jüngste  Austritt 
von drei Abgeordneten aus der NPD-Landtags-
fraktion in  Sachsen hat  gezeigt,  wie fragil  der 
organisatorische Zusammenhalt der Rechtsextre-
misten bleibt. Dies gilt erst recht für das ange-
bahnte Bündnis zwischen den beiden rechtsex-
tremen Vertretern, das in der DVU hoch umstrit-
ten  ist  und  gerade  bei  den  brandenburgischen 

Landtagsabgeordneten,  die  sich  um ein  gemä-
ßigtes  Erscheinungsbild  der  Partei  sorgen,  auf 
große  Vorbehalte  stößt.  Neue  Zerreißproben 
sind damit vorprogrammiert.

Auch bei einem besseren organisatorischen Zu-
sammenhalt  scheint  es  kaum  vorstellbar,  dass 
das  von der  NPD verfolgte  sogenannte  „Drei-
Säulen-Konzept“ (Kampf um die Straße, um die 
Köpfe  und  um  die  Parlamente)  nennenswerte 
Früchte abwerfen könnte – dafür bleibt die ge-
sellschaftliche  Basis  der  Partei  außerhalb ihrer 
sächsischen  Hochburgen  zu  schwach.  Solange 
die  NPD  an  ihrer  neo-nationalsozialistischen 
Programmatik ungebrochen festhält, dürfte sich 
daran im Prinzip nichts ändern. Im kleinräumi-
gen Kontext einer Gemeinde oder Region mag 
es der Partei gelingen, ein virulentes Protestwäh-
lerpotenzial  ideologisch an sich zu binden.  Im 
Kontext der nationalen Politik stößt eine solche 
Strategie jedoch rasch an organisatorische Gren-
zen; hier werden die Extremisten erst dann Er-
folg haben, wenn sie ihrer fundamentalopposi-
tionellen Grundhaltung abschwören und dadurch 
aus der gesellschaftliche Isolierung heraustreten.

b) Gescheiterte  Neugründungen:  Von  den 
Republikanern bis zur Schill-Partei

So  wenig  Anzeichen  es  für  eine  ideologische 
Mäßigung der NPD gibt, so unwahrscheinlich ist 
es, dass ein anderer rechtsextremer oder -popu-
listischer  Vertreter  den  Neonationalsozialisten 
ihre derzeitige Führungsrolle im rechten Lager 
streitig machen könnte. Die DVU ist dazu orga-
nisatorisch nicht in der Lage, obwohl sie bei den 
Wahlen  insgesamt  besser  abschneidet  als  die 
NPD, während andere potenzielle Konkurrenten 
heute nur noch eine Randrolle spielen (Republi-
kaner) oder ganz in der Versenkung verschwun-
den  sind  (Statt-Partei,  Bund  Freier  Bürger, 
Schill).

Am ehesten zuzutrauen gewesen wäre die Füh-
rungsrolle  den  1983  als  Rechtsabspaltung  von 
der  bayerischen  CSU entstandenen  Republika-
nern  (REP),  die  in  ihrer  Hochzeit  (Mitte  der 
achtziger bis Anfang der neunziger Jahre) eine 
erfolgsträchtige  Synthese  von  Rechtsextremis-
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mus und Rechtspopulismus verkörperten.  Dass 
die Erfolgsphase mit der Ära des kürzlich ver-
storbenen  Franz  Schönhuber  korrespondierte, 
der von 1985 bis 1994 Vorsitzender war, ist kein 
Zufall. Im Unterschied zu dem öffentlich kaum 
in Erscheinung tretenden Gerhard Frey verstand 
sich Schönhuber bestens auf die Rolle eines cha-
rismatischen Volkstribuns, der die Wahlkämpfe 
der Republikaner nahezu im Alleingang bestritt. 
Dies reichte allerdings nicht aus, um die Kon-
trolle  über  die  Partei  zu  behalten,  die  sich  in 
fortwährenden Personal-  und Richtungsstreitig-
keiten aufrieb. Ursprünglich als rechtskonserva-
tive Alternative zu den Unionsparteien gedacht, 
hatten die Republikaner ihre Brücken zum orga-
nisierten  Rechtsextremismus  unter  Schönhuber 
verstärkt.  Dessen  Versuch,  aus  der  Partei  eine 
neurechte Sammlungsbewegung (nach dem Vor-
bild  des  französischen Front  National)  zu ma-
chen, ließ sich jedoch gegen den heftigen Wider-
stand an der Basis nicht durchsetzen, die gegen 
den  autoritären  Führungsstil  des  Vorsitzenden 
aufbegehrte und diesen schließlich entmachtete.

Unter  Schönhubers  Nachfolger  Rolf  Schlierer 
gerieten die Republikaner in ein ruhigeres Fahr-
wasser.  Die  Rückkehr  zu  den  alten  Wurzeln 
zahlte sich elektoral allerdings nicht aus, da die 
Partei damit zugleich ihre populistische Schlag-
kraft einbüßte. Ihr letzter größerer Erfolg bei ei-
ner  Landtagswahl  datiert  aus  dem  Jahre  1996 
(Baden-Württemberg), und bei der Bundestags-
wahl 2005 lagen die Republikaner mit 0,6 Pro-
zent  der  Stimmen  abgeschlagen  hinter  der 
rechtsextremen Konkurrenz der NPD (1,6 Pro-
zent).  So  wie  unter  den  Wählern  kam es  nun 
auch  unter  den  Funktionären  zu  Absetzbewe-
gungen, die im Übertritt eines kompletten Lan-
desvorstandes zur  NPD kulminierten (in  Ham-
burg). Auch in anderen Landesverbänden zeigen 
sich mittlerweile Auflösungserscheinungen, die 
die Partei noch tiefer in den Abwärtssog hinein 
ziehen  dürften  und ihr  baldiges  Verschwinden 
aus  der  deutschen  Politik  wahrscheinlich  ma-
chen (Decker / Miliopoulos 2005: 127 ff.).

Neben  den  Republikanern  haben  sich  in  der 
Bundesrepublik  eine  Reihe  von  anderen  Neu-
gründungen an unterschiedlichen Spielarten des 

Populismus versucht. Dass keiner dieser Grup-
pierungen der politische Durchbruch gelang, lag 
zum einen an ihrer verengten thematischen Aus-
richtung.  Entsprachen  die  Republikaner  in  der 
Fixierung auf das Zuwanderungsthema der typi-
schen Agenda des neuen Rechtspopulismus, wie 
sie auch in anderen europäischen Ländern von 
den Herausfordererparteien aufgelegt wurde, so 
verdankten  sich  die  singulären  Landtags-  und 
Europawahlerfolge der Statt-Partei, des Bundes 
Freier Bürger und der Schill-Partei einer spezifi-
schen  örtlichen  bzw.  temporären  Problemkon-
stellation, die auf die Ebene der nationalen Poli-
tik nicht ohne weiteres übertragbar war (Decker 
2004:  151 ff.).  Während die  Hamburger  Statt-
Partei,  eine  vom  CDU-Dissidenten  Markus 
Wegner  1993  gegründete  bürgerliche  Wähler-
vereinigung,  den  Hauptakzent  auf  demokratie-
politische  Fragen  legte  und  eine  Reform  des 
überkommenen Parteienstaates anmahnte, wand-
te sich der vom früheren bayerischen FDP-Vor-
sitzenden Manfred Brunner im selben Jahr lan-
cierte Bund Freier Bürger vorrangig gegen die 
im Maastricht-Vertrag vereinbarte Schaffung ei-
ner  gemeinsamen  europäischen  Währung.  Die 
ebenfalls  in  Hamburg aus der  Taufe gehobene 
Schill-Partei des gleichnamigen früheren Amts-
richters widmete sich acht Jahre später wieder-
um ganz dem Thema Kriminalitätsbekämpfung. 
Weil dieses Thema im Bürgerschaftswahlkampf 
alle  anderen politischen Probleme überstrahlte, 
konnte Schill mit 19,4 Prozent das beste Ergeb-
nis einer neu gegründeten Partei bei einer Land-
tagswahl überhaupt erzielen. Dass er wesentlich 
mehr  Wähler  hinter  sich  scharen  konnte  als 
Statt-Partei  und BFB vor  ihm, lag dabei  nicht 
nur an der Unterstützung, die der offiziell unter 
dem Namen „Partei Rechtsstaatlicher Offensive“ 
(PRO) an den Start gegangenen Gruppierung aus 
dem bürgerlichen  Lager  –  und  hier  vor  allem 
von der  in Hamburg besonders einflussreichen 
Springer-Presse  –  zuteil  wurde.  Es  verdankte 
sich auch dem Umstand, dass Schill im Unter-
schied zu Wegner und Brunner Charisma hatte 
und auf der populistischen Klaviatur zu spielen 
wusste. Deshalb schien es zunächst so, als wür-
de sich der frühere Richter in die Phalanx der er-
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folgreichen Rechtspopulisten  in  Europa  einrei-
hen können (Decker 2003).

Ihre hochfliegenden bundespolitischen Ambitio-
nen musste die Schill-Partei jedoch schon weni-
ge Wochen nach dem Hamburger Triumph be-
graben.  Ihr  Versuch,  sich als  Organisation auf 
Bundesebene auszudehnen, scheiterte an densel-
ben  Problemen,  unter  denen  1994  bereits  die 
Statt-Partei  gelitten  hatte:  Trittbrettfahrer  aus 
dem rechtsextremen  Lager,  mangelnde  Profes-
sionalität in der politischen Arbeit, innerparteili-
che Streitigkeiten. Darüber hinaus war es Schill 
nicht gelungen, die programmatische Basis der 
Partei  zu  erweitern,  obwohl  das  Kriminalitäts-
thema für eine breiter angelegte rechtspopulisti-
sche Plattform durchaus anschlussfähig gewesen 
wäre.  Den  Rest  besorgte  die  selbst  auferlegte 
Regierungsrolle  in  Hamburg,  die  massive 
Glaubwürdigkeitsverluste unter den eigenen An-
hängern  hervorrief  und  die  Inkompetenz  der 
Neupolitiker schonungslos offen legte (Blumen-
thal  2004).  Auch  hier  hätte  das  Schicksal  der 
Statt-Partei Schill eigentlich eine Warnung sein 
müssen (Decker 1994). Der Schritt von der Fun-
damentalopposition zur verantwortlichen Regie-
rungspolitik  ist  bisher  noch  den  wenigsten 
Rechtspopulisten gelungen. Schill sollte ihn gar 
nicht  erst  versuchen.  Die  Eskapaden,  die  sich 
der frischgebackene Innensenator in seinem Amt 
leistete,  sind  legendär.  Sie  führten  nicht  nur 
dazu, dass Schill sein Ansehen im Nu verspielte 
und die Regierungskoalition von der CDU nach 
eineinhalb Jahren vorzeitig beendet wurde, son-
dern ließen auch die eigene Partei und Fraktion 
von  ihrer  einstigen  Galionsfigur  Abstand  neh-
men. Das Auseinanderbrechen der Partei und ihr 
elektoraler Absturz bei der anschließenden Bür-
gerschaftswahl waren damit vorprogrammiert.2

2Während die Partei Rechtsstaatlicher Offensive ohne ihr 
Aushängeschild bei 0,9 Prozent der Stimmen stehen blieb, 
kam die Pro-DM-Partei, der sich Schill nach seiner Ver-
bannung aus der PRO angeschlossen hatte, immerhin noch 
auf 3,1 Prozent, die aber ebenfalls  das parlamentarische 
Aus bedeuteten. Der frühere Amtsrichter erklärte darauf-
hin seinen Rückzug aus der Politik und kündigte an, aus-
gerechnet  nach  Lateinamerika  auswandern  zu  wollen  – 
eine Weltregion also, in der Populisten traditionell einen 
starken Stand haben. So wie die PRO bewegt sich heute 
auch die nach ihrer Fusion mit der Pro-DM-Partei in „Of-

c) Rechtspopulistische Transformation einer 
bestehenden  Partei?  Das  Möllemann- 
“Projekt 18“ der FDP 

Das österreichische und Schweizer Beispiel zei-
gen,  dass  die  rechtspopulistische  Herausforde-
rung  nicht  nur  von  Neugründungen  ausgehen, 
sondern auch aus einer bereits bestehenden Par-
tei  heraus  erfolgen  kann.  Eine  heftige  Debatte 
darüber, ob dergleichen auch in der Bundesrepu-
blik möglich sei, entzündete sich in Publizistik 
und  Wissenschaft  ausgerechnet  im  Wahljahr 
2002.  Anlass  war  das  vom  stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden  der  Freien  Demokraten, 
Jürgen W. Möllemann, konzipierte „Projekt 18“, 
das der FDP neue Wählerschichten erschließen 
und  aus  ihr  eine  liberale  Volkspartei  machen 
sollte.  Der  Verdacht,  Möllemann  wolle  dieses 
Ziel  mittels  eines  rechtspopulistischen  Kurs-
wechsels erreichen, wurde durch Interviewäuße-
rungen genährt, die mit der israelischen Besat-
zungspolitik in Palästina hart ins Gericht gingen. 
Möllemanns harsche Kritik an dem Mitglied des 
Zentralrats  der  Juden  in  Deutschland,  Michel 
Friedman,  der  Israel  gegen  die  Vorwürfe  in 
Schutz genommen hatte, erweckte den Eindruck, 
der FDP-Politiker würde gezielt mit antisemiti-
schen Klischees spielen. In das Bild einer rechts-
populistischen  Wende  schien  auch  die  Person 
von Möllemanns nordrhein-westfälischen Wahl-
kampfberater, Fritz Goergen, zu passen, der aus 
Österreich stammte und den Aufstieg der FPÖ 
unter Jörg Haider vor Ort gründlich studiert hat-
te (Funke/Rensmann 2002).

Aus der nüchternen Sicht des Parteienforschers 
lässt sich die Parallele zur FPÖ allerdings nicht 
erhärten. Zum einen war es bekannt, dass Mölle-
mann in der Nahostfrage als „Überzeugungstä-
ter“  auftrat,  der  aus  seinem  pro-arabischen 
Standpunkt  nie  einen Hehl  gemacht  hatte.  Die 
Attacken  auf  Friedman  entsprangen  insofern 
nicht einer langfristig vorgeplanten rechtspopu-
listischen Strategie, sondern trugen eher sponta-
nen Charakter und waren ein Produkt von Möl-
fensive D“ umbenannte  Schill-Partei  am Rande der  Be-
deutungslosigkeit.  Für  die  geplante  Teilnahme  an  den 
Wahlen zum Europäischen Parlament im Juni 2004 gelang 
es ihr noch nicht einmal, die nötige Zahl von Unterschrif-
ten beizubringen. 
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lemanns  impulsivem  Charakter.  Zum  anderen 
stellt sich die Frage nach den mit den inkrimi-
nierten  Aussagen  angeblich  verbundenen  Ab-
sichten.  Wenn  Möllemann  tatsächlich  eine 
rechtspopulistische Kursänderung der FDP ver-
folgt  hätte,  war  der  Antisemitismus  dafür  das 
denkbar ungeeignetste Thema. Populisten müs-
sen, wenn sie in der Bundesrepublik Erfolg ha-
ben wollen, einer Stigmatisierung als rechtsex-
trem unter allen Umständen entgehen! Weil Ro-
nald Schill diese Lektion in Hamburg beherzig-
te, konnte er seine politischen Gegner offensiv 
angehen. Möllemann hatte sich durch die unbe-
dachten Äußerungen demgegenüber ohne Not in 
die Defensive gebracht und dadurch das Funda-
ment seines eigenen ‚Projekts 18’ untergraben. 
Bis heute gibt es Rätsel auf, wie ein so erfahre-
ner Politiker die Gebote der politischen Korrekt-
heit so leichtfertig übertreten konnte.

Eine  erfolgversprechende  rechtspopulistische 
Strategie hätte neben einer konsequenten Anti-
Establishment-Orientierung vor  allem die  The-
matisierung  des  Zuwanderungsproblems  erfor-
dert.  Dafür  fanden  sich  jedoch  weder  in  den 
mündlichen Stellungnahmen Möllemanns, noch 
in dessen Anfang 2003 vorgelegter Streitschrift 
„Klartext“  Anhaltspunkte  (Möllemann  2003). 
Zudem bleibt fraglich, ob eine programmatische 
Neuausrichtung  in  den  eigenen  Reihen  durch-
setzbar gewesen wäre. Eine Anti-Establishment-
Orientierung würde die notorische Regierungs-
partei FDP ihrem Wählerpublikum glaubwürdig 
nicht vermitteln können. Und für eine restriktive 
Politik in Sachen Einwanderung und Multikultu-
ralismus gibt es bei den Liberalen heute keine 
ideologische  Basis  mehr,  nachdem  die  Partei 
ihre nationalen Traditionen, die in den fünfziger 
Jahren noch eine wichtige Rolle spielten, weit-
gehend  abgeschüttelt  hat.  Das  ruhmlose  Ende 
des ‚Projekts  18’  hat  gezeigt,  dass  es  in  einer 
durch  und  durch  bürgerlichen  Partei  wie  der 
FDP, die zum Teil immer noch Züge einer Ho-
noratiorenpartei trägt, nicht einmal möglich war, 
die Basis für eine gebremste populistische Stra-
tegie der Wähleransprache zu erwärmen. Inso-
fern  kam  es  für  die  Parteiführung  um  Guido 
Westerwelle  gewiss  nicht  ungelegen,  dass  sie 
die  Schuld  am  schwachen  Bundestagswahler-

gebnis  ganz  auf  Jürgen  Möllemann  abladen 
konnte. 

d) Populistische Konkurrenz von links: PDS 
und neue Linkspartei

Die Vereinigung der  beiden deutschen Staaten 
hat dazu geführt, dass sich nach 1990 eine wei-
tere Partei auf der Bundesebene etablieren konn-
te: die aus der DDR-Staatspartei hervorgegange-
ne  „Partei  des  Demokratischen  Sozialismus“ 
(PDS).  Unter  dem  Eindruck  der  schwachen 
Wahlergebnisse der SED/PDS in der unmittelba-
ren Nachwendezeit waren die meisten Beobach-
ter davon ausgegangen, dass die Postkommunis-
ten aus dem Parteiensystem über kurz oder lang 
wieder verschwinden würden. Dies bewahrheite-
te sich jedoch nicht. Stattdessen eilte die PDS in 
den neuen Bundesländern von Erfolg zu Erfolg 
und baute ihre  Wählerbasis  kontinuierlich aus. 
Heute genießt sie in der früheren DDR den Sta-
tus einer weithin anerkannten Volkspartei, deren 
Stimmenanteile nur knapp hinter denen von Uni-
on und SPD liegen.

Mit Blick auf Entstehungshintergrund, innerpar-
teiliche Heterogenität und ihre ambivalente Hal-
tung zum bestehenden demokratisch-marktwirt-
schaftlichen „System“ verbietet  sich eine Cha-
rakterisierung der PDS als durchweg extremis-
tisch oder linkspopulistisch (Gapper 2003). Den-
noch weist die Partei sowohl in ihren Agitations-
formen und Stilmitteln als auch in ideologisch-
programmatischer Hinsicht manche Ähnlichkei-
ten mit den systemoppositionellen Vertretern auf 
der  Rechten  auf  (Hartleb  2004).  Anti-elitärer 
Protestgestus, Medienwirksamkeit durch charis-
matische  Führung,  Sozialprotektionismus  und 
ressentimentgeladene Identitätspolitik  umreißen 
ihr Erfolgsrezept. Gleichzeitig gibt sich die PDS 
in  Ostdeutschland  als  pragmatische  Kraft,  die 
politisch mitgestaltet  und auf kommunaler und 
Landesebene  in  die  Regierungsverantwortung 
einbezogen ist.

Wahlanalysen zeigen, dass die von der PDS um-
worbenen Wähler großenteils derselben Gruppe 
der „Modernisierungsverlierer“ entstammen, aus 
der  auch  die  rechten  Vertreter  ihre  Unterstüt-
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zung schöpfen (Schoen/Falter 2005: 37 f.). Was 
diese  Wähler  zur  Stimmabgabe  motiviert,  ist 
ihre  tiefgehende Unzufriedenheit  mit  der  eige-
nen Lebenssituation und den dafür verantwort-
lich  gemachten  politischen  und  gesellschaftli-
chen  Verhältnissen.  Das  Vorhandensein  einer 
linken Protestalternative, die sich als Sachwalte-
rin des Ostens geriert, hat insofern die Erfolgs-
aussichten der Rechtsaußenparteien in den neu-
en Ländern begrenzt. Gänzlich im Zaum halten 
konnte die  PDS den Rechtsextremismus nicht, 
weil  sich  dessen  Potenzial  auch  aus  fremden-
feindlich  eingestellten  „Überzeugungswählern“ 
speist, die von den kulturell links angesiedelten 
Postkommunisten nur bedingt ansprechbar sind. 
Dass  dies  gelegentliche  Grenzüberschreitungen 
nicht ausschließt, haben Oskar Lafontaines Ein-
lassungen zur Zuwanderungspolitik im Bundes-
tagswahlkampf  2005  deutlich  gemacht,  die  in 
den eigenen Reihen auf  heftige Kritik  stießen. 
Tatsächlich dürfte der frühere SPD-Vorsitzende 
aber nicht falsch liegen, wenn er glaubt, dass die 
Erfolgsformel eines kulturalistisch unterfütterten 
Sozialprotests  keineswegs  nur  den  rechtspopu-
listischen Vertretern vorbehalten sein muss (De-
cker 2006: 22 ff.).

Auffällig bleibt, dass der linke Populismus der 
PDS eineinhalb  Jahrzehnte  lang  ausschließlich 
in  den  neuen  Ländern  reüssieren  konnte.  Wie 
sehr sich die reformorientierten Kräfte um Gre-
gor  Gysi  und  Lothar  Bisky  auch  mühten,  die 
Postkommunisten  in  der  alten  Bundesrepublik 
salonfähig zu machen, so wenig Erfolg war ih-
nen beschieden. Erst das Aufkommen einer neu-
en linken Kraft im Westen, die sich im Protest 
gegen die Sozial- und Arbeitsmarktreformen der 
SPD-geführten Bundesregierung unter dem Kür-
zel WASG (Wahlalternative für Arbeit und so-
ziale  Gerechtigkeit)  formierte,  sollte  die  PDS 
dem  lang  gehegten  Ziel  näher  bringen 
(Decker/Hartleb 2006: 208 ff.). Für das Zusam-
mengehen der beiden Gruppierungen und ihren 
anschließenden Erfolg bei  der  Bundestagswahl 
2005 erwies es sich gewiss als Glücksfall, dass 
sie mit Gregor Gysi und dem von der SPD zur 
WASG  gewechselten  Lafontaine  zwei  Front-
männer an der Spitze wussten, die die populisti-
sche Wähleransprache meisterhaft beherrschten. 

Wichtiger  war  jedoch,  dass  der  Zusam-
menschluss  auch  strategisch  eine  klassische 
„win-win“-Situation darstellte. Der PDS ermög-
lichte  die  Erweiterung  ihrer  Wählerbasis  nach 
Westen  eine  Stabilisierung  der  bundespoliti-
schen  Rolle.  Die  WASG profitierte  wiederum 
davon, dass sie von den im Osten fest etablierten 
Postkommunisten  gleichsam  „Huckepack“  in 
den Bundestag hineingetragen wurde, was sie im 
Alleingang kaum geschafft hätte.

Das elektorale Vakuum, das durch die vermeint-
liche  Hinwendung  der  Sozialdemokratie  zum 
neoliberalen  Mainstream  entstanden  ist,  die 
Weigerung der SPD, auf der Bundesebene mit 
den Postkommunisten  zu kooperieren,  und die 
gleichzeitige  Schwäche  des  Rechtspopulismus 
und -extremismus bieten der zur Linkspartei mu-
tierten  PDS  auch  künftig  gute  Gelegenheiten. 
Ob sie diese nutzen kann, hängt – wie bei den 
rechtspopulistischen Akteuren – in erster Linie 
von  ihr  selber  ab.  Von  der  Klärung  der  Füh-
rungsfrage (nach dem absehbaren Rückzug Gy-
sis und Lafontaines) über die kulturellen Menta-
litätsunterschiede zwischen der eher idealistisch 
gesinnten WASG im Westen und der sich prag-
matisch gebenden PDS im Osten bis hin zu den 
traditionell vorhandenen Richtungskonflikten in-
nerhalb der PDS gibt es hier so viele Unwägbar-
keiten und Fallstricke, dass eine gesicherte Pro-
gnose  kaum möglich  scheint.  Der  Platzvorteil, 
den der  linke  gegenüber  dem rechten Populis-
mus genießt, dürfte im deutschen Parteiensystem 
jedoch noch einige Zeit bestehen bleiben

5.) Perspektiven  des  Rechtspopulismus  in 
der Bundesrepublik

In  Zeiten  hoher  Arbeitslosigkeit,  struktureller 
Krisen, der Zukunftsangst und des allgemeinen 
Pessimismus entsteht  der  Nährboden,  auf  dem 
rechts-  und linkspopulistische Formationen ge-
deihen können. Dies gilt  auch in Deutschland, 
wo sich das Parteiensystem bislang durch eine 
vergleichsweise  hohe  Stabilität  ausgezeichnet 
hat. Manche Autoren führen den fehlenden Er-
folg (rechts)populistischer Parteien in der Bun-
desrepublik darauf zurück, dass der Populismus 
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hierzulande  sowohl  in  den  etablierten  Parteien 
als auch im Mediensystem (BILD-Zeitung) eine 
feste  Größe  sei.  Tatsächlich  verleitete  das  Su-
chen nach Sündenböcken für die schlechte Wirt-
schaftslage im Jahr 2005 nicht nur die Linkspar-
tei um Gregor Gysi und Oskar Lafontaine, son-
dern  auch  Politiker  der  Mainstream-Parteien 
dazu, sich in populistischer Stimmungsmache zu 
üben.

In  der  Bundesrepublik  mangelt  es  denn  auch 
keineswegs an der Mobilisierbarkeit für die typi-
schen  rechtspopulistischen  Themen  –  von  der 
Einwanderungspolitik über die Kriminalitätsbe-
kämpfung bis hin zur Kritik an der Europäischen 
Union. Diese wurden von den Mainstream-Par-
teien in der Vergangenheit aber soweit neutrali-
siert  oder  durch  eigene  Positionen  abgedeckt, 
dass für die potenziellen Herausforderer wenig 
Raum blieb. Darüber hinaus waren und sind die 
rechtspopulistischen Parteien in Deutschland mit 
zwei  weiteren  Hemmnissen  konfrontiert.  Zum 
einen agieren sie in einem aufgrund der natio-
nalsozialistischen  Vergangenheit  höchst  emp-
findlichen öffentlichen und medialen Umfeld, in 
dem sie leicht stigmatisiert werden können. Zum 
anderen haben sie mit gravierenden organisatori-
schen  Problemen  zu  kämpfen,  die  durch  das 
Vorhandensein  einer  charismatischen  Führerfi-
gur  allenfalls  kurzzeitig  überwunden  werden 
können. Auch an einer solchen Führerfigur hat 
es bezeichnenderweise bis zuletzt gefehlt. 

Rosiger stellen sich im Vergleich dazu die Per-
spektiven des linken Populismus dar, der seinem 
rechten Pendant  in  Deutschland heute mindes-
tens dreierlei voraus hat. Erstens profitiert er von 
den  charismatischen  Eigenschaften  und  Bega-
bungen seiner beiden Hauptmatadore Gysi und 
Lafontaine.  Zweitens  verfügt  er  durch  die  in 
Ostdeutschland  gesellschaftlich  fest  verankerte 
und organisatorisch bestens vernetzte PDS über 
genügend Ressourcen,  um im Wettbewerb  mit 
den anderen Parteien zu bestehen und den bald 
erwarteten  Abgang  von  Gysi  und  Lafontaine 
aufzufangen. Und drittens leidet er nicht im sel-
ben Maße unter dem Problem der Stigmatisie-
rung. DDR-Vergangenheit und Extremismusver-
dacht  lasten zwar  bis  heute auf  der  PDS, sind 

aber  nicht  (mehr)  imstande,  die  Partei,  die  in 
Ostdeutschland fast  ein  Drittel  der  Wähler  er-
reicht,  auf  Dauer  zu  delegitimieren.  Dies  gilt 
umso mehr, als sich die PDS in ihrer ideologi-
schen  Gegnerschaft  zum  Rechtsextremismus 
scheinbar von niemandem überbieten lässt. Ge-
rade weil sie über den Faschismusverdacht in je-
der Hinsicht erhaben ist, kann es sich die Links-
partei relativ gefahrlos leisten, mit Themen und 
Methoden auf Stimmenfang zu gehen, die man 
normalerweise  dem  Rechtspopulismus  zu-
schreibt. 

Wie die PDS in den ostdeutschen Ländern ge-
zeigt hat, ist ein pragmatischer Kurs der Macht-
beteiligung durchaus möglich, ohne dass die po-
pulistische  Zugkraft  deshalb  schwinden  muss. 
Eine solche Gratwanderung setzt allerdings vor-
aus, dass die Partei auf der Bundesebene in der 
Oppositionsrolle verbleibt. Würde sie auch dort 
in  die  Regierungsverantwortung  einbezogen, 
wäre eine Fortsetzung der  jetzigen Linie  nicht 
mehr möglich. Die Linkspartei müsste dann von 
Positionen  abrücken,  denen  sie  ihre  populisti-
sche  Mobilisierungsfähigkeit  maßgeblich  mit-
verdankt.  Neben der Sozialdemokratie  könnten 
davon auch die bisher marginalisierten Rechts-
parteien profitieren. 
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Aktuelle Tendenzen und parteipo-
litische  Einflüsse im italienischen 
Verfassungsänderungsprozess

Andrea De Petris, Rom∗

Einführung

Die  jüngsten  Änderungsversuche  der  Italieni-
schen Verfassung zeigen zwei Aspekte, die der 
auf sie bezogenen vorherrschenden Rechtslehre 
zu widersprechen scheinen.

Erstens widerspricht der seit ungefähr 15 Jahren 
in der italienischen politischen Szene bekannte 
Anspruch,  grundsätzliche  und  umfangreiche 
Teile der Verfassung zu revidieren, denjenigen, 
die  das  im  Artikel  138  vorgesehene  Verfas-
sungsänderungsverfahren1 immer nur als geeig-
netes Instrument für einzelne Anpassungen der 
Verfassung interpretierten2.

* Der Autor ist wissenschaftlicher Assistent an der Univer-
sität LUISS – G. Carli in Rom.
1 Der Artikel 138 der italienischen Verfassung lautet: “Ge-
setze zur Änderung der Verfassung und sonstige Verfas-
sungsgesetze werden von den Kammern mit jeweils zwei 
Abstimmungen, zwischen denen mindestens drei Monate 
liegen müssen, angenommen.
Verfassungsänderungsgesetze  und  sonstige  Verfassungs-
gesetze sind dann zum Volksentscheid zu bringen, wenn 
binnen  drei  Monaten  nach  ihrer  Veröffentlichung  ein 
Fünftel der Mitglieder einer Kammer oder fünfhunderttau-
send Wähler oder fünf Regionalversammlungen dies be-
gehren.  Das zum Volksentscheid gebrachte Gesetz wird 
nur dann verkündet, wenn es die Zustimmung der Mehr-
heit  aller  gültig  abgegebenen  Stimmen  erhalten  hat.
Einem Volksbegehren wird nicht stattgegeben, wenn das 
Gesetz bei der zweiten Abstimmung in den Kammern die 
Zustimmung von jeweils zwei Dritteln der Mitglieder er-
halten hat.“
2 Für eine ausreichende Zusammenfassung der Rechtsleh-
re über das Verfassungsänderungsverfahren s. Ferri, G., Il 
referendum nella revisione costituzionale, Cedam, Padova 
2001, vor allem S. 125-191.

Zweitens  hat  die  herrschende  Rechtslehre  die 
Revisionsprozedur der Verfassung stets so aus-
gelegt, dass sie nicht nur den Parteipolitischen, 
sondern auch den im weitesten Sinn des Wortes 
politischen Minderheiten eine Möglichkeit  bie-
tet,  die  Verabschiedung  der  Verfassungsände-
rung zu verhindern und eventuell sogar zu ver-
meiden, vor allem durch die Initiative des Ver-
fassungsreferendums.  Die  neuesten  Anwen-
dungsversuche  der  Verfassungänderungsproze-
dur  zeigen  dagegen,  dass  das  zur  Gewährleis-
tung der Minderheiten ursprünglich konzipierte 
Verfahren  vielmehr  von denselben  Mehrheiten 
verwendet wird, die die konstitutionellen Ände-
rungen befürworten. Dies hat notwendigerweise 
den  Charakter  der  darauf  bezogenen  verfas-
sungsrechtlichen  Instrumente  verwandelt  und 
gewiss  die  Fähigkeit  der  italienischen  Verfas-
sungsordnung beeinflusst, sich an die Bedürfnis-
se  der  aktuellen  sozialen,  wirtschaftlichen  und 
politischen Lage angemessen anzupassen.

Diese  Arbeit  bietet  eine  Analyse  der  obenge-
nannten Themen: Nach einer genauen Beschrei-
bung des in der italienischen Verfassung vorge-
sehenen  Änderungsverfahrens  werden  deshalb 
die neuesten Modifikationsversuche der Verfas-
sung - vor allem des letzten im Juni 2006 durch 
Volksentscheid  abgelehnten  Änderungsentwur-
fes - kurz zusammengefasst. Im dritten Teil des 
Artikels wird beschrieben, wie die innerhalb der 
Verfassungsänderungen  ursprüngliche  Gewähr-
leistungen  zugunsten  der  Minderheiten  schritt-
weise als überwiegend plebiszitäre Instrumente 
sich verwandeln. Damit wollen – vor allem die 
parteipolitischen - Befürworter einer Reform der 
Verfassung ohne  über  eine  qualifizierte  Mehr-
heit  im  Parlament  zu  verfügen,  ihre  Entwürfe 
durch eine unmittelbare Entscheidung der Wahl-
berechtigten  legitimieren  wollen.  Schließlich 
werden einige Vermutungen über die zukünfti-
gen Entwicklungen der Verfassungsänderung in 
Italien dargestellt.

1. Die Verfassungsänderungsprozedur 

Die Regulierung der Verfassungsänderungspro-
zedur ist im Art.  138 der Italienischen Verfas-
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sung  beschrieben3.  Es  handelt  sich  um  einen 
sehr  komplexen  und  viel  diskutierten  Prozess, 
der aus mehreren unterschiedlichen Phasen be-
steht. 

a) Wie  beim  ordentlichen  Gesetzgebungspro-
zess, liegt die Diskussions- und Annahmephase 
beim Parlament. D.h. - abgesehen von der Her-
kunft des Verfassungsgesetzentwurfes - darf die 
Diskussion und die eventuelle Abstimmung im-
mer  nur  bei  dem  Abgeordnetenhaus  und  dem 
Senat des  italienischen Zweikammerparlaments 
stattfinden. Jede Kammer muss zweimal über je-
den Änderungsentwurf abstimmen: Zuerst  über 
jeden  Artikel  des  Entwurfes  und  danach  über 
den ganzen Änderungsvorschlag. Bei der zwei-
ten  Abstimmung darf  jede  Kammer  daher  nur 
das Gesetz als Ganzes annehmen oder ablehnen, 
aber keinesfalls ändern. Die zweite Abstimmung 
darf  jedoch erst  drei  Monate  nach  dem ersten 
Beschluss des Parlaments stattfinden.

b) Aus dem Verhältnis der Mehrheit, die im Par-
lament  zugunsten  des  Verfassungsgesetzent-
wurfs erreicht wird, ergeben sich unterschiedli-
che Folgen:

b.1.) sollte eine qualifizierte Mehrheit (mindes-
tens  2/3  der  wahlberechtigten  Abgeordneten 
bzw.  Senatsmitglieder)  für  die  Änderung  der 
Verfassung stimmen,  ist  diese  endgültig  ange-
nommen  und  wird  gesetzesgemäß  verabschie-
det;

b.2.) sollte nur die absolute Mehrheit der wahl-
berechtigten  Mitglieder  beider  Kammern  sich 
dafür aussprechen, kann innerhalb von drei Mo-
naten nach der Billigung der Verfassungsände-
rung ein sog. „Verfassungsreferendum“ initiiert 
werden.

c)  Das  Verfassungsreferendum  darf  allerdings 
nur von bestimmten Kategorien politischer Sub-
jekte eingeleitet werden:

3 Für  eine  ausführliche Kommentierung des  Art.  138 s. 
Groppi,  T.,  La Revisione della Costituzione.  Commento 
all’art.  138,  in:  Bifulco/Celotto/Olivetti,  Commentario 
della Costituzione, vol. III, UTET, Torino 2006, mit wei-
teren Hinweisen auf die Literatur über das Verfassungsän-
derungsverfahren.

c.1.) 1/5 der Mitglieder des Abgeordnetenhauses 
bzw. des Senats;

c.2.) 500.000 Wahlberechtigten;

c.3.) 5 Regionalparlamenten.

Sollte die einfache Mehrheit der wahlberechtig-
ten  Bürger  für  den  Änderungsentwurf  abstim-
men, ist die Verfassungsreform ebenfalls ange-
nommen und wird wie nach einem Parlaments-
beschluss regelmäßig verabschiedet;  sollte  sich 
die  einfache  Mehrheit  der  Wähler  gegen  den 
Entwurf  aussprechen,  ist  der  Änderungsvor-
schlag endgültig abgelehnt. Entscheidend ist je-
denfalls nur der Wille der abgegebenen gültigen 
Stimmen: Im Gegensatz zu dem Volksentscheid 
über einfache Gesetze4,  sieht nämlich das Ver-
fassungsreferendum kein Teilnahmequorum vor.

2. Die  Eigenschaften  des  Verfassungsrefe-
rendums

Das innerhalb des Verfassungsänderungsprozes-
ses  eventuell  vorgesehene  Verfassungsreferen-
dum muss einigen genau festgelegten Kriterien 
entsprechen.

Damit  ein  solcher  Volksentscheid  stattfindet, 
müssen,  wie  erwähnt,  notwendigerweise  zwei 
Bedingungen  erfüllt  werden:  Erstens  müssen 
sich die zwei Kammern des italienischen Parla-
ments  in  der  zweiten  Abstimmung  über  einen 
Verfassungsänderungsentwurf mit der absoluten 
Mehrheit  ihrer  Mitglieder  dafür  aussprechen: 
eine qualifizierte Mehrheit schließt dagegen die 
Volksbefragung aus. Zweitens muss mindestens 
eines der drei obengenannten berechtigten Sub-
4 Vgl. Art. 75 Ital. Verfassung: “ Die Außerkraftsetzung 
eines Gesetzes oder einer gesetzesvertretenden Maßnahme 
mit  Gesetzeskraft  oder  eines  Teiles  derselben  ist  zum 
Volksentscheid zu bringen, wenn dies von fünfhunderttau-
send Wählern oder von fünf Regionalversammlungen ver-
langt wird.  […]  Anspruch auf Teilnahme an Volksab-
stimmungen hat jeder zur Wahl der Abgeordnetenkammer 
berechtigte Bürger.
Der zum Volksentscheid gebrachte Vorschlag gilt dann als 
angenommen, wenn die Mehrheit der Stimmberechtigten 
an der Volksabstimmung teilnehmen und die Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen erreicht wird. Das Verfahren 
zur  Durchführung  eines  Volksentscheids  regelt  ein  Ge-
setz.”.

21



Aufsätze De Petris - Tendenzen u. Einflüsse im ital. Verfassungsänderungsprozess MIP 2006 13. Jahrgang 

jekte das Referendum rechtzeitig einleiten: Mit 
anderen Worten, wenn keines von ihnen inner-
halb von drei  Monaten nach dem zweiten Be-
schluss des Parlaments es verlangt, darf kein Re-
ferendum stattfinden.

Der Grund dieser Prozedur ist grundsätzlich ein-
deutig: Man wollte am Ende des Verfassungsän-
derungsprozesses noch eine Möglichkeit geben, 
eine direkte - und endgültige - Entscheidung des 
Volkes  herbeizuführen.  Diese  Möglichkeit  be-
steht aber nicht für jeden,  sondern nur einigen 
politischen Gliederungen,  und das  auch nur  in 
einem bestimmten Maße. Genauer betrachtet, er-
laubt die im Art. 138 beschriebene Prozedur nur 
einer  Minderheit  von  Parlamentsabgeordneten, 
Wahlberechtigten  oder  Regionalparlamenten, 
ein Verfassungsreferendum zu initiieren: Infol-
gedessen  hat  die  herrschende  Rechtslehre5 die 
erwähnte Norm so ausgelegt, dass nur Minder-
heiten  das  parlamentarische  Verfassungsände-
rungsverfahren – falls dies mindestens die Un-
terstützung der absoluten Mehrheit von den Par-
lamentsmitgliedern  bekommt  -  per  Volksent-
scheid  unterbrechen  dürfen.  Entscheidend  für 
diese Schlussfolgerung ist vor allem die Masse 
der  berechtigten  Subjekte:  1/10  der  Mitglieder 
einer  Kammer,  500.000 Wähler oder  5 Regio-
nalparlamente stellen  gegenüber  630 Abgeord-
neten  bzw.  315  Senatsmitgliedern,  47.160.244 
Wahlberechtigten6 oder 20 regionalen Volksver-
tretungen in der Tat eine Minderheit innerhalb 
der entsprechenden Kategorie dar.

5 Für  eine Rekonstruktion der  Debatte  über das  Verfas-
sungsreferendum bei der verfassungsgebenden Versamm-
lung s. Ferri, G., Il referendum nella revisione costituzio-
nale, a.a.O., S. 3-123. Für eine Zusammenfassung der  un-
terschiedlichen rechtswissenschaftlichen  Stellungnahmen 
s. Panunzio S.P., Riforme costituzionali e referendum, in: 
Luciani, M./Volpi,  M.,  Referendum.  Problemi teorici ed 
esperienze costituzionali,  Laterza, Bari  1992, S. 77-120; 
Busia, G., Il referendum costituzionale fino al suo debutto: 
storia di un „cammino carsico“ di oltre cinquant’anni, in: 
Nomos, 2/2003, S. 27-114.
6 Bei  der  letzten  Parlamentswahl  vom 9.  und 10.  April 
2006 durften 47.160.244 und 43.062.020 italienische Bür-
ger für die Abgeordnetenkammer und den Senat  jeweils 
abstimmen  (Quelle:  Italienisches  Innenministerium, 
6.4.2006).

Die verfassunggebende Versammlung ging dem-
zufolge davon aus,  dass eine Abweichung von 
dem für die Modifikation der italienischen Ver-
fassung vorgeschriebenen „ordentlichen“ parla-
mentarischen Verfahren – das zwangsläufig eine 
ausdrückliche  zustimmende  Mehrheiten  von 
Parlamentsmitgliedern verlangt – nur durch die 
Initiative einer Minderheit erfolgen könnte. Des-
wegen ist diese im Art. 138 enthaltene Regelung 
immer als Regelung zum Schutz der Minderhei-
ten betrachtet worden, die bis zum letzten Mo-
ment des Verfahrens in der Lage sein sollten, die 
Stimmung des Volkes über eine von der Mehr-
heit der politischen Kräfte schon vereinbarte Än-
derung der Verfassung einzuholen.

Wie von der Rechtslehre mehrmals betont wur-
de, sei aus diesem Grund die Referendumsinitia-
tive als  Versuch zur Konservierung der  Verfas-
sung eines bedeutenden Teils  der Wahlberech-
tigten – egal ob dank einem direkten organisier-
ten Bürgereinsatz oder durch eine mittelbare von 
nationalen  bzw.  regionalen  Volksvertretern 
durchgeführte  Aktion  -  gegen den  Reformvor-
schlag der Parlamentsmehrheit  ursprünglich zu 
betrachten7. Mit anderen Worten besäße der ita-
lienische  Verfassungsvolksentscheid  den  Cha-
rakter  einer  oppositionellen  Waffe  gegen  die 
Pläne der  nach einer  Modifikation der  Grund-
normen strebenden parteipolitischen Mehrheit8. 
Um das Risiko einer Ablehnung der Änderungs-
projekte durch das Volk zu umgehen, müssten 
sich deshalb die Fraktionen im Laufe der parla-
mentarischen Debatte in den zwei Kammern auf 
einen so umfassend wie möglich befürworteten 
Reformentwurf  einigen.  Damit  wäre  die  beste 
Voraussetzung  erreicht,  um  das  Änderungsge-
setz mit einer qualifizierten Mehrheit im Parla-
ment  zu  verabschieden  und  die  „Volksent-
scheidswaffe“  der  Opposition(en)  endgültig  zu 
entschärfen.

7 So beispielsweise Guarino, G., La revisione della Costi-
tuzione – Il referendum, in: Rassegna di Diritto Pubblico, 
1948, S. 130 f.
8 Vgl. Sergio P. Panunzio, dessen Schlussfolgerung darü-
ber  lautet:  “Se  non  c’è  dissenso  non  c’è  referendum“ 
(Ohne Widerspruch kein Referendum), s. Panunzio, S.P., 
Riforma  delle  istituzioni  e  partecipazione  popolare,  in: 
Quaderni costituzionali, 3/1992, S. 551-568 (556).

22



MIP 2006 13. Jahrgang De Petris - Tendenzen u. Einflüsse im ital. Verfassungsänderungsprozess Aufsätze

3. Der Inhalt  der  letzten  Verfassungsände-
rungsversuche

Zwischen 2001 und 2006 erfolgten zwei bedeu-
tende Versuche, die italienische Verfassung we-
sentlich zu modifizieren.  In  beiden Fällen war 
der zweite Teil der Verfassung („Ordnung der 
Republik“) betroffen,  wenn auch in  wesentlich 
unterschiedlichem Umfang.

Im ersten Fall handelte es sich um eine Ände-
rung der Kompetenzverteilung zwischen staatli-
chen, regionalen und lokalen Institutionen9. Der 
Verfassungsgesetzentwurf, der mit dem Ziel ei-
ner  „Quasi-Föderalisierung“  der  italienischen 
politischen  Ordnung  eine  deutliche  Verbesse-
rung  der  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungsbe-
fugnisse von Regionen und Gemeinden vorsah10, 
wurde im Laufe der XIII. Legislaturperiode von 
der damaligen Regierung beschlossen und kurz 
vor der Parlamentswahl im April 2001 mit der 
absoluten Mehrheit der Volksvertreter von bei-
den Kammern verabschiedet. Die Wahl brachte 
einen  Mehrheitswechsel,  und  die  neue  Regie-
rung beantragte  gleich  ein Verfassungsreferen-
dum über die von ihr äußerst umstrittene Ände-
rung der Verfassungsnormen. Auch die Opposi-
tion, die, wie gesagt, als Regierungsmehrheit in 
der vorherigen Legislaturperiode die Reform ge-
schaffen  hatte,  verlangte  das  Gleiche  mit  dem 
strategischen Ziel, durch ein positives Ergebnis 
bei  dem  Volksentscheid  die  Verfassungsände-
rung zu legitimieren. 

Das  von  beiden  Seiten  des  Parlaments  er-
wünschte Verfassungsreferendum fand schließ-
lich  am 7.  Oktober  2001  statt:  Dabei  nahmen 
34,1  Prozent  der  Wahlberechtigten  an  teil.  Es 

9 S. Legge Costituzionale 3/2001, veröffentlicht in Gazzet-
ta Ufficiale nr. 248, 24.10.2001. Über die Verbindungen 
zwischen Dezentralisierung der politischen Kompetenzen 
und Verfassungsänderungsverfahren s. Ridola, P., Il prin-
cipio di  sussidiarietà  e  la  forma di  Stato di  democrazia 
pluralista, in: Cervati, A.A./Panunzio, S.P./Ridola, P., Stu-
di sulla riforma costituzionale. Itinerari e temi per l’inno-
vazione costituzionale in Italia, Giappichelli, Torino 2001.
10 Ausführlich darüber s. Grasse, A., Italien - Ein Bundes-
staat in der Entstehung oder: Föderalisierung als Moderni-
sierungspolitik, in: Michael Piazolo/Jürgen Weber (Hrsg.), 
Föderalismus - Leitbild für die Europäische Union?, Ol-
zog, München 2004, S. 200 - 249.

sprachen sich 64,2 Prozent der abgegebenen gül-
tigen  Stimmen11 für  die  Beibehaltung  der  Re-
form aus.

Nach  der  Niederlage  kündigte  die  Regierung 
eine neue Reform an,  die  die  Verfassung tief-
greifend  umwandeln  sollte12.  Die  Verfassungs-
änderung sah Folgendes vor:

a) Abschaffung des sog. „perfekten Bikameralis-
mus“. Das Abgeordnetenhaus, dessen Sitze von 
630 auf 518 reduziert wurden, behielt allein die 
ordentliche  Gesetzgebungskompetenz  in  den 
meisten Bereichen, während der Senat, jetzt in 
„föderalistischen  Senat  der  Republik“  umbe-
nannt, mit 252 anstatt 315 Mitgliedern eine ef-
fektive Repräsentanz der Regionen auf nationa-
ler Ebene gewährleisten sollte. Um eine unmit-
telbare Verbindung zwischen staatlicher und re-
gionaler Vertretung zu garantieren, wurde eine 
gleichzeitige  Wahl  von  Senat  und  regionalen 
Parlamenten vorgesehen -  mit  der alles andere 
als unerheblichen Folge, dass jede Regionalwahl 
eine Änderung in der Mehrheit des Senats verur-
sachen könnte.

b)  Umgestaltung  der  Gesetzgebungsbefugnis: 
Neben einer exklusiven Kompetenz des  Abge-
ordnetenhauses über die Gesetze, die eine abso-
lute Zuständigkeit des Staates vorsehen, musste 
der Senat die Gesetzentwürfe über die Grundsät-
ze  in  jenen  Bereichen verabschieden,  die  eine 
Konkurrenz zwischen staatlicher und regionaler 
Gesetzgebungskompetenz  brachten.  Materien 
von  besonderer  Relevanz  verlangten  immer 
noch  einen  Beschluss  von  beiden  Kammern: 
Sollten sie jedoch dazu nicht in der Lage sein, 
nach  der  ersten  Lesung  einen  identischen  Ge-
setzentwurf  zu  verabschieden,  kann  von  ihren 
Vorsitzenden eine Kommission aus 30 Abgeord-
neten und 30 Senatsmitgliedern einberufen wer-
den, die einen Kompromiss über einen gemein-
samen Text des Gesetzes erreichen sollten.

11 In Ziffern: jeweils 16.843.420 und  10.433.574 Bürger. 
Quelle: Italienisches Innenministerium.
12 Für eine detaillierte Analyse der Verfassungsreform s. 
Grasse, A., Im Süden viel Neues. Italienische Staats- und 
Verfassungsreformen am Scheideweg zwischen Moderni-
sierung und Gefährdung der Demokratie, Ibidem Verlag, 
Stuttgart 2004.
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c) Umstellung des Verfassungsänderungsverfah-
rens: Das Verfassungsreferendum, das nach Art. 
138  nur  bei  der  Verabschiedung einer  Verfas-
sungsänderung mit absoluter Mehrheit der Parla-
mentsmitglieder möglich ist, sollte auch bei ih-
rer  Zustimmung  durch  2/3  der  Volksvertreter 
aufrufbar werden.

d) Stärkung des Ministerpräsidenten: Der Regie-
rungschef sah seine Führungsrolle der Exekutive 
deutlich  gefestigt.  Er  sollte  beispielsweise  die 
allgemeine politische Linie der Regierung „be-
stimmen“ und nicht mehr „leiten“ sowie die Ein-
heit  des  Regierungs-  und  Verwaltungskurses 
„versichern“ statt „halten“. Er durfte außerdem 
die einzelnen Minister ernennen und abberufen, 
ursprünglich eine Kompetenz des Republikpräsi-
denten.

e) Änderung des Vertrauensverhältnisses: Nach 
der Reform betraf es nur das Abgeordnetenhaus 
und nicht mehr den neu gestalteten „föderalisti-
schen“ Senat.

f) Verwandlung der Auflösungsgewalt des Ab-
geordnetenhause:. Die „Camera dei Deputati“ – 
anders als der Senat – wurde gesetzmäßig immer 
noch von dem Republikspräsidenten  aufgelöst, 
aber nur auf offiziellen Antrag des Ministerprä-
sidenten. Mit anderen Worten lag die effektive 
Auflösungskompetenz  des  Parlaments  nicht 
mehr bei dem Staats-, sondern bei dem Regie-
rungschef.

g)  Einführung des „konstruktiven Misstrauens-
votums“: Das  Abgeordnetenhaus  konnte  den 
Ministerpräsidenten durch passenden Antrag un-
ter  zwei  Bedingungen  ersetzen:  Dem  Antrag 
musste Mehrheit der wahlberechtigten Abgeord-
neten zustimmen.

h) Veränderung der Vertrauensfrage: Der Minis-
terpräsident durfte die Vertrauensfrage im Parla-
ment  stellen:  ihre  Ablehnung  sah  aber  den 
zwangsläufigen Rücktritt des Abgeordnetenhau-
ses vor, während nach der ursprünglichen Ver-
fassungsregelung das Parlament bei der Zurück-
weisung  der  Vertrauensfrage  im  Amt  bleiben 
durfte.

i)  Umstrukturierung  der  Kompetenzverteilung 
zwischen Staat, Regionen und Gemeinden: Eini-

ge in der letzten Reform des „Titolo V“ nicht er-
wähnten  Befugnisse  wurden  der  exklusiven 
staatlichen  Gesetzgebung  zugeschrieben:  u.a. 
Währungspolitik und Arbeitssicherheit. Zugleich 
wurden nach dem sog. „Devolutionsprinzip“ ei-
nige Bereiche in der ausschließlichen Gesetzge-
bungskompetenz  der  Regionen eingeführt:  u.a. 
Gesundheitsorganisation, Schulordnung und -or-
ganisation, regionale und lokale Verwaltungspo-
lizei.

Wie zu erwarten war, konnte sich die Regierung 
bei der parlamentarischen Abstimmung über den 
Änderungsentwurf  nur  mit  einer  absoluten 
Mehrheit  durchsetzen13.  Infolgedessen  wurde 
von der Opposition gleich ein Verfassungsrefe-
rendum angekündigt,  das am 25. und 26.  Juni 
2006 stattfand.  Anders  als  im Jahr  2001 spra-
chen  sich  in  diesem Fall  bei  einer  Teilnahme 
von  53,7  Prozent  der  Wahlberechtigten  61,7 
Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen ge-
gen die verabschiedete Reform14, die demzufol-
ge abgelehnt wurde und nicht in Kraft getreten 
ist.

4. Die  Verwandlung  der  Rolle  des  Verfas-
sungsreferendums  in  den  letzten  Ände-
rungsverfahren

Eine Analyse der letzten Verfassungsänderungs-
versuche beweist in der Tat eindeutig, dass das 
Verfassungsreferendum  den  obengenannten 
Charakteristika nicht treu geblieben ist.

Schon bei den Zweikammerausschüssen, die im 
Jahr  1993  und  1997  einberufen  wurden15,  um 
nach  mehreren  gescheiterten  Versuchen  eine 
grundsätzliche Reform der Verfassung zu errei-
chen,  hat  man  eine  bemerkenswerte  Abwei-
chung von der ursprünglichen Regel registriert. 
Das Änderungsverfahren sah nämlich in beiden 
Fällen  einen  nicht  mehr  eventuellen,  sondern 
13 Für  eine  Zusammenfassung in  deutscher  Sprache  der 
Auseinandersetzung zwischen Regierung und  Opposition 
s. Grasse, A., Italienische Verhältnisse 2004. Kontinuität 
und  Wandel  im politischen  System der  „zweiten  Repu-
blik“, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35-36/2004.
14 Quelle: Italienischer Innenministerium.
15 S. Legge Costituzionale 1/1993 und Legge Costituzio-
nale 1/1997.
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zwangsmäßigen Verfassungsvolksentscheid vor, 
der unabhängig von dem Umfang der erreichten 
zustimmenden  Parlamentsmehrheit  unvermeid-
bar stattfinden musste.

Trotz des Versagens beider Parlamentsausschüs-
se hatte sich damit in der Praxis ein nicht mehr 
freiwilliges  oppositionelles sondern  zwangsmä-
ßiges  bestätigendes  Verfassungsreferendum  in 
der italienischen politischen Ordnung durchge-
setzt. Das bestätigten auch die Berichte über die 
späteren  Revisionsverfahren  der  republikani-
schen  Verfassung.  Wie  schon  beschrieben16, 
wurde über den 2001 erlassenen Änderungsent-
wurf  sowohl von der Opposition wie von der 
Mehrheit – selbstverständlich mit gegenseitigen 
Zielen - ein Volksentscheid eingeleitet. Dagegen 
wurde das Ende Juni 2006 durchgeführte Refe-
rendum offiziell  nur  von  den  parteipolitischen 
Gegnern der Verfassungsmodifikation verlangt: 
In der Tat setzte aber auch die damalige Mehr-
heit auf die Volksbefragung, um der umstritte-
nen Verfassungsänderung wieder eine plebiszi-
täre Legitimation zu geben.

Eine solche Abweichung von dem Urgeist  des 
Verfassungsreferendums kann nicht ohne Folge 
bleiben: Im Gegenteil ist damit eine erhebliche 
Verwandlung  des  verfassungsrechtlichen  Insti-
tuts  erreicht  worden, die  sich in  drei  entschei-
denden Punkten beschreiben lässt.

Erstens  ist  das  Referendum  aufgrund  seines 
Pflichtcharakters  kein  Gewährleistungsinstru-
ment der Minderheiten mehr, weil diese über die 
„Waffe“ der Volksabstimmung nicht mehr ver-
fügen:  Wenn  das  Referendum  in  jedem  Fall 
durchgeführt  wird,  besteht  an  ihm für  diejeni-
gen,  die  damit  Widerstand  gegen  das  Verfas-
sungsänderungsgesetz  leisten  wollten,  kein  In-
teresse mehr. Zweitens geht die Anregungsfunk-
tion des Volksentscheids zugunsten von weitge-
hend gebilligten Reformen verloren, weil jedes 
politische  Subjekt  weiß,  dass  auch  auf  diese 
Weise das Referendum nicht zu vermeiden ist. 
Dagegen, wird sich damit die Praxis von partei-
ischen Revisionsvorschlägen immer mehr durch-
setzen. Demzufolge werden drittens sich voraus-
sichtlich die Versuche mehren,  die Artikel der 
16 S. oben, Par. 3.

Verfassung  durch  partielle  Vereinbarungen  zu 
modifizieren,  ohne  das  ganze  parteipolitische 
und folglich gesellschaftliche Spektrum darin zu 
involvieren. Damit wird aber letztendlich sogar 
die Sicherheit der Verfassung aufs Spiel gesetzt, 
weil sowohl die politische Szene wie auch die 
Bevölkerung  sich  an  ständig  wiederholenden 
und  wenig  durchdachten  Verfassungsänderun-
gen gewöhnen könnten17.

Schlussfolgerung: Reformieren oder neu ge-
stalten?

Wie man ahnen kann, ist die gerade beschriebe-
ne  Verwandlung  des  Verfassungsreferendums 
letztendlich  keine  zufällige  Nebenwirkung  der 
neuesten  Entwicklungen  der  italienischen 
Rechtsordnung.  Vielmehr  stellt  dieses  Phäno-
men eine Tendenz dar, die mit der jüngsten poli-
tischen Geschichte Italiens eng verbunden ist. 

Zwischen Ende der 80er und Anfang der 90er 
Jahre des vergangenen Jahrhunderts wurde das 
italienische Parteiensystem von einer Art „Erd-
beben“ erschüttert und fast völlig zerstört. Aus 
unterschiedlichen Gründen verschwanden politi-
sche Kräfte, die gemeinsam die Geschichte der 
verfassungsrechtlichen  republikanischen  Ord-
nung  geschrieben  hatten18.  Den  nachfolgenden 
Parteien, die die Rolle der nicht mehr existieren-
den  politischen  Kräfte  übernahmen,  fehlte  vor 
allem Eines: Die Legitimation, die von der Teil-
nahme  an  der  Gründung  eines  neues  Verfas-
sungssystems  herrührt.  Dadurch  wurde  für  die 
parteipolitische  Ordnung  eine  Übergangsphase 
ausgelöst,  von  der  –  so  einige  Rechtslehrer  - 
noch kein Ende in Sicht ist19.

17 Vgl. Über diese Themen Panunzio, S.P., Il metodo e i li-
miti della revisione costituzionale, in: G. Azzariti/M. Vol-
pi (a cura di), Quale riforma della Costituzione? Atti del 
seminario sul progetto di revisione della Costituzione, in 
Quaderni del Dottorato di ricerca in diritto pubblico del-
l’Università  di  Perugia,   Giappichelli,  Torino  1999,  pp. 
323-346 (337))
18 S. darüber Scoppola., P., La Repubblica dei partiti. Evo-
luzione e crisi di un sistema politico (1945-1996), Il Mulino, 
Bologna 1997.
19 Vgl. u.a. Pombeni P., Transizione infinita o decadenza 
strisciante?, in: “Il Mulino”, 1/1999, S. 69-77; Pasquino, 
G., Il sistema politico italiano, Bonomia University Press, 
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Die  jüngsten  Verfassungsänderungsverfahren 
können demzufolge auch als Versuche der neu 
gegründeten Parteien angesehen werden, sich in 
der italienischen rechtspolitischen Szene zu eta-
blieren. Die von ihnen befürworteten Revisions-
prozeduren verfolgten daher vor allem das Ziel, 
ihre  angestrebte  (Wieder)Legitimierung  gegen-
über der Öffentlichkeit zu erreichen. Ob wieder-
holte  und  parteiische  Änderungen  der  Verfas-
sung das  geeignete  Mittel  für  eine  solche Ab-
sicht sind, scheint mehr als fragwürdig zu sein. 
Unbestreitbarer ist dagegen, dass solche Verfah-
ren die zentrale Rolle der Verfassung innerhalb 
der  rechtspolitischen  Ordnung  entkräften  kön-
nen. Der italienischen Verfassung droht dadurch 
die Gefahr, eine Mindestzusammensetzung von 
gemeinsam gebilligten Vorschriften und Grund-
sätzen  endgültig  zu  verlieren20.  Welche  Folge 
dies für die parteipolitischen und institutionellen 
Aussichten  Italiens  haben  könnte,  bleibt  noch 
offen.  Der  Ausgang  der  jüngsten  Wahlgänge 
und Verfassungsvolksentscheide scheint die hier 
beschriebenen Auffassungen durchaus zu bestä-
tigen. 

Bologna 2002.
20 Über das Risiko dieser  Perspektive s.  ausführlich die 
Beiträge in: RIPEPE E. - ROMBOLI R. (a cura di), Cam-
biare costituzione o modificare la Costituzione?, Giappi-
chelli, Torino, 1995.
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Bundestagsfraktion DIE LINKE.: 
Ein Auslaufmodell? 

Privatdozent Dr. Sven Hölscheidt, Berlin*

DIE LINKE. und die Homogenitätsklausel

Fliegt  die  Bundestagsfraktion  „DIE  LINKE.“ 
auseinander? So fragte vor kurzem eine Boule-
vardzeitung1. „Bundestag prüft Status der Links-
Fraktion“,  vermerkte  eine  seriöse  Zeitung2.  In 
der  Tat  hat  sich  der  Bundestagsausschuss  für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
am 29.06.2006 mit der Statusfrage im Wege der 
Selbstbefassung (§ 62 Abs. I S. 3 GOBT) aus-
einander gesetzt. Die Statusfrage hat folgenden 
Hintergrund: Die Fraktion DIE LINKE. besteht 
gegenwärtig aus 53 Mitgliedern3. 34 davon sind 
Mitglieder der Linkspartei.PDS, 12 gehören der 
WASG an,  4  haben eine Doppelmitgliedschaft 
und 7 sind parteilos4. Alle Abgeordneten haben 
auf der Liste der Partei „Die Linkspartei.PDS“ 
kandidiert.  Darauf  entfielen  8,7  %  der  Zweit-
stimmen5.  Die  so in  den Bundestag gewählten 
Abgeordneten haben die Fraktion DIE LINKE. 
gebildet. Dazu sieht § 10 Abs. 1 S. 1 GOBT vor: 
„Die  Fraktionen  sind  Vereinigungen  von min-

* Der Autor ist  Leiter des Fachbereichs Verfassung und 
Verwaltung  im  Deutschen  Bundestag.  Der  Beitrag  gibt 
ausschließlich seine persönliche Meinung wieder. Der ge-
prüften Rechtskandidatin Yüksel Erdil wird für wertvolle 
Unterstützung gedankt.
1 BZ, 09.03.2006.
2 Süddeutsche Zeitung, 10.06.2006.
3 Vom Beginn  der  16.  Wahlperiode  am 18.10.2005 bis 
12.02.2006 hatte  die  Fraktion ein weiteres Mitglied.  Zu 
diesem Zeitpunkt ist der Abgeordnete Gert Winkelmeier 
aus der Fraktion ausgeschieden und seitdem fraktionslos.
4 Amtliches  Handbuch  des  Deutschen  Bundestages  16. 
Wahlperiode,  hrsg.  vom  Deutschen  Bundestag,  Rhein-
breitbach 2006; eigene Recherchen.
5 3 Abgeordnete wurden in Berlin direkt gewählt. Amtli-
ches Handbuch des Deutschen Bundestages, 16. Wahlpe-
riode.

destens  fünf  vom  Hundert  der  Mitglieder  des 
Bundestages, die derselben Partei oder solchen 
Parteien angehören, die auf Grund gleichgerich-
teter politischer Ziele in keinem Land miteinan-
der im Wettbewerb stehen.“ Nun beabsichtigen 
die  Landesverbände  der  Parteien  WASG  und 
Linkspartei.PDS  bei  den  Landtagswahlen  am 
17.09.2006  in  Berlin  und  Mecklenburg-Vor-
pommern gegeneinander anzutreten. Daraus re-
sultiert die Frage: Entfällt der Status der Frakti-
on DIE LINKE., weil sie entgegen § 10 Abs. 1 
GOBT Mitglieder  hat,  die  Parteien angehören, 
die in zwei Ländern miteinander im Wettbewerb 
stehen? Die Homogenitätsklausel ist noch nicht 
eingehend  untersucht  worden6.  Sie  gehört  zur 
Geschäftsordnung des Bundestags. Damit ist sie 
ein untergeordneter Teil  des Problems „Frakti-
onsbildung“. Es ist in erster Linie mit Hilfe der 
Verfassung zu lösen.

Rechtscharakter  und  verfassungsrechtliche 
Verortung von Fraktionen

Fraktionen sind Organteile der Parlamente. Die-
ser Rechtscharakter ergibt sich aus dem Parla-
mentsrecht7.  Anders  als  die  Fraktionen  in  den 
meisten  Landesverfassungen,  sind  die  Fraktio-
nen des Bundestags im Grundgesetz nur beiläu-
fig erwähnt (Art. 53 a GG). Die Bundestagsfrak-
tionen  sind  dreifach  im  Grundgesetz  verortet. 
Diese Verortungen sind allerdings nicht gleich-
berechtigter  Natur,  sondern  von  einer  Bedeu-
tungshierarchie geprägt. Hauptsächlich sind die 
Fraktionen  auf  den  Abgeordnetenstatus  gemäß 
Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG gestützt. Alle Fraktions-
mitglieder  müssen  Bundestagsmitglieder  sein. 
Als Abgeordnetenzusammenschlüsse haben die 
Fraktionen  den  Abgeordnetenstatus  verinner-
licht. An zweiter Stelle folgt der Parteienrechts-
artikel  (Art.  21 GG).  Fraktionsmitglieder müs-
6 Zu dem hier diskutierten aktuellen Problem hat sich Jörn 
Ipsen geäußert: Erwerb und Verlust des Fraktionsstatus im 
Deutschen Bundestag, NVwZ 2006, S. 176 ff. außerdem 
gibt es ein unveröffentlichtes Gutachten der Bundestags-
verwaltung dazu; s. Der Spiegel, 20.2.2006. Die übrige äl-
tere Literatur wird im Folgenden verarbeitet.
7 Ausführlich Ausführlich Sven Hölscheidt, Das Recht der 
Parlamentsfraktionen,  Rheinbreitbach  2001,  S.  283  ff., 
322 ff.
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sen zwar rechtlich nicht unbedingt Parteimitglie-
der sein.  Rein tatsächlich sind sie  es aber  fast 
immer und das ist von der Rechtsordnung so ge-
wollt8.  Fraktionen  können  daher  ihren  Status 
mittelbar auch auf Art. 21 GG stützen. An letzter 
Stelle  ist  die  Geschäftsordnungsautonomie  zu 
nennen. Sie steht dem Bundestag als oberstem 
Verfassungsorgan gemäß Art. 40 Abs. 1 S. 2 GG 
zu. Darauf gestützt kann der Bundestag konkrete 
Vorgaben für die Fraktionsbildung machen. Es 
wäre  auch  möglich,  eine  Fraktion  zu  bilden, 
wenn die  GOBT dazu keine  Regelungen träfe 
oder es bei dem deklaratorischen Hinweis belie-
ße:  Die  Abgeordneten  können  Fraktionen  bil-
den9.

Fraktionsbildung

Die  Fraktionsbildung  ist  ein  Organisationsakt 
des  Parlamentsrechts.  Fraktionen  werden  von 
den Abgeordneten (ihren künftigen Mitgliedern) 
in Ausübung des Mandats gemäß Art. 38 Abs. 1 
S. 2 GG gebildet. Die Fraktionsbildung ist also 
das Ergebnis gleichgerichteter mindestens kon-
kludenter Willenserklärungen der Abgeordneten. 
„Die Bildung der Fraktionen hat ihre rechtliche 
Grundlage in Art. 38 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
der den einzelnen Mitgliedern des Bundestages 
das  individuelle  Recht  gibt,  sich  mit  anderen 
Abgeordneten  zu  einer  Fraktion  zusammenzu-
schließen  (BVerfGE  43,  142  [149];  70,  324 
[363]).“10 Ohne Zutun der betroffenen Abgeord-
neten  kommt keine Fraktion zustande. Verfas-
sungsrechtlich steht es also jedem Abgeordneten 
frei,  ob  er  sich  einer  Fraktion  anschließt.  Aus 
politischen  Gründen  wird  er  regelmäßig  Mit-
glied  der  Fraktion  „seiner“  Partei.  Das  ist  die 
Partei, auf deren Liste er kandidiert hat oder mit 
deren Unterstützung er in seinem Wahlkreis ge-
wählt worden ist. Das Nähere zur Fraktionsbil-
8 Heinrich G. Ritzel/Joseph Bücker/Hermann J. Schreiner, 
Handbuch für die Parlamentarische Praxis mit Kommentar 
zur Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages, Neu-
wied/Kriftel 2006, Vorbemerkung zu § 10 GOBT, Anm. 
II. 1.
9 Ausführlich Hölscheidt, Recht der Parlamentsfraktionen, 
S. 237 ff., 684 ff.
10 So die Begründung zur Novelle des Abgeordnetengeset-
zes, BT-Drs. 12/4756, S. 4.

dung  regelt  die  GOBT,  so  die  deklaratorische 
Bestimmung des § 45 AbgG11. Einschlägig darin 
ist der § 10 Abs. 1 S. 1 GOBT enthält die im 
deutschen Parlamentsrecht  üblichen  Vorausset-
zungen für die Fraktionsbildung12: Mindeststär-
ke und politische Homogenität. Wenn sich Ab-
geordnete  abweichend  von  §  10  Abs.  1  S.  1 
GOBT zusammenschließen, bedarf die Anerken-
nung als Fraktion der Zustimmung des Bundes-
tags (§ 10 Abs. 1 S. 2 GOBT). Diese Zustim-
mung  ist  für  den  Fraktionsstatus  konstitutiv, 
wenn die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 S. 1 
GOBT nicht vorliegen13. Weil § 10 Abs. 4 S. 1 
GOBT eine spezielle Regelung für den Fall vor-
sieht,  dass die Fraktionsmindeststärke nicht er-
reicht wird, bezieht sich die Ausnahmeregelung 
des § 10 Abs. 1 S. 2 GOBT nur auf die Abwei-
chung vom Erfordernis der Homogenität gemäß 
§ 10 Abs. 1 S. 1 GOBT14.

Entstehung der Homogenitätsklausel

Die  Formulierung  der  Homogenitätsklausel  in 
§ 10 Abs. 1 GOBT ist das Ergebnis des folgen-
den  Entwicklungsprozesses15:  Der  1.  Deutsche 
Bundestag übernahm zunächst die Reichstagsge-
schäftsordnung in der Fassung von 1922. Nach 
§ 7 Abs. 1 S. 1 GOWRT betrug die Fraktions-
mindeststärke  15  Mitglieder.  Das  Erfordernis 
derselben  Parteizugehörigkeit  kannte  die  Vor-
schrift  nicht.  Die  endgültige  Geschäftsordnung 
des Bundestages vom Dezember 1951 legte in 
§ 10 Abs. 1 S. 2 GOBT fest, dass die zur Bil-
dung einer Fraktion notwendige Mitgliederzahl 
durch Parlamentsbeschluss festgestellt wird. Um 
heterogene  Zusammenschlüsse  zu  verhindern, 

11 Näher BT-Drs. 12/4756, S. 6.
12 Ritzel/Bücker/Schreiner, Vorbemerkung zu § 10 GOBT, 
Anm. II. 1.
13 BVerfGE 84, 304, 318; zustimmend Wolfgang Demm-
ler, Der Abgeordnete im Parlament der Fraktionen, Berlin 
1994, S. 215, Rn. 12.
14 Jürgen  Wolters,  Der  Fraktions-Status,  Baden-Baden 
1996, S. 34. 
15 Ausführlich Volker Szmula, Die Arbeit des Geschäfts-
ordnungsausschusses. Aufgabe und Bedeutung eines Bun-
destagsausschusses, Diss. Heidelberg 1970, S. 89 ff.; Da-
tenhandbuch zur Geschichte des Deutschen Bundestages 
1949 – 1999 I, Baden-Baden 1999, S. 896 ff.
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wurde in § 10 Abs. 1 S. 1 GOBT geregelt, dass 
Fraktionen Vereinigungen von Mitgliedern des 
Bundestags sind, die derselben Partei angehören. 
In der Begründung zu § 10 der endgültigen Ge-
schäftsordnung 1951 heißt es: „Als Fraktion sol-
len Vereinigungen von Mitgliedern des Bundes-
tages angesehen werden, die der gleichen Partei 
angehören.  Die  Bildung  einer  Fraktion  durch 
Mitglieder  des  Bundestages,  die  nicht  ein  und 
derselben Partei angehören, bedarf der Zustim-
mung des Bundestages. Das bedeutet weiterhin, 
dass Abgeordnete, die keiner Partei angehören, 
nur  als  Gäste  in  eine  Fraktion  aufgenommen 
werden  können…“16.  Ein  eindrucksvolles  Bei-
spiel für eine heterogene Fraktion bildet der Zu-
sammenschluss der Abgeordneten Dorls und Lo-
ritz in der Fraktion der WAV von der 1. Wahl-
periode  des  Bundestags.  Während  Dorls  Mit-
glied der später vom Bundesverfassungsgericht 
verbotenen SRP war und offen für die Ziele der 
NSDAP eintrat,  war  Loritz  bayerischer  Staats-
minister zur Durchführung des Gesetzes zur Be-
freiung vom Nationalsozialismus und Militaris-
mus gewesen17.

Nach der GOBT (1951) musste der Bundestag 
zustimmen, wenn die Abgeordneten mit CDU- 
und CSU-Parteibuch eine Fraktion bilden woll-
ten. In den ersten drei Wahlperioden wurde die 
Zustimmung zur Bildung der Fraktion der CDU 
und  CSU nicht  im Plenum behandelt.  Erst  zu 
Beginn  der  4.  Wahlperiode  war  es  auf  Grund 
vorangegangener  Auseinandersetzungen  erfor-
derlich, dass der Präsident die Zustimmung des 
Bundestags  zum  Zusammenschluss  der  Abge-
ordneten der CDU und der CSU zu einer Frakti-
on  feststellte18.  Eine  förmliche  Abstimmung 
über den Antrag, dem Zusammenschluss zuzu-
stimmen, ist nur einmal am Anfang der 5. Wahl-

16 Drucksache 2550 der 1. WP.
17 Szmula, S. 93 f.; Jörg Kürschner, Die Statusrechte des 
fraktionslosen Abgeordneten, Berlin 1984, S. 52; Demm-
ler, S. 215 f.
18 BT-Plenarprotokoll, 4. WP 17.10.1961, S. 1 B: Alter-
spräsident Dr. hc Pferdmenges: „Es wird im Haus vorge-
schlagen,  dem Zusammenschluss  der  Abgeordneten  der 
CDU und der CSU zu einer Fraktion zuzustimmen. – (Ab-
geordneter Wehner: Hört! Hört!) Das Haus ist damit ein-
verstanden.“

periode  durchgeführt  worden19.  Durch  die  Ge-
schäftsordnungsreform von 1969 wurde die sog. 
CDU/CSU-Klausel  (Wettbewerbsklausel)  in  § 
10 Abs. 1 S. 1 GOBT eingefügt. Seitdem ist eine 
Zustimmung zu dem Zusammenschluss der Ab-
geordneten  der  CDU  und  der  CSU  zu  einer 
Fraktion entbehrlich. Der Bundestag hat bei der 
Geschäftsordnungsgebung  auf  das  fehlende 
Wettbewerbsverhältnis  dieser  Parteien  abge-
stellt.  Im Übrigen wurde dieses „Wettbewerbs-
verhältnis“ nicht abschließend diskutiert. Erst in 
der 11. Wahlperiode (1987) gab es einen Ver-
such,  die  Klausel  zu ändern.  Die  Fraktion der 
SPD hatte dazu einen Antrag gestellt, der jedoch 
nicht  einmal  vom  Plenum  behandelt  worden 
ist20. § 10 Abs. 1 GOBT sollte in den hier inter-
essierenden Formulierungen wie folgt geändert 
werden:  „Die  Fraktionen  sind  Vereinigungen 
von Mitgliedern des Bundestages, die der glei-
chen  Partei  angehören.  …  Die  Bildung  einer 
Fraktion durch Mitglieder des Bundestages, die 
nicht Mitglieder ein und derselben Partei  sind, 
kann nur mit Zustimmung des Bundestages er-
folgen. Die Zustimmung kann zurückgenommen 
werden, wenn die Parteien in wesentlichen Fra-
gen über längere Zeit hinweg gegensätzliche Po-
sitionen vertreten.“

Verfassungsrechtliche Bewertung der Homo-
genitätsklausel  und  ihre  Anwendung  in  der 
Praxis

Zutreffender Ausgangspunkt für die Bewertung 
der  Voraussetzungen  für  die  Fraktionsbildung 
ist, dass die Fraktionsbildung in Ausübung des 
freien Mandats geschieht. Die Abgeordneten ha-
19 BT-Plenarprotokoll, 5. WP. 19.10.1965, S. 1 B f.: Alter-
spräsident Dr. Adenauer: „Meine Damen und Herren, die 
Abgeordneten der CDU und der CSU haben beschlossen, 
eine Fraktion zu bilden. Nach § 10 Abs. 1 S. 4 der Ge-
schäftsordnung bedarf dies der Zustimmung des Hauses. 
Einfache Mehrheit reicht für diesen Beschluss aus. Darf 
ich diejenigen, die diesem Antrag stattgeben wollen, bit-
ten,  eine  Hand zu erheben.  –  Das  ist  die  Mehrheit  des 
Hauses.  Damit  ist  der Antrag gebilligt.  (Zurufe: Gegen-
probe!) – Gut machen wir eine Gegenprobe! Ich bitte auch 
diejenigen,  die  dagegen  sind,  eine  Hand  zu  erheben.  – 
(Abgeordneter  Rasner:  Interessant!) Gegen die Stimmen 
der sozialdemokratischen Fraktion.“
20 BT-Drs. 11/915 vom 8.10.1987.
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ben  aufgrund  ihres  Status  grundsätzlich  An-
spruch darauf, eine Fraktion bilden zu können. 
Dieser Ausgangspunkt wird durch den formali-
sierten  Gleichheitssatz  ergänzt.  Denn die  Vor-
aussetzungen für das Erreichen des Fraktionssta-
tus führen zu einer Ungleichbehandlung: Es gibt 
Abgeordnete, die eine Fraktion bilden (können) 
und solche, denen dies versagt ist. Die Voraus-
setzungen werden in der Geschäftsordnung fest-
gelegt. Bei der Geschäftsordnungsgebung ist der 
Bundestag - selbstverständlich - an die Verfas-
sung gebunden.

Die Geschäftsordnung hat gegenüber dem frei-
en, parlamentsgebundenen Mandat eine dienen-
de Funktion. Sie wird von den Mandatsinhabern 
für  ihre  Zwecke  geschaffen.  Das  Fraktionsbil-
dungsrecht  darf  durch  sie  nur  ausnahmsweise 
eingeschränkt  werden.  Dazu  bedarf  es  eines 
zwingenden  verfassungsrechtlichen  Grundes. 
Nur wenn es einen solchen Grund gibt, ist es zu-
lässig,  Abgeordneten  die  Fraktionsbildung  zu 
verweigern und sie dadurch in der Parlamentsar-
beit  erheblich zu beeinträchtigen. Nur dann ist 
die  Beschränkung  des  Fraktionsbildungsrechts 
und  die  Durchbrechung  des  Gleichheitssatzes 
gerechtfertigt.  Voraussetzungen  für  die  Frakti-
onsbildung sind anders ausgedrückt „Einschrän-
kungen  des  Rechts  auf  Fraktionsbildung,  die 
einen zwingenden verfassungsrechtlichen Grund 
haben müssen“. Als Grund ist die Funktionsfä-
higkeit des Bundestags zu nennen. § 10 Abs. 1 
S. 1 GOBT ist deshalb eng auszulegen21. Bei der 
Auslegung  ist  außerdem  zu  berücksichtigen, 
dass eine Fraktion mit dem Ziel gebildet wird, 
die ihr zukommenden Rechte nutzen zu können 
und in der Lage sein muss, die ihr zugewiesenen 
Aufgaben wahrzunehmen.

Von den beiden Voraussetzungen für die Frakti-
onsbildung, Mindeststärke und politische Homo-
genität, hat bislang die Mindeststärke im Mittel-
punkt des Interesses gestanden22. Aber auch das 
Erfordernis  der  politischen  Homogenität  war 
schon  Gegenstand  gerichtlicher  Untersuchun-
gen23.  Es besteht aufgrund ausdrücklicher Vor-
21 Ausführlich Hölscheidt, S. 407 ff.
22 Hölscheidt, S. 396 ff., 407 ff.
23 BrandbgVerfG,  LVerfGE  2,  S.  201  ff.;  EuGH,  Rs 
T 222/99, 25.11.1999, Slg. 1999, II-3397 ff. (Jean-Claude 

schriften in zwei Dritteln der  deutschen Parla-
mente24.  Die  folgenden  Ausführungen  konzen-
trieren sich auf die Interpretation der Vorausset-
zung, dass Fraktionen Vereinigungen von Bun-
destagsmitgliedern  sind,  „die  derselben  Partei 
oder  solchen Parteien angehören,  die  aufgrund 
gleichgerichteter  politischer  Ziele  in  keinem 
Land miteinander im Wettbewerb stehen.“ 

Allgemein wird es für zulässig gehalten, nur po-
litisch homogenen Abgeordneten die Chance zur 
Fraktionsbildung  zu  gewähren25.  Die  dadurch 
bedingte Einschränkung des Fraktionsbildungs-
rechts ist gerechtfertigt, um die Funktionsfähig-
keit  der  Parlamente zu gewährleisten.  Es wäre 
sonst möglich, „Fraktionen“ zu bilden, in denen 
politisch konträr ausgerichtete Abgeordnete Mit-
glieder  sind.  Finanzierungsregelungen  und 
Rechte,  die  an  den  Fraktionsstatus  gekoppelt 
sind, geben einen Anreiz zur Fraktionsbildung26. 
Der Bundestag gewährt den Fraktionen zahlrei-
che  Rechte.  Ausgangspunkt  ist  das  originäre 
Verfassungsrecht  der  Fraktionen,  mit  eigenen 
Rechten an der Arbeit  des Bundestages mitzu-
wirken und die parlamentarische Willensbildung 
zu unterstützen (s. § 47 AbgG). Daran anknüp-
fend  gibt  es  Beteiligungs-,  Verfahrens-  und 
Kontrollrechte  der  Fraktionen.  Die  Rechte  er-
möglichen  eine  effiziente  Parlamentsarbeit27. 
Wichtigste Aufgabe der Fraktion ist, an der ge-
samten Arbeit der Parlamente mitzuwirken. au-
ßerdem haben sie eine Mitgliederfunktion. Die 
Fraktionen  koordinieren  die  parlamentarische 
Tätigkeit  ihrer  Mitglieder  vor  allem  dadurch, 
dass  sie  Initiativen  vorbereiten,  gemeinsame 
Ziele  formulieren  und  durchsetzen,  Arbeitstei-
lung unter ihren Mitglieder organisieren und ihre 
Mitglieder  bei  der  Informationsbeschaffung, 
-aufbereitung  und  -vermittlung  unterstützen28. 
Politisch  heterogen  zusammengesetzte  Fraktio-

Martinez  und  Charles  de  Gaulle);  EuGH,  Verb.  Rs.  T-
222/99;  T-327/99  und  T-329/99,  2.10.2001; 
Slg. 2001, II-2823 ff. (Jean- Claude Martinez u.a.).
24 Hölscheidt, S. 700.
25 S. z. B. Jürgen Wolters, Der Fraktions-Status, Baden-
Baden 1996, S. 226.
26 Jörg Kürschner, Die Statusrechte des fraktionslosen Ab-
geordneten, Berlin 1984, S. 52.
27 Ausführlich Hölscheidt, S. 327 ff.
28 Ausführlich Hölscheidt, S. 246 ff.
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nen sind nur sehr eingeschränkt in der Lage, die 
Aufgaben wahrzunehmen, die ihnen die Verfas-
sung zuweist.  Wie kann die Arbeit  von Abge-
ordneten  effizient  koordiniert  werden,  die  sich 
politisch  bekämpfen?  Es  ist  legitim,  wenn 
„Zweckbündnisse  politisch  heterogener  Abge-
ordneter  verhindert  werden,  deren  Wille  zur 
Vereinigung nicht  auf  eine gemeinsame politi-
sche  Arbeit,  sondern  auf  Erlangung  der  den 
Fraktionen zustehenden Rechte zielt“29. Die Tat-
sache,  dass  die  Funktionsfähigkeit  des  Parla-
ments  gewährleistet  sein  muss,  rechtfertigt  es, 
das Fraktionsbildungsrecht  einzuschränken und 
politische  Homogenität  zur  Voraussetzung  für 
die  Fraktionsbildung zu machen.  Aber  in  wel-
cher konkreten Formulierung?

In § 10 Abs. 1 S. 1 GOBT wird in der ersten Al-
ternative  das  Fraktionsbildungsrecht  solchen 
Abgeordneten gewährt, die derselben Partei an-
gehören.  Nimmt man das  wörtlich,  müsste  ei-
nem Abgeordneten, der als Parteiloser ins Parla-
ment  gelangt  ist,  die  Fraktionsmitgliedschaft 
versagt werden. Das wäre eine wenig überzeu-
gende  Konsequenz  eines  solchen  Verständnis-
ses30. Das Fraktionsbildungsrecht der parteilosen 
Abgeordneten  liefe  leer.  Parteimitgliedschaft 
würde zur Voraussetzung für die Fraktionsmit-
gliedschaft,  Parteilosigkeit  wäre  gleichbedeu-
tend  mit  Fraktionslosigkeit.  Dies  stünde  auf 
Grund der rechtlichen Trennung von Partei und 
Fraktion nicht mit der Verfassung im Einklang. 
Für  Parteien  gilt  Parteienrecht  (parlamentsex-
tern),  für  Farktionen  Parlamentsrecht  (parla-
mentsintern). Der Bundestag verstieße außerdem 
gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung der 
Abgeordneten, wenn er nur den Parteigebunde-
nen die Möglichkeit eröffnen würde, Fraktions-
mitglied zu werden bzw. zu bleiben. Dies wäre 
ein ungerechtfertigtes Parteienprivileg. Das Par-
teibuch ist zwar ein besonders signifikanter, aber 
nicht der einzig mögliche Ausdruck politischer 
Übereinstimmung. Es ist  nicht  ersichtlich,  wo-

29 Joachim Linck, in: Joachim Linck/Siegfried Jutzi/Jörg 
Hopfe, Die Verfassung des Freistaats Thüringen, Stuttgart 
u. a. 1994, Art. 58 Anm. 6.
30 Klaus Abmeier, Die parlamentarischen Befugnisse des 
Abgeordneten  des  Deutschen  Bundestages  nach  dem 
Grundgesetz, Berlin 1984, S. 226.

mit gerechtfertigt werden könnte, die Fraktions-
mitgliedschaft  ausschließlich  Parteimitgliedern 
vorzubehalten31.  „Parteimitgliedschaft“  kann 
deshalb nur „politische Homogenität“ bedeuten, 
sodass  ein  Abgeordneter  seine  Fraktionsmit-
gliedschaft auch als Parteiloser begründen kann. 
Der Bundestag darf also nicht einer Gruppe von 
Abgeordneten,  die  sich  unzweifelhaft  zur  ge-
meinsamen  politischen  Arbeit  zusammenge-
schlossen hat, die Anerkennung als Fraktion mit 
der Begründung verweigern, dass sie nicht der-
selben Partei angehören. Dem folgt die Praxis32. 
Es  sind  weder  immer  alle  Fraktionsmitglieder 
Angehörige „ihrer“ Partei, noch gehören immer 
alle Parteimitglieder „ihrer“  Fraktion an33.  Sie-
ben Mitglieder  der  Fraktion DIE LINKE. sind 
parteilos, ohne dass das problematisiert worden 
wäre.

In  der  zweiten  Variante  des  § 10 Abs. 1 
S. 1 GOBT wird das Fraktionsbildungsrecht Ab-
geordneten  gewährt,  die  Parteien  angehören, 
„die auf Grund gleichgerichteter politischer Zie-
le im keinem Land miteinander im Wettbewerb 
stehen.“ Wenn PDS und WASG bei den Wahlen 
in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern gegen-
einander  antreten,  stehen  sie  in  zwei  Ländern 
miteinander im Wettbewerb. Aus diesem Sach-
verhalt wird gefolgert, das Wettbewerbsverhält-
nis erfülle die zweite Alternative des § 10 Abs. 1 
S. 1 GOBT. Die Bundestagsfraktion „DIE LIN-
KE.“  habe  deshalb  geschäftsordnungswidrig 
Mitglieder, die Parteien angehören, die in zwei 
Ländern miteinander im Wettbewerb stehen. Der 
Fraktionsstatus entfalle daher34.

Diese Ansicht kann sich nur auf den Wortlaut 
des § 10 Abs. 1 S. 1 GOBT stützen. Die Norm 
ist  aber  als  bloße  Geschäftsordnungsnorm eng 
zu interpretieren. Es ist deshalb verfehlt, nur auf 
den Wortlaut abzustellen. Das zeigt bereits die 
Tatsache, dass entgegen dem Wortlaut richtiger-

31 Kurt Schönberger, Die Rechtsstellung der Parlaments-
fraktionen, Diss. Tübingen 1990, S. 167.
32 Ältere Beispiele bei Hans Troßmann, Parlamentsrecht 
des Deutschen Bundestages, München 1977, § 10 Anm., 
5.1, 5.2.
33 Demmler, S. 186 f.
34 So Jörn Ipsen, Erwerb und Verlust des Fraktionsstatus 
des Deutschen Bundestags, NVwZ 2006, S. 176 ff.
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weise die Fraktionsmitgliedschaft Parteiloser zu-
gelassen wird. Tatsächliche Vorgänge außerhalb 
des  Bundestags  in  einem Land oder  mehreren 
Ländern  können  die  rechtliche  Struktur  inner-
halb des Bundestages grundsätzlich nicht beein-
flussen. Entscheidend für den Fraktionsstatus ist 
(abgesehen  von  der  Mindeststärke)  die  politi-
sche  Homogenität  der  Mitglieder  der  Fraktion 
im Bundestag.  Für  die  politische  Homogenität 
und  damit  das  Fraktionsbildungsrecht,  könnte 
höchstens  ein  Parteienstreit  anlässlich  einer 
Bundestagswahl bedeutsam sein. Es spräche ge-
gen die politische Homogenität von Abgeordne-
ten,  wenn sie  Parteien  angehören,  die  sich  im 
Bundestagswahlkampf heftigst bekämpft haben. 
Politisch  inhomogen  war  beispielsweise  die 
Technische  Fraktion  der  unabhängigen  Abge-
ordneten (TDI) im Europäischen Parlament.  In 
ihren „Gründungsbestimmungen“ hatte  sie  u.a. 
festgelegt:  „Die  einzelnen  unterzeichnenden 
Mitglieder bestätigen einander  gegenseitig  ihre 
völlige  politische  Unabhängigkeit.  Daraus 
folgt:… die Sitzungen der Fraktion dienen nur 
dazu, die Redezeit aufzuteilen und alle Verwal-
tungs- und Finanzfragen, die die Fraktion betref-
fen, zu regeln,…35.  Fehlende Politische Homo-
genität ist aber für die Fraktion DIE LINKE. we-
der behauptet worden, noch liegt sie gegenwär-
tig vor.

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE. verliert ih-
ren Status aber selbst dann nicht, wenn man der 
dargestellten Fehlinterpretation des § 10 Abs. 1 
S. 1 zweite Alternative GOBT folgt. Insgesamt 
34  Mitglieder  des  Bundestags  gehören  der 
Linkspartei.PDS an. Das sind mehr als die zur 
Fraktionsbildung  erforderlichen  fünf  Prozent 
von 614 Abgeordneten, also mindestens 31 Ab-
geordnete.

Fazit 

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE. wird in der 
16. Wahlperiode des Deutschen Bundestags Be-
stand haben. Wenn sie ihren Status verliert, dann 

35 EuGH,  Verb.  Rs.  T-222/99;  T-327/99  und  T-329/99, 
2.10.2001; Slg. 2001, II-2845 Rdnr. 6 (Jean- Claude Mar-
tinez u.a.).

jedenfalls nicht dadurch, dass die Parteien PDS 
und WASG bei zwei Landtagswahlen gegenein-
ander antreten.

 Stellt man sich unabhängig von diesem Ergeb-
nis auf den Standpunkt, der Fraktionsstatus ent-
falle, müsste der Bundestag das durch Beschluss 
feststellen. Der Bundestag legt in der Geschäfts-
ordnung die Voraussetzungen für die Fraktions-
bildung fest  und kann auch Ausnahmen davon 
zulassen. Deshalb fällt  es  in seine Kompetenz, 
über  den  Wegfall  der  Voraussetzungen zu be-
schließen.  So hat  es auch die  SPD-Fraktion in 
dem erwähnten Antrag aus der 11. Wahlperiode 
gesehen36.  Ein  solcher  Plenarbeschluss  könnte 
dazu führen,  dass  54 Abgeordnete  fraktionslos 
werden bzw. bleiben. Die Mitglieder der Frakti-
on  DIE  LINKE.  würden  einen  Auflösungsbe-
schluss als Affront empfinden. Sie könnten sich 
daher  veranlasst  sehen,  als  Einzelkämpfer  zu 
agieren und nach intensiver Lektüre des Wüppe-
sahl-  Urteils37 auf  die  „Statusrechte  des frakti-
onslosen  Abgeordneten“38 pochen.  Das  würde 
den Parlamentsbetrieb lahmlegen, denn mit einer 
so hohen Zahl Fraktionsloser ist das Fraktions-
parlament  Bundestag  kaum  arbeitsfähig.  Indes 
würden die Abgeordneten zulässige Obstruktion 
betreiben: Der Bundestag kann sie nicht zwin-
gen, in einer Rest-Fraktion zu bleiben.

36 BT-Drs. 11/915 von 8. 10. 1987.
37 BVerfGE 80, S. 188 ff.
38 So der Titel der Arbeit von Jörg Kürschner, Berlin 1984.
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Verfassungsprozessualer Schutz 
der Parteiendemokratie

Ein Vergleich zwischen Deutschland 
und Georgien 

Ass.-Prof. Dr. Irakli Kobakhidze, Tiflis*

I. Einleitung
Das  Recht  auf  Parteiendemokratie  ist  kein 
Grundrecht. Es ist kein subjektives Recht, wel-
ches unmittelbar mittels Verfassungsbeschwerde 
geltend gemacht werden könnte. Abgesehen da-
von durfte  die  Parteiendemokratie  in  Deutsch-
land bislang einen umfangreichen Schutz seitens 
des  Bundesverfassungsgerichts  genießen.  Zur 
Wahrnehmung seiner Funktion als Obhüter der 
partei-politischen Gerechtigkeit hat sich das Ge-
richt zum Teil bestimmter Grundrechte bedient. 
Dabei  kamen  der  Rechtsprechung  vor  allem 
Art. 3  GG  und  Art.  38  GG  zur  Hilfe1,  deren 
Gleichheitsgebote als  Maßstab für  die  Prüfung 
von vermeintlichen Gleichheitsverletzungen im 
Bereich  des  Parteienrechts  angewandt  worden 
sind. Die Anwendbarkeit des Art. 3 GG für den 
Schutz des unmittelbar von Art. 21 GG zu dedu-
zierenden  Prinzips  der  Chancengleichheit  der 
Parteien ist von den Wissenschaftlern allerdings 
aktiv bestritten worden2. Dass Art. 3 GG allge-

* Der Autor ist Ass.-Prof. an der Universität Tiflis in Ge-
orgien.
1 BVerfGE 7, 99 (107); 41, 399 (412 f.); 44, 125 (144); 
47, 198 (225); 52, 63 (80); 69, 257 (268); 73, 1 (28); 82, 
322 (337); 85, 264 (296); 99, 69 (77 f.).
2 Siehe etwa H.-R. Lipphardt, Die Gleichheit der politi-
schen Parteien vor der öffentlichen Gewalt, Berlin 1975, 
S. 113 ff., 118; E. Forsthoff, Zur verfassungsrechtlichen 
Stellung und inneren Ordnung der Parteien, DRZ 1950, S. 
315  (313  ff.);  U.K.  Preuß,  Art.  21,  in:  Wassermann 
(Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesre-
publik Deutschland, Bd. 1,  2.  Aufl.  Neuwied 1989, Rn. 
45; I. v. Münch, Art. 21, in: v. Münch (Hrsg.), Grundge-
setz-Kommentar, Bd. 2, 2. Aufl. München 1983, Rn. 33; 
D. Grimm, Politische Parteien, in: Benda/Maihofer/Vogel 

mein auch für Parteien gilt, ist kaum zu bezwei-
feln.  Dies kann letztlich mit  dem Hinweis auf 
Art. 19 III GG eindeutig bewiesen werden. Ob 
Art. 3 GG nicht nur für subjektive Verletzungen, 
sondern auch für demokratiespezifische Beein-
trächtigungen der Chancengleichheit der Partei-
en gelten darf, kann allerdings tatsächlich zum 
Gegenstand  der  Diskussion  gemacht  werden. 
Wichtig ist dabei, dass der Sinn und Zweck des 
Art. 3 GG, der unmittelbar auf den Schutz von 
subjektiven  Positionen  der  Grundrechtsträger 
zielt,  und der Sinn und Zweck des demokrati-
schen Parteiengleichheitsgebotes, als dessen un-
mittelbare Funktion die Sicherung der Demokra-
tie zu verstehen ist, nicht identisch miteinander 
sind. Andererseits ist aber auch darauf hinzuwei-
sen, dass jede Beeinträchtigung des demokrati-
schen Prinzips der Chancengleichheit der Partei-
en stets  auch die  Veränderung der  subjektiven 
Positionen der Parteien mit sich zieht. Dies ver-
mag als wichtiges rechtfertigendes Argument für 
die Anwendung des Art. 3 GG zum Schutz der 
Parteiendemokratie aufzutreten. 

An eine etwas strengere Kritik sind diejenigen 
Entscheidungen  des  Bundesverfassungsgerichts 
gestoßen, welche den Parteien den Teilnahmean-
spruch  im  Organstreitverfahren  zugesprochen 
haben3.  Im Schrifttum wird eine positive Mei-
nung  zu  dieser  Rechtsprechung  des  Gerichts 
wohl selten vertreten. Es wird gelegentlich ver-
sucht, die Einbeziehung der Parteien in das Or-
ganstreitverfahren mit dem Hinweis auf pragma-
tische Gründe dieser Entscheidung zu rechtferti-
gen4. 

(Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts der Bundesrepu-
blik Deutschland, Berlin/New York 1994, § 14, Rn. 42.
3 Zur Kritik siehe etwa R. Streinz, Art.  21,  in: v. Man-
goldt/Klein/Starck  (Hrsg.),  Das  Bonner  Grundgesetz: 
Kommentar, Bd. 2, 4. Aufl. München 2000, Rn. 145, 147; 
J. Ipsen, Parteien, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz: Kom-
mentar, 3. Aufl. München 2003, Rn. 49; Preuß, Art. 21, 
Rn. 52; W. Henke, Art. 21, in: Bonner Kommentar zum 
Grundgesetz, Bd. 4, Bonn 2003, Rn. 221.
4 H. H. Klein, Art. 21, in: Maunz/Dürig (Hrsg.), Grundge-
setz: Kommentar, München 2003, Rn. 401. Auf eine ähn-
liche, pragmatische Argumentation hat sich auch das Bun-
desverfassungsgericht  berufen  BVerfGE  1,  208  (226): 
„Angesichts der durch Art. 21 GG vollzogenen Legalisie-
rung des Parteienstaates würde es auch einen schwer ver-
ständlichen Rückschritt  bedeuten, wenn heute die politi-
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Eine tiefgreifende Diskussion über die Anwend-
barkeit des Art. 3 GG und des Organstreitverfah-
rens für den Schutz der Parteiendemokratie ist 
hier nicht zu führen. Hinweisen möchte ich nur 
auf  die  etwas  merkwürdige  Erscheinung,  dass 
die Rechtswissenschaftler – trotz strenger Kritik 
an o.g. Entscheidungen der Rechtsprechung – es 
in keinem der genannten Fälle für nötig gehalten 
haben, dem Bundesverfassungsgericht die will-
kürliche bzw. materiell  ungerechtfertigte Über-
schreitung seiner Befugnisse vorzuwerfen. Diese 
Tatsache kann wohl nur durch folgende Konse-
quenz  erklärt  werden:  Verfassungsprozessualer 
Schutz der Parteiendemokratie tut Not. Es liegt 
im  Interesse  der  Demokratie,  den  jeweiligen 
Adressaten  des  Rechts  auf  Parteiendemokratie 
einen unmittelbaren Zugang zum Bundesverfas-
sungsgericht zu gewährleisten. 

Ein solches Erfordernis ist im Einzelnen aus fol-
genden Faktoren abzuleiten: Demokratie ist die 
Sache  jedes  Bürgers.  Von  jeder  Beeinträchti-
gung  dieses  verfassungsrechtlichen  Gebotes 
werden die Bürger bzw. Parteien nicht nur in ih-
rem objektiven Recht auf (Parteien)demokratie, 
sondern auch in ihren diesbezüglichen subjekti-
ven Interessen höchstintensiv betroffen. Hinzu-
weisen ist nun darauf, dass die im Katalog des 
Grundgesetzes  aufgezählten  Grundrechte  und 
grundrechtsgleichen Rechte nicht jede Demokra-
tieverletzung abzuwehren vermögen. Dieses Er-
gebnis lässt allgemein feststellen, dass durch die 
formellen  Vorschriften  der  Verfassung  keine 
hinreichende Grundlage für den verfassungspro-
zessualen  Schutz  der  Parteiendemokratie  ge-
schaffen wird. Mit dem Blick auf diese Konse-
quenzen muss man die Bemühungen des Bun-
desverfassungsgerichts zur Erweiterung der Per-
spektiven des verfassungsprozessualen Schutzes 
der Parteiendemokratie nicht als eine willkürli-
che Aktion des Gerichts, sondern – objektiv ge-
sehen – als einen Versuch der Ausfüllung einer 
ungerechtfertigten  Lücke  der  Rechtsordnung 
qualifizieren. Dass die jeweiligen Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts in formeller 
Hinsicht  vermeintlich  in  Inkongruenz  mit  den 

schen Parteien von der Anrufung des Verfassungsgerichts 
in Verfassungsstreitigkeiten ausgeschlossen wären“.

Vorschriften  des  Grundgesetzes  stehen,  ändert 
für diesen Schluss wohl wenig. 

Der Grund dessen, dass von jeder Beeinträchti-
gung der Parteiendemokratie auch die subjekti-
ven Positionen der Rechtsträger betroffen wer-
den, liegt nicht zuletzt in der Wettbewerbseigen-
schaft der partei-politischen Auseinandersetzung 
bzw. in der Systemeigenschaft des Parteiensys-
tems. Diese prägenden Charakteristika der Par-
teiendemokratie  verursachen  eine  besondere 
Sensibilität  ihrer  Teilnehmer  gegenüber  jeder 
parteienbehandelnden  staatlichen  Maßnahme. 
Jedes staatliche Handeln, das einen Einfluss auf 
den Parteienwettbewerb nimmt, bewirkt intensi-
ve Positionsveränderungen sowohl für Konkur-
renten als auch für ihre potentiellen Anhänger, 
d.h.  Bürger.  Die  Unterstreichung  der  Wettbe-
werbsorientierung des Parteienrechts liefert also 
ein weiteres Argument für die Erweiterung der 
subjektiven Klagebefugnisse der politischen Ak-
teure 5.  Dabei  muss man auch die  Tatsache in 
Betracht ziehen, dass der Gesetzgeber während 
der Festsetzung der parteienrechtlichen Normen 
als jenes Subjekt auftritt, welches ein unmittel-
bares  Interesse  am  Inhalt  seiner  eigenen  Ent-
scheidungen hat. Der verfassungsrechtliche Sta-
tus der Parteien und die normativen Rahmenbe-
dingungen der Parteiaktivitäten werden von der 
Parlamentsmehrheit bestimmt, die in der Regel 
selbst einen Faktor des Parteiensystems ist, d.h. 
(mittelbar) den Adressat ihrer eigenen legislati-
ven Entscheidung darstellt6. Die Identifizierung 
der Parteien als Gesetzgeber mit den Parteien als 
Elementen  des  politischen  Systems  lässt  einen 
einzigartigen  Interessenkonflikt  feststellen,  der 
unter  Umständen als  entscheidendes  Hindernis 
5 Dazu M. Morlok, Parteienrecht als Wettbewerbsrecht, in: 
Festschrift  Tsatsos,  Baden-Baden  2003,  408  ff.  (408), 
insb. 445 f.
6 H.-H.  von  Arnim,  Parteienfinanzierung:  Eine  verfas-
sungsrechtliche Untersuchung, Wiesbaden 1982, S. 46 ff., 
61, 66; ders., Die Partei, der Abgeordnete und das Geld, 
Mainz 1991, S. 251 f.; ders., Demokratie ohne Volk: Plä-
doyer gegen Staatsversagen, Machtmissbrauch und Poli-
tikverdrossenheit, München 1993, S. 19 f.; H. H. Klein, 
Die Entschädigung des Abgeordneten – eine notwendige 
Erinnerung, ZParl 2000, 401 (401); Th. Streit, Wenn Ab-
geordnete in eigener Sache entscheiden..., in: Mitteilungen 
des  Instituts  für  Deutsches  und  Europäisches  Parteien-
recht, 11. Jahrgang (2003), S. 60 ff. 
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für die funktionsgerechte Gestaltung der partei-
enrechtlichen  Gesetzgebung  hervortreten  kann. 
Diese Problemkonstellation lässt die Notwendig-
keit der Begrenzung der Freiheit des Gesetzge-
bers bei  der Gestaltung der parteienrechtlichen 
Gesetzgebung  besonders  akut  erscheinen.  Die 
Erweiterung  der  verfassungsprozessualen 
Schutzmöglichkeiten  der  Parteiendemokratie 
könnte diesem Erfordernis wohl am effektivsten 
gerecht werden. 

Im Unterschied zu westeuropäischen Staaten mit 
institutionalisierten  Parteiensystemen7 gewinnt 
der  oben  erläuterte  Interessenkonflikt  einen 
scharfen demokratiefeindlichen Ausdruck in den 
Staaten der jungen Demokratien. Die mangelnde 
Übereinstimmung von wichtigen parteienrechtli-
chen  Gesetzesentscheidungen  unter  etablierten 
Parteien bewirkt hier erhebliche Ungerechtigkei-
ten bei der Ausgestaltung des verfassungsrecht-
lichen Status der Parteien. Vor dem Hintergrund 
eines systemlosen Verlaufs der parteipolitischen 
Konkurrenz  wird  hier  den  Interessen  der  (eta-
blierten  oder  nicht-etablierten)  Oppositionsver-
einigungen seitens jeweiliger Mehrheitsparteien 
regelmäßig wenig Aufmerksamkeit zugemessen. 
Die deutlichsten Beispiele der Stärkung der poli-
tischen  Positionen  von  Mehrheitsparteien  auf 
Kosten aller anderen politischen Akteure bieten 
die  GUS-Staaten  dar,  in  denen  die  künstliche 
Reduzierung der politischen Erfolgschancen der 
Oppositionsparteien sowohl durch einzelne un-
gerechte  parteienrechtliche Entscheidungen des 
Gesetzgebers  als  auch  mittels  schwacher  Ge-
währleistung des allgemeinen verfassungsrecht-
lichen Status der Parteien erfolgt. Insofern stellt 
sich  das  Problem  des  verfassungsprozessualen 
Schutzes der Parteiendemokratie in diesen Staa-
ten  mit  einer  besonderen  Aktualität.  Dement-
sprechend können  die  Erfahrungen der  jungen 
post-kommunistischen  Demokratien  zu  einem 
tieferen Blick auf die gesamte Problemkonstella-
tion  verhelfen  und  damit  den  Horizont  der 
Rechtswissenschaftler bei der Analyse des hier 
diskutierten Problems wesentlich erweitern. 

7 Zur deutschen politischen Praxis vgl. Morlok, Parteien-
recht als Wettbewerbsrecht, in: Festschrift Tsatsos, S. 444 
(408).

Die  Analyse  der  verfassungsprozessualen 
Schutzmöglichkeiten  der  Parteiendemokratie 
wird im Folgenden anhand des Vergleichs der 
normativen Rahmenbedingungen der Parteiakti-
vitäten in  Deutschland und in  Georgien unter-
nommen.  Dabei  werden  vor  allem  diejenigen 
parteienrechtlichen  Entscheidungen  detaillierter 
erläutert, deren Inhalt und Ausgestaltung in we-
sentlichem Maße von besonderen politischen In-
teressen der in der parlamentarischen Mehrheit 
etablierten Parteien mitbestimmt wurden. 

II. Die Verteilung der staatlichen Leistungen 
an Parteien
Die Rechtswissenschaft konnte die universellen 
Kriterien der Verteilung der staatlichen Finanz-
zuwendungen an Parteien bislang nicht erarbei-
ten. Dies ist auch nicht erstaunlich: Parteienrecht 
stellt  ein  besonders  stark  kontextabhängiges 
Rechtsgebiet dar. Im Falle der Ausgestaltung der 
staatlichen  Parteienfinanzierung  bedeutet  die 
Kontextabhängigkeit  des  Parteienrechts,  dass 
der Gesetzgeber bei der Verteilung der Subven-
tionen besonders aufmerksam auf die sozial-po-
litischen Hintergründe seiner Entscheidung ach-
ten muss.

Die proportionale Subventionierung der Parteien 
gilt als die meist verbreitete Art der Verteilung 
der staatlichen Gelder an Parteien8. Die Verfol-
gung  des  Prinzips  der  abgestuften  Chancen-
gleichheit der Parteien ermöglicht dem Gesetz-
geber, die staatliche Parteienfinanzierung mög-
lichst erfolgsneutral auszurichten. Das Parteien-
spektrum behält in diesem Fall mehr oder weni-
ger die gleiche Struktur, die es vor der Vertei-
lung  der  staatlichen  Gelder  gewonnen  hatte9. 
Der  möglichst  hohe  Grad an Erfolgsneutralität 
8 Siehe D.  Th.  Tsatsos  (Hrsg.),  Parteienfinanzierung im 
europäischen Vergleich: Die Finanzierung der politischen 
Parteien in den Staaten der Europäischen Gemeinschaft, 
Baden-Baden 1992.
9 M. Morlok,  Art.  21,  in:  Dreier  (Hrsg.),  Grundgesetz: 
Kommentar, 2. Auflage, Tübingen 2006, Rn. 78; H.-H. v. 
Arnim, Der strenge und der formale Gleichheitssatz, DÖV 
1984,  85  (87);  B.  Pieroth,  Art.  21,  in:  Jarass/Pieroth 
(Hrsg.), GG Kommentar, 5. Aufl. München 2000, Rn. 16; 
Streinz,  Art.  21, Rn. 127, 130;  Klein,  Art.  21, Rn. 458; 
BVerfGE 14, 121 (134); 20, 56 (118); 20, 119 (133); 41, 
399 (414); 42, 53 (59); 52, 63 (89); 69, 92 (109); 73, 40 
(89); 85, 264 (297).
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ist also jenes Kriterium, welches die wichtigste 
Rechtfertigungsgrundlage für die Abstufung der 
öffentlichen Finanzleistungen liefert. 

Trotz  dieser  Konsequenz  ist  die  proportionale 
Ausrichtung der staatlichen Parteienfinanzierung 
in Georgien ein Gegenstand der  Kritik gewor-
den. Mit der Einführung der staatlichen Partei-
enfinanzierung  hat  die  Problematik  der  Ent-
scheidung in eigener Sache in der georgischen 
Öffentlichkeit zum ersten Mal an erforderlicher 
Aufmerksamkeit gewonnen: die Oppositionspar-
teien  haben  der  georgischen  Mehrheitspartei 
vorgeworfen,  ihre  Gesetzgebungskompetenz zu 
eigener Vorteilsschaffung willkürlich ausgenutzt 
zu haben. 

Es sind tatsächlich einige Bedenken zu akzentu-
ieren,  die  der  Gebotenheit  der  abgestuften 
Gleichbehandlung der georgischen Parteien ent-
gegenstehen könnten: Die proportionale Subven-
tionierung der Parteien kennzeichnet ihre Fähig-
keit, die bestehenden Konturen des Parteiensys-
tems künstlerisch zu stabilisieren, anders ausge-
drückt  zu  „erfrieren“10 .  Diese  Eigenschaft  des 
Subventionierungsmodells  steht  der  Annahme 
seiner  universellen  Anwendbarkeit  sicherlich 
streng entgegen. Dabei ist entscheidend, dass die 
stabilisierende Wirkung der abgestuften Behand-
lung der Parteien ihren absolut auswirkungsneu-
tralen Charakter in Frage stellt: Stabilisierung ist 
ja Veränderung an sich. Dabei liegt es allgemein 
der Idee nahe, dass die Gebotenheit der propor-
tionalen Subventionierung der Parteien im We-
sentlichen  von  dem  Institutionalisierungsgrad 
des  jeweiligen  Parteiensystems  abhängig  ist. 
Eine  proportionell  ausgerichtete  Finanzierung 
der Parteien ist besonders in denjenigen Staaten 
als  rechtfertigungswürdig  anzusehen,  wo  die 
Parteien durch ihre feste Verankerung in der Ge-
sellschaft  gekennzeichnet  sind.  D.h.  der  Grad 
der Legitimität einer künstlichen Erfrierung der 
Konturen des Parteiensystems ist in den institu-
tionalisierten  Parteiendemokratien  wesentlich 
höher als in den Staaten der jungen Demokrati-
en, wo der Wahlerfolg immerhin keinen eindeu-
tigen und präzisen Ausdruck der Integration der 
Parteien in der Bevölkerung darstellt. Von daher 

10 Siehe Preuß, Art. 21, Rn. 79; Klein, Art. 21, Rn. 427.

kann man behaupten, dass der Gesetzgeber sich 
bei der Subventionierung eines nicht-institutio-
nalisierten  Parteiensystems  etwas intensiver  an 
die Formel der schematischen Gleichheit halten 
sollte. Die Angemessenheit der künstlichen Er-
frierung  des  georgischen  Parteiensystems  wird 
zum anderen auch durch die Tatsache in Frage 
gestellt, dass die georgischen Parteien binnenor-
ganisatorisch  nicht  demokratisch  ausgerichtet 
sind. Unter solchen Umständen gewinnt die Of-
fenheit  des  gesamten  politischen  Systems  eine 
besondere funktionale Bedeutung für die Funkti-
onsfähigkeit  der  georgischen  Demokratie.  Im 
Ergebnis  ist  die  demokratische  Organisierung 
der  einzelnen  Parteien  als  wichtige  Ermächti-
gungsgrundlage für die künstliche Stabilisierung 
des Parteiensystems zu definieren. Die absolute 
Monopolisierung der staatlichen Macht-ressour-
cen  durch  die  georgische  Mehrheitspartei  be-
wirkt erhebliche materielle Ungleichheiten zwi-
schen ihr und den Oppositionsparteien.  Private 
Geldgeber zeigen wenig Interesse an einer Un-
terstützung  der  Oppositionskräfte.  Gleichzeitig 
sind die Unternehmer halbwegs verpflichtet, mit 
ihren Finanzleistungen das Herz der Mehrheits-
partei  zu  gewinnen.  Eine  wichtige  Finanzie-
rungsquelle der Mehrheitspartei bilden auch die 
Sonderbeiträge ihrer Mitglieder. Da die Vertre-
ter der Oppositionsparteien kaum in den Exeku-
tivgremien  des  Staates  zu  finden sind,  spielen 
die Sonderbeiträge bei den georgischen Opposi-
tionsparteien sicherlich eine weit geringere Rol-
le. Die genannten materiellen Vorteile der Mehr-
heitspartei sind dabei im Endeffekt auf den Staat 
zurückzuführen.  Insofern erscheint es durchaus 
konsequent, diesem Handikap der Oppositions-
parteien bei  der Verteilung von staatlichen Fi-
nanzzuwendungen Rechnung zu tragen und für 
seinen  vernünftigen  Ausgleich  zu  sorgen.  Als 
Vorbild einer solchen Einstellung des Gesetzge-
bers kann das in Großbritannien geltende Modell 
der Parteienfinanzierung dienen, bei dem nur die 
Oppositionsparteien  den  Anspruch  auf  Haus-
haltsmittel  genießen  dürfen11.  Der  Ausschluss 
der Mehrheitspartei aus dem Kreis der Begüns-

11 Siehe G. Smith, Parteienfinanzierung in Großbritannien, 
in: Tsatsos (Hrsg.), Parteienfinanzierung im europäischen 
Vergleich, Baden-Baden 1992, S. 247 f. (231 ff.).
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tigten wird in diesem Fall durch ihre vorüberge-
hende Verschmelzung mit dem Staatsapparat er-
klärt, was die organisatorischen Kosten der Par-
tei im Laufe der aktuellen Wahlperiode wesent-
lich reduzierte12.

Verneint man die universelle Anwendbarkeit des 
Prinzips  der  proportionalen  Chancengleichheit 
der  Parteien,  so  kann dieser  Schluss  auch  mit 
dem Hinweis auf die Tatsache verfestigt werden, 
dass in mehreren Staaten – darunter auch in eini-
gen  institutionalisierten  westeuropäischen  Par-
teiendemokratien – die öffentlichen Subventio-
nen  an  politische  Parteien  auf  eine  alternative 
Art ausgezahlt werden. In Italien, Griechenland 
und Ungarn werden die Subventionen beispiels-
weise zum Teil proportionell und zum anderen 
Teil schematisch gleich verteilt13. Beachtenswert 
ist  weiterhin, dass die Gebotenheit der propor-
tionalen Ausrichtung der staatlichen Parteienfi-
nanzierung auch in Deutschland nicht selten in 
Frage gestellt worden ist14.

Die gesamte Darstellung des Problems sollte die 
oben akzentuierte Annahme, dass ein universel-
les Modell  der staatlichen Parteienfinanzierung 
schwerlich erfunden werden kann, mit überzeu-
genden Argumenten verfestigt haben. Die Gebo-
tenheit  eines bestimmten Finanzierungsmodells 
hängt  entscheidend von dem jeweiligen  sozio-
politischen  Kontext  der  Parteiaktivitäten  ab. 
Wobei  es  äußerst  schwer  fällt,  auf  Grund  der 
Analyse  dieses  Kontextes  präzise  Formeln  der 
Ausgestaltung  der  staatlichen  Parteienfinanzie-
rung auszuarbeiten. Die Begründung dafür, dass 
eine proportionale oder schematische Gleichbe-
handlung der Parteien in einem bestimmten Fall 
dem Erfordernis  der  partei-politischen  Gerech-
tigkeit nicht gerecht wird, erfordert zwangsläu-
12 Siehe ebd. 
13 V.D. Gikas, Chancengleichheit der politischen Parteien 
in  Griechenland:  Eine  Analyse  der  griechischen  Recht-
sprechung  unter  vergleichender  Berücksichtigung  des 
deutschen Rechts, Baden-Baden 1994, S. 99 f.; P. Ridola, 
Parteienfinanzierung in Italien, in: Tsatsos (Hrsg.), Partei-
enfinanzierung  im  europäischen  Vergleich,  S.  292  f. 
(273 ff.);  G.  Halmai,  Das  Parteienrecht  in  Ungarn,  in: 
Tsatsos/Kedzia (Hrsg.), Parteienrecht in mittel- und osteu-
ropäischen Staaten, Baden-Baden 1994, S. 306 (273 ff.).
14 Siehe  etwa  Preuß,  Art.  21,  Rn.  79;  Klein,  Art.  21, 
Rn. 427.

fig die Entfaltung einer tiefgreifenden sozialwis-
senschaftlichen Analyse des Problems. Dies er-
schwert die Möglichkeit der Revision problema-
tischer  Gesetzesentscheidungen  mit  Hilfe  der 
Verfassungsrechtsprechung.  Am  georgischen 
Beispiel kann man etwa feststellen, dass die pro-
portionale Gleichbehandlung der Parteien – trotz 
durchaus problematischen Konsequenzen dieser 
Regelung  –  vom  georgischen  Verfassungsge-
richt wohl nicht als gleichheitswidrig bzw. ver-
fassungswidrig erklärt werden kann. Das gleiche 
Problem würde  sich  stellen,  wenn  der  georgi-
sche Gesetzgeber die Parteien z.B. schematisch 
gleich  behandelt  hätte.  Diese  etwas  paradoxe 
Konsequenz  zeigt  bestens,  dass  der  Spielraum 
des  Gesetzgebers  bei  der  „Gleichbehandlung“ 
der  Parteien  fast  unbegrenzt  weit  geöffnet  ist. 
Bei der Diskussion über die verfassungsprozes-
sualen Möglichkeiten der Reduzierung eines sol-
chen  Manipulationsspielraums  der  Legislative 
muss man beachten, dass das Verfassungsgericht 
nicht gestalterisch agieren darf. Die Ablehnung 
einer bestimmten Gesetzesentscheidung anhand 
einer  tiefgreifenden  sozial-politischen  Analyse 
des Falles kann man aber einer gestalterischen 
Aktion des Gerichts gleichstellen. 

Diese Konsequenz gilt auch für die  Verteilung 
der kostenlosen Sendezeiten an politische Par-
teien.  Auch  in  diesem  Fall  fehlen  universelle 
Kriterien der Gleichbehandlung der politischen 
Akteure,  was  die  Perspektive  der  verfassungs-
prozessualen Überprüfung einer materiell unge-
rechten Regelung dieser Angelegenheit genauso 
verkompliziert. 

Ein unabhängiges Problem stellt die steuerliche 
Behandlung der Parteifinanzen dar. Das geor-
gische  Steuergesetzbuch  befreit  Spenden  und 
Beiträge  an  politische  Parteien  –  ebenso  wie 
Spenden und Beiträge auch an alle anderen ge-
sellschaftlichen  Vereinigungen  –  von  steuerli-
cher  Belastung15.  Diese  Regelung  des  georgi-
schen Gesetzbuches widerspricht der Entschei-
dung des deutschen Bundesverfassungsgerichts, 
welches  die  steuerliche  Begünstigung der  Par-
teispenden von juristischen Personen für verfas-

15 Art. 172 Punkt b) Steuergesetzbuch Georgiens von 22. 
Dezember 2004. 
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sungswidrig  erklärt  hat16.  Der  georgische  Ge-
setzgeber  kann  sich  zur  Rechtfertigung  seiner 
Gesetzesentscheidung  dabei  auf  den  formell 
neutralen Charakter der Regelung berufen.  Bei 
einer steuerlichen Behandlung der Eigeneinnah-
men  der  Parteien  scheiden  fiskalische  Gründe 
aus:  Parteien werden ja gleichzeitig vom Staat 
großzügig finanziert. Die Ablehnung des auswir-
kungsneutralen  Charakters  dieser  georgischen 
Gesetzesregelung wird also nur möglich, wenn 
man sie als eine Alternative zu einer möglichen 
belastenden  Regelung  betrachtet,  die  ihrerseits 
ebenfalls – als eine aktive Maßnahme zur Her-
stellung  der  materiellen  Chancengleichheit  der 
Parteien – eine verfassungsrechtliche Rechtferti-
gung verdienen könnte. Angesichts des formell 
neutralen  Charakters  dieser  Norm  des  georgi-
schen  Steuergesetzbuches  kann  man  sie  vom 
Verfassungsgericht wohl kaum als verfassungs-
widrig erklären lassen. Das Gericht kann ja dar-
auf plädieren, dass eine unterlassene steuerliche 
Behandlung der Eigeneinnahmen von Parteien – 
zumindest in formeller Hinsicht – einen weniger 
intensiven  Eingriff  in  die  Wettbewerbsfreiheit 
der Parteien darstellt als eine aktive steuerliche 
Belastung dieser Eigeneinnahmen. 

Allgemein kann man auch in diesem Fall fest-
stellen, dass die Rechtsdogmatik dem Gesetzge-
ber  keine  präzisen  Formeln  der  Ausgestaltung 
der parteibezogenen steuerrechtlichen Regelun-
gen liefern kann. Man kann nicht mit einer na-
turwissenschaftlichen  Genauigkeit  definieren, 
welches  Modell  der  steuerlichen  Behandlung 
von Parteien der Funktionsfähigkeit des Partei-
ensystems am meisten gerecht würde bzw. wie 
hoch angelegte Steuern die Bürgernähe der Par-
teien und ihre materielle Chancengleichheit am 
effektivsten gewährleisten würden. 

Allen  drei  Problemkreisen,  die  in  diesem Ab-
schnitt behandelt wurden, ist schließlich gemein, 
dass die mangelnde Präzision in der Rechtsdog-
matik keine scharfen Regeln erarbeiten lässt, mit 
deren Hilfe die Verfassungsrechtsprechung über 
bestimmte problematische Gesetzesentscheidun-
gen gewagte Urteile fällen könnte. Insofern be-
sitzt  die  Rechtsprechung in  diesen Fällen  eine 

16 BVerfGE 85, 264 (312 ff.).

sehr  begrenzte  Fähigkeit,  diese  parlamentari-
schen „Entscheidungen in eigener Sache“ seiner 
Revision zu unterwerfen. 

III. Wahlrechtliche Regelungen
Anhand  der  umfangreichen  Analyse  zu  post-
kommunistischen  Wahlsystemen  gelangten 
Nohlen und Kasapovic zur eindeutigen Feststel-
lung, dass in der absoluten Mehrheit der mittel- 
und  osteuropäischen  Staaten  die  Wahlsysteme 
überwiegend auf Grund subjektiver Berechnun-
gen  der  jeweiligen  Parlamentsmehrheiten  be-
stimmt wurden.17 Dieses Ergebnis der sozialwis-
senschaftlichen Untersuchung zeigt die tatsächli-
che Aktualität des Problems der Entscheidung in 
eigener Sache bei der Regelung dieser politisch 
einflussreichen  wahlrechtlichen  Angelegenheit 
und lässt  nach möglichen Wegen der Reduzie-
rung des Manipulationsspielraums der Legislati-
ve suchen. Die Abwendung der Willkür des Ge-
setzgebers wird auch in diesem Fall  vor allem 
dadurch verkompliziert, dass weder die Sozial- 
noch  die  Rechtswissenschaft  die  universellen 
Kriterien zur Feststellung der Gerechtigkeit ei-
nes Wahlsystems liefern können.18 Die Anpas-
sung eines Wahlsystems an ein bestimmtes Par-
teiensystem hängt  entscheidend vom allgemei-
nen politischen Kontext der Parteiaktivitäten ab. 
Auch hier bedarf die Begründung der Geboten-
heit  eines konkreten Wahlsystems einer detail-
lierten  politikwissenschaftlichen  Analyse,  auf 
Grund derer praktisch keine eindeutigen Konse-
quenzen  zu  Gunsten  des  einen  oder  anderen 
Wahlsystems gezogen werden kann.

Relativ leichter fällt die Feststellung der Gerech-
tigkeitskriterien bei der Beurteilung einer Wahl-
sperrklausel.  Die  grundrechtlichen  Prinzipien 
der  Chancengleichheit  der  Parteien  und  der 
Wahlgleichheit  bieten  ein  gutes  Barometer  für 
die Beurteilung der Gebotenheit und Verhältnis-
mäßigkeit dieser Zutrittsschranke zum partei-po-
17 D. Nohlen/M.  Kasapovic,  Wahlsysteme  und  System-
wechsel in Osteuropa, Leske und Budrich, Opladen 1996, 
S. 160 ff.
18 Vgl. R. Taagepera/M. Shugart, Seats and Votes: The Ef-
fects  and  Determinants  of  Electoral  Systems,  New 
Haven/London  1989,  p.  226;  G.  Sartori,  Comparative 
Constitutional Engineering: An Inquiry into Structures, In-
centives and Outcomes, Houndmills u.a. 1994, p. X.
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litischen Wettbewerb19.  Verfassungsprozessuale 
Schwierigkeiten sind allerdings auch bei der Ap-
pellierung gegen eine zu hoch angelegte Sperr-
klausel nicht zu vermeiden.

Kurz vor der Parlamentswahl 1999 wurde die in 
Georgien  geltende  5%-Sperrklausel  durch  eine 
7%-Klausel  ersetzt.  Diese  Entscheidung  des 
Verfassungsgesetzgebers kann man als eine der 
gröbsten Erscheinungen des politisch motivier-
ten willkürlichen Handelns der georgischen Le-
gislative  beurteilen.  Die  negativen  politischen 
Auswirkungen  der  7%-Sperrklausel  beweisen 
zusätzlich  den  demokratiewidrigen  Charakter 
dieser parlamentarischen Entscheidung: Die Er-
höhung der  5%-Klausel  bis  auf  die  siebenpro-
zentige  Schwelle  ermöglichte  der  georgischen 
Mehrheitspartei  im  Jahr  1999  die  Vertretung 
mehrerer für sie unangenehmer Parteien im Par-
lament zu vermeiden. Gerade die hoch angelegte 
Sperrklausel verhalf der Bürgerunion Georgiens 
dabei  zu  einer  2/3-Mehrheit  der  parlamentari-
schen Mandate. Aus dem Gesichtspunkt der De-
mokratie darf  auch dieses Ergebnis auf keinen 
Fall als geboten bewertet werden. 

Die verfassungsrechtlichen Prinzipien der Frei-
heit und Gleichheit der Parteien erfordern, dass 
ein  Wahlquorum nicht  höher  angelegt  werden 
darf, als dies zur Vermeidung der Zersplitterung 
der Volksvertretung und der Gewährleistung des 
integrierten Verlaufs der partei-politischen Aus-
einandersetzung  erforderlich  ist20.  Der  Einsatz 
einer 7%-Sperrklausel zur Erreichung dieses le-
gitimen  Zwecks  des  Wahlquorums  erscheint 
aber allenfalls überfordert.

Die Feststellung der optimalen Höhe der Sperr-
klausel bei der Ausgestaltung des Wahlrechts ist 
mit  gewissen Komplikationen verbunden.  Eine 
eindeutige Klarstellung dessen, in welcher Höhe 
eine  Wahlbarriere  der  Funktionsfähigkeit  des 
behandelten Parteiensystems am meisten gerecht 
wird, ist praktisch unmöglich. In westlichen De-

19 Zur Kollision der Wahlsperrklausel mit den Prinzipien 
der Parteien- und Wahlgleichheit siehe etwa Morlok, Art. 
21, Rn. 84; Streinz, Art. 21, Rn. 134; Preuß, Art. 21, Rn. 
49.
20 BVerfGE 1, 208 (248); 4, 31 (40); 6, 84 (92 ff.); 51, 222 
(236); 82, 322 (338); 95, 408 (419 ff.).

mokratien  werden  die  wahlrechtlichen  Sperr-
klauseln  unterschiedlich  hoch  angesetzt.  Ein 
5%-Quorum stellt hier eher eine Seltenheit dar. 
Die  Gesetzgeber  bevorzugen  öfter  niedrigere 
Sperrklauseln.21 Im  Gegensatz  dazu  ist  unter 
post-kommunistischen Gesetzgebern eine höhe-
re  Wahlschranke  weit  beliebter22.  Eine  solche 
Tendenz kann dabei schwerlich durch die Ent-
wicklungsspezifik  der  mittel-  und  osteuropäi-
schen Parteiensysteme erklärt  werden. Darüber 
hinaus kann man behaupten, dass für die nicht-
institutionalisierten  post-kommunistischen  Par-
teiensysteme  gerade  eine  niedrigere  Barriere 
besser  geeignet  wäre.  Wie  bereits  angedeutet, 
verdient  die  Offenheit  des  Parteiensystems  in 
jungen Demokratien etwas mehr Achtung, als in 
den  Staaten  mit  institutionalisierten  Parteien-
landschaften.  Von  daher  müssen  die  Zutritts-
schranken zum politischen  Wettbewerb  in  den 
post-kommunistischen Ländern mit etwas mehr 
Vorsicht eingesetzt werden. Mit Blick auf diese 
Konsequenz soll die Tendenz der post-kommu-
nistischen  Gesetzgeber  zu  höheren  Wahlsperr-
klauseln  als  ein  weiterer  negativer  Effekt  des 
Handelns des Gesetzgebers in eigener Sache be-
trachtet werden. Das Interesse der parlamentari-
schen Mehrheit  muss  in  diesem Fall  aus  ihrer 
Neigung zur maximalen Sicherung ihrer politi-
schen Dominanz abgeleitet werden. 

Nach  alledem  kann  die  in  Georgien  geltende 
7%-Sperrklausel  als  ein  unverhältnismäßiger 
bzw. verfassungswidriger Eingriff  in die Wett-
bewerbsfreiheit  der  Parteien  interpretiert  wer-
den.  Trotz  dieser  gewagten  Behauptung  muss 
man jedoch allenfalls befürchten, dass es nicht 
leicht fallen wird, diese Regelung durch das ge-
orgische Verfassungsgericht als verfassungswid-
rig erklären zu lassen. Auch in diesem Fall gilt 
die  Konsequenz:  die  Rechtsdogmatik  ist  nicht 
imstande, dem Gesetzgeber und der Rechtspre-
chung  klare  Kriterien  für  die  Feststellung  der 
Gebotenheit von parteienrechtlichen Regelungen 
zu liefern. 

21 Siehe  D.  Nohlen,  Wahlrecht  und  Parteiensystem, 
S. 102 ff.;  W.  Ismayr  (Hrsg.),  Die  politischen  Systeme 
Osteuropas, Opladen 2002, S. 47.
22 Siehe Ismayr  (Hrsg.), Die politischen Systeme Osteuro-
pas, S. 47.
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Ähnliche  Komplikationen sind  auch beim Ap-
pell  gegen  die  Ungerechtigkeit  von  anderen 
wahlrechtlichen  Zugangsbarrieren  zum  politi-
schen Wettbewerb – wie  z.B.  Unterschriften-
quoren – zu befürchten.

IV.  Unterlassene  Schutzmaßnahmen  des 
Staates
Die  verfassungsrechtliche  Norm  der  Parteien-
freiheit begründet nicht nur das Abwehrrecht der 
Parteien gegen den Staat, sondern zugleich auch 
die Schutzpflicht des Staates gegenüber der Par-
teiendemokratie23. Der  status positivus  der Par-
teienfreiheit findet eine praktische Konkretisie-
rung  in  zahlreichen  aktiven  Maßnahmen  des 
Staates,  die  zur  Sicherung der  Funktionsfähig-
keit  des  Parteiensystems  berufen  sind.  Die  in 
Deutschland auf  der  Ebene  des  Grundgesetzes 
festgelegten  Prinzipien  der  innerparteilichen 
Demokratie  und  Öffentlichkeit  der  Parteien 
kann  man  als  allgemeinste  Erscheinungen  der 
Verfolgung dieser staatlichen Schutzpflicht be-
trachten.  Als  weitere  wichtige  Schutzmaßnah-
men  kommen  in  der  deutschen  Realität  die 
staatliche  Parteienfinanzierung,  das  Verbot 
der kommerziellen politischen Werbung  und 
die  Reglementierung  der  Spendenfinanzie-
rung der Parteien in Betracht. 

Die hier aufgezählten Maßnahmen stellen nicht 
nur  bloß Produkte des kreativen Handelns  des 
deutschen Gesetzgebers, sondern zugleich auch 
das  funktionale  Erfordernis  der  Parteiendemo-
kratie dar. Trotz dieser Konsequenz fällt es je-
doch  äußerst  schwer,  den  Gesetzgeber  mittels 
verfassungsprozessualer  Mechanismen  zur  Er-
füllung seiner Schutzpflichten zu zwingen. Die 
objektiv-rechtlichen  Gebote  der  innerparteili-
chen Demokratie und der Transparenz der Par-

23 Dazu  M.  Morlok,  Parteienfinanzierung,  in:  v.  Arnim 
(Hrsg.),  Reform  der  Parteiendemokratie,  Berlin  2003, 
S. 166  f.  (155);  G.  Stricker,  Parteienfinanzierungsstaat, 
Baden-Baden 1998, S. 121 ff.; Pieroth, Art. 21, Rn. 20; 
Streinz, Parteien, Rn. 74, 182; v. Münch, Art. 21, Rn. 30; 
Klein, Art. 21, Rn. 177, 433 ff.: „Aus ihr (der institutio-
nellen Garantie des Art. 21) kann sich die Verpflichtung 
ergeben, auch positive Maßnahmen zu ergreifen, die sich 
als  notwendig  erweisen,  um die  Funktionsfähigkeit  des 
Mehrparteiensystems – nicht die einer bestimmten Partei – 
aufrechtzuerhalten“. a.A. Ipsen, Art. 21, Rn. 94 f.

teiaktivitäten sind keine subjektiven Rechte, die 
–  zumindest  anhand  der  Anlehnung  auf  ver-
wandte Grundrechte aus dem Grundrechtskata-
log – mit verfassungsprozessualen Mechanismen 
geltend  gemacht  werden  könnten.  Gegen  eine 
mögliche  mangelnde  einfachgesetzliche  Ge-
währleistung dieser zwei Verfassungsprinzipien 
kann insofern nicht auf der Grundlage einer Ver-
fassungsbeschwerde  vorgegangen  werden.  Es 
sind ebenfalls keine verfassungsprozessualen In-
strumente ersichtlich, auf Grund derer man den 
Staat  zur Gewährleistung der öffentlichen Par-
teienfinanzierung,  des  Verbots  der  politischen 
Werbung oder der Reglementierung von Spen-
denfinanzierung der politischen Akteure veran-
lassen könnte. In diesem Zusammenhang muss 
man auf eine ähnliche Erscheinung in der allge-
meinen Rechtsdogmatik hinweisen, in der sogar 
das verfassungsrechtliche Grundprinzip der So-
zialstaatlichkeit aus seinem Inhalt grundsätzlich 
keine  subjektiven  Schutzansprüche  ableiten 
lässt24. 

Als  weitere  Ausdrücke  der  staatlichen  Schutz-
pflicht gegenüber der funktionierenden Parteien-
demokratie  kann  man  diejenigen  Entscheidun-
gen der Legislative betrachten, die den Parteien 
das Recht auf Repräsentation in verschiedenen 
politisch geprägten Kontrollgremien gewährleis-
ten. Dazu zählt insbesondere die chancengleiche 
Mitwirkung der Parteien an Tätigkeiten der 
Medienräte und Wahlausschüsse. 

Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat den 
Anspruch der Parteien auf Entsendung ihrer Re-
präsentanten in die Medienräte ausdrücklich ver-
neint25.  In  formeller  Hinsicht  ist  gegen  diese 
Rechtsprechung wenig einzuwenden: Zumindest 
theoretisch  kann  die  Funktionsfähigkeit  dieser 
Kontrolleinrichtungen  auch  ohne  Beteiligung 
der Parteien an ihren Aktivitäten gewährleistet 
werden. Für die Erforderlichkeit der Vertretung 
von Parteien in  diesen Gremien sprechen aber 

24 Siehe  etwa  H.D.  Jarass,  Art.  20,  in:  Jarass/Pieroth, 
Grundgesetz: Kommentar, 7. Aufl. München, Rn. 102 f.; 
M. Sachs, Art. 20, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz: Kom-
mentar, 3. Aufl. München 2003, Rn. 47 f., 50.
25 Dazu BVerfGE 60, 53 (67); zust. Ch. Degenhardt, Art. 
5, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Bd. 2, Bonn 
2003, Rn. 770.

40



MIP 2006 13. Jahrgang Kobakhidze - Verfassungsprozessualer Schutz der Parteiendemokratie Aufsätze

rein pragmatische Gründe.  Es ist  anzunehmen, 
dass der politische Einfluss auf diese zwei Kon-
trolleinrichtungen nie absolut zu vermeiden ist. 
Diese Konsequenz geht dabei insbesondere die 
Staaten der jungen Demokratien an, wo wesent-
lich mehr hinter den Kulissen entschieden wird 
als  in  den  traditionsreichen  Demokratien  des 
Westens.  Unter  solchen Umständen erweist  es 
sich als geboten, ja sogar erforderlich, den Ein-
fluss der politischen Kräfte auf Medienräte und 
Wahlausschüsse in eine gerechte rechtliche Ord-
nung zu bringen26.  Im Endeffekt ist  das Gebot 
der (chancengleichen) Vertretung der Parteien in 
genannten Einrichtungen aus dem Demokratie-
gebot  zu deduzieren.  Die  politische Praxis  der 
westlichen  Demokratieoasen,  wo  das  gerechte 
Funktionieren  der  Medieneinrichtungen  und 
Wahlausschüsse auch ohne Aufsicht der Partei-
en über deren Entscheidungsfindung stattzufin-
den vermag, scheint bei jungen Demokratien je-
denfalls nicht umsetzbar zu sein. 

Abgesehen davon, dass die gesetzliche Gewähr-
leistung der Repräsentation der Parteien in den 
genannten  Aufsichtsgremien  eindeutig  positive 
Auswirkungen  für  die  Funktionsfähigkeit  der 
gesamten Demokratie verspricht, bleibt es auch 
in diesem Fall dem Spielraum des Gesetzgebers 
überlassen, ob er diese Maßnahmen zum Schut-
ze der Parteiendemokratie treffen wird oder eben 
nicht.  Auch  in  diesem Fall  sind  keine  verfas-
sungsprozessualen Mechanismen ersichtlich, die 
den Staat zur Aktivierung seiner Schutzpflichten 
zwingen könnten. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidungen  mehrmals  betont,  dass  dem Staat 
bei der Ausgestaltung des Wahlrechts „nur ein 
eng  bemessener  Spielraum für  Differenzierun-
gen verbleiben soll“27. Die gleiche Konsequenz 
darf auch für den gesamten Bereich des Partei-
enrechts gelten28. Dieser Schluss lässt als erfor-
derlich  erscheinen,  das  bislang  praktizierte 
Schutzrecht  des Staates gegenüber der Parteien-
demokratie in eine Schutzpflicht  umzuwandeln. 
26 So bezüglich der Repräsentation der Parteien in den Me-
dienräten Klein, Art. 21, Rn. 193.
27 BVerfGE 8, 51 (64 f.); 14, 121 (133); 24, 300 (341).
28 Vgl.  Morlok,  Parteienrecht  als  Wettbewerbsrecht,  in: 
Festschrift Tsatsos, S. 440 ff. (408).

Zu diesem Zwecke wäre es durchaus vernünftig, 
der  Verfassungsrechtsprechung  etwas  weitere 
Befugnisse bei der Einschätzung der unterlasse-
nen parteienrechtlichen Schutzmaßnahmen ein-
zuräumen.

V. Verfassungsprozessualer Schutz der Par-
teienfreiheit
Laut herrschender Meinung gilt Art. 9 GG auch 
für politische Parteien29. Das Recht auf Parteien-
freiheit  kann also theoretisch auch anhand der 
Berufung  auf  die  allgemeine  grundrechtliche 
Norm der Vereinigungsfreiheit geltend gemacht 
werden.  Trotz  einer  solchen  großzügigen  Ein-
stellung der Rechtslehre hat Art.  9 GG für die 
deutsche  Parteienrechtsdogmatik  in  praktischer 
Hinsicht bislang wenig an Bedeutung gewonnen. 
Ein  vermeintlicher  Eingriff  in  die  Freiheit  der 
Parteien ist bislang noch nie mit  der Berufung 
auf  Art.  9  GG geltend  gemacht  worden.  Zum 
einen  ist  diese  Tatsache  dadurch  zu  erklären, 
dass  eine  Beeinträchtigung  der  Parteienfreiheit 
meistens  auch  die  Beeinträchtigung  der  Chan-
cengleichheit der Parteien mit sich zieht30.  Die 
wichtigsten  Fälle  der  Verletzung  der  Parteien-
freiheit, wie z.B. die Festsetzung einer Wahlbar-
riere,  die Festsetzung der Unterschriftenquoren 
oder die Umgestaltung der Wettbewerbschancen 
der Parteien durch eine bestimmte Art der Par-
teienbegünstigung, bewirken grundsätzlich auch 
die Beeinträchtigungen des Gleichheitsstatus der 
Parteien.  Die  Kläger  haben bislang  immer be-
vorzugt,  gegen diese Art  von Beeinträchtigun-
gen  der  Freiheit  der  Parteien  mit  Hilfe  der 
Gleichheitssätze vorzugehen. 

Den  prominentesten  Fall  der  Verletzung  der 
Freiheit  der  Parteien,  welcher  keine  Bezugs-
29 Zur Darstellung siehe A. Mauersberger, Die Freiheit der 
Parteien: Der Rechtscharakter des Art. 21 GG, Baden-Ba-
den 1994, S. 12 ff.
30 Zum gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnis der Prinzi-
pien  von  Parteienfreiheit  und  -gleichheit  siehe  Morlok, 
Art. 21, Rn. 63; Lipphardt, Die Gleichheit der politischen 
Parteien  vor  der  öffentlichen  Gewalt,  S.  82  ff.;  Henke, 
Art. 21, Rn. 319; K.-H. Seifert, Die politischen Parteien 
im  Recht  der  Bundesrepublik  Deutschland,  Köln  1975, 
S. 131 ff.;  Grimm, Politische Parteien, in: Benda/Maiho-
fer/Vogel  (Hrsg.),  Handbuch  des  Verfassungsrechts  der 
Bundesrepublik  Deutschland,  § 14,  Rn.  42  ff.;  Klein, 
Art. 21, Rn. 296.
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punkte mit der Gleichheitsbeeinträchtigung auf-
weist, stellt die unangemessene staatliche Partei-
enfinanzierung  dar.  Das  Bundesverfassungsge-
richt hat bereits mehrmals betont, dass eine zu 
intensive staatliche Subventionierung der Partei-
en eine unangemessene Abhängigkeit der Partei-
en vom Staat bewirkt und insofern einen unge-
rechtfertigen Eingriff in die Parteienfreiheit dar-
stellt31.  Art.  9  GG ist  bei  der  Feststellung der 
freiheitsfeindlichen Auswirkung der staatlichen 
Parteienfinanzierung jedoch nicht behilflich. Die 
Betrachtung der staatlichen Parteienfinanzierung 
als Freiheitsbeeinträchtigung stellt eine Erweite-
rung des Schutzbereichs der Parteienfreiheit zu 
Lasten ihrer primären Träger dar. Für die Dog-
matik  der  allgemeinen  Vereinigungsfreiheit  ist 
dies  aber  eine  völlig  fremde  Erscheinung.  Als 
ein Ausdruck des allgemeinen Gebotes der Bür-
gernähe der Parteien ist sie als eine Konsequenz 
aus  dem Demokratieprinzip  zu  verstehen.  Die 
subjektiv-rechtlichen  Dimensionen  des  demo-
kratischen Prinzips der Bürgernähe der Parteien 
können  der  allgemeinen  Vereinigungsfreiheit 
nicht entnommen werden. 

Nach alledem ist es nicht mehr erstaunlich, dass 
der Eingriffscharakter der staatlichen Parteienfi-
nanzierung zum Gegenstand der verfassungspro-
zessualen Diskussion in Deutschland bislang nur 
durch  Umgehungswege  vorgebracht  werden 
konnte. Vor allem beim Hinwegdenken des Or-
ganstreitverfahrens als möglicher Form des ver-
fassungsprozessualen  Schutzes  der  Bürgernähe 
der Parteien, bleibt keine Möglichkeit mehr er-
sichtlich, das Recht auf Bürgernähe der Parteien 
mit  Hilfe  der  verfassungsprozessualen  Instru-
mente geltend zu machen.  Von daher  wäre es 
sinnvoll, eine entsprechende Klagebefugnis der 
jeweiligen Rechtsträger des Rechts auf Bürger-
nähe der Parteien mit speziellen verfassungspro-
zessrechtlichen Vorschriften zu sichern.

VI. Schlussfolgerungen
Bei der Untersuchung von verschiedenen partei-
enrechtlichen  Problemkonstellationen  wurden 
zwei Probleme klar, die den verfassungsprozes-
sualen Schutz der Parteiendemokratie wesentlich 
verkomplizieren: Zum einen lassen die formel-
31 Siehe etwa BVerfGE 85, 264 (283 ff.).

len Vorschriften der Verfassung keine Möglich-
keit zu, mehrere problematische parteienrechtli-
che  Gesetzesentscheidungen  der  Verfassungs-
rechtssprechung  zur  Diskussion  vorzubringen; 
zum  anderen  sind  die  Gesetzesentscheidungen 
denkbar, die zwar mit Hilfe der verfassungspro-
zessualen Mechanismen überprüft  werden kön-
nen, bei deren Einschätzung der Spielraum der 
Rechtssprechung jedoch wesentlich begrenzt ist. 

Für die Lösung des ersteren Problems könnte die 
grundrechtliche Menschenwürdegarantie zu Hil-
fe  kommen.  Das  Demokratiegebot  kann  ja 
durchaus  als  eine  objektiv-rechtliche  Konse-
quenz  der  Menschenwürde  interpretiert  wer-
den32. Diese Annahme lässt die Ansicht hervor-
heben, dass jede intensive Beeinträchtigung der 
(Parteien-)Demokratie mit der Berufung auf die 
grundrechtliche  Menschenwürdegarantie  abge-
wehrt  werden  darf.  Die  Akzeptierung  dieser 
Möglichkeit  durch  die  Rechtsdogmatik  würde 
der  Verfassungsrechtsprechung  jedenfalls  zu-
sätzliche Mühen bei der Begründung der Zuläs-
sigkeit  von  problematischen  parteibezogenen 
Verfassungsbeschwerden ersparen. 

Die  Lösung des zweiten Problems wäre  durch 
die Ausweitung der Befugnisse der Verfassungs-
rechtsprechung bei der Entscheidung über par-
teienrechtliche  Problemfragen  möglich.  Insbe-
sondere weil das Parteienrecht eine parlamenta-
rische Entscheidung in eigener Sache darstellt, 
bedarf ihre Festsetzung objektiv einer Aufsicht 
seitens  alternativer  Staatsgremien.  Das  Verfas-
sungsgericht könnte diese Funktion wohl am ef-
fektivsten wahrnehmen. Von daher wäre es nicht 
inkonsequent,  den  Spielraum  der  Rechtspre-
chung bei  Fällen ihrer  parteibezogenen Urteile 
ausnahmsweise  etwas  weiter  zu  öffnen.  Dies 
wäre insbesondere für Staaten der jungen Demo-
kratien von großer Aktualität. Die Staatsbürger 
der halb-autoritären Staaten Osteuropas, wo die 
Ungerechtigkeit der Rechtsordnungen die Reali-
sierung der Demokratie verhindert, haben es be-
sonders  nötig,  sich  gegen ein  ineffektives  und 
ungerechtes  Parteienrecht  zu  wehren.  Dabei 
32 P. Häberle, Europäische Verfassungslehre, 3. Aufl. Ba-
den-Baden 2005, S. 289 ff.; siehe ebenso Maurer,  Staats-
recht I: Grundlagen, Verfassungsorgane, Staatsfunktionen, 
2. Aufl. München 2001, § 7, Rn. 18.
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könnte ein allgemeines Klagerecht bezüglich der 
Verletzung der Parteiendemokratie nicht nur für 
Parteien, sondern auch für einzelne Staatsbürger 
gelten,  die von jeder Verletzung des Freiheits- 
und Gleichheitsstatus  der  Parteien  genauso  in-
tensiv betroffen werden wie die Parteien selbst.
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Lag es nur an der Agenda 2010?
-  Zu  den  Problemen  der  SPD  vor  der 
Bundestagswahl 2005

Prof. Dr. Oskar Niedermayer, Berlin*

1. Einleitung

Die übliche Beurteilung der zweiten Amtsperi-
ode  Gerhard  Schröders  bis  zur  Ankündigung 
vorgezogener  Neuwahlen zum Bundestag nach 
der  verlorenen  Landtagswahl  in  Nordrhein-
Westfalen am 22. Mai 2005 lässt sich in einem 
Satz  zusammenfassen:  Gerhard  Schröder  hat 
durch seine Agenda 2010 die SPD in eine tiefe 
Krise gestürzt und einen Großteil der SPD-Wäh-
ler verprellt. Diese These ist falsch. Die wahre 
Ursache  für  die  Probleme  der  SPD  mit  sich 
selbst  und ihren  Wählern  geht  sehr  viel  tiefer 
und liegt sehr viel weiter zurück als die Agenda 
2010.  Sie  besteht  in  der  Tatsache,  dass  es  die 
SPD versäumte, sich zu Oppositionszeiten durch 
eine sozialdemokratische politische Antwort auf 
die  gewandelten  ökonomischen  Rahmenbedin-
gungen  im  Sozialstaatskonflikt  rechtzeitig  neu 
zu  positionieren,  die  Neupositionierung  ihrer 
Anhängerschaft  in  einer  sinnvollen  Weise  zu 
vermitteln und nach der Machtübernahme 1998 
in  eine  konsistente  Politik  umzusetzen.  Die 
Agenda 2010 war der dritte – wiederum geschei-
terte – Versuch, diese Versäumnisse zu beheben.

Um  diese  Sicht  der  Dinge  zu  verdeutlichen, 
muss  zunächst  kurz  die  Konfliktstruktur  des 
deutschen Parteiensystems erläutert werden. Da-
nach wird die SPD-Misere der letzten Jahre auf-

* Der Autor ist  Professor für Politische Wissenschaft an 
der Freien Universität Berlin.
Der folgende Beitrag ist ein Auszug aus: Oskar Nieder-
mayer: War die Agenda 2010 an allem schuld? Die Regie-
rungsparteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen, in: Eck-
hard Jesse/Roland Sturm (Hrsg.): Bilanz der Bundestags-
wahl 2005, Wiesbaden 2006, S. 119-155.

gezeigt. Ein dritter Schritt analysiert den Wahl-
kampf und das Wahlergebnis der Partei, wobei 
vor allem auf den Beitrag eingegangen wird, den 
der Spitzenkandidat auf der einen und die Kam-
pagneninhalte – bzw. das Ausnützen inhaltlicher 
Probleme der  Konkurrenten – auf  der  anderen 
Seite  zum Wahlergebnis  geleistet  haben.  Zum 
Schluss widmet sich der Beitrag kurz der perso-
nellen wie inhaltlichen Neuaufstellung der SPD 
nach der Wahl.

2. Die Konfliktstruktur des deutschen Par-
teiensystems

Das  deutsche  Parteiensystem  ist  durch  eine 
zweidimensionale Konfliktstruktur gekennzeich-
net1. Der Wettbewerb zwischen den politischen 
Parteien  wird  von  zwei  grundlegenden  Werte-
konflikten  über  leitende  Prinzipien  politischen 
Handelns bzw. fundamentale politische Zielvor-
stellungen  dominiert,  nämlich:  (1)  eine  sozio-
ökonomische  Konfliktlinie  zwischen der  Beto-
nung des Primats der Politik auf der einen und 
des Primats der Ökonomie auf der anderen Seite, 
(2)  eine  politisch-kulturelle  Konfliktlinie  zwi-
schen libertären und autoritären Wertvorstellun-
gen.

Die heutzutage als Konflikt zwischen libertären 
und autoritären Wertesystemen konzeptualisierte 
politisch-kulturelle  Konfliktlinie  wurde  in  den 
Sozialwissenschaften zunächst durch die Arbei-
ten Ingleharts2 thematisiert. Inglehart beobachte-
te  –  als  Folge  veränderter  Sozialisationsbedin-
gungen  in  den  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg 
ökonomisch  prosperierenden  westeuropäischen 
Gesellschaften  –  eine  „stille  Revolution“  in 
Form eines tiefgreifenden Wertewandels, der zur 
Herausbildung eines Gegensatzes zwischen Per-

1 Vgl. zum Folgenden auch Oskar Niedermayer: Die Ent-
wicklung  des  deutschen  Parteiensystems  bis  nach  der 
Bundestagswahl 2002, in: ders. (Hrsg.): Die Parteien nach 
der Bundestagswahl 2002, Opladen 2003, S. 9-41.
2 Vgl. Ronald Inglehart: The Silent Revolution, Princeton 
1977; ders.: Wertwandel in westlichen Gesellschaften: Po-
litische Konsequenzen von materialistischen und postma-
terialistischen Prioritäten, in: Helmut Klages/Peter Kmie-
ciak (Hrsg.): Wertewandel und gesellschaftlicher Wandel, 
Frankfurt a.M. 1979, S. 279-316.
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sonen  mit  „materialistischen“  und  solchen  mit 
„postmaterialistischen“  Wertprioritäten  führte. 
Flanagan3 stimmte mit Inglehart  darin überein, 
dass der soziale Wandel neue Wertorientierun-
gen erzeugt, die er „libertär“ nannte, spaltete den 
Gegenpol jedoch in zwei Komponenten auf, eine 
„materialistische“ und eine „autoritäre“ Wertori-
entierung. Die Gründe für die Herausbildung li-
bertärer  und  autoritärer  Wertesysteme  werden 
im sozio-ökonomischen Wandel von der klassi-
schen  Industriegesellschaft  zur  globalisierten 
postindustriellen  Gesellschaft  gesehen.  Deren 
zentrales Kennzeichen ist die gleichzeitige Zu-
nahme von Chancen und Risiken. Die sich damit 
abzeichnenden Auswirkungen für die Menschen 
sind jedoch ungleich verteilt, d.h.: Je nach ihren 
mentalen Kapazitäten und nach ihrer konkreten 
Lebenswelt  nehmen Individuen eher die neuen 
Chancen wahr  oder  aber  fürchten die  Risiken. 
Dies  trägt  entweder  zu  einer  libertären  „Öff-
nung“  hin  zu  moralischer  und kultureller  Per-
missivität bei oder aber zu einer schutzsuchen-
den „Schließung“ mit Hilfe autoritärer Schema-
ta4.

Libertäre  Wertesysteme  sind  gekennzeichnet 
durch  die  Betonung  individueller  Freiheit, 
Selbstverwirklichung,  politischer  Partizipation, 
Gleichheit,  Eintreten für  Frieden und Umwelt-
schutz,  Emanzipation,  Toleranz gegenüber Mi-
noritäten,  Bejahung  von  Multikulturalität  und 
Unterstützung nonkonformistischer Lebensstile, 
während autoritäre Wertesysteme durch kollekti-
ve  Orientierungen,  hierarchische  Ordnungsvor-
stellungen, Antipluralismus, Paternalismus, Into-
leranz gegenüber Minoritäten, kulturelle und so-
ziale  Abschottung,  Ethnozentrismus,  Fremden-
feindlichkeit  und  Unterstützung  traditioneller, 
konformistischer Lebensstile geprägt sind.

3 Vgl.  Scott  C.  Flanagan:  Value  Change  and  Partisan 
Change  in  Japan.  The  Silent  Revolution  Revisited,  in: 
Comparative Politics 11 (1979), S. 253-278; ders.: Value 
Change in Industrial Societies, in: American Political Sci-
ence Review 81 (1987), S. 1303-1319.
4 Vgl.  Sabine  Ruß/Jochen  Schmidt:  Herausforderungen 
von links und rechts. Wertewandel und Veränderungen in 
den Parteiensystemen in Deutschland und Frankreich, in: 
Renate  Köcher/Joachim Schild  (Hrsg.):  Wertewandel  in 
Deutschland und Frankreich. Nationale Unterschiede und 
europäische Gemeinsamkeiten, Opladen 1998, S. 277.

Die sozio-ökonomische Konfliktlinie stellt  sich 
in den modernen Gesellschaften als Wertekon-
flikt  um die Frage dar,  wem unter den Bedin-
gungen einer globalisierten Ökonomie das Pri-
mat zukommt: der Wirtschaft oder der Politik. 
Der  eine  Konfliktpol  vertritt  die  Auffassung, 
dass die Produktion und Verteilung von Gütern 
und Dienstleistungen dem marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb überantwortet werden soll, während 
auf dem anderen Pol für eine nationalstaatliche 
bzw. supranationale Steuerung durch politische 
Interventionen plädiert wird, wobei drei grundle-
gende Begründungszusammenhänge interventio-
nistischer Wertvorstellungen existieren5: Der so-
zialstaatliche  Interventionismus  speist  sich  aus 
der  Grundüberzeugung,  das  Marktgeschehen 
müsse im Interesse der Verlierer von Moderni-
sierungsprozessen durch staatliche Maßnahmen 
sozialverträglich gesteuert und sozial abgefedert 
werden,  der  ökologische  Interventionismus be-
fürwortet  staatliche  Eingriffe  in  das  Marktge-
schehen,  um  den  künftigen  Generationen  eine 
lebenswerte (Um-)Welt zu hinterlassen, und der 
protektionistische  Interventionismus  bean-
sprucht die Outputs des ökonomischen Systems 
ausschließlich für das eigene Volk.

Der Wettbewerb zwischen den politischen Par-
teien spielt  sich in diesen beiden Dimensionen 
ab.  Sie  sind  jedoch  nicht  gleichermaßen  rele-
vant, da der sozio-ökonomische Konflikt in Ge-
stalt  des  Sozialstaatskonflikts,  der  durch  den 
Ausbau des Wohlfahrtsstaates lange Zeit in sei-
ner  Bedeutung  zurückgedrängt  war,  spätestens 
seit den Neunzigerjahren durch drei wesentliche 
Veränderungen der Rahmenbedingungen revita-
lisiert wurde, nämlich durch: (1) die Globalisie-
rung des Marktgeschehens, (2) den demographi-
schen Wandel in Gestalt der zunehmenden Alte-
rung der Gesellschaft und (3) die deutsche Ver-
einigung  mit  ihren  zunehmen-den  finanziellen 
Folgelasten.

Im Sozialstaatskonflikt stehen sich zwei grund-
sätzlich verschiedene Ausprägungen des Grund-
5 Vgl.  Oskar  Niedermayer:  Parteiensystem,  in:  Eckhard 
Jesse/Roland  Sturm  (Hrsg.):  Demokratien  des  21. 
Jahrhunderts im Vergleich. Historische Zugänge, Gegen-
wartsprobleme,  Zukunftsperspektiven,  Opladen  2003, 
S. 267.
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werts der sozialen Gerechtigkeit gegenüber: Die 
eine Seite setzt auf Verteilungsgerechtigkeit und 
somit auf das Solidarprinzip, das durch sozial-
staatlich motivierte politische Interventionen in 
das  Marktgeschehen  durchgesetzt  werden  soll, 
die andere Seite  auf  Chancengerechtigkeit  und 
damit  auf  das  eigenverantwortliche  Leistungs-
prinzip,  dem durch die Freisetzung der Markt-
kräfte Geltung verschafft werden soll.

3. Die Ausgangslage

Die SPD hat es in der Oppositionszeit versäumt, 
ihre politischen Grundpositionen im Lichte die-
ser gewandelten sozio-ökonomischen Realität zu 
diskutieren, eine programmatisch klar umrissene 
und an den eigenen Grundwerten ausgerichtete 
Reformkonzeption  als  Antwort  auf  die  neuen 
Herausforderungen  zu  formulieren  und  diese 
Konzeption ihren Anhängern in einem sorgfältig 
vorbereiteten  politischen  Kommunikationspro-
zess rechtzeitig zu vermitteln.

Als vor der Bundestagswahl 1998 immer deutli-
cher wurde, dass eine konkrete Chance auf eine 
Machteilhabe der SPD bestand – entweder durch 
eine Große Koalition oder durch eine rot-grüne 
Machtübernahme –, wurde der erste Versuch ge-
startet, diese Versäumnisse zu beheben. Mit dem 
Slogan „Innovation  und soziale  Gerechtigkeit“ 
und dessen Personalisierung durch das Duo Ger-
hard Schröder und Oskar Lafontaine wurde den 
Wählern  geschickt  der  Eindruck  vermittelt,  es 
gäbe eine sozialdemokratische Politikkonzeption 
einer  sozialverträglichen  Modernisierung  der 
Bundesrepublik. Gleichzeitig prangerte man die 
„Gerechtigkeitslücke“  an,  die  durch  die  ersten 
von der  Kohl-Regierung vorgenommenen Ein-
schnitte in das Sozialsystem entstanden sei‚ und 
versprach,  diese  „sozialen  Grausamkeiten“  zu-
rückzunehmen.  Damit  kommunizierte  man  die 
Botschaft an die Wähler, dass die Sozialverträg-
lichkeit der Modernisierung unter einer SPD-ge-
führten  Bundesregierung  nicht  darin  bestehen 
würde,  die  Lasten  einer  Verringerung  sozial-
staatlicher Leistungen gerecht zu verteilen, son-
dern  darin,  einen  Umbau  des  Sozialstaates  so 
vorzunehmen, dass soziale Einschnitte für weite 

Kreise der Bevölkerung vermieden würden. Mit 
dieser  Wahlkampfstrategie  gelang es der  SPD, 
sowohl  ihre  Traditionswähler  aus  der  gewerk-
schaftsorientierten Arbeitnehmerschaft als auch 
die  modernisierungsorientierten  bürgerlichen 
Wählerschichten  der  „Neuen  Mitte“  anzuspre-
chen und die Wahl zu gewinnen. Allerdings um 
den  Preis,  dass  damit  unter  der  Wählerschaft 
sehr hohe Erwartungen erzeugt wurden, die sich 
in  einem  enormen  Vertrauensvorschuss  der 
Wähler  gegenüber  dem  neuen  Kanzler,  seiner 
Regierung und seiner Partei äußerten.

Nach der Wahl zeigte sich jedoch schnell, dass 
hinter  dem  Wahlversprechen  der  Verbindung 
von Innovation mit sozialer Gerechtigkeit keine 
ausgearbeitete und zwischen Kanzleramt, Frakti-
on und Parteiführung unstrittige Reformkonzep-
tion stand, die man jetzt in Regierungshandeln 
hätte  umsetzen  können.  Zur  mangelnden  pro-
grammatischen  und  politisch-konzeptionellen 
Vorbereitung  auf  die  Regierungstätigkeit6 ka-
men prozedurale Regierungsprobleme in Gestalt 
von  Koordinierungs-,  Professionalitäts-  und 
Vermittlungsdefiziten  hinzu7.  Dies  alles  führte 
zu einer Akzeptanzkrise der SPD, die die Partei 
in  der  Wählergunst  dramatisch  abstürzen  ließ: 
Innerhalb eines Jahres verlor  die  SPD fast  die 
Hälfte ihres Wählerpotenzials8.

Im Juni  1999 startete  Gerhard  Schröder  einen 
zweiten, nun weniger an die Wähler als an die 
Partei gerichteten Versuch, die Versäumnisse zu 
beheben: Im Kanzleramt wurde in Zusammenar-
beit mit den Mitarbeitern des britischen Premier-
ministers Tony Blair ein Strategiepapier erstellt, 
das  als  Schröder-Blair-Papier  in  die  Annalen 

6 Das Zerbrechen des Zweckbündnisses Schröder/Lafon-
taine und der anschließende Machtkampf in der SPD-Füh-
rungsspitze, der mit Lafontaines Rücktritt und der Über-
nahme des Parteivorsitzes durch Schröder endete, war der 
personelle Ausdruck dieses Mankos.
7 Vgl.  Richard Stöss/Oskar Niedermayer:  Zwischen An-
passung und Profilierung. Die SPD an der Schwelle zum 
neuen  Jahrhundert,  in:  Aus  Politik  und  Zeitgeschichte. 
Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“, B 5/2000, 
S. 3-11.
8 In den Umfragen zur politischen Stimmung äußerte im 
Oktober 1998 die Hälfte der Wähler eine Präferenz für die 
SPD, im Oktober 1999 waren es nur noch 28 Prozent (Po-
litbarometer der Forschungsgruppe Wahlen e.V.).
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einging9.  Die  dort  angestellten  Überlegungen 
machten deutlich, dass die gewandelten ökono-
mischen Rahmenbedingungen nach Ansicht der 
Autoren  die  Aufrechterhaltung  des  bisherigen 
Niveaus staatlicher Sozialleistungen nicht mehr 
erlauben.

Dass auch dieser zweite Versuch scheiterte, lag 
nicht zuletzt auch an der Person und am Politik-
stil Gerhard Schröders. Schröder hatte seine ge-
samte  politische  Karriere  eher  auf  Distanz  als 
auf Nähe zur Partei  aufgebaut,  und als  Regie-
rungschef entwickelte er eine auf die Umgehung 
der Willensbildung in Partei  und Fraktion zie-
lende  Politik  medialer  Selbstinszenierung.  Der 
Versuch, der Partei den notwendigen Diskussi-
onsprozess von außen bzw. von oben überfallar-
tig aufzuzwingen bzw. an der Partei vorbei poli-
tische Vorentscheidungen zu treffen, rief jedoch 
zwangsläufig Abwehrreaktionen hervor.

Trotz des erneuten Scheiterns ging es der Partei 
ab Ende 1999 wieder besser. Das lag aber nicht 
an ihr selbst, sondern am politischen Hauptkon-
kurrenten,  der  Union,  die  in  den  Strudel  der 
Spendenaffäre geriet, in der Wählergunst drama-
tisch  abstürzte  und  Schröder,  seine  Regierung 
und die SPD in der Wählergunst wieder steigen 
ließ. Nachdem der Wille der CDU zum Neuan-
fang  durch  die  Übernahme  des  Parteivorsitzes 
durch Angela Merkel im April 2000 dokumen-
tiert worden war, holte die Union in der politi-
schen Stimmung auf, und in den nächsten beiden 
Jahren wechselten sich SPD und Union in der 
Wählergunst immer wieder ab.

Zu Beginn des Wahljahres 2002 bot die Regie-
rungsbilanz der rot-grünen Koalition eine „bunte 
Mischung aus Erfolg, Unterlassung und Versa-
gen“10. Die Erfolge, die sich Rot-Grün zuschrei-
ben konnte, wurden alle auf der politisch-kultu-
rellen  Dimension  des  Parteienwettbewerbs  er-
zielt:  Zum einen hatte die Regierung Deutsch-
land  an  die  globalen  Entwicklungen  seit  dem 

9 Vgl.: Der Weg nach vorne für Europas Sozialdemokra-
ten. Ein Vorschlag von Gerhard Schröder und Tony Blair, 
London, 8. Juni 1999.
10 Josef Schmid/Susanne Blancke: Die Bilanz der rot-grü-
nen Bundesregierung, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 
53 (2002), S. 466.

Ende  des  Kalten  Krieges  angepasst  und 
Deutschlands Rolle vor allem in der Außenpoli-
tik  neu definiert,  zum anderen  hatte  sie  durch 
Reformen  im  Bereich  des  Umweltschutzes 
(Stichworte:  ökologische  Steuerreform, 
Atomausstieg,  Förderung  der  regenerativen 
Energien),  der  individuellen  Lebensführung 
(Stichwort:  Gleichstellung  homosexueller  Part-
nerschaften) und der gesellschaftlichen Minori-
täten (Stichworte:  Staatsbürgerschafts- und Zu-
wanderungsfrage) die Politik in Richtung des li-
bertären Pols der politisch-kulturellen Konflikt-
linie verschoben. 

Auf der sozio-ökonomischen Dimension hinge-
gen,  dem  wirtschafts-  und  arbeitsmarkpoliti-
schen Themenfeld, fiel die rot-grüne Bilanz äu-
ßerst mager aus. Genau diese Problematik wurde 
mit der zum Jahreswechsel aufkommenden De-
batte um die hohe Arbeitslosigkeit und das mini-
male Wirtschaftswachstum zum beherrschenden 
Thema  und  bescherte  der  Union  in  den  Mei-
nungsumfragen das gesamte erste Halbjahr hin-
weg  einen  wachsenden  Vorsprung  vor  der 
SPD11.  Den  SPD-Wahlstrategen  fiel  hierzu 
nichts anderes ein, als im Wahlprogramm 2002 
mit dem Titel „Erneuerung und Zusammenhalt“ 
die  alte  1998er  Botschaft  mit  anderen  Worten 
aufzugreifen und Gerhard Schröder wiederholte 
immer  wieder  seine  Botschaft,  „Der  Auf-
schwung kommt“, die von positiven Prognosen 
aus dem Finanzministerium unterstützt wurde.

Auch der Mitte Mai eingeleitete Strategiewech-
sel mit einer Rückbesinnung auf die Stammwäh-
ler und einem Lagerwahlkampf unter dem Motto 
„Wir oder sie“ brachte die SPD noch nicht aus 
dem Umfragetief. Dies gelang erst mit der vor-
gezogenen  öffentlichen  Präsentation  der  ur-
sprünglich für Mitte August angekündigten Er-
gebnisse  der  Hartz-Kommission  zur  Arbeits-
marktreform  durch  einen  Spiegel-Artikel  vom 
24. Juni. Das durchgehend positive Echo auf die 
Reformvorschläge und die damit geweckten Er-
wartungen einer schnellen und deutlichen Redu-
11 Zum  Wahlkampf  vgl.  Oskar  Niedermayer:  Wandel 
durch Flut und Irak-Krieg? Wahlkampfverlauf und Wahl-
kampfstrategien der  Parteien,  in:  Eckhard Jesse (Hrsg.): 
Bilanz der Bundestagswahl 2002. Voraussetzungen - Er-
gebnisse - Folgen, Wiesbaden 2003, S. 37-70.
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zierung der Arbeitslosigkeit schlugen sich in der 
politischen Stimmung nieder: Die SPD legte in 
den Umfragen um stattliche fünf Prozentpunkte 
zu, brach jedoch wegen des misslungenen Ma-
nagements der Telekom-Krise und der Honorar-
Affäre um Verteidigungsminister Scharping da-
nach wieder ein. Die endgültige Wende gelang 
erst,  als  Schröder  Anfang  August  die  Kriegs-
angst der Deutschen für den Wahlkampf instru-
mentalisierte. Damit hatte die SPD endlich ein 
„Winner“-Thema gefunden. Kurz darauf ereig-
nete  sich  die  Flutkatastrophe  in  Bayern  und 
Sachsen. Schröder konnte in dieser Notsituation 
seine Stärke,  „Inszenierung und Politik  in  De-
ckung zu bringen“12, voll ausspielen. Einerseits 
trug  das  „Foto,  das  Schröder  mit  besorgt-ent-
schlossen-mitfühlendem Gesicht in Gummistie-
feln und grüner Gummijacke im Schlamm von 
Grimma“ zeigte, „vielleicht mehr zu seiner Po-
pularität im Osten“ bei „als alle TV- und Bun-
destags-Duelle  zusammen“13.  Andererseits  ent-
wickelte die Bundesregierung in atemberauben-
dem Tempo eine schlüssige politische Strategie 
zur  Bewältigung der  Krise  und verschaffte  ihr 
die notwendigen Mehrheiten. Diese erfolgreiche 
Krisenbewältigungsstrategie fand bei der Bevöl-
kerung großen Anklang und bescherte – in Ver-
bindung mit gravierenden Fehlern der Union in 
der  gesamten  Wahlkampfendphase  –  sowohl 
Schröder als auch seiner Partei sowie dem grü-
nen  Koalitionspartner  den  zusätzlichen  Auf-
schwung, der Rot-Grün schließlich die Wahl ge-
winnen ließ.

Mit der Frage von Krieg und Frieden sowie der 
durch  die  Flutkatastrophe  ins  Bewusstsein  ge-
rückten  Klimaproblematik  hatte  Rot-Grün  die 
Bundestagswahl von 2002 mit Themen gewon-
nen, die beide auf der politisch-kulturellen Di-
mension lagen. Die sozio-ökonomische Dimen-
sion war in der Schlussphase des Wahlkampfs in 
den Hintergrund gedrängt worden, meldete sich 
aber schon kurz nach der Wahl mit aller Macht 

12 Tissy Bruns: Die Flutfrage: Schröder oder Stoiber, in: 
Berliner Morgenpost v. 24. August 2002.
13 Joachim Riecker:  Abteilungsleiter  im Arbeitsamt  von 
Neubrandenburg. Die PDS störte im Kampf gegen Stoi-
ber,  in:  Die  Neue  Gesellschaft/Frankfurter  Hefte  49 
(2002), S. 590.

zurück,  als  die  Medienagenda  von  Negativ-
schlagzeilen über die lahmende Konjunktur und 
riesige Haushaltslöcher beherrscht wurde, in der 
Koalition eine Diskussion um Steuererhöhungen 
ausbrach  und  die  Union  die  Einsetzung  eines 
parlamentarischen  Untersuchungsausschusses 
zum Thema „Wahlbetrug“ beschloss, um zu prü-
fen, ob die Regierung die Bürger im Wahlkampf 
über wichtige Wirtschaftsdaten getäuscht hatte. 

Die erneute Dominanz der  ökonomischen Pro-
blemlage  im  öffentlichen  Bewusstsein  ließen 
Gerhard  Schröder,  seine  Regierung  und  seine 
Partei in der Wählergunst dramatisch abstürzen. 
Die  allgemeine  Bewertung  Gerhard  Schröders 
durch  die  Bevölkerung erreichte  Anfang März 
2004  den  schlechtesten  Wert  seiner  gesamten 
Amtszeit als Bundeskanzler (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1: Allgemeine Beurteilung Gerhard Schröders 
2002-2005

(Mittelwerte, Skala: -5 = halte überhaupt nichts, +5 = 
halte sehr viel von ihm)

Auch die Beurteilung der Arbeit der von ihm ge-
führten Bundesregierung erreichte Anfang März 
den schlechtesten Wert ihrer gesamten Amtszeit 
(vgl.  Abbildung  2).  Während  bei  der  Bundes-
tagswahl im September 2002 noch 38,5 Prozent 
die SPD gewählt hatten, fiel die Zustimmung zur 
SPD im Februar auf 22 Prozent.  Dies war der 
schlechteste Wert für die SPD in der politischen 
Stimmung seit Ende der Siebzigerjahre (vgl. Ab-
bildung  3).  Bei  der  hessischen  Landtagswahl 
Anfang Februar 2003 verlor die SPD 10,3 Pro-
zentpunkte und stürzte  in der Wählergunst auf 
29,1  Prozent  der  Stimmen ab,  die  gleichzeitig 
stattfindende Wahl in Niedersachsen brachte ein 
noch  schlimmeres  Ergebnis:  Die  SPD  verlor 
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14,5 Prozentpunkte, und die CDU übernahm in 
einer Koalition mit der FDP die Regierung.

Abbildung 2: Beurteilung der Leistungen der Bundesregie-
rung 2002-2005

(Mittelwerte, Skala: -5 = vollst. unzufrieden, +5 = voll 
und ganz zufrieden)

Dies  alles  geschah  vor  der  Verkündung  der 
Agenda  2010.  Mitte  Februar14 von  Schröder-
Mitarbeitern  als  Idee geboren,  wurde  sie  ohne 
Einbeziehung der Partei in einer Blitzaktion von 
den Ministerialbürokratien und dem Kanzleramt 
ausformuliert,  weil Schröder sie noch vor dem 
Ausbruch  des  bevorstehenden  Irakkrieges  der 
Öffentlichkeit vorstellen wollte, damit sie nicht 
in  den  Kriegsbildern  untergeht.  Am 14.  März 
2004  war  es  soweit:  Gerhard  Schröder  stellte 
seine Reformkonzeption im Bundestag vor, doch 
der große Wurf war es wieder nicht: „Die Rede 
ist  ein  Sammelsurium des  kurzfristig  Machba-
ren, kein Plan für ein neues Deutschland“15.
Abbildung 3: Politische Stimmung: SPD und CDU/CSU 
2002-2005

(Angaben in Prozent)

14 Angestoßen durch einen Brief des FDP-Fraktionsvorsit-
zenden  Gerhardt  mit  der  Forderung  nach  einer  Regie-
rungserklärung zur wirtschaftlichen Situation.
15 Matthias Geyer/Dirk Kurbjuweit/Cordt Schnibben: Ope-
ration Rot-Grün. Geschichte eines politischen Abenteuers, 
2. Aufl., München 2005, S. 261.

Ende  März  gingen  die  Zustimmungswerte  für 
Schröder, seine Regierung und die SPD wieder 
deutlich nach oben. Dies war aber höchstwahr-
scheinlich  nicht  der  Agenda  2010  geschuldet, 
sondern  dem  am  20.  März  beginnenden  Irak-
krieg,  in  dessen  Beurteilung  die  Bevölkerung 
eindeutig auf der Seite der Regierungskoalition 
stand: 84 Prozent fanden das militärische Vorge-
hen der USA und ihrer Verbündeten gegen den 
Irak nicht richtig, und 75 Prozent bekundeten ihr 
Einverständnis  mit  der  Haltung  der  Bundesre-
gierung in dieser Frage16. 

In der ersten Beurteilung der Agenda 2010 drei 
Wochen nach ihrer Verkündung war die Bevöl-
kerung  hingegen  gespalten:  Einem Viertel  der 
Befragten gingen die Vorschläge zu weit, für ein 
Fünftel waren sie gerade richtig, gut einem Drit-
tel gingen sie nicht weit genug und ein Fünftel 
konnte oder wollte sich dazu nicht äußern. Bei 
den  SPD-Anhängern  hielt  ein  Drittel  die  Vor-
schläge für gerade richtig, einem Viertel gingen 
sie zu weit und einem Drittel nicht weit genug17. 
Klar auf Distanz gingen die Gewerkschaften, die 
gegen die in ihren Augen unsoziale Politik der 
Regierung  zunehmend  Front  machten.  In  der 
SPD selbst lösten die Vorschläge einen heftigen 
innerparteilichen Streit aus, und es regte sich or-
ganisierter innerparteilicher Widerstand: Am 11. 
April  starteten  12  Bundestagsabgeordnete  zu-
sammen mit anderen SPD-Mitgliedern ein Mit-
gliederbegehren,  um die  Agenda 2010 zu kip-
pen.  Zwar  verlief  diese  Aktion  nach  dem zur 
Kanalisierung des Drucks der Basis  einberufe-
16 Forschungsgruppe Wahlen e.V.:  Politbarometer,  März 
II, 2003.
17 Forschungsgruppe Wahlen e.V.:  Politbarometer,  April 
2003.
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nen Berliner Sonderparteitag vom 1. Juni 2003, 
wo etwa 90 Prozent der Delegierten der Agenda 
2010  zustimmten,  im  Sande,  doch  die  Partei 
stand nicht mit dem Herzen hinter Schröder, sie 
wusste aber, dass sie ihn braucht, um an der Re-
gierung bleiben zu können.

In  der  Wählergunst  rutschte  die  Partei  wieder 
stärker ins Tief (vgl. Abbildung 3), und auch der 
nach  monatelangem  heftigem  Streit  zwischen 
Regierung und Opposition um die Steuer-  und 
Arbeitsmarktreformen  kurz  vor  Weihnachten 
2003  gefundene  Kompromiss  brachte  keine 
Wende.  In  den  Augen der  Bevölkerung verlor 
die  SPD  in  ihrem  Kernkompetenzbereich  der 
Gewährleistung sozialer  Gerechtigkeit  kontinu-
ierlich an Boden: Hatten kurz vor der Bundes-
tagswahl 2002 noch 52 Prozent am ehesten der 
SPD zugetraut, für soziale Gerechtigkeit zu sor-
gen, so waren es im Dezember 2003 nur noch 24 
Prozent18. Anfang Februar 2004 zeigte sich der 
massive Vertrauensverlust, den die Regierung zu 
verkraften hatte, in einer ganzen Reihe von kriti-
schen  Einstellungen der  Bevölkerung:  80  Pro-
zent warfen der Bundesregierung vor, die Inter-
essen der kleinen Leute zu vernachlässigen, 76 
Prozent meinten, sie habe keine überzeugenden 
Politiker,  71  Prozent  konstatierten  fehlendes 
handwerkliches  Können,  und  70  Prozent  ver-
missten klare politische Zielsetzungen19.

Auch die Ankündigung Gerhard Schröders vom 
6. Februar 2004, den Parteivorsitz an den Frakti-
onsvorsitzenden Franz Müntefering  abgeben zu 
wollen,  zeigte  nicht  die  erhoffte  positive  Wir-
kung: Bei der Ende Februar stattfindenden Bür-
gerschaftswahl in Hamburg verlor die SPD er-
neut,  und die CDU holt  die absolute Mehrheit 
der Sitze.  „Der Winter des Missvergnügens“20, 
der in der eine Protestwelle verursachenden Ge-
sundheitsreform kumulierte, ging in einen eben-
so  unerfreulichen  Frühling  mit  anhaltendem 
SPD-Mitgliederschwund,  innerparteilichem 
Streit,  mehreren  Koalitionskrisen21,  einem  an-
18 Infratest dimap: DeutschlandTREND Dezember 2003.
19 Infratest dimap: DeutschlandTREND Februar 2004.
20 Elisabeth Noelle: Der Winter des Missvergnügens, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 28. Januar 2004.
21 Erinnert sei u.a. an den Zwist über den möglichen Ver-
kauf der Hanauer Nuklearfabrik nach China und den Ko-

dauerndem Zerwürfnis mit den Gewerkschaften 
und einer Reihe von politischen Pannen über22. 
Der Kanzlerpartei gelang es nach wie vor nicht, 
„den Sinn dessen zu vermitteln, was sie als Re-
form bezeichnet“23.

Dies  alles  hatte  erhebliche  Wirkungen auf  die 
Wähler: Anfang März 2004 sank die SPD in der 
politischen  Stimmung  mit  21  Prozent  auf  ein 
neues Rekordtief24. Zwei Drittel der Bürger hiel-
ten jetzt die Politik der Agenda 2010 für falsch 
und mehr als drei Viertel für sozial ungerecht25. 
Zudem traten jetzt Initiativen zur Gründung ei-
ner neuen Linkspartei an die Öffentlichkeit, de-
ren Protagonisten vielfach aus den Reihen der 
Gewerkschaften Verdi und IG Metall stammten. 

Bei  der  Landtagswahl  in  Schleswig-Holstein 
Ende  Februar  bereiteten  die  Wähler  der  SPD 
eine erneute Niederlage. Dies lies für die zentra-
le Entscheidungsschlacht um das sozialdemokra-
tische Kernland Nordrhein-Westfalen Mitte Mai 
nichts Gutes erwarten. Als die Umfragen einen 
Machtwechsel  bei  der  Landtagswahl  immer 
wahrscheinlicher werden ließen, unternahm der 
SPD-Vorsitzende  mit  einer  harschen Kritik  an 
Auswüchsen  des  Kapitalismus  einen  letzten 
Versuch,  die  traditionelle  Wählerklientel  der 
SPD zu mobilisieren.  Mit der Artikulation des 
diffusen Unbehagens am globalisierten Kapita-
lismus traf er „eine mächtige, untergründig wa-
bernde  Zeitstimmung“26:  Zwei  Drittel  der  Ge-
samtbevölkerung, vier Fünftel der SPD-Anhän-
ger und sogar die Mehrheit der CDU/CSU-An-
hänger  hielten  seine  Vorwürfe  für  berechtigt 
(vgl. Tabelle 1). Da aber seine Attacken ange-
sichts der Sozialreformen von der Mehrheit der 
Bürger  als  unglaubwürdig  angesehen  wurden 

alitionsstreit  nach der Aufkündigung des rot-grünen Re-
gierungskonsenses  über  die  Klimapolitik  durch  Wirt-
schaftsminister Clement.
22 Stichworte:  Dosenpfand,  LKW-Maut-Desaster,  Putz-
frauenbesteuerung und BKA-Umsiedlung.
23 Heribert  Prantl:  Hamburger  Höllenfahrt,  in:  Süddeut-
sche Zeitung v. 1. März 2004.
24 Forschungsgruppe Wahlen e.V.: Politbarometer, März I, 
2004.
25 Forsa-Umfrage im Auftrag des Sterns. Vgl. stern.de v. 
16. März 2004.
26 Hans-Ulrich Jörges:  Das Ende fest  im Blick,  in:  Der 
Stern, v. 4. Mai 2005.
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und drei  Viertel  der  Meinung waren,  er  wolle 
damit  keine  ernsthafte  Debatte  anstoßen,  son-
dern nur die Wahlchancen der SPD in NRW ver-
bessern,  konnte  die  SPD bei  der  Wahl  davon 
nicht profitieren.

Tabelle 1: Kapitalismuskritik Münteferings: April/Mai 
2005

(Angaben in Prozent)

Der SPD-Vorsitzende Franz Müntefering hat 
die „Macht des Kapi-tals“ kritisiert und die 
einseitige Orientierung der Wirtschaft an Ge-
winnen zu Lasten von Arbeitsplätzen beklagt. 
Finden Sie diesen Vorwurf Münteferings an 
die Wirtschaft berechtigt oder nicht?

Ja Nein

Gesamt 69 25

Die Linke.-Anhänger 86 12

Grünen-Anhänger 84 10

SPD-Anhänger 81 15

CDU/CSU-Anhänger 57 37

FDP-Anhänger 49 46

Die Kritik Münteferings ist angesichts der So-
zialreformen unglaubwürdig.

56

Müntefering will mit seiner Kritik an der Wirt-
schaft …

eine ernsthafte Debatte anstoßen. 22

die Wahlchancen der SPD in NRW verbes-
sern.

73

Quelle: Infratest dimap, DeutschlandTREND, Mai 2005 und Blitz-Um-
frage vom 19. April 2005.

So nahm das Unheil seinen Lauf: Die Landtags-
wahl in Nordrhein-Westfalen endete mit einem 
Fiasko für die SPD. Sie verlor das Herzland der 
Sozialdemokratie  an die  CDU, die  fast  8  Pro-
zentpunkte  hinzugewinnen  konnte,  und  am 
Wahlabend  verkündeten  der  Parteivorsitzende 
und  der  Kanzler  der  überraschten  Nation  ihre 
Entscheidung für vorgezogene Neuwahlen. Der 
dritte Versuch, die lange versäumte Neupositio-
nierung der Sozialdemokratie auf der sozio-öko-
nomischen  Konfliktdimension  herbeizuführen 
und die Anhängerschaft auf diesem Wege mitzu-
nehmen, war gescheitert.

4. Wahlkampf und Wahlergebnis

4.1. Der  Beitrag  Gerhard  Schröders  zum 
SPD-Wahlergebnis

Wer am Wahlabend die Vorgänge in der SPD-
Zentrale verfolgte, konnte in der Beurteilung des 
Wahlergebnisses einen interessanten Dreisprung 
erleben: (1) Die SPD hat deutliche Stimmenein-
bußen zu  verzeichnen,  (2)  der  Stimmenverlust 
ist jedoch geringer als befürchtet, (3) Schlussfol-
gerung: die SPD ist der „gefühlte“ Wahlgewin-
ner. Am frenetischen Beifall, der Gerhard Schrö-
der  entgegenschlug,  als  er  sich  der  wartenden 
Menge zeigte, war abzulesen, was viele Sozial-
demokraten danach auch immer wieder  beton-
ten: Die Partei müsse Gerhard Schröder „unend-
lich dankbar“ sein, da er allein die SPD davor 
bewahrt habe, bei dieser Wahl „im Nirvana der 
Bedeutungslosigkeit“  zu  verschwinden27.  Wie 
im Folgenden gezeigt wird, überschätzt dies den 
Beitrag der Person Schröder zum Abschneiden 
der  SPD.  Der  Kanzler  schlug  für  seine  Partei 
ohne Zweifel positiv zu Buche, aber nur in be-
grenztem Maße. Wichtiger waren die inhaltliche 
Neupositionierung der SPD im Wahlkampf und 
das geschickte Ausnützen problematischer stra-
tegischer  Entscheidungen des  politischen  Geg-
ners.

Für den positiven Beitrag Schröders spricht zu-
nächst die Tatsache, dass er in der Kanzlerpräfe-
renz der Bevölkerung28 über die gesamte Wahl-
kampfzeit  hinweg bis  zum Schluss fast  immer 
vor Angela Merkel lag (vgl. Abbildung 5). Die 
Herausforderin konnte den Amtsinhaber nur ein-
mal überflügeln: in den ersten Wochen nach der 
Neuwahlankündigung, als die SPD einen desa-
strösen Start hinlegte29,  die Union schnell, ent-
schlossen  und  einmütig  Angela  Merkel  zur 
Kanzlerkandidatin kürte und die Medien von ihr 

27 Zitat in: Peter Dausend: Der Moment des Abschieds, in: 
Berliner Morgenpost v. 13. Oktober 2005.
28 Infratest dimap, deren Daten wir in der folgenden Abbil-
dung  benutzen,  verwendet  hierzu  die  folgende  Frage: 
„Wenn man den Bundeskanzler direkt wählen könnte, für 
wen würden Sie sich entscheiden: für Gerhard Schröder 
oder für Angela Merkel?“.
29 Vgl. den folgenden Abschnitt.
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ein positiveres Bild zeichneten als von Gerhard 
Schröder.  Im August  gelang Gerhard Schröder 
jedoch  ein  „mediales  Comeback.  Er  überholte 
Angela Merkel in den positiven Berichten und 
verzeichnete  gleichzeitig  weniger  Negativstim-
men“30. 

Abbildung 4: Kanzlerpräferenz der Bevölkerung (Angaben 
in Prozent)

Vergleicht man allerdings die Kanzlerpräferen-
zen kurz vor der Neuwahlankündigung mit der 
Situation kurz vor der Wahl, so wird deutlich, 
dass  Schröder  durch  seinen  Wahlkampf  den 
schon  vorher  bestehenden  leichten  Vorsprung 
vor  Merkel  letztlich  nur  geringfügig  ausbauen 
konnte,  nämlich  von  7  Prozentpunkten  auf  9 
Punkte. Daran hat auch das von Schröder nach 
Meinung der Bevölkerung eindeutig gewonnene 
TV-Duell am 4. September nicht sehr viel geän-
dert:  War Angela Merkel  in  der Kanzlerpräfe-
renz der Bürger vor dem Duell bis auf 6 Pro-
zentpunkte  an  Gerhard  Schröder  herangerückt, 
so betrug der Schröder-Vorsprung in der Woche 
nach dem Duell 19 Punkte, in der nachfolgenden 
Vorwahlwoche jedoch war er schon wieder auf 
9 Punkte geschrumpft.31 

30 Vgl. die Analyse der Printmedien in politik & kommu-
nikation, Wahlkampf special, Nr. 3, September 2005, S. 
28f.  Inwieweit  Gerhard  Schröders  Medienschelte  am 
Wahlabend (vgl.  z.B.  Das Ende des  Kuschelfernsehens, 
in: FAZ.NET v. 19. September 2005) dennoch seine Be-
rechtigung hat, kann hier nicht empirisch analysiert wer-
den.
31 Forschungsgruppe Wahlen e.V., Umfrage zum TV-Du-
ell  vom 4.9.2005; Infratest  dimap, Blitzumfrage vom 4. 
September  2005;  Infratest  dimap,  DeutschlandTREND, 
September II 2005.

Auch die allgemeine Beurteilung der beiden Per-
sonen  durch  die  eigene  Anhängerschaft  zeigt, 
dass über fast die gesamte Wahlkampfzeit hin-
weg Gerhard Schröder bei den SPD-Anhängern 
beliebter war als Angela Merkel bei den Unions-
anhängern.  Angela  Merkel  konnte  sich  jedoch 
im Vergleich zur Situation vor der Neuwahlan-
kündigung  wesentlich  steigern.  Kurz  vor  der 
Wahl lagen in der Beurteilung ihrer jeweiligen 
Parteianhängerschaft beide fast gleichauf.

Vergleicht  man  die  verschiedenen  Indikatoren 
der generellen Beurteilung des Kanzlers und sei-
ner Herausforderin 2005 bzw. seines Herausfor-
derers 2002 durch die Bürgerinnen und Bürger, 
so wird Folgendes deutlich32:

- Die Person Gerhard Schröder hat zum Wahler-
gebnis der SPD zweifellos einen positiven Bei-
trag geleistet, allerdings in begrenztem und im 
Vergleich  zu  2002  weitaus  geringerem Maße: 
Seine  Beurteilung  sowohl  durch  die  gesamte 
Bevölkerung als auch die eigenen Anhänger fiel 
2005 weniger positiv aus als 2002, die Zufrie-
denheit mit seiner politischen Arbeit war 2005 
durchaus  geringer,  die  Mehrheit  in  Bezug  auf 
die Kanzlerpräferenz ins 2005 geschrumpft und 
das Gewicht seiner Person für die Wahlentschei-
dung ist 2005 wesentlich geringer als 2002.

-  Angela Merkel  wird in  allen Indikatoren bis 
auf die Bewertung ihrer politischen Arbeit weni-
ger gut beurteilt als Gerhard Schröder, aber der 
Abstand ist nicht sehr groß und sie hat sich in 
Bezug auf  alle  Bewertungsindikatoren  wesent-
lich besser geschlagen als Edmund Stoiber bei 
der Bundestagswahl 2002.

Eine  Erklärung für  die  Unterschiede  zwischen 
2005 und 2002 lässt sich finden, wenn man die 
Wahrnehmung  und  Bewertung  der  jeweiligen 
Kanzlerkandidaten durch die Bevölkerung diffe-
renzierter betrachtet. Die empirische Forschung 
zu diesem Thema hat gezeigt, dass zur detaillier-
ten Erfassung der Kandidatenimages mindestens 
vier  Eigenschaftsdimensionen  notwendig  sind, 
nämlich  Sachkompetenz,  Managerfähigkeiten, 
32 Forschungsgruppe Wahlen e.V., Umfrage zum TV-Du-
ell  vom 4.9.2005; Infratest  dimap, Blitzumfrage vom 4. 
September  2005;  Infratest  dimap,  DeutschlandTREND, 
September II 2005.

52

0
5

10

15
20
25
30

35
40
45
50

55
60

17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 35 36 37

Schröder Merkel

Quelle: Infratest dimap, DeutschlandTREND und  Vorwahlbefragung.

Woche

NW-
Ank.

Merkel
K-Kand.

TV-
Duell



Aufsätze Niedermayer - Lag es nur an der Agenda 2010? MIP 2006 13. Jahrgang

Integrität und persönliche Eigenschaften. Sach-
kompetenz zur Lösung der zentralen Probleme 
eines Landes und Managerfähigkeiten zur Steue-
rung politischer Entscheidungsprozesse sind po-
litische, mit  der Rolle als Spitzenpolitiker ver-
bundene Merkmale eines Kandidaten. Daneben 
spielen  jedoch  auch  persönliche,  rollenfernere 
Qualitäten eine Rolle, zu denen insbesondere die 
Integrität und damit die allgemeine Vertrauens-
würdigkeit des Kandidaten aber auch seine At-
traktivität als Mensch und die positive Beurtei-
lung seines Privatlebens gehören33. 

Gerhard Schröder war den Bürgern über die ge-
samte Zeit hinweg persönlich wesentlich sympa-
thischer als Angela Merkel und er wurde auch 
als die stärkere Führungspersönlichkeit gesehen, 
ein  Eindruck,  der  sich  im  Verlauf  des  Wahl-
kampfs  noch verstärkte.  Bei  der  Glaubwürdig-
keit und Kompetenz zur Lösung der Zukunfts-
probleme  hatte  jedoch  Angela  Merkel  in  den 
Augen  der  Wähler  anfangs  einen  deutlichen 
Vorsprung, der im Wahlkampfverlauf von Ger-
hard Schröder zwar reduziert, jedoch nicht voll-
ständig abgebaut werden konnte. Die SPD-Stra-
tegie,  Gerhard  Schröder  im  Wahlkampf  als 
Sympathieträger  und Macher34 zu präsentieren, 
war angesichts dieser Orientierungsstruktur der 
Wähler ebenso richtig, wie die Unionsstrategie, 
sich nicht auf einen Sympathiewettbewerb ein-
zulassen,  sondern  Angela  Merkel  als  integre 
Sachpolitikerin zu vermitteln. Aufgrund der un-
terschiedlichen Beurteilungen der beiden Perso-
nen in  den einzelnen Dimensionen verwundert 
es nicht, dass Gerhard Schröders Vorsprung in 
der generellen Bewertung nicht allzu groß aus-
fiel. 

4.2. Die Rolle der politischen Inhalte im Wett-
bewerb der SPD mit der Union

Obwohl  von  der  Ankündigung,  vorgezogene 
Neuwahlen herbeiführen zu wollen, bis zur Ver-
kündung dieser Wahlen durch den Bundespräsi-

33 Vgl. Oskar Niedermayer: Bürger und Politik, 2. Aufl., 
Wiesbaden 2005, Kap. 2.2.
34 Symbolisiert durch das Schröder-Großplakat mit dem 
Schriftzug „Kraftvoll. Mutig. Menschlich.“

denten am Abend des 21. Juli noch zwei Monate 
ins Land gingen, begann der (Vor-)Wahlkampf 
am Abend des 22. Mai, und der Wahlkampfstart 
der  SPD  war  nicht  der  beste.  In  den  Medien 
wurde dem Kanzler zwar konzediert, mit seiner 
„dramatischen Flucht nach vorn“35 das Heft des 
Handelns in die Hand genommen und die Union 
in  Zugzwang  gebracht  zu  haben,  überwiegend 
herrschte  jedoch  die  Meinung  vor,  Schröder 
habe „Selbstmord aus Angst vor dem Tod“36 be-
gangen und auch in der wissenschaftlichen Lite-
ratur sprach man von der „rot-grünen Selbstent-
sorgung“37.

In  seiner  Begründung  zur  Vertrauensfrage 
machte Gerhard Schröder dann vor dem Bundes-
tag klar, dass sein Kurs sowohl an den Wählern 
als auch an Teilen seiner eigenen Partei geschei-
tert war: „Die ‚Agenda 2010’ mit ihren Konse-
quenzen schien zum wiederholten Male ursäch-
lich für ein Votum der Wählerinnen und Wähler 
gegen meine Partei“, dies „hat innerhalb meiner 
Partei und meiner Fraktion zu heftigen Debatten 
um den künftigen Kurs der SPD geführt“, die so 
weit ging, „dass SPD-Mitglieder damit drohten, 
sich  einer  rückwärtsgewandten,  linkspopulisti-
schen Partei anzuschließen“ und „einige haben 
diesen Schritt vollzogen, an die Spitze jener Par-
tei hat sich ein ehemaliger SPD-Vorsitzender ge-
stellt.  Solche  eindeutigen  Signale  aus  meiner 
Partei … musste und muss ich ernst nehmen“38.

Die SPD stand daher bei der Konzeption ihrer 
inhaltlichen  Wahlkampfstrategie  im sozio-öko-
nomischen Bereich vor der grundsätzlichen Fra-
35 Robert Birnbaum: Wollt ihr uns noch?, in: Der Tagess-
piegel v. 23. Mai 2005.
36 Claus  Christian  Malzahn:  Selbstmord  aus  Angst  vor 
dem Tod, in: SPIEGEL ONLINE v. 23. Mai 2005.
37 Albrecht  von  Lucke:  Rot-grüne  Selbstentsorgung,  in: 
Blätter für deutsche und internationale Politik, 50 (2005), 
S. 775-779.
38 Zit. n. Die Rede des Kanzlers im Wortlaut, tagesschau.-
de v. 1. Juli 2005. Der Spiegel hatte die innerparteiliche 
Schuldzuweisung schon eine Woche nach der Neuwahlan-
kündigung  noch  deutlicher  formuliert:  „Der  Kanzler 
fürchtete  nichts  Geringeres  als  ein  politisches  Attentat, 
ausgeführt von einer Gruppe aus SPD-Linken und –Ent-
täuschten,  die  seine  Reformpolitik  rechtzeitig  vor  der 
Bundestagswahl 2006 beenden wollte“ (Markus Feldkir-
chen u.a.: Schröders Endspiel, in: Der Spiegel v. 30. Mai 
2005).
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ge, ob sie (1) – der Argumentation des Kanzlers 
bei seiner Neuwahlankündigung folgend39 – den 
Schröderschen Reformkurs dennoch konsequent 
fortführen und den Versuch machen sollte, ihn 
den Wählern besser als bisher konzeptionell zu 
vermitteln,  (2)  beim Erreichten  stehen  bleiben 
und sich gegenüber den weitergehenden Forde-
rungen des politischen Gegners als Bewahrerin 
des status quo profilieren oder (3) sich sowohl 
auf der Werteebene als auch im Bereich der kon-
kreten Sachpolitik wieder in Richtung ihrer tra-
ditionellen Position als dem Solidarprinzip ver-
pflichtete Sozialstaatspartei zurückbewegen soll-
te.

Nimmt man das am 4. Juli verabschiedete Wahl-
manifest  der  SPD zum Maßstab,  so  lässt  sich 
darin, trotz der Bekräftigung Schröders, es ent-
halte „eine klare Perspektive für die Fortsetzung 
des Reformkurses“40, eher ein Mix aus den Stra-
tegieoptionen 2 und 3 erkennen: „Das Wahlpro-
gramm ist in vielem die Umkehr“ der Schröder-
schen „Reformen, mindestens aber ist es ein de-
finitives ‚bis hierhin und nicht weiter’“41, wobei 
als Symbole für die Bewahrung des status quo 
vor  allem die  Verteidigung  der  Arbeitnehmer-
rechte  und für  die  partielle  Umkehr  vor  allem 
die  „Reichensteuer“  und die  auf  dem Solidar-
prinzip fußende Bürgerversicherung dienten.

39 Der Kernsatz der Erklärung Schröders am Wahlabend 
der  NRW-Wahl  lautete:  „Für die  aus  meiner  Sicht  not-
wendige  Fortsetzung der  Reformen halte  ich  eine  klare 
Unterstützung durch eine Mehrheit der Deutschen für un-
abdingbar“  (zit.  n.  Schröder  will  Neuwahlen,  in:  SPIE-
GEL ONLINE v. 22. Mai 2005).
40 Zit. n. Knut Pries: Der Müntefering unter den Texten, 
in: Frankfurter Rundschau online v. 6. Juli 2005.
41 Nikolaus  Blome:  So  aufrecht  wie  irreal,  in:  Berliner 
Morgenpost  v.  1.  September 2005. In der Presse wurde 
der SPD daher auch bescheinigt, sie habe mit dem Mani-
fest die Akzente eindeutig verschoben (Knut Pries: In Be-
wegung, in: Frankfurter Rundschau online v. 5. Juli 2005), 
und zwar nach links (vgl. z.B. Klaus Jansen: SPD rückt 
nach links, in: die tageszeitung v. 27. Juni 2005, Sebastian 
Fischer/Horand Knaup: Drift nach links, in: Der Spiegel v. 
27.  Juni  2005).  Konservative  Kommentatoren erkannten 
sogar in manchen Sätzen „den Rückfall in alte sozialisti-
sche  Denkmuster“  (Stefan  Dietrich:  Manifest  des  Ab-
schieds,  in:  Frankfurter  Allgemeine  Zeitung  v.  6.  Juli 
2005).

Diese  strategische  Grundentscheidung  war  in 
der gegebenen innerparteilichen wie gesamtge-
sellschaftlichen  Situation  vollkommen  richtig. 
Die  im Abschnitt  3  beschriebenen jahrelangen 
Versäumnisse der SPD in der Frage der inhalt-
lich-programmatischen Reaktion auf die gewan-
delten Rahmenbedingungen konnten in der kurz-
en Vorwahlkampfzeit  bis zur endgültigen Ver-
kündung von Neuwahlen durch den Bundesprä-
sidenten nicht mehr nachgeholt werden. Vertre-
ter des linken Flügels der SPD hatten schon kurz 
nach  der  Neuwahlentscheidung  deutlich  ge-
macht, dass es mit ihnen kein inhaltliches „wei-
ter so“ geben werde42, sodass Schröder auf die 
Partei-Linke zugehen musste,  um innerparteili-
chen  Streit  in  der  heißen  Wahlkampfphase  zu 
vermeiden. Der durch die Agenda 2010 symbo-
lisierte Versuch der Neupositionierung der SPD 
im Sozialstaatskonflikt war somit weder auf der 
Werteebene durch eine in der SPD durchdisku-
tierte  und  einheitlich  vertretene  Neudefinition 
des sozialdemokratischen Grundwerts der sozia-
len  Gerechtigkeit  abgesichert,  noch  auf  der 
Handlungsebene durch ein umfassendes, in sich 
konsistentes  und zukunftsträchtiges  Politikkon-
zept konkretisiert43,  das den Bürgern im Wahl-

42 So machte Andrea Nahles deutlich,  dass es „auf  eine 
Konfrontation“ hinauslaufen würde, wenn der Wahlkampf 
dicht am Kanzlerkurs und der Agenda 2010 bliebe, und 
Ottmar  Schreiner  erklärte  es  zur  „Kernforderung“,  dass 
die SPD nun mit scharfem sozialpolitischem Profil angrei-
fe (Ulrike Winkelmann: Im Schwitzkästchen der Linken, 
in: die tageszeitung v. 24. Mai 2005).
43 Sozialdemokratische Parteien anderer Länder haben die-
sen Wandel schon hinter sich. Im Werteverständnis dieser 
Parteien bedeutet die Herstellung von Chancengerechtig-
keit, dass die Politik „Hilfe zur Selbsthilfe“ leistet, indem 
sie durch Interventionen in Form von Anreizen und Sank-
tionen die Menschen in die Lage versetzt, „den Unvorher-
sehbarkeiten  der  Märkte  nicht  nur  passiv  ausgesetzt  zu 
sein, sondern sich auf Grundlage eigener Fähigkeiten mit-
bewegen“  und  das  eigene  „Leben  selbstverantwortlich 
meistern zu können“. Auf dieser Wertegrundlage ist das 
“neue, maßgeblich von sozialdemokratischen Regierungen 
durchgesetzte wohlfahrtsstaatliche Regime des ‚Forderns 
und Förderns’“ zu sehen, unter dem vor allem in den skan-
dinavischen Ländern der Wohlfahrtsstaat „von einer An-
stalt zum Schutz der kleinen Leute gegen die Unwägbar-
keiten der Märkte zu einer Agentur der Befähigung des 
Einzelnen für Märkte umgebaut wurde“ (Heinz Bude: Das 
deutsche Herz schlägt  links,  in:  Süddeutsche Zeitung v. 
22. September 2005).
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kampf  hätte  vermittelt  werden  können.  Ohne 
diese  Unterfütterung  war  es  jedoch  illusorisch 
anzunehmen, die SPD könne im kurzen Wahl-
kampf durch eine wesentliche Veränderung der 
Wählerorientierungen  nun  plötzlich  Akzeptanz 
für  eine strikte  Fortführung des  Schröderschen 
Kurses mit weiteren Sozialstaatsreformen orga-
nisieren,  denn  die  Grundstruktur  der  Sozial-
staatsorientierungen war eindeutig: Im Wertebe-
reich  gab  die  Gesamtbevölkerung mehrheitlich 
dem Solidarprinzip den Vorzug und unter  den 
SPD-Anhängern plädierten zwei Drittel für den 
sozialen Ausgleich und nur ein knappes Viertel 
für  die  Leistungsorientierung  (vgl.  Tabelle  2). 
Im Bereich  der  konkreten  Sachpolitik  fiel  das 
Votum der  Bevölkerung noch eindeutiger  aus: 
70 Prozent der Bürger waren gegen weitere Kür-
zungen im Sozialsystem, bei  den  SPD-Anhän-
gern waren es drei Viertel (vgl. Tabelle 3). 

Tabelle 2: Solidar- oder Leistungsprinzip?
(Angaben in Prozent)

Solidar-
prinzip Leistungs-

prinzip

weiß 
nicht/
keine 
Antw.

Alle Befragten 55 34 11

SPD-Anhänger 67 23 10

CDU/CSU-Anhän-
ger

41 46 13

Grünen-Anhänger 76 17 7

FDP-Anhänger 32 63 5

Die Linke.-Anhän-
ger

82 13 5

Quelle: Infratest dimap, Wahlreport. Bundestagswahl 2005, Berlin 2005, 
S. 100.

In beiden Bereichen waren die stärksten Befür-
worter  des  tradierten  Sozialstaats  bei  den  An-
hängern  der  neuen  Linkspartei  zu  finden,  die 
sich nach längeren Diskussionen durch eine Zu-
sammenarbeit der PDS mit der WASG formierte 
und  der  SPD  bei  Teilen  ihrer  traditionellen 
Stammklientel  zunehmend  Konkurrenz  mach-
te44.
44 „Den größten  Zuspruch  gibt  es  von  denen,  die  2002 
noch SPD gewählt haben“ (Infratest dimap-Geschäftsfüh-
rer Richard Hillmer, zit. n. Frank Kässner: Linksbündnis 

Ob allein die Neujustierung des eigenen politi-
schen Kurses der „kraftlos in den Wahlkampf“45 

gestarteten SPD geholfen hätte, muss jedoch be-
zweifelt werden, da dem schon von Anfang an 
propagierten „Richtungswahlkampf“ die konkre-
te Focussierung fehlte. Diese wurde vom politi-
schen Gegner in Form zweier Steilvorlagen ge-
liefert, die der SPD die Chance boten, den ihrer 
Rolle  gemäßen  Regierungswahlkampf  mit  der 
Vermittlung  der  Ergebnisse  der  Regierungsar-
beit und des zukünftigen Handlungsprogramms 
zugunsten eines Oppositionswahlkampfs mit der 
Focussierung auf das Handlungsprogramm und 
Personal des politischen Gegners zurückzuneh-
men und den Wettbewerb um die besseren Re-
zepte zur Lösung konkreter Probleme mit einem 
Wertewahlkampf um den Grundwert der sozia-
len Gerechtigkeit zu unterlegen.

Tabelle 3: Haltung zu weiteren Kürzungen im Sozialsystem
(Angaben in Prozent)

Ja Nein

Alle Befragten 26 70

SPD-Anhänger 22 75

CDU/CSU-Anhänger 40 56

Grünen-Anhänger 19 74

FDP-Anhänger 45 44

Die Linke.-Anhänger 9 89

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen e.V., Politbarometer, Juni II 2005.

lockt vor allem Wähler der SPD, in: Berliner Morgenpost 
v. 6. Juli 2005). Das erste Hoch mit 11 Prozent in der poli-
tischen Stimmung ereichte die neue Formation, nachdem 
die Spitzen von PDS und WASG Mitte Juni einer Zusam-
menarbeit für die Bundestagswahl in Form der Platzierung 
von WASG-Mitgliedern auf einer offenen Liste einer um-
benannten PDS grundsätzlich zugestimmt hatten, der Ze-
nit wurde erreicht, nachdem Mitte Juli die WASG-Basis 
dem neuen Bündnis zugestimmt und die PDS auf einem 
Sonderparteitag  ihren  Namen  in  „Die  Linkspartei.“  mit 
dem möglichen Zusatz  „PDS“ zugestimmt hatte.  In  der 
Woche danach erreichte die Linkspartei.PDS in der politi-
schen  Stimmung  bundesweit  12  Prozent  und  wurde  in 
Ostdeutschland mit 34 Prozent zur stärksten Partei (For-
schungsgruppe Wahlen e.V.,  Politbarometer  Juni  II  und 
Juli II 2005).
45 Günter Bannas: Kraftlos in den Wahlkampf, in: FAZ.-
NET v. 10. Juni 2005.
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Die  erste  Vorlage  war  das  Unions-Wahlpro-
gramm, die zweite die Nominierung des Steuer-
rechtlers Prof. Dr. Paul Kirchhof als Schattenfi-
nanzminister.  Die  strategische  Grundrichtung 
des Unionswahlkampfs bestand darin, unter dem 
Motto „Deutschland braucht den Wechsel“ auf 
die  angestauten  Abwahlmotive  der  Wähler  zu 
setzen und die negative Leistungsbilanz der rot-
grünen Regierung zu thematisieren46.  Das Pro-
gramm und die  Kirchhof-Nominierung konter-
karierten dieses strategische Ziel jedoch, da bei-
des dazu führte,  dass sich die politische Kom-
munikation im Wahlkampf immer weniger um 
die  Hinterlassenschaften  der  rot-grünen Regie-
rung und immer mehr um die möglichen Aus-
wirkungen der Politik einer unionsgeführten Re-
gierung drehte, und dass der SPD die Möglich-
keit gegeben wurde, ihren Richtungswahlkampf 
in Form einer Negativkampagne inhaltlich und 
personell zu focussieren.

Der allgemeine Tenor der Kommentierung des 
Unionsprogramms  nach  seiner  Vorstellung  am 
11.  Juli  war,  es  sei  „eigentümlich zwiespältig: 
halb ehrlich, halb wolkig“47. Die „ehrlichen“ Be-
reiche bedeuteten einen Bruch mit der üblichen 
Wahlkampfstrategie  von  Oppositionsparteien, 
den Wählern möglichst keine konkrete Belastun-
gen und Einschnitte anzukündigen, die „wolki-
gen  Bereiche“  konnten  –  je  nach  politischer 
Couleur  –  als  Verschleierung der  wahren  Ab-
sichten oder  fehlender  Mut zu weitergehenden 
konkreten Maßnahmen interpretiert werden.

Noch  wichtiger  als  konkrete  programmatische 
Einzelheiten  war  für  die  Dynamik  des  Wahl-
kampfs die Tatsache, dass das „politische Ange-
bot der CDU … auf einen blanken Ökonomis-
mus“ reduziert wurde. „Nie wollte oder konnte 
sie verständlich machen, dass Reformen notwen-
dig sind, nicht nur um der wirtschaftlichen Dy-
namik, sondern auch um der sozialen Gerechtig-

46 Auf den Plakaten wurde den Wählern als „Bilanz von 
Rot-Grün“  eine  Reihe  von  Horrorzahlen  präsentiert:  „5 
Mio Menschen ohne Arbeit“, „1.000 Arbeitsplätze weni-
ger pro Tag“, „Alle 15 Min. eine Firmenpleite“ und „6 
Mio neue Schulden pro Stunde“.
47 Jens Schneider: Halb mutig – halb wolkig, in Süddeut-
sche Zeitung v. 12. Juli 2005.

keit  willen“48.  Nur  „Führung durch Werte“ er-
möglicht  es,  „auch Mehrheiten  für  unpopuläre 
Maßnahmen zu  organisieren“49,  im Unionspro-
gramm war jedoch „ein  Wertegerüst  … allen-
falls in Spurenelementen erkennbar“50. Die man-
gelnde wertmäßige Unterfütterung der  Unions-
kampagne ermöglichte es der SPD, in einer die 
Schwäche des politischen Gegners gezielt  aus-
nutzenden Negativkampagne die Union mit dem 
Stigma des Verrats am Grundwert der sozialen 
Gerechtigkeit zu belegen. 

Die Berufung Paul Kirchhofs in das am 17. Au-
gust vorgestellte Kompetenzteam der Union, zu-
nächst von Vertretern der Medien51, der Demo-
skopie52 und auch der  Politikwissenschaft53 als 
gelungener  Coup  angesehen,  erwies  sich  nach 
kurzer Zeit als weitere Steilvorlage für den poli-
tischen Gegner, da sie es der SPD ermöglichte, 
ihre Negativkampagne zu personalisieren. 

Durch ihre geschickte Wahlkampfstrategie und 
die strategischen Fehler der Union gelang es der 
SPD,  aus  dem  lange  währenden  Umfragetief 
herauszukommen und in  der  Schlussphase  des 
Wahlkampfs  immer  mehr  zur  Union  aufzu-
schließen54.  Alle  von  ihr  enttäuschten  Wähler-
schichten konnte sie jedoch nicht zurückgewin-
nen. Ein wesentlicher Teil insbesondere der tra-
ditionellen  SPD-Stammklientel  wanderte  zur 
Linkspartei.PDS ab. 

48 Warnfried Dettling: Charme der neuen Normalität, in: 
die tageszeitung v. 23. September 2005.
49 Karl-Rudolf Korte: Der Gefühlswahlkampf, in: politik 
&  kommunikation,  Wahlkampf  special,  Nr.  2,  August 
2005, S. 45.
50 Lorenz Maroldt: Die fetten Jahre sind vorbei, in: Der 
Tagesspiegel v. 11. Juli 2005.
51 Man war der Ansicht, dass Angela Merkel mit dieser 
Personalie  „für  einen  Lichtblick“  im Wahlkampf  sorgte 
(Kirchhofs Herzensanliegen, in: FAZ.NET v. 16. August 
2005) und Kirchhof in ihrem Team die herausragende Per-
son  sei  (Christoph  Schwennicke:  Ein  guter  Tag  für  die 
Köchin, in: Süddeutsche Zeitung v. 18. August 2005).
52 Vgl. Meinungsforscher: Union profitiert von Kirchhof-
Berufung, in: Die Welt v. 22. August 2005.
53 Die Berufung Kirchhofs ist „sicherlich ein gelungener 
Coup“  (der  Parteienforscher  Klaus  Detterbeck  im  wö-
chentlichen Wahlkampf-Check der Deutschen Welle  am 
23. August 2005).
54 Zusätzlich erfolgte kurz vor der Wahl ein „last minute 
swing“ von der Union zur FDP; FGW-Politbarometer. 
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5. Personelle Neuaufstellung nach der Wahl

Sofort nach Bekanntwerden des überraschenden 
Wahlergebnisses berieten Gerhard Schröder und 
Franz  Müntefering  die  jetzt  einzuschlagende 
Marschrichtung:  „Schröder  solle  Kanzler  blei-
ben, werde Kanzler bleiben, müsse Kanzler blei-
ben, lautete das Ziel. CDU und CSU seien nicht 
als eine Union zu sehen, sondern es handele sich 
um zwei Parteien, sollte als taktisches Mittel ge-
nutzt  werden“55,  um  den  Machtanspruch  der 
SPD  zu  legitimieren,  als  stärkste  Partei  den 
Kanzler zu stellen. Dass der Kanzler nicht von 
den Parteien, sondern von den Abgeordneten des 
Bundestages  gewählt  wird und die  Union dort 
mit  Zustimmung der SPD seit  mehr als einem 
halben  Jahrhundert  als  Fraktionsgemeinschaft 
auftritt,  wurde  dabei  ignoriert.  So  ging  Franz 
Müntefering  mit  der  Botschaft  „das  Land will 
Gerhard Schröder als Bundeskanzler haben“ als 
erster vor die Mikrofone und Gerhard Schröder 
bekräftigte: „Ich fühle mich bestätigt,  dafür zu 
sorgen,  dass  es  auch  in  den  kommenden  vier 
Jahren eine stabile Regierung unter meiner Füh-
rung geben wird“56.

Da die SPD eine Zusammenarbeit mit der Links-
partei.PDS in Form eine Koalition oder Duldung 
im  Wahlkampf  ausgeschlossen  hatte  und  dies 
am Wahlabend noch einmal bekräftigte57, gab es 
nur  zwei  Möglichkeiten,  den  Schröderschen 
Machtanspruch  durchzusetzen:  eine  Ampelko-
alition mit den Grünen und der FDP oder eine 
Große Koalition mit Schröder als Kanzler. Zur 
Ermöglichung  der  ersten  Option  wurde  schon 
am Wahlabend gestreut, die FDP könne es sich 
nicht leisten, mit einer derart geschwächten Uni-
on  eine  Koalition  einzugehen,  und Vizepartei-
chef Kurt Beck erhöhte nach der Präsidiumssit-
zung am Tag danach den Druck auf die FDP, in-
dem er  erklärte:  „Niemand hat  das  Recht,  die 

55 Günter Bannas: Sozialdemokratische Rechenspiele, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 20. September 2005.
56 Zit. n.: „Desaströses Ergebnis“ – „radikal gescheitert“, 
in: Süddeutsche Zeitung v. 19. September 2005.
57 Franz Müntefering am Wahlabend: „Eine Zusammenar-
beit  mit  der  PDS  oder  eine  Minderheitsregierung  unter 
Duldung der PDS wird es nicht geben“ (zit. n.: Das Spiel 
mit den Worten – ein Spiel um die Macht, in: tagesschau.-
de v. 19. September 2005).

Tür  einfach  zuzuschlagen“58.  FDP-Chef  Guido 
Westerwelle  machte  jedoch  am  Wahlabend 
deutlich,  dass  die  FDP  von  ihrem  Vorstands- 
und Parteitagsbeschluss nicht abweichen und für 
eine Koalition mit der SPD nicht zur Verfügung 
stehen werde59. Da die FDP auch in der Folge-
zeit  bei  ihrem kategorischen „Nein“ blieb und 
Angela Merkel mit dem Versuch scheiterte, eine 
„Schwampel“  bzw.  „Jamaika-Koalition“  mit 
FDP  und  Grünen  zu  bilden,  richtete  sich  die 
Aufmerksamkeit  nach  wenigen  Tagen  auf  die 
Bildung einer Großen Koalition.

Für diese Option hatte Gerhard Schröder in der 
Berliner Runde am Wahlabend den Führungsan-
spruch der SPD in einer aggressiv-polemischen 
Weise bekräftigt, die dazu dienen sollte, Angela 
Merkel  zu beschädigen und in  der  Union eine 
Diskussion  um  ihre  Person  zu  provozieren: 
„Glauben Sie im Ernst, dass meine Partei auf ein 
Gesprächsangebot  von  Frau  Merkel  bei  dieser 
Sachlage einginge, in dem sie sagt, sie möchte 
Bundeskanzlerin werden? Also, ich meine, wir 
müssen die Kirche doch mal im Dorf lassen. Die 
Deutschen haben doch in  der  Kandidatenfrage 
eindeutig votiert.“ „Sie wird keine Koalition un-
ter  ihrer  Führung  mit  meiner  sozialdemokrati-
schen Partei hinkriegen. Das ist eindeutig. Ma-
chen Sie sich da gar nichts vor“60.

In der Union bewirkte Schröder mit seinem An-
griff  jedoch das Gegenteil  dessen,  was er  sich 
erhofft hatte: Die Diskussion um die Gründe des 
schlechten Abschneidens der Union wurde ver-
tagt und unter dem Motto, „je mehr Schröder auf 
58 Zit.  n.:  Nico Fried:  Im Gleitflug über den Boden der 
Tatsachen,  in:  Süddeutsche  Zeitung  v.  20.  September 
2005.
59 „Es wird keine Ampel in Deutschland geben mit den 
Freien Demokraten“ (zit. n.: Das Spiel mit den Worten – 
ein Spiel um die Macht, in: tagesschau.de v. 19. Septem-
ber 2005).
60 Zit. n.: Elefantenrunde im Wortlaut. „Machen Sie sich 
da gar nichts vor“,  stern.de v. 19. September 2005. Die 
Art,  wie  Schröder  seine  Konkurrentin  anblaffte,  wurde 
vielfach  als  extrem  frauenfeindlich  angeprangert.  Die 
Frauenrechtlerin  Alice  Schwarzer  kommentierte  Schrö-
ders Verhalten mit den Worten: „Hier geht es um die sym-
bolische  Liquidierung  des  Führungsanspruchs  der  Frau. 
Und damit ist nicht nur Angela Merkel, sondern es sind 
alle Frauen gemeint“ (Alice Schwarzer: „Verachtung der 
Demokratie“, in: Der Spiegel v. 1. Oktober 2005).
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den Putz haut, desto mehr schweißt uns das zu-
sammen“61, enthielten sich auch die parteiinter-
nen  Merkel-Kritiker  jeglicher  negativer  Äuße-
rungen über die Kandidatin. Aufgrund des kom-
promisslosen  Festhaltens  der  Union  am  An-
spruch  Angela  Merkels  auf  die  Kanzlerschaft 
konnte man in den folgenden drei Wochen ver-
folgen, „wie der Kanzler ganz, ganz langsam“62 

losließ und sein Machtanspruch mit der Zeit im-
mer stärker zu einer Trumpfkarte im Verhand-
lungspoker mit der Union wurde, um den Preis 
für  eine  unionsgeführte  Große  Koalition  unter 
einer Kanzlerin Merkel in die Höhe zu treiben. 
Zunächst  schrumpfte  die  anfangs  apodiktisch 
vorgetragene Erklärung, Gerhard Schröder müs-
se Kanzler bleiben, zu der voluntaristischen Be-
kundung,  dass  man  in  einer  Großen Koalition 
mit Schröder an der Spitze regieren wolle63. Am 
24.  September  wurde  bekannt,  dass  Schröder 
„Regierungskreisen  zufolge  … die  ‚israelische 
Lösung’ einer Kanzler-Rochade zur Halbzeit der 
Legislaturperiode“64 favorisiere. Am 3. Oktober, 
einen  Tag  nach  der  Nachwahl  im  Dresdner 
Wahlkreis  160,  bei  der  die  Wähler  durch  tak-
tisch geprägtes Wahlverhalten ein für die Union 
bundesweit optimales Wahlergebnis in Form ei-
nes  zusätzlichen  Bundestagsmandats  erzielten, 
erklärte der Kanzler in einem Interview mit RTL 
indirekt  seine  Bereitschaft  zum Machtverzicht, 
sofern die SPD-Führung dies verlange. Er wolle 
einer  Entwicklung zu einer  stabilen Regierung 
nicht im Wege stehen. Schließlich wählte Schrö-
der einen Gewerkschaftskongress am 12. Okto-
ber  2005 in  seiner  Heimatstadt  Hannover,  um 
öffentlich zu verkünden: „Ich werde der nächs-

61 So  ein  CDU-Landesregierungschef,  zit.  n.  Karl  Doe-
mens/Max Steinbeis: Wer zuckt, hat verloren, in: Handels-
blatt v. 20. September 2005.
62 Eckart  Lohse/Wulf  Schmiese:  Wie  der  Kanzler  ganz, 
ganz langsam loslässt, in: Frankfurter Allgemeine Sonn-
tagszeitung v. 2. Oktober 2005.
63 Zudem hatte Berlins Regierender Bürgermeister Klaus 
Wowereit als erster ranghoher SPD-Politiker schon am 20. 
September die vage Möglichkeit  eingeräumt,  dass es zu 
einer  Großen  Koalition  ohne  Schröder  kommen  könnte 
(vgl. Karsten Hintzmann: „Es geht auch ohne Schröder“, 
in: Berliner Morgenpost v. 21. September 2005).
64 Schröder will große Koalition und wechselnde Kanzler-
schaft, in: Berliner Morgenpost v. 24. September 2005.

ten Bundesregierung nicht angehören – definitiv 
nicht angehören“65. 

Knapp drei Wochen nachdem Gerhard Schröder 
seinen Anspruch auf die Kanzlerschaft endgültig 
aufgegeben hatte, verlor die SPD auch noch ih-
ren Vorsitzenden. Am 24. Oktober teilte Partei-
chef  Franz  Müntefering  einer  breiten  (Partei-)
Öffentlichkeit über die Presse mit66, seinen lang-
jährigen Vertrauten Kajo Wasserhövel, den bis-
herigen Bundesgeschäftsführer, zum neuen Ge-
neralsekretär  machen zu wollen.  Daraufhin er-
klärte – öffentlich unterstützt von einigen SPD-
Landesvorsitzenden und sonstigen Führungsmit-
gliedern  –  Andrea  Nahles,  die  ambitionierte 
Sprecherin der Parteilinken, ihre Bereitschaft zu 
einer Gegenkandidatur. Nachdem eine Reihe in-
tensiver Gespräche mit wechselnder Besetzung 
nicht  zum Rückzug einer  der  beiden Personen 
geführt hatten, entschied sich der satzungsgemäß 
für den Personalvorschlag an den Parteitag zu-
ständige Bundesvorstand am 31. Oktober in ei-
ner Abstimmung mit 23 zu 14 Stimmen für Frau 
Nahles. Daraufhin berief Müntefering umgehend 
eine Sondersitzung des Parteipräsidiums ein, in 
der er ankündigte, er werde auf dem Bundespar-
teitag im November nicht mehr für den Partei-
vorsitz kandidieren.

Um Schadensbegrenzung  bemüht,  einigte  man 
sich in der Parteiführung ohne längere kontro-
verse Diskussion auf einen Nachfolger Müntefe-
rings.  Man schlug  den  brandenburgischen Mi-
nisterpräsidenten  Matthias  Platzeck  als  neuen 
Vorsitzenden vor, der auf dem Mitte November 
tagenden  SPD-Parteitag  mit  eindrucksvollen 
99,4 Prozent der Stimmen gewählt wurde.

6. Schlussbemerkung

Die  Sozialdemokratie  befindet  sich  seit  gerau-
mer Zeit „in einem Zustand der Uneinheitlich-
keit ihrer Überzeugungen und Zukunftssichten 67

65 Günter Bannas: Der „definitive“ Rückzug, in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung v. 13. Oktober 2005.
66 „Das wird noch knallhart“, Interview mit Franz Münte-
fering, in: Der Spiegel v. 24.10.2005.
67 So  der  ehemalige  Redenschreiber  von  Willy  Brandt 
(Martin E. Süskind: Die dunkle Seite der Macht, in: Die 
Zeit v. 3. November 2005).
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. Nur wenn sie diesen Zustand in absehbarer Zeit 
überwindet,  hat  sie  über  die  Große  Koalition 
hinaus  eine  realistische  Machtperspektive.  Die 
SPD muss sich, wie andere sozialdemokratische 
Parteien in Westeuropa es schon vor ihr getan 
haben,  der  Frage  nach  einer  sozialdemokrati-
schen Antwort auf die gewandelten sozio-öko-
nomischen Rahmenbedingungen stellen. Hierzu 
gehört vor allem, die Diskussion um eine Neu-
bestimmung des Grundwertes der sozialen Ge-
rechtigkeit zu führen. Wie seine Antrittsrede vor 
dem SPD-Parteitag zeigte, ist sich der neue Vor-
sitzende  Matthias  Platzeck  dieser  Aufgabe  be-
wusst. Er machte sich daran, „gleich zu Beginn 
seiner Amtszeit jenen Überbau“ zu liefern, „den 
die Genossen von dem Agenda-Kanzler Gerhard 
Schröder  lange  einfordern  mussten“,  indem er 
„einen  präventiven  Sozialstaat  einem  nachsor-
genden“68 gegenüberstellte und sich für Ersteren 
entschied.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  die  Partei 
das Diskussionsangebot ihres Vorsitzenden auf-
nimmt und zu einer einheitlichen Leitidee ihres 
politischen Handelns findet.

68 Peter Dausend/Martin Lutz: „Fast schon Willy“, in: Ber-
liner Morgenpost v. 16. November 2005.
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Der Bundeswahlausschuss und die 
Bundestagswahl 2005

Dr. Johannes Risse, Düsseldorf *

Allgemeines  zur  Arbeit  des  Bundeswahlaus-
schusses habe ich anlässlich der Bundestagswahl 
2002 mitgeteilt1.  Über die Entscheidungen, die 
der  Bundeswahlausschuss  im  Zusammenhang 
mit der Bundestagswahl 2003 zu treffen hatte, 
berichte ich hier:

A.) Erste Sitzung am 12. August 20052

In seiner ersten Sitzung trifft der Bundeswahl-
ausschuss die  Feststellungen nach § 18 Abs.  4 
Bundeswahlgesetz (BWG), also darüber, welche 
Parteien  im Bundestag oder  in  einem Landtag 
seit deren letzter Wahl aufgrund eigener Wahl-
vorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf 
Abgeordneten  vertreten  waren,  und  darüber, 
welche Vereinigungen, die dem Bundeswahllei-
ter  ihre  Beteiligung  angezeigt  hatten,  für  die 
Wahl als Parteien anzuerkennen sind. Diese Ent-
scheidungen  sind  für  alle  Wahlorgane  ver-
bindlich.

I.) Die Feststellung der bereits in den Parlamen-
ten  vertretenen  und  somit  "automatisch"  aner-
kannten Parteien weist in der Regel keine Pro-
bleme auf. Bereits im Bundestag vertreten waren 
SPD,  CDU,  CSU,  GRÜNE  und  FDP.  In  den 
Landtagen  hinreichend  vertreten  waren  die 

* Der Verfasser ist Mitglied des Bundeswahlausschusses 
sowie  Mitglied der  Bundesschiedskommission der  SPD. 
Er arbeitet als Ministerialrat im Wissenschaftsministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 
1 MIP 2003, 57.
2 Die  Niederschriften  der  drei  Sitzungen  wurden  in 
großem Umfang herangezogen – allerdings ohne dies je-
weils in den Fußnoten besonders auszuweisen.

Linkspartei3,  die  DVU4 und  die  NPD5.  Die 
Linkspartei hatte dem Bundeswahlleiter schrift-
lich mitgeteilt, dass die bisherige "Partei des De-
mokratischen  Sozialismus"  durch  Parteitagsbe-
schluss vom 17. Mai 2005 ihren Namen in "Die 
Linkspartei.PDS (Die Linke)" geändert habe.

II.) Organisationen, die im Bundestag oder in ei-
nem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf-
grund  eigener  Wahlvorschläge  ununterbrochen 
mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten wa-
ren, und als Parteien an der Bundestagswahl teil-
nehmen wollen,  müssen dies vorher schriftlich 
dem  Bundeswahlleiter  anzeigen  (§  18  Abs.  2 
Satz 1 BWG).

Hauptthema der ersten Sitzung des Bundeswahl-
ausschusses  ist  also  die  verbindliche  Feststel-
lung,  welche  dieser  Organisationen die  Eigen-
schaften einer politischen Partei  erfüllen.  Über 
58 Beteiligungsanzeigen6 war – in der Regel in 
der Reihenfolge, in der sie beim Bundeswahllei-
ter eingegangen waren – zu befinden.

Der Bundeswahlausschuss prüft anhand der ein-
gereichten  Unterlagen  und  aufgrund  ergänzen-
den  Vortrags  der  Parteienvertreter  in  der  Sit-
zung,  ob  die  jeweiligen  Organisationen  politi-
sche Parteien im Sinne von § 2 Parteiengesetz 
sind.  Für  die  Ablehnung der  Anerkennung als 
Partei  ist  eine  Zweidrittelmehrheit  erforderlich 
(§ 18 Abs. 4 Nr. 2 BWG), also 6 Stimmen der 9 
Mitglieder des Bundeswahlausschusses.  Soweit 
ablehnende Entscheidungen ergehen, werden die 
wesentlichen  Gründe  in  der  Sitzungsnie-
derschrift festgehalten.

Über die 58 Beteiligungsanzeigen wurde in 26 
Fällen positiv entschieden; die Parteieigenschaft 
wurde bejaht. In drei Fällen erübrigte sich eine 
Entscheidung, weil die Beteiligungsanzeige zu-
rückgezogen  wurde7.  In  16  Fällen  wurde  die 
Feststellung  der  Parteieigenschaft  aus  Verfah-

3 Insgesamt  159  Abgeordnete  in  Berlin,  Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen.
4 6 Abgeordnete in Brandenburg.
5 12 Abgeordnete in Sachsen.
6 Zum Vergleich: Bei der Bundestagswahl 2002 waren es 
47.
7 dazu unten 1.
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rensgründen abgelehnt8 – etwa weil die Beteili-
gungsanzeige  nicht  formgerecht  beim Bundes-
wahlleiter eingegangen war. In 13 Fällen konnte 
anhand der Unterlagen und der Darlegungen in 
der  Sitzung  die  Parteieigenschaft  nicht  festge-
stellt  werden9.  Alle  58  Organisationen  waren 
eingeladen worden, eine Vertreterin oder einen 
Vertreter zur Sitzung zu entsenden10. 31 machten 
davon Gebrauch.

Nicht alle Entscheidungen können hier wieder-
gegeben werden. Ich beschränke mich auf einige 
Aspekte.

1.)  Die  Rücknahme  der  Beteiligungsanzeige 
wurde von WASG11,  DKP12 und PSG13 erklärt. 
Eine solche Rücknahme ist  im Bundeswahlge-
setz nicht vorgesehen. Doch zunächst folgende 
Auszüge aus der Niederschrift:

Zur WASG: "Mit Schreiben vom 28. Juli, einge-
gangen am 01.08.2005, hat die WASG die Betei-
ligungsanzeige  zurückgezogen.  Das  Schreiben 
war lediglich von 2 Vorstandsmitgliedern unter-
zeichnet;  der  Vorstand  wurde  telefonisch  am 
01.08.  über  einen  insoweit  möglichen  Form-
mangel informiert. gemäß § 11 Abs. 5 ihrer Sat-
zung wird die  WASG auf Bundesebene bereits  
durch 2 Mitglieder des geschäftsführenden Vor-
stands  vertreten.  Das Rücknahmeschreiben  er-
füllt  dieses  Erfordernis.  Im  Übrigen  hat  die  
WASG  die  Rücknahme  mit  gleichlautendem 
Schreiben vom 01.08., eingegangen am 03.08.05 
mit 3 Unterschriften bestätigt."
Zur DKP: "Die DKP hat mit  Fax und E-Mail  
vom  11.8.05  ohne  Unterschrift  ihre  Beteili-
gungsanzeige zurückgezogen. Die vom Vorstand 
legitimierte  Frau  Prof.  Hager  bestätigte  die  
Rücknahme der Anzeige."
Zur PSG: "Herr Pilawski zieht in seiner Funkti-
on als Vorsitzender die Beteiligungsanzeige zu-
rück."

8 dazu unten 2.
9 dazu unten 3.
10 Siehe § 33 Abs. 2 Bundeswahlordnung (BWO).
11 "Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative – 
WASG –".
12 "Deutsche Kommunistische Partei".
13 "Partei der Sozialen Gerechtigkeit".

In allen drei Fällen folgt der Satz: "Der Bundes-
wahlausschuss ist sich einig, dass über die Par-
teieigenschaft  daher  nicht  entschieden  werden 
braucht."
Letztlich hat der Bundeswahlausschuss hier die 
Rücknahme  der  Beteiligungsanzeige  als  eine 
normale zivilrechtliche Willenserklärung behan-
delt. Man könnte auch daran denken, die Form-
vorschriften anzuwenden, die gemäß § 18 Abs. 2 
Satz  3  BWG für  die  Anzeige  der  Beteiligung 
gelten: "Die Anzeige muss von mindestens drei 
Mitgliedern  des  Bundesvorstandes,  darunter 
dem  Vorsitzenden  oder  seinem  Stellvertreter, 
persönlich  und  handschriftlich  unterzeichnet 
sein."

Die Entscheidung war wohl richtig. § 18 Abs. 2 
Satz  3  BWG  soll  verhindern,  dass  Unbefugte 
staatliche Wahlorgane "in Aktion bringen". Die-
ser Gesichtspunkt spielt für die Rücknahme kei-
ne Rolle.  Schutzbedürftig mag die  Partei  bzw. 
deren  Mitgliedschaft  sein,  wenn  ein  Vorstand 
pflichtwidrig die Rücknahme erklärt. Aber davor 
kann der Bundeswahlausschuss nicht schützen; 
falls das geschieht, steht die Partei nicht anders 
da als die,  deren Vorstand die Beteiligungsan-
zeige versäumt. Die Partei muss eben dafür sor-
gen, dass sie zuverlässige Personen in ihren Vor-
stand wählt.

2.) In 16 Fällen wurde die Feststellung der Par-
teieigenschaft aus Verfahrensgründen abgelehnt. 
Regelmäßig sind administrative Unbeholfenhei-
ten der Grund – und das, obwohl der Arbeitsstab 
des Bundeswahlleiters sein Möglichstes tut, um 
die  Organisationen  unverzüglich  auf  Mängel 
und  auf  Möglichkeiten  zu  deren  Beseitigung 
hinzuweisen14;  er berät sogar im Vorfeld. Den-
noch:  in  9  Fällen  war  der  Nachweis  der  sat-
zungsgemäßen Bestellung der Vorstandsmitglie-
der nicht oder verspätet vorgelegt worden, in 6 
Fällen ging eine (im übrigen) formgerechte An-
zeige erst nach Fristablauf ein, in 4 Fällen war 
die Beteiligungsanzeige nur durch Telefax oder 
Email  (also  ohne  Unterschriften)  übermittelt 
worden, in ebenfalls 4 Fällen fehlte mindestens 
eine  der  Unterschriften  von  drei  Bundesvor-
standsmitgliedern, und schließlich war in einem 
14 Das sieht § 18 Abs. 3 Sätze 1 und 2 BWG auch so vor.
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Fall weder Satzung noch Programm der angebli-
chen Partei vorgelegt worden15.

In aller Regel – so hat sich erwiesen – kann in 
den Fällen, in denen aus Verfahrensgründen eine 
ablehnende  Entscheidung  ergeht,  die  Parteiei-
genschaft  auch  aus  materiellen  Gründen  nicht 
festgestellt werden. In 12 der besagten 15 Fälle 
hat  der  Bundeswahlausschuss  zugleich  Aussa-
gen dazu getroffen, dass auch keine Parteieigen-
schaft vorliege16.

In drei Fällen äußerte sich der Bundeswahlaus-
schuss  nicht  dazu,  ob  gleichwohl  die  Eigen-
schaft einer Partei zu bejahen sei. Darunter war 
die  Beteiligungsanzeige  der  "Wendischen 
Volkspartei – SLS –". Diese wies insofern eine 
Besonderheit auf, als sie sich als politische Par-
tei der nationalen Minderheit der Wenden oder 
Sorben erklärte. Falls ihre Parteieigenschaft fest-
gestellt  worden  wäre,  wäre  sie  von  der  5-%-
Klausel  befreit  gewesen  (§  6  Abs.  6  Satz  2 
BWG).

3.)  13  Organisationen  hatten  sich  zwar  form- 
und fristgerecht gemeldet; ihre Parteieigenschaft 
musste aber verneint werden. Wenn ich im Fol-
genden die typischen Ablehnungsgründe zusam-
menfasse,  beziehe  ich  die  Organisationen  ein, 
die auch aus Verfahrensgründen abgelehnt wur-
den17. Denn die Gründe sind durchweg gleichar-
tig. Zumeist lagen mehrere der nachstehend auf-
geführten Gründe vor.

a) In 15 Fällen wurde die Mitgliederzahl als zu 
gering angesehen, um politische Partei zu sein. 
Es geht dabei um Zahlen zwischen 3 und 148 
Mitgliedern18. Die eine oder andere Angabe er-
schien auch nicht glaubhaft19.

15 Alle diese Anforderungen stehen in § 18 Abs. 2 und 3 
BWG.
16 Das mag, nebenbei, in manchen Fällen auch den Unmut 
der Basis über die administrativen Unzulänglichkeiten der 
Vorstände mildern.
17 Siehe oben 2.
18 Vorgetragen  waren  folgende  Zahlen:  3;  ca.  5  –  8;  7 
(zweimal); 10; 13; 17; 21; 50; 53; 60; zwischen 70 und 
121; 110; 125; 148.
19 Zitat aus der Niederschrift: "Nach ihren jüngsten Anga-
ben hat sie 'ca. 240 Mitglieder und 6 Landesverbände'. An 
ihrem  'außerordentlichen  Parteitag'  am  25.07.05  haben 
aber lediglich 5 Personen teilgenommen."

b) Zu einer Partei gehört ein gewisses "Hervor-
treten in der Öffentlichkeit" (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
ParteienG).  6  Organisationen  hatten  dazu  gar 
keine  Angaben  gemacht,  weitere  12  hatten 
nichts oder zu wenig vorgetragen20. Die häufige 
Protokollformulierung,  die  Organisation  sei 
"bisher  nicht  nachhaltig  in  der  Öffentlichkeit 
hervorgetreten" bedeutet,  dass  es  de  facto  fast 
gar keine öffentlichen Aktivitäten gab.

c) In 5 Fällen waren zu Umfang und Festigkeit 
der Organisation keine Angaben gemacht wor-
den;  2  Organisationen  hatten  überhaupt  keine 
Landesverbände.

d)  Bei  der  Feststellung  der  Parteieigenschaft 
muss  der  Bundeswahlausschuss  unbestimmte 
Rechtsbegriffe  anwenden  und  komplexe  Sach-
verhalte nach Aktenlage und mündlichem Vor-
trag einschätzen. Statt einer Erörterung hier ein 
Beispiel  für  einen  "Grenzfall";  die  Ablehnung 
der  Parteieigenschaft  wurde  mit  2  Gegenstim-
men beschlossen:

"Die  am  06.01.2001  gegründete  Vereinigung 
verfügt nach eigenen Angaben derzeit über 309 
Mitglieder. An ihrer 10. Bundesversammlung in  
Kassel am 05.06.05 nahmen aber nur 5 Mitglie-
der teil. Sie verfügt nach eigenen Angaben über 
zwei  Landesverbände (BY,  SH),  im September 
2005 ist die Gründung des Landesverbandes in 
NRW geplant. Sie hat zwar an der Bundestags-
wahl 2002, aber nur mit geringem Erfolg (ca. 2  
400 Stimmen) teilgenommen."

B.) Zweite Sitzung am 25. August 2005

Die zweite Sitzung findet statt,  wenn die Lan-
deswahlausschüsse über die Zulassung der Lan-
deslisten zur Teilnahme an der Wahl befunden 
haben.  Der  Bundeswahlausschuss  entscheidet 
dann gemäß § 28 Abs. 2 Satz 1 BWG über Be-
schwerden gegen ablehnende Entscheidungen21. 

20 Beispiele für "zu wenig": "… bis auf kommunalpoliti-
sche Äußerungen zu einem Krankenhausbau" – "ein Info-
stand in Gevelsberg bei der Kommunalwahl und einer in 
Hattingen bei der Landtagswahl".
21 § 28 Abs. 2 Satz 2 BWG sieht auch den Fall vor, dass 
ein Landeswahlleiter gegen eine zulassende Entscheidung 
des Landeswahlausschusses Beschwerde erhebt. Ein sol-
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Die Verhandlung hat kontradiktorischen Charak-
ter. Die beschwerdeführenden Parteien wie auch 
die  Landeswahlleiter  erhalten  Gelegenheit  zur 
Stellungnahme.

I.)  Diesmal  war  über  64 Beschwerden zu ent-
scheiden – zum Vergleich: 2002 waren es fünf. 
Hintergrund dieser großen Zahl: Für die Zulas-
sung  einer  Landesliste  einer  nicht  nach  §  18 
Abs. 4 Nr.  1 BWG "automatisch" anerkannten 
Partei müssen je nach Größe des Bundeslandes 
bis zu 2.000 Unterstützungsunterschriften beige-
bracht werden (§ 27 Abs. 1 BWG). Der dafür 
zur Verfügung stehende Zeitraum war diesmal 
besonders eng. Die Termine einer vorgezogenen 
Bundestagswahl stehen ja nicht langfristig fest. 
Darüberhinaus waren die Fristen für die gesamte 
förmliche  Wahlvorbereitung  durch  Rechtsver-
ordnung22 verkürzt worden. Das ermöglicht § 52 
Abs. 3 BWG. Das Bundeswahlgesetz enthält je-
doch  keine  Möglichkeit,  die  Zahl  der  Unter-
schriften, die innerhalb der verkürzten Fristen zu 
sammeln sind, zu verkleinern.

Es ist normal, dass viele derer, die sich um eine 
Wahlbeteiligung  bemühen,  an  dieser  Hürde 
scheitern; sie soll ja auch Kandidaturen, für die 
es keine relevante Unterstützung in der Wähler-
schaft gibt, verhindern. Aber unter der diesmali-
gen Rahmenbedingung war der Unmut derer, die 
es  nicht  geschafft  hatten,  besonders  groß (und 
auch verständlich).  Regelmäßig argumentierten 
die Parteienvertreter, die Verkürzung der Fristen 
bei Beibehaltung der Zahl der beizubringenden 
Unterschriften sei verfassungswidrig.

Hierüber wurde zu Beginn der Sitzung – sozusa-
gen in einem Allgemeinen Teil – mit den Partei-
envertretern  diskutiert.  Der  Bundeswahlaus-
schuss machte deutlich, dass er nur die Beach-
tung  der  geltenden  Wahlvorschriften  prüfen 
könne,  aber  nicht  deren  Übereinstimmung  mit 
höherrangigen  Normen23.  Dies  könne  nur  im 

cher Fall war nicht dabei.
22 Verordnung über die Abkürzung von Fristen im Bun-
deswahlgesetz für die Wahl zum 16. Deutschen Bundestag 
vom 21. Juli 2005, BGBl. I, S. 2179.
23 Der Bundeswahlausschuss hat aber in seiner letzten Sit-
zung – nach der Bundestagswahl – einen Vorschlag zur 
Änderung des Bundeswahlgesetzes beschlossen; dazu un-
ten C II 2.

Wege der  Wahlprüfungsbeschwerde  gegenüber 
dem Bundesverfassungsgericht geltend gemacht 
werden (§ 49 BWG). Dennoch kamen bei der 
Behandlung der einzelnen Beschwerden die Par-
teienvertreter immer wieder darauf zu sprechen: 
Ex abundantia cordis os loquitur.

Die Beschwerden wurden in alphabetischer Rei-
henfolge  der  betroffenen  Länder  behandelt.  In 
den meisten Fällen konnte nur festgestellt wer-
den, dass in der Tat das Unterschriftenquorum 
nicht erreicht wurde.

In einigen Fällen wurde auch geltend gemacht, 
das Unterschriftenquorum sei mangels korrekter 
Mitwirkung  der  Gemeindeverwaltungen  nicht 
erreicht  worden:  keine  Herausgabe  von  Form-
blättern;  schleppende  Prüfung  der  Unterstüt-
zungsunterschriften. In einem Fall sah der Bun-
deswahlausschuss  Anlass  zu  folgendem  Be-
schluss:

"Der Bundeswahlausschuss rügt das Verhalten 
der  Verwaltungsgemeinde  Hohe  Börde  gegen-
über  der  Beschwerdeführerin  und  beauftragt  
den  Bundeswahlleiter,  den  Innenminister  des  
Landes Sachsen-Anhalt auf die Verpflichtungen 
der Gemeindebehörden bei der Bestätigung von  
Unterstützungsunterschriften hinzuweisen."
II.) Wie oben gesagt, der typische Beschwerde-
fall ist der, dass eine Landesliste wegen unzurei-
chender  Unterstützungsunterschriften  nicht  zu-
gelassen wird. Ganz anders – und etwas kompli-
ziert  –  der  Fall  der  baden-württembergischen 
Landesliste der NPD:

Bei der Aufstellung der Landesliste in der Ver-
treterversammlung  hatte  ein  Delegierter  Ein-
spruch  erhoben:  "Es  ist  nicht  rechtens,  dass 
auch die Landesvorstandsmitglieder kraft Amtes 
wahlberechtigt sind." Dieser Einspruch war von 
der  Versammlung  zurückgewiesen  worden;  in 
Übereinstimmung mit § 21 Abs. 5 BWG lasse 
das Satzungsrecht der NPD das zu.

Das griff die Landeswahlleiterin auf. Dem Lan-
deswahlausschuss  stellte  sich  der  Sachverhalt 
nach  Anhörung  der  von  der  Partei  bestellten 
Vertrauensperson so dar, dass 7 Delegierte kraft 
Amtes und 41 gewählte Delegierte an der Ver-
treterversammlung teilgenommen hätten; aber 4 
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von diesen 7 Delegierten kraft Amtes seien auch 
durch eine Mitgliederversammlung zur Aufstel-
lung der Listenbewerber gewählt worden.

Ferner machte die NPD geltend: Selbst wenn 7 
Personen zu  Unrecht  abgestimmt hätten,  seien 
die Personen auf der Liste ordnungsgemäß ge-
wählt, die auch dann gewählt seien, wenn sie 7 
Stimmen weniger erhalten hätten. Danach seien 
auf jeden Fall 9 namentlich benannte der 15 auf 
der  Landesliste  stehenden  Bewerber  gewählt. 
Für die anderen 6 erklärten die Vertrauensperso-
nen der Landesliste die Rücknahme des Wahl-
vorschlages.  Gleichwohl  ließ  der  Landeswahl-
ausschuss die Landesliste insgesamt nicht zu.

Gegenüber dem Bundeswahlausschuss trug die 
Vertrauensperson nun vor: Nach der Sitzung des 
Landeswahlausschusses  durchgeführte  parteiin-
terne  Recherchen  hätten  ergeben,  dass  die  7 
Landesvorstandsmitglieder, die an der Wahl der 
Landesliste teilgenommen hatten, in ihren Glie-
derungen  auch  als  Delegierte  zur  Aufstellung 
der Landesliste gewählt worden seien. Dies wur-
de durch Protokolle der Mitgliederversammlun-
gen belegt.

Der Bundeswahlausschuss hatte daraufhin keine 
Bedenken  mehr,  die  Landesliste  dem  Grunde 
nach  zuzulassen.  Allerdings:  die  (teilweise) 
Rücknahme  des  Wahlvorschlags  gemäß  §  23 
Satz 1 BWG sei bedingungsfeindlich und könne 
nicht rückgängig gemacht werden. So wurde die 
Landesliste der NPD nur mit 9 der ursprünglich 
15 aufgestellten Kandidaten zugelassen.

Auf den Plätzen 1 und 3 der nun aus 9 Personen 
bestehenden Landesliste befanden sich Mitglie-
der  der  DVU.  "Nach  Auffassung  des  Bundes-
wahlausschusses wurde diese Landesliste damit  
inhaltlich nicht so verändert, dass es sich nicht  
mehr  um  eine  Liste  der  einreichenden  Partei  
handelt24.  Die  nach  dem  Bundestagswahlrecht  
grundsätzlich gebotene Homogenität einer Lan-

24 Gegenüber dem Landeswahlausschuss hatte die Vertrau-
ensperson erklärt: Nach der Satzung der NPD sei im ers-
ten Wahlgang gewählt, wer mehr als die Hälfte der abge-
gebenen Stimmen erhalte. Im zweiten Wahlgang sei ge-
wählt, wer die Mehrzahl der Stimmen erreiche. Nichtmit-
glieder benötigten zu ihrer Wahl eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen.

desliste erscheint nach Würdigung der Gesam-
tumstände im vorliegenden Fall gewahrt."

C.) Dritte Sitzung am 7. Oktober 2005

I.) Zweck der letzten Sitzung des Bundeswahl-
ausschusses  ist  die  Feststellung  des  "endgülti-
gen"  Wahlergebnisses,  und  zwar  sowohl  die 
Feststellung  der  genauen  Stimmenzahlen  wie 
auch der richtigen Verteilung der Sitze im Bun-
destag. Dabei ist der Bundeswahlausschuss weit-
gehend an  die  Feststellungen der  Landeswahl-
ausschüsse gebunden; er darf gemäß § 78 Abs. 2 
Satz 2 BWO (nur) rechnerische Berichtigungen 
an den Feststellungen der Landeswahlausschüs-
se vornehmen25.

Der förmlichen Feststellung des Endergebnisses 
geht eine umfangreiche Berichterstattung durch 
den Bundeswahlleiter  voraus,  die  insbesondere 
die gegenüber dem vorläufigen amtlichen End-
ergebnis – das in der Wahlnacht veröffentlicht 
wird  –  vorzunehmenden  Berichtigungen  und 
ihre Hintergründe darstellt.  Das ist  auch nötig. 
Denn das  endgültige  Ergebnis  lag diesmal  bei 
den gültigen Zweitstimmen um 10.145 über dem 
vorläufig bekanntgegebenen.

1.)  Angesichts  der  öffentlichen  Diskussionen 
nahm der Bundeswahlleiter zunächst zur Nach-
wahl  im  Wahlkreis  160  (Dresden  I)  Stellung. 
Für  alle  die,  die  mit  größerem zeitlichen  Ab-
stand diesen Aufsatz lesen: Dort war die Direkt-
kandidatin  der  NPD 11 Tage vor  der  Bundes-
tagswahl  verstorben.  Der  Kreiswahlleiter  hatte 
daraufhin die Wahl in dem Wahlkreis abgesagt, 
und zwar die gesamte Wahl und nicht etwa nur 
die  Abgabe  der  Erststimmen.  Die  sächsische 
Landeswahlleiterin hatte die Nachwahl auf den 
2. Oktober 2005, zwei Wochen nach der regulä-
ren Bundestagswahl, festgesetzt.

Der Bundeswahlleiter legte dar, dass das gelten-
de Wahlrecht andere Verfahrensweisen nicht zu-
gelassen habe26. Er legte zugleich dar, dass eine 
25 Die Landeswahlausschüsse sind ihrerseits entsprechend 
an die Feststellungen der Kreiswahlausschüsse gebunden: 
§ 77 Abs. 2 Satz 2 BWO.
26 § 82 Abs. 1 Satz 1 BWO: "Sobald feststeht, dass die 
Wahl wegen Todes eines Wahlkreisbewerbers, infolge hö-
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Änderung etwa dahin, am  Tag der Hauptwahl 
nur die Zweitstimmen abzugeben und nur für die 
Erststimmen eine Nachwahl vorzunehmen, nicht 
sinnvoll sei. Im Bundestagswahlrecht seien Ele-
mente  der  Verhältnis-  und Persönlichkeitswahl 
derart  eng  miteinander  verbunden,  dass  eine 
Trennung der Abgabe von Erst- und Zweitstim-
men Teile dieses besonderen Wahlsystems miss-
achten würde.

Dem  wurde  nicht  widersprochen;  es  wurden 
auch keine Änderungsvorschläge diskutiert.  Im 
Grunde  lebte  die  Diskussion  im  Zeitraum  der 
Bundestagswahl  wohl  aus  zwei  Quellen:  dem 
Wunsch  nach  einem  baldigen  vollständigen 
Endergebnis  sowie  der  Einschätzung,  dass  die 
NPD in Dresden I  ohnehin keine Aussicht auf 
ein  Direktmandat  habe.  Der  Wunsch  und  die 
Einschätzung sind verständlich,  aber im Wahl-
recht schlechte Ratgeber.

Eine  andere  öffentliche  Diskussion  hatte  eine 
Beeinflussung des Wahlverhaltens bei der Nach-
wahl durch eine Bekanntgabe der Ergebnisse der 
Hauptwahl befürchtet. Aber das Wahlrecht lässt 
keine  Möglichkeit  der  Geheimhaltung.  Mit 
Recht.  Ein  –  im konkreten  Fall  zwei  Wochen 
dauerndes  –  Versiegeln  der  Wahlurnen  würde 
sowohl die Gefahr von Unregelmäßigkeiten wie 
auch  dahingehende  Verdächtigungen  heraufbe-
schwören.

So war dann das Wahlergebnis, das der Bundes-
wahlleiter in der Wahlnacht des 18. September 
2005 bekanntgab,  in besonderer Weise vorläu-
fig. Es enthielt nur das Ergebnis für 298 Wahl-
kreise, verteilte aber alle 598 Abgeordnetensitze.

2.) Idealiter ist die Auszählung von Wählerstim-
men und die Feststellung von Wahlergebnissen 
eine klare und eindeutige Sache. Dennoch muss-
ten gegenüber den vorläufig bekanntgegebenen 
Wahlergebnissen27 an  gültigen  Zweitstimmen 
10.655 Korrekturen vorgenommen werden, und 

herer Gewalt oder aus sonstigem Grunde nicht durchge-
führt werden kann, sagt der Kreiswahlleiter die Wahl ab 
und macht öffentlich bekannt, dass eine Nachwahl statt-
finden wird."
27 Eine ausführliche Darstellung der Wahlergebnisse ent-
hält der Aufsatz von Schorn/Schwarztenberg in Wirtschaft 
und Statistik 2005, 1153 – 1167.

zwar: SPD:  + 2.699 Stimmen; CDU: + 1.982 
Stimmen; CSU: - 255 Stimmen; Grüne: + 1.024 
Stimmen; FDP: + 2.591 Stimmen; Linkspartei:.+ 
1.153 Stimmen; Sonstige: + 951 Stimmen. Die 
wichtigsten Fehlerquellen waren:

a)  In  Bremen  "konnte  kein  Ergebnis  ermittelt  
werden":  Die  Briefwahlvorstände  waren  nach 
Hause gegangen.

b)  In  insgesamt  117 Wahlbezirken  wurde  neu 
ausgezählt, weil sich Unstimmigkeiten zwischen 
der Schnellmeldung und der Niederschrift erge-
ben hatten. Betroffen waren überwiegend groß-
städtische  Bezirke28 –  was  immer  man  daraus 
schließen will.

c)  In  einigen Wahlbezirken,  aber  vor  allem in 
großem Umfang beim Versand von Briefwahl-
unterlagen in zwei Dortmunder Wahlkreisen war 
es zur Ausgabe "falscher" – d.h. in einem ande-
ren (benachbarten) Wahlkreis desselben Landes 
gültiger – Stimmzettel gekommen. Stimmzettel, 
die nicht für den betreffenden Wahlkreis erstellt 
sind,  sind  gemäß  §  39  Abs.  1  Sätze  1  und  2 
BWG insgesamt (und nicht nur hinsichtlich der 
Erststimme) ungültig.

In den Fällen, in denen der Fehler frühzeitig er-
kannt wurde,  unternahmen die örtlichen Wahl-
ämter stets große Bemühungen zur Schadensbe-
grenzung. So konnten in einem Hamburger Be-
zirk, in dem 104 falsche Stimmzettel ausgehän-
digt waren, noch am Wahltag 84 Wähler auf te-
lefonischen Hinweis  mit  den  richtigen  Stimm-
zetteln wählen.

In Dortmund wurden 50.000 Briefwähler ange-
schrieben und gebeten, ihre Briefwahlunterlagen 
auf  Richtigkeit  zu  überprüfen.  In  über  22.000 
Fällen  wurden  dann  Unterlagen  ausgetauscht. 
Dennoch waren in 10.533 Briefwahl-Fällen die 
falschen Stimmzettel verwendet worden.

In den meisten Fällen haben die Kreiswahlaus-
schüsse diese Stimmzettel für gänzlich ungültig 
erklärt. Dies entspricht § 39 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
BWG:  "Ungültig  sind  Stimmen,  wenn  der 

28 Von diesen 117 Bezirken lagen 101 Bezirke in Ham-
burg, Bremen, Berlin und München.
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Stimmzettel … für einen anderen Wahlkreis gül-
tig ist."

Zwei hessische Kreiswahlausschüsse hielten da-
gegen  auf  Empfehlung  des  dortigen  Landes-
wahlleiters  die  Erststimmen  für  ungültig,  die 
Zweitstimmen für gültig. Das ist zwar gesetzes-
widrig, aber nicht unvernünftig: Der "Zweitstim-
menteil"  eines  jeden Stimmzettels  ist  ja  inner-
halb desselben Landes gleich. Sachlich unrichtig 
– weil  für den Wahlkreis nicht  passend – war 
immer nur der "Erststimmenteil".

Im  Zusammenhang  mit  der  Auslieferung  von 
Wahlbriefen durch die Post "hakt" es regelmäßig 
an der einen oder anderen Stelle. In einem Fall 
soll die Post auf ausdrückliches Nachfragen der 
Kreisverwaltung die  Ankunft  von Wahlbriefen 
verneint haben – die dann aber am Tag nach der 
Wahl im Postfach lagen. Der dortige Kreiswahl-
leiter hat Strafanzeige erstattet.

3.) Einerseits war die Anzahl der notwendigen 
Korrekturen beträchtlich.  Andererseits  sind die 
genannten  10.655  Stimmen  gemessen  an  der 
Zahl  der  abgegebenen  gültigen  Zweitstimmen 
(47.287.988) rechnerisch ca. 0,02 % oder zwei 
Zehntausendstel. Wie üblich, beschränkten sich 
die  Korrekturen  auf  die  Stimmenzahlen.  Die 
Sitzverteilung im Bundestag musste nicht korri-
giert  werden.  In  keinem Fall  bestand der Ver-
dacht,  dass  gezielt  zu Gunsten oder  zu Lasten 
bestimmter  Kandidaten  oder  Parteien  manipu-
liert  worden sei;  es  waren  "unpolitische"  Pan-
nen.

II.)  Seine  dritte  und  letzte  Sitzung  nimmt  der 
Bundeswahlausschuss auch zum Anlass, bisheri-
ge  Regelungen zu  überdenken.  Er  sprach  sich 
für folgende Änderungen aus:

1.)  In  der  Frage  der  "Stimmzettel  aus  dem 
falschen  Wahlkreis"29 gab  der  Bundes-
wahlausschuss dem hessischen Landeswahlleiter 
de lege ferenda Recht. Er empfahl dem Gesetz-
geber, "für die auch bei dieser Bundestagswahl 
wieder aufgetretenen Fälle  eine Regelung über 
die  Gültigkeit  der  so  abgegebenen  Erst-  und 
Zweitstimmen zu treffen, die dem Wählerwillen 
möglichst weitgehend zum Erfolg verhilft." Im 
29 Siehe oben I 2 c.

Klartext: Wenn Stimmzettel des falschen Wahl-
kreises  in  demselben Land verwendet  wurden, 
sollte die Zweitstimme gültig bleiben.

2.)  Wenn  die  Fristen  für  die  Beibringung  der 
Unterstützungsunterschriften  verkürzt  werden, 
sollte  auch deren Anzahl  herabgesetzt  werden, 
vergleichbar  etwa  der  Regelung  im  Landtags-
wahlrecht  von Schleswig-Holstein.  Dieses  ver-
langt  regulär  100  Unterstützungsunterschriften 
für einen Kreiswahlvorschlag und 1.000 Unter-
stützungsunterschriften  für  eine  Landesliste30. 
Im  Falle  vorzeitiger  Neuwahlen  halbiert  sich 
diese Zahl auf 50 bzw. 50031.

Hätte eine solche Regelung für die Bundestags-
wahl 2005 gegolten, wäre die "flächendeckende" 
Empörung der Beschwerdeführer in der zweiten 
Sitzung  vermieden  worden.  Allerdings:  die 
meisten von ihnen hätten es auch dann nicht "bis 
auf die Stimmzettel gebracht". Unter Zugrunde-
legung eines halb so hohen Quorums wären von 
den 63 Landeslisten, die an der Zahl der Unter-
schriften  gescheitert  waren  und  für  die  Be-
schwerde erhoben wurde, 50 weiterhin geschei-
tert. 

3.)  Vor  dem Hintergrund der  in  Dresden not-
wendig gewordenen Nachwahl äußerte der Bun-
deswahlausschuss "die Erwartung, dass … die  
Einführung  von  Ersatzkandidaten  für  Wahl-
kreisbewerber  im  politischen  Raum  erörtert  
wird".

III.)  Einige  in  der  ersten  Sitzung  getroffenen 
Entscheidungen, in denen die Parteieigenschaft 
einer  Organisation bejaht  wurde,  waren  in  der 
Öffentlichkeit  und  auch  vom Bundestagspräsi-
denten kritisiert worden. Nun ja, man wird in ei-
nigen Fällen über das, was als Programm vorge-
legt wird, den Kopf schütteln. Aber die Vernei-
nung der Parteieigenschaft  etwa wegen fehlen-
der Ernsthaftigkeit des Programms würde nicht 
weit führen. Der Bundeswahlausschuss sah kei-
nen Anlass, von seiner Praxis künftig abzuwei-
chen.  Die  Beurteilung  von  Parteiprogrammen 
bleibt also Sache der Wähler.

30 § 26 Abs. 4 Satz 3 Landeswahlgesetz Schleswig-Hol-
stein.
31 § 35 Nr. 1 Landeswahlgesetz Schleswig-Holstein.
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Das  schweizerische  Parteienre-
gister

Dr. Patricia M. Schiess Rütimann, Zürich*

Seit der Totalrevision vom 18. April 1999 findet 
sich eine neue Bestimmung in  der  schweizeri-
schen Bundesverfassung:1

«Art. 137 BV: Politische Parteien
Die  politischen  Parteien  wirken  an  der  Mei-
nungs- und Willensbildung des Volkes mit.»

Ein  Parteiengesetz  gibt  es  nicht  und  außer  in 
Art. 147 BV über das Vernehmlassungsverfah-
ren2 werden die  Parteien kein weiteres  Mal  in 
der Verfassung erwähnt. Die in der Bundesver-
sammlung,  das  heißt  in  den  beiden  Kammern 
(Nationalrat und Ständerat), vertretenen Fraktio-
nen erhalten Entschädigungen,3 Vorschläge  für 
eine direkte Finanzierung der politischen Partei-
en  wurden  auf  Bundesebene  wiederholt  abge-
lehnt.

1. Die gesetzlichen Grundlagen

1.1 Art. 76a und Art. 24 Abs. 3 BPR

Nicht zuletzt im Hinblick auf die Nationalrats-
wahlen vom 19. Oktober 2003 wurde ein neues 

* Dr. jur., Rechtsanwältin, Lehrbeauftragte an der Univer-
sität Zürich. Für viele hilfreiche Bemerkungen danke ich 
lic. jur. Iris Widmer.
1 Bundesverfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossen-
schaft vom 18. April 1999 (BV, SR 101).
2 «Art. 147 BV: Vernehmlassungsverfahren: Die Kantone, 
die politischen Parteien und die interessierten Kreise wer-
den bei  der  Vorbereitung wichtiger  Erlasse und anderer 
Vorhaben von großer Tragweite sowie bei wichtigen völ-
kerrechtlichen Verträgen zur Stellungnahme eingeladen.»
3 Bundesgesetz vom 18. März 1988 über Bezüge und In-
frastruktur  der  Mitglieder  der  eidgenössischen Räte und 
über die Beiträge an die Fraktionen (Parlaments-ressour-
cengesetz, PRG, SR 171.21).

Institut geschaffen, das Parteienregister. Mit der 
Revision vom 21. Juni 2002 wurde ein neuer Ti-
tel  in  das  Bundesgesetz  über  die  politischen 
Rechte4 aufgenommen. Er umfasst eine einzige 
Bestimmung:

«5a. Titel: Parteienregister

Art. 76a BPR

1. Eine politische Partei kann sich bei der Bun-
deskanzlei amtlich registrieren lassen, wenn sie:

a.  die  Rechtsform eines  Vereins  im Sinne  der 
Artikel  60-79  des  Zivilgesetzbuches  aufweist; 
und

b. unter dem gleichen Namen mit mindestens ei-
nem Mitglied im Nationalrat  oder mit  mindes-
tens je  drei  Mitgliedern in drei  Kantons-parla-
menten vertreten ist.

2. Zur Eintragung ins Parteienregister reicht der 
Verein der Bundeskanzlei  folgende Unterlagen 
und Angaben ein:

a. ein Exemplar der rechtsgültigen Statuten;

b.  den  statutarischen Namen und den  Sitz  der 
Partei;

c. Namen und Adressen der präsidierenden und 
der  geschäftsführenden  Personen  der  Bundes-
partei.

3. Die Bundeskanzlei erstellt ein Register über 
die Angaben der Parteien. Dieses Register ist öf-
fentlich.  Einzelheiten  regelt  die  Bundes-ver-
sammlung in einer Verordnung.»5

Abgesehen von Art. 76a und Art. 24 BPR findet 
das  Parteienregister  keine  weitere  gesetzliche 
Erwähnung. Auf Kantons- und Gemeindeebene 
gibt es keine Pendants zum Parteienregister.

Art. 24 BPR regelt die Voraussetzungen für die 
Einreichung der Kandidatenlisten für die Natio-
nalratswahlen.

4 Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politi-
schen Rechte (BPR, SR 161.1).
5 Verordnung der Bundesversammlung vom 13. Dezember 
2002 über das Parteienregister (SR 161.15). Im Folgenden 
«VO» abgekürzt.
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«Art. 24 BPR: Unterzeichnungsquoren

1. Jeder  Wahlvorschlag  muss  handschriftlich 
von  einer  Mindestzahl  Stimmberechtigter  mit 
politischem Wohnsitz im Wahlkreis unterzeich-
net sein. Die Mindestzahl beträgt:

a. 100 in Kantonen mit 2-10 Sitzen;

b. 200 in Kantonen mit 11-20 Sitzen;

c. 400 in Kantonen mit mehr als 20 Sitzen. 

2.  Ein  Stimmberechtigter  darf  nicht  mehr  als 
einen  Wahlvorschlag  unterzeichnen.  Er  kann 
nach der Einreichung des Wahlvorschlages seine 
Unterschrift nicht zurückziehen.

3.  Die Quoren nach Absatz  1  gelten nicht  für 
eine Partei, die:

a. am Ende des den Wahlen vorangehenden Jah-
res bei der Bundeskanzlei ordnungsgemäß regis-
triert war (Art. 76a),

b. im Kanton einen einzigen Wahlvorschlag ein-
reicht; und

c.  in  der  ablaufenden Amtsdauer für  den glei-
chen Wahlkreis im Nationalratvertreten ist oder 
bei der letzten Gesamterneuerungswahl im glei-
chen Kanton mindestens drei Prozent der Stim-
men erreichte.

4. Die Partei  nach Absatz 3 muss lediglich die 
rechtsgültigen Unterschriften aller  Kandida-tin-
nen  und  Kandidaten  sowie  der  präsidierenden 
und  der  geschäftsführenden  Personen  ein-rei-
chen.» 

1.2 Die Materialien

Am 30. November 2001 unterbreitete der Bun-
desrat dem Parlament verschiedene Änderungs-
vorschläge  am  BPR.6 Die  Registrierungsmög-
lichkeit und die Erleichterungen der registrierten 
Parteien  beim  Einreichen  der  Wahlvorschläge 
begründete  er  damit,  dass  die  Parteien  in  der 
neuen  Bundesverfassung  verfassungsrechtlich 
verankert worden seien und es deshalb sinnvoll 
sei, «dies auf Gesetzesstufe in geeigneter Weise 

6 Botschaft: BBl 2001, S. 6401 ff.; Entwurf: BBl 2001, S. 
6432 ff.

fortzusetzen:  Parteien  mit  nennenswerter  Ver-
breitung im Bund sollen sich unter bestimmten 
zurückhaltend formulierten Bedingungen bei der 
Bundeskanzlei  amtlich  registrieren  lassen  kön-
nen und dafür bei der Wahlvorbereitung in den 
Genuss  entsprechender  Erleichterungen  kom-
men.»7 Welche Schlussfolgerungen aus der ex-
pliziten Erwähnung der  politischen Parteien in 
der  totalrevidierten  Verfassung  zu  ziehen  sind 
und  welche  Ziele  er  bezüglich  der  politischen 
Parteien längerfristig anstrebt, ließ der Bundes-
rat offen. Vage führte er aus: «Wenn Art.  137 
BV umgesetzt werden soll, so sind ein Register 
und  gesetzliche  Registrierungsvoraussetzungen 
ein unumgänglicher erster Schritt.»8 Dass sämt-
liche  Regelungen ihre  Grenzen in  der  Rechts-
gleichheit finden,9 erwähnte er nur en passant10 

und betonte statt dessen, dass die «Unterschei-
dung zwischen Parteien und anderen Wahlgrup-
pierungen ...  bereits von der Bundesverfassung 
(Art.  137)  vorgezeichnet»  ist.11 Der  Bundesrat 
wollte explizit vermeiden, dass sich «Versuchs-
ballone», «Eintagsfliegen» und «Gruppierungen 
ohne minimalen Rückhalt in der Bevölkerung» 
in das Parteienregister eintragen lassen können.12

Die  vom  Bundesrat  ausgearbeiteten  Formulie-
rungen von Art.  24 und Art.  76a BPR wurden 
unverändert zum Gesetzestext. Zu den hier inter-
essierenden Gesetzesbestimmungen fand in bei-
den Räten keine Diskussion statt.  Die deutsch-
sprachige Kommissionssprecherin gab im Natio-
nalrat den Inhalt  der bundesrätlichen Botschaft 
fast  Wort  für  Wort  wieder.13 Der  frankophone 
Kommissionssprecher wies darauf hin, dass das 
Parteienregister in der Kommission keinen An-
lass zur Diskussion geboten hatte.14 Das Partei-

7 BBl 2001, S. 6402.
8 BBl 2001, S. 6407. Sehr ähnlich: BBl 2001, S. 6420.
9 Zur  Konkretisierung der  mit  der  Rechtsgleichheit  von 
Art. 8 Abs. 1 BV eng verknüpften politischen Gleichheit 
aus neuerer Zeit: BGE 131 I 74 ff. Erw. 3.1 S. 78, BGE 
129 I 185 ff. Erw. 3.1 S. 190. Zur politischen Gleichheit 
siehe auch Fn .
10 BBl 2001, S. 6420.
11 BBl 2001, S. 6424.
12 BBl 2001, S. 6420.
13 Amtl.  Bull.  NR 2002, S.  331 f.:  Nationalrätin  Lalive 
d’Epinay.
14 Amtl. Bull. NR 2002, S. 333: Nationalrat Tillmanns.
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enregister und die in Art. 24 Abs. 4 BPR vorge-
sehenen Erleichterungen wurden in der national-
rätlichen  Eintretensdebatte  vereinzelt  erwähnt, 
wobei keine neuen Aspekte geäussert wurden.15 

Bei der Detailberatung wurde weder zu Art. 24 
noch zu Art.  76a BPR das Wort verlangt. Der 
Kommissionssprecher  zitierte  im Ständerat  bei 
der Präsentation von Art. 76a BPR aus der bun-
desrätlichen  Botschaft,16 weitere  Wortmeldun-
gen erfolgten keine.

Mit Datum vom 20. September 2002 unterbrei-
tete der Bundesrat der Bundesversammlung Bot-
schaft  und  Entwurf  zur  Verordnung  über  das 
Parteienregister.17 Er begründete  ihn wie folgt: 
«Die Bundesparteien sollen von administrativen 
Arbeiten entlastet werden, damit sie sich stärker 
auf  politische Aufgaben konzentrieren können. 
Voraussetzung für diese Entlastung ist eine Re-
gistrierung der Parteien in einem von der Bun-
deskanzlei geführten Parteienregister.»18 Nur die 
Registrierung anhand präziser Kriterien erlaube 
es, «Parteien von anderen Gruppierungen jeder 
Art abzugrenzen, die unter anderem auch Politik 
machen oder die jeweils ebenso regelmässig zu 
Beginn eines Wahljahres gegründet werden, wie 
sie am Ende des Wahljahres lautlos wieder ver-
schwinden.»19 Damit wiederholte er seine Forde-
rung nach Kontinuität und Verankerung der re-
gistrierfähigen Parteien in der Bevölkerung. 

Der  bundesrätliche  Entwurf  wurde  vom Parla-
ment nicht abgeändert. außer den Kommissions-
sprechern und der Bundeskanzlerin meldete sich 
15 Zustimmung zum Parteienregister und zum Erlass des 
Unterschriftenquorums: Amtl. Bull. NR 2002, S. 333 f.: 
Nationalrat  Joder,  Nationalrätinnen  Vallender und  Bühl-
mann.
16 Amtl. Bull. StR 2002, S. 337: Ständerat Wicki.
17 Botschaft: BBl 2002, S. 6075 ff.; Entwurf: BBl 2002, 
S. 6081 ff.
18 BBl 2002, S. 6076. Ähnlich BBl 2002, S. 6077, wo auf 
die chronische Überlastung der «im Milizsystem geführ-
ten Parteiapparate» hingewiesen wird.
19 BBl 2002, S. 6077. Der Bundesrat führte keine Beispie-
le für solche Gruppierungen an. Dass Einzelne vier Jahre 
später  nicht  mehr  antreten,  respektive,  dass  unbekannte 
Gruppierungen  eine  Wahlliste  einreichen,  heißt  nicht 
zwingend, dass sie allein im Hinblick auf die Nationalrats-
wahlen gegründet wurden. Zu prüfen wäre vielmehr, ob 
sie auf kantonaler oder lokaler Ebene aktiv geworden sind 
oder werden wollen.

sowohl im Stände- als auch im Nationalrat nie-
mand zu Wort.20

1.3 Die Wahl in die Bundesversammlung

Gemäß Art. 148 Abs. 2 BV besteht die Bundes-
versammlung  aus  zwei  Kammern,  dem Natio-
nalrat und dem Ständerat. Beide Kammern sind 
einander  gleichgestellt.  Der  Nationalrat  zählt 
200  Mitglieder,  die  nach  dem  Grundsatz  des 
Proporzes alle vier Jahre gewählt werden. Jeder 
Kanton  bildet  einen  Wahlkreis,  und  die  Sitze 
werden entsprechend der Bevölkerungszahl auf 
die Kantone verteilt (Art. 149 BV). Der Stände-
rat umfasst 46 Mitglieder. Seine Wahl wird ge-
mäß Art.  150 Abs.  3  BV durch das  kantonale 
Recht geregelt.  Die Regelungen für die Natio-
nalratswahlen finden sich  im BPR. Die  Wahl-
vorschläge  müssen  bei  einer  kantonalen  Stelle 
eingereicht werden (Art. 21 Abs. 2 BPR). Von 
wem (Parteien,  Gruppierungen,  Einzelpersonen 
etc.)  sie eingereicht  werden,  wird nicht vorge-
schrieben.  Erforderlich  ist  lediglich,  dass  sie 
eine  Bezeichnung  tragen,  die  sie  von  anderen 
Wahlvorschlägen unterscheidet  (Art.  23  BPR), 
und dass eine bestimmte Anzahl Stimmberech-
tigter  mit  politischem Wohnsitz  im  Wahlkreis 
die  Wahlvorschläge  unterzeichnet  respektive 
dass eine Registrierung der die Liste einreichen-
den Partei im Parteienregister vorliegt (Art. 24 
BPR). Da sich zwei oder mehr Listen zu einer 
Listenverbindung und innerhalb einer Listenver-
bindung zu einer Unterlistenverbindung zusam-
menschließen dürfen (Art. 31 BPR), steht es po-
litischen Parteien und Gruppierungen frei, in ei-
nem Kanton mehrere Wahlvorschläge einzurei-
chen und diese zu verbinden und/oder mit einer 
anderen eigenständigen Partei oder Gruppierung 
eine Listenverbindung einzugehen. In welchem 
Verfahren die Kandidaten bestimmt werden und 
nach welchen Kriterien die Plätze auf der Liste 
vergeben werden, bestimmen die die Wahlvor-
schläge einreichenden Gruppierungen. Es beste-
hen hierzu keine gesetzlichen Vorgaben.

20 Amtl. Bull. StR 2002, S. 946 f., Amtl. Bull. NR 2002, 
S. 1850 f.
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2. Der Inhalt des Parteienregisters

2.1 Die eingetragenen Parteien

Neun Parteien hatten sich rechtzeitig für die Na-
tionalratswahlen vom 19. Oktober 2003 ins Par-
teienregister eintragen lassen. In alphabetischer 
Reihenfolge:  CVP,  EDU,  EVP,  FDP,  GPS, 
PdAS, SD, SPS, SVP. Sie sind heute noch mit 
mindestens einem Mandat im Nationalrat vertre-
ten und können somit für die Wahlen vom Okto-
ber 2007 von der Befreiung vom Unterschriften-
quorum profitieren.

Dem «Freien Forum Schweiz» war am 19. März 
2003 die Eintragung in das Parteienregister ver-
weigert  worden.  Die  Bundeskanzlei  führte  als 
Grund an, dass dem Verein mit Roland Wieder-
kehr zwar ein Mitglied des Nationalrats angehö-
re, Wiederkehr aber 1999 nicht auf der Liste des 
erst  im  Februar  2003  gegründeten  Freien  Fo-
rums gewählt worden sei, sondern auf der Liste 
des  LdU.21 Das  Bundesgericht  schützte  diesen 
Entscheid  der  Bundeskanzlei  mit  der  Begrün-
dung, die Registrierungsvoraussetzungen für das 
Freie Forum seien erst dann erfüllt, wenn Wie-
derkehr oder eine andere Person von dieser Liste 
in den Nationalrat gewählt werde.22

Die Vertreter der CSP, der Lega, der LPS, der 
Alliance de Gauche und der SGA schafften die 
Wahl in den Nationalrat auch ohne die adminis-
trativen  Erleichterungen.  Das  Parteisekretariat 
der LPS hatte die rechtzeitige Eintragung gemäß 
Presseberichten  versäumt,23 holte  diese  jedoch 
im Frühling 2004 nach.  Kurz darauf  trug sich 
auch die CSP ein.

2.2 Die  auf  der  Homepage  veröffentlichten 
Daten

Die Bundeskanzlei  veröffentlichte  auf  der  Ho-
mepage des Parteienregisters:24 Name und Sitz 
21 BGE 129 II 305 ff. Erw. 2.2 S. 309 f. Der LdU hatte 
sich im Laufe der Legislatur aufgelöst.
22 BGE 129 II 305 ff. Erw. 2.5 S. 312.
23 Neue Zürcher Zeitung, 17./18.05.2003, Nr. 113, S. 14.
24 www.admin.ch/ch/d/pore/pa/par_2_2_2_3.html 
oder www.bk.admin.ch, «Themen. Politische Rechte».

der Partei; Adresse der Partei; Link zu den Sta-
tuten;  Anzahl  Mandate  im  Nationalrat;  Name 
und Adresse des Parteipräsidenten oder der Par-
teipräsidentin, des Fraktionschefs oder der Frak-
tionschefin, des Parteisekretärs oder der Partei-
sekretärin sowie das Datum der Erstanmeldung. 
gemäß Art. 76a Abs. 2 BPR müssten die Partei-
en  der  Bundeskanzlei  nur  die  Statuten,  Name 
und Sitz der Partei sowie Name und Adresse der 
präsidierenden und der geschäftsführenden Per-
son bekannt geben.

Zu den Statuten von PdAS und SD führt  kein 
Link, obwohl erstere die Statuten auf ihrer Ho-
mepage veröffentlicht hat. Die Statuten der SD 
sind effektiv nirgends aufgeschaltet. gemäß Art. 
76a Abs. 2 lit. a BPR sind die registrierungswil-
ligen Parteien nicht verpflichtet, ihre Statuten im 
Internet zugänglich zu machen. Sie müssen bloß 
der  Bundeskanzlei  ein  Exemplar  überreichen. 
Diese wiederum ist gemäß Art. 76a Abs. 3 BPR 
nur  zur  Veröffentlichung  des  Registers  ver-
pflichtet, nicht zur direkten Veröffentlichung der 
von den Parteien abgelieferten Daten. Dass kein 
Link von der Homepage des Parteienregisters zu 
den Statuten von PdAS und SD führt, ist dem-
nach gesetzeskonform. Es scheint jedoch wenig 
konsequent,  von Art.  76a  BPR nicht  erwähnte 
Daten zu veröffentlichen, nicht aber einen Link 
zu den Statuten sämtlicher Parteien.

Am 20. Juli 2006 wurde als Präsidentin der FDP 
Ständerätin  Christiane  Langenberger  genannt. 
Ob es die FDP versäumt hatte, den Wechsel im 
Präsidium «umgehend» zu melden (Art. 4 Abs. 
1 VO) oder ob die Bundeskanzlei die Mutation 
nicht innert 60 Tagen nachgetragen hatte (Art. 4 
Abs.  2  VO),  kann offen  bleiben.  Tatsache ist, 
dass Langenberger das Präsidium 2004 an Stän-
derat  Rolf  Schweiger  übergeben  hatte,  der  im 
März 2005 von Nationalrat Fulvio Pelli abgelöst 
wurde.  Die  Angaben für  weitere  Parteien sind 
ebenfalls  nicht  mehr  aktuell.  Diese  Unkorrekt-
heiten sind umso mehr zu kritisieren, als unten 
an der Internetseite am 20. Juli 2006 eingeblen-
det steht: «Stand: 14. Juli 2006». 
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Wäre  der  Schutz  von  Privaten  das  Ziel,25 so 
müssten die Daten sämtlicher mit  Vertretungs-
befugnis  ausgestatteten  Parteimitglieder  der 
Bundespartei  und mindestens  auch  der  Kanto-
nalparteien  veröffentlicht  werden.  Rechtsge-
schäfte tätigen nämlich regelmäßig nicht nur die 
Bundesparteien.  Geschäftspartner  einer  politi-
schen Partei werden sich jedoch kaum im Partei-
enregister über die Kompetenzen von Parteimit-
gliedern oder  -angestellten informieren, das un-
ter dem Stichwort «politische Rechte im Bund» 
auf der Homepage der Bundeskanzlei zu finden 
ist.

3. Kritik  an  den  Voraussetzungen  für  die  
Registrierung

Art. 76a Abs. 1 lit. a BPR verlangt von den ein-
tragungswilligen  Parteien,  sich  als  Verein  zu 
konstituieren.26 Dies könnte eine Einschränkung 
der in Art. 23 BV gewährleisteten Vereinigungs-
freiheit darstellen. Ob diese rechtmäßig ist, soll 
nicht geprüft werden. Sämtliche sich als Partei 
bezeichnende  Gruppierungen  und  auch  viele 
Aktionskomitees mit beschränkter Lebensdauer 
konstituieren sich nämlich als Verein. Die Ver-
einsgründung gemäß Art. 60 ZGB27 setzt ledig-
lich die schriftliche Formulierung von Statuten 
voraus. Öffentliche Beurkundung, Eintragung in 
ein  Register  oder  Offenlegung  der  Finanzen 
werden  in  der  Schweiz  weder  von  den  politi-
schen Parteien noch von Vereinen mit einem an-
deren nicht wirtschaftlichen Zweck gefordert.

Ein  Registrierung  ist  gemäß  Art.  76a  
Abs. 1 lit. b BPR nur Parteien möglich, die ent-
weder mit einem Mitglied im Nationalrat vertre-

25 Gemäß René Rhinow, Grundzüge des Schweizerischen 
Verfassungsrechts,  Basel/Genève/München  2003, 
Rz. 1928, dient das Parteienregister «vor allem der verein-
fachten  Möglichkeit  der  Parteien,  bei  den  Nationalrats-
wahlen Wahlvorschläge einzureichen.» Allfällige Vorteile 
für Dritte erwähnt er nicht.
26 Siehe auch: «Art. 2 VO: Politische Partei: Als politische 
Partei im Sinne von Artikel 76a BPR gilt ein Verein, der 
auf Grund seiner Statuten vornehmlich politische Zwecke 
verfolgt.» Art. 2 VO ist die einzige Definition der politi-
schen Parteien auf Bundesebene.
27 Schweizerisches  Zivilgesetzbuch  vom  10.  Dezember 
1907 (SR 210).

ten sind oder  mindestens  je  drei  Mitglieder  in 
drei  Kantonsparlamenten  vorweisen  können. 
Letzteres  schafft  ungleiche  Voraussetzungen, 
sind  doch  die  kantonalen  Parlamente  unter-
schiedlich groß.28 Überdies haben mehrere Kan-
tone seit  Inkrafttreten der BPR-Änderung vom 
21. Juni 2002 ihre Parlamente verkleinert.29 We-
der die Größe der kantonalen Parlamente noch 
deren zukünftige Verkleinerung oder Vergröße-
rung wurden im Gesetzgebungsverfahren disku-
tiert.  Ebenso  wenig  wurde  mittels  Statistiken 
oder  gestützt  auf  eine  politikwissenschaftliche 
Analyse der kantonalen Parteiensysteme darge-
legt, inwiefern die zweimalige Verwendung der 
Zahl drei eine inhaltliche Aussage über die Par-
teien ermöglicht.

Ausgeschlossen  von  den  administrativen  Er-
leichterungen sind Parteien, die es nur in einem 
oder  zwei  Kantonen  zu  einer  Vertretung  im 
Kantonsparlament  gebracht  haben.  Problema-
tisch wird die Bestimmung auch für Parteien, die 
wie die Lega dei Ticinesi nur in einem Kanton 
Verbreitung  suchen,  sobald  sie  in  diesem den 
Einzug  in  den  Nationalrat  verpassen.  Die  in 
großen Kantonen beheimateten Parteien werden 
begünstigt.  Eine im Kanton Zürich gegründete 
Partei kann auch mit einem auf wenig Resonanz 
stoßenden  Parteiprogramm  einen  der  34  Züri-
cher Nationalratssitze gewinnen. Anders sieht es 
für die auf eine Region konzentrierten Parteien 
kleiner und kleinster Kantone aus,30 selbst wenn 
sie  einen  langjährigen  Rückhalt  in  einem Teil 
der Bevölkerung genießen.

Die administrativen Erleichterungen sollten ge-
mäß Bundesrat  nur politischen Parteien zugute 
kommen, die «auf Dauer und mit einer minima-
len Verbreitung bei der politischen Willensbil-
dung mitwirken.»31 Ihm ging es vor allem dar-
um,  nur  Parteien  mit  einem  «Mindestmaß  an 
28 180 Mitglieder zählen die Parlamente der Kantone ZH 
und VD,  55 der  Obwaldner  Kantonsrat,  die  Parlamente 
der Kantone JU und NW je 60, der Landrat des Kantons 
Uri 64.
29 Der Große Rat des Kantons BE wurde von 200 auf 160 
Mitglieder  verkleinert,  der  Große  Rat  des  Kantons  AG 
von 200 auf 140. Zur Wahlkreiseinteilung des verkleiner-
ten Aargauer Großen Rates: BGE 131 I 74 ff.
30 Sechs Kantone haben nur einen Nationalratssitz.
31 BBl 2002, S. 6077.
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Kontinuität  und  Verankerung  in  der  Bevölke-
rung»32 profitieren zu lassen, nicht aber Parteien, 
die erst kurz vor den Wahlen gegründet werden. 
Dass  er  keine  Sondervorschriften  vorsieht  für 
Parteien von Minderheiten, überrascht. In einem 
in sprachlicher, kultureller,  konfessioneller und 
geographischer Hinsicht vielgestaltigen Föderal-
staat  sind  nämlich  Parteien  von  Minderheiten 
nichts  außergewöhnliches.33 An  den  Registrie-
rungsvoraussetzungen  scheitern  nicht  nur  die 
vom Bundesrat anvisierten kurzlebigen und mar-
ginalen  Gruppierungen,  sondern  auch  Parteien 
mit einer treuen, aber in geographischer Hinsicht 
begrenzten Wählerschaft. 

Die Benachteiligung von Parteien aus Kantonen 
mit wenigen Nationalratssitzen und einem klei-
nen Kantonsparlament  verstößt  angesichts  des-
sen, dass ihnen auf Bundesebene kein nennens-
wertes Gewicht zukommt, nicht gegen das Ge-
bot der Rechtsgleichheit,34 war aber nicht erklär-
tes  Ziel  der  Revision vom 21.  Juni  2002.  Die 
vom Bundesrat hervorgehobene Dauerhaftigkeit 
hat übrigens – angesichts des Gleichheitsgebots 
und des Diskriminierungsverbots, die einen Be-
standteil der Stimm- und Wahlfreiheit bilden,35 

zu Recht  –  nicht  Eingang in  den Gesetzestext 
gefunden.36 So müssen auch erst im Hinblick auf 

32 BBl 2002, S. 6077.
33 Das Bundesgericht führte aus, dass in einem Kanton mit 
in parteipolitischer, sprachlicher und konfessioneller Hin-
sicht  unterschiedlichen  Kantonsteilen  auch  Parteien,  die 
nur in einem Kantonsteil aktiv sind, über eine Existenzbe-
rechtigung verfügen: BGE 124 I 55 ff. Erw. 7b S. 74. We-
niger entgegenkommend ist das öffentlich-rechtliche Fern-
sehen gegenüber Parteien, die in nur einem Kanton Wahl-
listen einreichen:  BGE 97 I  731 ff.  Erw.  3  S.  735 und 
BGE 125 II 497 ff. Erw. 3.b.dd S. 504 f.
34 Eine Differenzierung zwischen Parteien nach deren Be-
deutung – insbesondere das Abstellen auf den Wahlerfolg 
–  verstößt  nicht  in  jedem  Fall  gegen  die  Rechts- und 
Chancengleichheit: BGE 124 I 55 ff. Erw. 5.c.cc S. 67 f., 
wiederholt in: BGE 125 II 497 ff. Erw. 3.b.dd S. 505.
35 BGE 124 I 55 ff. Erw. 2.a S. 57 und Erw. 5.a S. 62; Ge-
rold Steinmann, Art. 34 BV, in: Die schweizerische Bun-
desverfassung.  Kommentar,  Ehrenzeller/Mastronardi/ 
Schweizer/Vallender  (Hrsg.),  Lachen  und  Zürich  2002, 
Rz. 4; Pierre Tschannen, Staatsrecht der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, Bern 2004, § 48 Rz. 20 .
36 Der Grundsatz der Chancengleichheit gilt nicht nur für 
traditionelle  Parteien,  sondern auch für  andere Gruppie-
rungen und so genannte neue Bewegungen: BGE 124 I 

die Wahl gegründete Gruppierungen in das Par-
teienregister  aufgenommen  werden,  sobald  sie 
einen Nationalratssitz gewonnen haben.

4. Kritik an der Verwendung des Parteienre-
gisters

4.1 Verwendung im Kampf gegen die  Lis-
tenzersplitterung

4.1.1 Art. 24 Abs. 3 lit. b BPR als einzige 
gesetzliche Grundlage

Der  Bundesrat  nannte  bereits  in  der  Botschaft 
vom 30. November 2001 die Vermeidung wach-
sender Listenzersplitterung als ein Ziel, das mit-
tels einer gezielten Verknüpfung der verschiede-
nen geplanten Maßnahmen erreicht werden kön-
ne.37 Eine  verfassungsrechtliche  Grundlage  für 
die Eindämmung der Listenzersplitterung nannte 
er nicht, vielmehr führte er aus: «Dies dient zu-
gleich der Überschaubarkeit des Kandidatenan-
gebots  bei  Nationalratswahlen  und kommt vor 
allem den Stimmberechtigten zugute.»38 Die Lis-
tenzersplitterung  könne  der  Wählerschaft  die 

55 ff. Erw. 5.a S. 63. Die Beschränkung des Vorschlags-
rechts auf politische Parteien wäre verfassungswidrig: To-
mas Polenda, Wahlrechtsgrundsätze und kantonale Parla-
mentswahlen,  Zürich 1988,  S.  252.  Zur  Gewährleistung 
der Chancengleichheit durch Art. 34 Abs. 1 BV: Gerold 
Steinmann,  Die  Gewährleistung  der  politischen  Rechte 
durch die neue Bundesverfassung (Artikel 34 BV), Zeit-
schrift des Bernischen Juristenvereins 139 (2003), S. 488. 
Es müssen auch neue Wählergruppierungen und Außen-
seiter echte Chancen haben: ZBl 98 (1997) S. 355 Erw. 
4.b S. 361. Zur Offenheit des Wahlsystems: BGE 113 Ia 
291 ff. Erw. 3.f.cc S. 300.
37 BBl 2001, S. 6403. Wegen der Gefahr einer «Zerbrö-
ckelung und Zersplitterung der Parteien» hatte der Bun-
desrat 1914 gegen das Verhältniswahlrecht argumentiert: 
BBl 1914 II 138. Übersicht über die Rechtsprechung des 
Bundesgerichts und über die Lehre bezüglich kantonaler 
Normen, die eine übermässige Parteienzersplitterung ver-
meiden sollen: BGE 124 I 55 ff. Erw. 5.c.bb S. 65 f. und 
BGE 129 I 185 ff. Erw. 6.1 S. 193 f. Zur theoretischen 
Untermauerung  des  Arguments  der  Parteienzersplitte-
rung:Tomas Poledna, (siehe Fn 36) S. 118-122. 
38 BBl 2001, S. 6403.
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Übersicht erschweren «und am Ende die Regula-
rität der Wahlergebnisse beeinträchtigen».39 

Das Bundesgericht führte in BGE 129 II 305 ff., 
Erw. 2.3 S. 311 aus: «Würde man der Auffas-
sung des Beschwerdeführers folgen, könnte je-
der Nationalrat nach einer Parteiauflösung oder 
einem Parteiaustritt im Hinblick auf die Wahlen 
eine eigene Partei gründen und diese im Register 
eintragen lassen. Dies würde einer weiteren Lis-
tenzersplitterung  Vorschub  leisten,  welche  der 
Gesetzgeber verhindern wollte.» Die ablehnende 
Auffassung der Bundeskanzlei stützt sich gemäß 
Bundesgericht auf die Materialien und entspricht 
Sinn und Zweck von Art. 76a BPR.40 Dass Art. 
76a BPR Listenzersplitterungen vermeiden soll, 
verkürzt  die  bereits  knappe Aussage  des  Bun-
desrates. Art. 24 BPR regelt die Einreichung der 
Wahlvorschläge und nicht Art. 76a BPR. Dieser 
knüpft Folgen an das Abschneiden bei den letz-
ten  Wahlen,  stellt  aber  nicht  Voraussetzungen 
für die Teilnahme an den nächsten Nationalrats-
wahlen auf. Überdies ist für Art. 76a BPR ein ei-
gener Titel ins BPR eingefügt worden. Art. 76a 
BPR darf deshalb nicht nur mit  Bezug auf die 
Nationalratswahlen ausgelegt werden. Grundla-
ge für den Kampf gegen die Listenzersplitterung 
ist allein Art. 24 Abs. 3 lit. b BPR.

4.2.1 Kritik an den Annahmen des Bundes-
rates

Der Bundesrat sieht in der großen Anzahl von 
Wahllisten  die  Gefahr,  die  Wahlberechtigten 
könnten  die  Übersicht  verlieren.  Dass  Listen, 
welche durch Unterlistenverbindungen und Lis-
tenverbindungen  miteinander  verbunden  sind 
und/oder  ähnliche  Bezeichnungen  tragen,  ver-
wirren,  ist  denkbar.  Die  Gefahr  geht  jedoch 
nicht so sehr von den großen Parteien aus, die 
ihren Listen neben dem Namen und dem Kürzel 
der  Partei  Zusätze  wie  «Männer/Frauen»  oder 
«Ost/West»  beifügen,  als  von  Gruppierungen, 
39 BBl 2001, S. 6413. Dass der Listenzersplitterung entge-
gen gewirkt und die Überschaubarkeit bei den National-
ratswahlen verbessert werden solle, wurde einzig von der 
Kommissionssprecherin  im  Nationalrat  erwähnt:  Amtl. 
Bull. NR 2002, S. 332: Nationalrätin Lalive d’Epinay.
40 BGE 129 II 305 ff. Erw. 2.3 S. 311.

deren Name wenig bekannt ist und häufige Be-
standteile  wie  «frei»,  «demokratisch»  oder 
«ökologisch»  enthält.  Einschränkungen  des 
Rechts dieser Gruppierungen, an den National-
ratswahlen teilzunehmen, sind jedoch wegen des 
Gleichheitsgebots,  des  Diskriminierungsverbots 
und der langen Tradition in Bund und Kantonen, 
auch  Einzelpersonen  und  ad-hoc-Komitees  zu 
den  Wahlen  zuzulassen,  undenkbar.41 Ange-
sichts dessen, dass Listenverbindungen für kan-
tonale  und  kommunale  Wahlen  nicht  in  allen 
Kantonen zugelassen sind,  fragt es sich hinge-
gen, ob die Wahlberechtigten ausreichend über 
die Wirkungen der Listenverbindungen und Un-
terlistenverbindungen informiert  sind.  Unterlie-
gen sie diesbezüglich irrigen Vorstellungen, ist 
nicht ausgeschlossen, dass sie insbesondere die 
Auswirkungen  des  Panaschierens  nicht  richtig 
einschätzen.

Der Bundesrat ging davon aus, dass der Verzicht 
auf das Unterschriftenquorum die Parteien dazu 
animiert, mehrere Wahlvorschläge zu präsentie-
ren.42 Die Unterzeichnungsquoren waren mit der 
BPR-Revision vom 18. März 1994 von 50 auf 
100-400  Unterschriften  angehoben  worden. 
Trotzdem  nahmen  an  den  Nationalratswahlen 
von  1999  in  verschiedenen  Kantonen  mehrere 
Listen  für  Stadt  und Land  respektive  Ost  und 
West, für Männer und Frauen und eigenständige 
Listen der  Jungpartei  oder  von Senioren teil.43 

Auch 2003 traten in vielen Kantonen mehrere zu 
einer  größeren  Partei  gehörende  Listen,  insbe-
sondere von Jungen und Alten, Frauen und Män-
nern, von Vertretern der Migration, der Gewerk-
schaften  oder  unterschiedlicher  Regionen  zur 
Wahl  an.44 Viele  Parteien  beschränkten  sich 
nicht auf eine einzige Liste, obwohl sehr viele 
von ihnen registriert sind und die Voraussetzun-
gen von Art. 24 Abs. 3 lit. c BPR erfüllen. Die 
Befreiung  vom  Unterschriftenquorum  scheint 
für sie nicht attraktiv genug.
41 Siehe Fn  und 52.
42 BBl 2001, S. 6413. 
43 Übersicht über die in den Kantonen AG, BE, GE, VD 
und ZH angetretenen Listen: Rudolf Burger, Konzepte zur 
Analyse der Panaschierstatistik. Eine Studie mit den Da-
ten der Nationalratswahlen 1999, Neuchâtel 2001. 
44 Werner Seitz, Nationalratswahlen 2003. Der Wandel der 
Parteienlandschaft seit 1971, Neuchâtel 2003, S. 84-90.
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4.1.3 Verfassungsrechtliche Würdigung

Die in Art. 24 Abs. 3 lit. b BPR vorgenommene 
Unterscheidung  zwischen  registrierten  Parteien 
mit einem und ebensolchen mit zwei oder mehr 
Wahlvorschlägen  verstößt  weder  gegen  den 
Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  noch  stellt  sie 
Willkür in der Rechtsetzung dar. Die Ungleich-
behandlung knüpft an einem einfach feststellba-
ren, von den Parteien selbst gewählten Handeln 
an. Für sie lassen sich sachliche und vernünftige 
Gründe finden. Dennoch ist sie wenig sinnvoll 
und nur schwer mit der bis jetzt geübten Offen-
heit gegenüber allen an den Nationalratswahlen 
teilnehmenden  Einzelpersonen,  Gruppierungen 
und Parteien zu vereinbaren. 

Art.  137 BV kann nicht als Grundlage für die 
Unterscheidung aufgrund der Anzahl eingereich-
ter Wahllisten respektive für die Gewährung ad-
ministrativer  Erleichterungen  an  einen  ausge-
wählten  Kreis  von  politischen  Gruppierungen 
beigezogen  werden.  Art.  137  BV  äußert  sich 
nämlich  weder  zum Wahlsystem noch  zu  den 
Gruppierungen,  die  aktiv  an  den  Wahlen  und 
Abstimmungen teilnehmen noch zu den Stimm- 
und Wahlberechtigten. Die neue Verfassungsbe-
stimmung über die politischen Parteien erwähnt 
die Mitwirkung der Parteien an der Meinungs- 
und Willensbildung, ohne auf ihre Rolle bei den 
Nationalratswahlen und auf ihr Verhältnis unter-
einander und zu anderen Gruppierungen einzu-
gehen. Art. 137 BV findet sich denn auch in den 
allgemeinen Bestimmungen des 4. Titels «Volk 
und Stände» und nicht im 5. Titel,  in dem die 
Wahl  der  Bundesversammlung  geregelt  wird. 
Als Grundlage für Änderungen im Wahlsystem 
und als Rechtfertigung für Abweichungen zu der 
bis jetzt  geübten Praxis  der politischen Rechte 
Art. 137 BV zu bemühen, ist auch deshalb unzu-
lässig, weil Art. 34 BV45 an die vom Bundesge-
richt  als  ungeschriebenes Verfassungsrecht des 
Bundes  anerkannte  Wahl- und  Abstimmungs-
freiheit anknüpft und damit ein Grundrecht be-
sonderer Natur geschaffen hat,46 ohne die bishe-
45 «Art. 34 BV: Politische Rechte: Abs. 1 Die politischen 
Rechte sind gewährleistet. Abs. 2 Die Garantie der politi-
schen Rechte schützt die freie Willensbildung und die un-
verfälschte Stimmabgabe.»
46 Gerold Steinmann, (siehe Fn 36), S. 482.

rige Ordnung der politischen Rechte zu ändern 
und die gewährleisteten Rechte zu schmälern. 

Wenn der Gesetzgeber gegen die Listenflut vor-
gehen möchte, sollte er die Regelung der Listen-
verbindungen überprüfen.47 Mehrere Listen ein-
zureichen  (große  Parteien)  respektive  eine  ei-
genständige  Liste  zusammenzustellen  (kleinere 
Parteien und Gruppierungen), ist deshalb so at-
traktiv, weil Listenverbindungen gemäß Art. 31 
und 42 BPR zulässig sind.48

4.2 Weitere Verwendungsmöglichkeiten?

Das Bundesgericht führte aus:49 «Dem Gesetzge-
ber steht es jedoch frei, an die Registrierung für 
die  Parteien  künftig  weitere  Rechtsfolgen  zu 
knüpfen,  welche mit  den Wahlen nicht  in Zu-
sammenhang zu stehen brauchen. Das Register 
bildet  die  Grundlage  für  eine Parteienregelung 
ganz allgemein.» Es machte diese Aussage im 
Zusammenhang mit  dem gegen die  Verfügung 
der Bundeskanzlei zulässigen Rechtsmittel. Un-
zulässig wäre es, aus diesen Ausführungen den 
Schluss  zu  ziehen,  der  Bund  könne  beliebige 
Rechtsfolgen auf die Registrierung stützen. Bis 
heute sind denn auch keine weiteren Vorschläge 
für den Einsatz des Parteienregisters unterbreitet 
worden. Dass die Registrierung eine «unabding-
bare Voraussetzung für jede Art einer Parteien-
regelung» bildet – wie der Bundesrat behaupte-
te50 –  darf  wegen der  unklaren  Tragweite  von 
Art. 137 BV bezweifelt werden.

47 Zur  Entstehungsgeschichte  der  Listenverbindungen: 
Benno Schmid, Die Listenverbindung im schweizerischen 
Proportionalwahlrecht, Aarau 1961, S. 71 ff.
48 Interessant  könnten die  Erfahrungen der  Kantone ZH 
und FR sein, wo seit kurzem § 93 Gesetz vom 1. Septem-
ber 2003 über die politischen Rechte (LS 161) und Art. 66 
Gesetz vom 6. April 2001 über die Ausübung der politi-
schen Rechte (PRG, SGF 115.1) Listenverbindungen ver-
bieten. Zu den Vor- und Nachteilen von Listenverbindun-
gen im Kanton FR:  ZBl  103 (2002),  S.  537 ff.  Erw.  3 
S. 540 ff.
49 BGE 129 II 305 Erw. 1.1 S. 307. Ähnlich Nationalrat 
Gross (Amtl. Bull. NR 2002, S. 335), der meinte, auf dem 
Register könnten «Dinge» aufgebaut werden, «die der De-
mokratie förderlich sind und die heute erst zur Diskussion 
stehen.»
50 BBl 2001, S. 6420.
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In der parlamentarischen Beratung des Verfas-
sungsentwurfs  war  das  Verhältnis  der  politi-
schen Parteien zu anderen politischen Organisa-
tionen angesprochen worden. Ständerat Schmid 
schien  sich  für  eine  Gleichstellung  der  politi-
schen Parteien mit anderen Gruppierungen aus-
zusprechen,  während  Berichterstatter  Ständerat 
Frick und Bundesrat  Koller  die  besondere Be-
deutung  der  politischen  Partei  hervorhoben, 
ohne sich dazu zu äußern, ob aus der Nicht-Er-
wähnung anderer Gruppierungen eine Privilegie-
rung der politischen Parteien abgeleitet werden 
könnte.51 Da  dieser  Fragenkomplex  nicht  aus-
führlich thematisiert wurde und mehrmals versi-
chert wurde, es seien bezüglich der politischen 
Parteien keine Änderungen beabsichtigt,  lassen 
sich aus diesen drei  Voten im Ständerat  keine 
Aussagen ableiten.  Dass  allein  die  Erwähnung 
(der politischen Parteien) respektive die Nicht-
Erwähnung (anderer politischer Gruppierungen) 
in Art. 137 BV eine Privilegierung der ersteren 
bedeutet, ist zweifelhaft.

In der Literatur werden unterschiedliche Ansich-
ten vertreten. Mit der Erwähnung der politischen 
Parteien  in  Art.  137  und  147  BV  werde  die 
Funktion der Parteien angesprochen und die de-
mokratische Meinungs- und Willensbildung au-
ßerhalb der Verfassungsorgane erwähnt.52 Diese 
beiden Artikel seien jedoch wenig aussagekräf-
tig,  wurde  mehrfach  konstatiert.53 Gerade  weil 
51 Amtl. Bull. StR 1998, S. 273.
52 René Rhinow, Die Bundesverfassung 2000. Eine Ein-
führung, Basel/Genève/München 2000, S.  37 f.;  ähnlich 
Gerhard Schmid und Markus Schott, Art. 137 BV, in: Die 
schweizerische Bundesverfassung. Kommentar, Ehrenzel-
ler/Mastronardi/Schweizer/Vallender (Hrsg.), Lachen und 
Zürich 2002, Rz. 12; kritisch gegenüber Art. 137 BV, weil 
dieser den politischen Parteien eine privilegierte Rolle zu-
kommen lasse: Tiziano Balmelli, Le financement des par-
tis politiques et des campagnes    électorales. Entre exi-
gences démocratiques et corruption, Fribourg 2001, S. 310 
Fn 1176.
53 Walter  Haller  und  Alfred  Klöz,  Allgemeines  Staats-
recht,  3.  Auflage,  Basel/Genève/München 2004, S.  345; 
Gerhard Schmid und Markus Schott, (siehe Fn 52) Rz. 14 
halten Art.  137 BV für  rein  deklaratorisch. Ulrich Stel-
kens,  Die  politische  Partei  –  Eine  Institution  des  Zivil-
rechts?, in: Demokratie und Freiheit. 39. Tagung der Wis-
senschaftlichen  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  der 
Fachrichtung „Öffentliches Recht“, Zürich 1999, Bertischi 
et alii (Hrsg.), Stuttgart etc. 1999, S. 121 meint, den politi-

nicht  nur  die  politischen  Parteien  an  der  Wil-
lensbildung teilnehmen, sondern seit jeher auch 
andere  Gruppierungen  Wahlvorschläge  einrei-
chen, kritisiert BALMELLI die in Art. 137 BV zum 
Ausdruck kommende Privilegierung der  politi-
schen Parteien.54 Dabei räumt er ein, dass sich 
der immer wieder geäußerte Wunsch nach Privi-
legierung der Parteien weniger aus dem Verfas-
sungstext ergibt als aus vereinzelten Äusserun-
gen  im  Parlament.  BALMELLI bemängelt  denn 
auch,  dass  die  angeblich  beabsichtigte  privile-
gierte Rolle der Parteien nicht näher umschrie-
ben und die politischen Parteien nicht definiert 
werden.55 SCHMID/SCHOTT behaupten,  dass  die 
Verfassung  den  Parteien  einen  erhöhten  Rang 
zuweise, indem ihre wesentlichen Aufgaben aus-
drücklich  anerkannt  würden.56 Welche  Konse-
quenzen eine solche besondere Stellung haben 
könnte, führen sie jedoch nicht aus.57 AUBERT be-
tont,  dass  wegen  der  Rechtsgleichheit  andere 
Organisationen,  welche  –  und sei  es  auch nur 
gelegentlich  –  dieselben  Funktionen  ausüben 
wie die politischen Parteien, entsprechend zu be-
handeln  seien.58 So  müssten  seiner  Meinung 
nach zum Beispiel auch kurzlebige Gruppierun-
gen, die an den Nationalratswahlen teilnehmen, 
entschädigt  werden,  wenn  dies  für  politische 
Parteien so im Gesetz vorgesehen würde.59 

schen Parteien sei ein «verfassungsrechtlicher Orden» ver-
liehen worden, der an ihrer Rechtsstellung nichts ändere.
54 Tiziano Balmelli, (siehe Fn 52), S. 310 Fn 1176.
55 Tiziano Balmelli, (siehe Fn 52), S. 310.
56 Gerhard  Schmid  und  Markus  Schott,  (siehe  Fn  52) 
Rz. 13.
57 Gerhard  Schmid  und  Markus  Schott,  (siehe  Fn  52) 
Rz. 14 möchten Art. 137 BV «nicht ohne weiteres» heran-
ziehen für eine weitergehende Normierung und direkte Fi-
nanzierung der Parteien durch den Bund.
58 Jean-François Aubert, Art. 137 Partis politiques, in: Pe-
tit  commentaire  de  la  Constitution  fédérale  de  la  Con-
fédération siusse du 18 avril 1999, Aubert/Mahon (Hrsg.), 
Zürich 2003, Rz. 9. So bereits BBl 1989 I 185 für das Ver-
hältnis  zwischen  Parteien  und  Wählervereinigungen. 
Gl.M.  bezüglich  Beiträgen  an  die  Kosten  von  Abstim-
mungskämpfen:  René  Schwab,  Wahlkampf  und  Verfas-
sung. Schweizerisches und italienisches Verfassungsrecht 
im Vergleich, Zürich 2001, S. 120.
59 Jean-François  Aubert,  (siehe  Fn  58)  Rz.  9.  Ähnlich 
René Rhinow, (siehe Fn 25) Rz. 1932, der insbesondere 
zur Respektierung der Chancengleichheit zwischen großen 
und kleinen, alten und neuen Gruppierungen aufruft.
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Ob Art. 137 BV als Grundlage für eine direkte 
Finanzierung  der  politischen  Parteien  dienen 
könnte, kann offen bleiben. Sicher ist, dass die 
Ausschüttung  von  Unterstützungsleistungen 
nicht  an  die  Registrierung  im  Parteienregister 
anknüpfen  dürfte.  Angesichts  der  in  Kapitel 
4.2.1 kritisierten Anforderungen an Gruppierun-
gen in kleinen Kantonen und an Gruppierungen, 
die nur in einem oder zwei Kantonen Fuss fas-
sen wollen, würde der Grundsatz der Chancen-
gleichheit verletzt.

5. Fazit

- Die Voraussetzungen für die Eintragung im 
Parteienregister sind für die hauptsächlich in 
einem kleinen  Kanton  aktiven  Parteien  zu  
hoch angesetzt.

- Den Parteien, welche die in Art. 76a Abs. 1 
und 2 und in Art. 24 Abs. 3 lit. b und c BPR 
genannten Voraussetzungen erfüllen, könnte 
auch  ohne  Registrierung  das  Unterschriften
quorum erlassen  werden,  sofern  sie  die  ge-
forderten Daten rechtzeitig an eine bestimmte 
Behörde übermitteln. 

- Die  Verwendung  des  Parteienregisters  im  
Kampf  gegen  die  Listenzersplitterung  ist  
fragwürdig.

- Das Parteienregister veröffentlicht keine Da-
ten, die nicht direkt auf den Homepages der 
Parteien  sowie  des  Nationalrats  beschafft  
werden könnten.

- Das Parteienregister gibt keinen vollständigen 
Überblick über die auf Bundesebene aktiven 
Parteien,  die über eine gewisse Kontinuität  
und Stärke verfügen.

- Solange die  Registrierung freiwillig  ist,  ist  
nicht  ausgeschlossen,  dass auch nicht  regis-
trierte  politische  Organisationen die  Voraus
setzungen für  die  Aufnahme ins  Parteienre-
gister  erfüllen  und/oder  gestützt  auf  politik
wissenschaftliche Definitionen als politische 
Partei qualifiziert werden können.

- Als politische Partei können sich auch Grup
pierungen bezeichnen, die der Definition von 
Art. 2 VO nicht genügen. Die Eintragung im 
Parteienregister verschafft den eingetragenen 
Parteien keinen geschützten Titel.

Anhang

Die erwähnten politischen Parteien
ADG Alliance de Gauche; www.adg-ge.org
CSP Christlich-soziale Partei; www.csp-pcs.ch
CVP Christlich demokratische Volkspartei; www.cvp.ch
EDU Eidgenössisch-Demokratische Union; www.edu-udf.ch
EVP Evangelische Volkspartei; www.evppev.ch
FDP Freisinnig-Demokratische Partei; www.fdp.ch
Freies 
Forum 
CH

Freies Forum Schweiz; www.freiesforum.ch

GPS Grüne Partei; www.gruene.ch
LdU Landesring der Unabhängigen; 1999 auf nationaler 

Ebene aufgelöst
Lega Lega dei Ticinesi; www.legadeiticinesi.ch
LPS Liberale Partei; www.liberal.ch
PdAS Partei der Arbeit; www.pda.ch
SD Schweizer Demokraten; www.schweizer-demokra-

ten.ch
SGA Sozialistisch Grüne Alternative Zug; www.sga-zug.ch
SPS Sozialdemokratische Partei; www.sp-ps.ch
SVP Schweizerische Volkspartei; www.svp.ch

Abkürzungsverzeichnis
Abs. Absatz
Amtl. Bull. (NR oder StR) Amtliches Bulletin der Bundesver-

sammlung; www.parlament.ch/ab/fra-
meset/d/index-99-03.htm oder via 
www.parlament.ch, «Amtliches 
Bulletin. Die Wortprotokolle»

Art. Artikel
BBl Bundesblatt; 

www.admin.ch/ch/d/ff/index.html
BGE in der amtlichen Sammlung publizier-

ter Bundesgerichtsentscheid; www.b-
ger.ch, «Leitentscheide (BGE)»

Diss. Dissertation
etc. et cetera (und so weiter)
Erw. Erwägung
f./ff. folgende Seite/folgende Seiten
Fn Fussnote
gl.M. gleicher Meinung
Hrsg. Herausgeber
lit. litera
NR Nationalrat
Nr. Nummer/Nummern
Rz. Randziffer/Randziffern
S. Seite/Seiten
SR Systematische Sammlung des Bun-

desrechts;  www.ad-
min.ch/ch/d/sr/html

StR Ständerat
ZBl Schweizerisches Zentralblatt für 

Staats- und Verwaltungsrecht 
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Die  politischen  Parteien  im 
Staatsrecht des Deutschen Kaiser-
reiches

Dr. Foroud Shirvani, München*

I. Einleitung

Die Stellung und Aufgabe der Parteien im Ver-
fassungssystem des Deutschen Reiches stellte in 
der  staatsrechtlichen  Literatur  der  damaligen 
Epoche keineswegs ein großes Thema dar. Be-
trachtet man die Standardwerke jener Zeit, etwa 
die  Schriften  von  Laband,  Meyer-Anschütz, 
Haenel oder Schulze1, dann wird man erkennen, 
dass die Parteien aus der Sicht der Staatsrechts-
dogmatik  keine  besondere  Bedeutung  hatten. 
Diese Gegebenheit ist nur zum Teil darauf zu-
rückzuführen, dass die Parteien expressis verbis 
in der Reichsverfassung und in den staatsrechtli-
chen Gesetzestexten nicht erwähnt wurden. Die 
fehlende Berücksichtigung der  Parteien ist  vor 
allem auch eine Folge der damals dominieren-
den  staatsphilosophischen  und  -theoretischen 

* Der Autor ist wissenschaftlicher Assistent bei Prof. Dr. 
dres.  h.  c.  Hans-Jürgen  Papier  an  der  Ludwig-Maximi-
lians-Universität München.
1 Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. 1, 
5.  Aufl.  1911 (Neudruck 1964);  Meyer/Anschütz,  Lehr-
buch des deutschen Staatsrechts,  8.  Aufl.  2005; Haenel, 
Deutsches Staatsrecht, 1892; Schulze, Lehrbuch des Deut-
schen Staatsrechtes, 1./2. Buch, 1881/1886; etwas anders 
verhält es sich mit manchen Werken aus dem Bereich der 
Allgemeinen Staatslehre, vgl. insbesondere Schmidt, All-
gemeine Staatslehre, I. Bd., 1901, S. 243 ff.; Jellinek, All-
gemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.  1913  (Nachdruck  1966), 
S. 113 ff., der allerdings konzediert, dass die Parteien „als 
solche  nicht  Gegenstand  der  Staatslehre  selbst“  seien 
(S. 114).  Vgl.  zum  Ganzen  auch  Stolleis,  in: 
Kassimatis/Stolleis  (Hrsg.),  Verfassungsgeschichte  und 
Staatsrechtslehre,  2001,  S.  203  (205);  Klein,  in: 
Maunz/Dürig,  GG, Stand d.  Bearb.:  Aug. 2005, Art.  21 
Rn. 62, der von einer „quantité négligeable“ der Staats-
rechtswissenschaft spricht.

Konzepte, die die Autorität und Funktionsfähig-
keit des Staatsapparats vor dysfunktionalen, par-
teipolitischen  und  dem  gesellschaftlichen  Be-
reich  zuzuordnenden  Auseinandersetzungen 
schützen  wollten.  Die  Staatsrechtswissenschaft 
hatte sich hierbei von der verfassungspolitischen 
Praxis entfernt2, da die Parteien seit der Einfüh-
rung des allgemeinen Wahlrechts im Deutschen 
Reich (1871) infolge der Ausdehnung ihrer Mit-
gliederbasis und Konsolidierung ihrer Organisa-
tionsstruktur an gesellschaftlicher Relevanz hin-
zugewonnen hatten und seit der Etablierung des 
Repräsentativsystems3 als parlamentarische Ak-
teure  nicht  mehr  hinwegzudenken  waren.  Die 
Verfassung des Reiches war bei genauerer Ana-
lyse  keine  „parteilose  Verfassung“4.  Obwohl 
sich die Parteien nach der Architektur des mon-
archisch-konstitutionellen Systems nicht als die 
bedeutsamen  politischen  Kräfte,  zu  denen  sie 
heute  zählen,  profilieren  konnten,  nahmen  sie 
die parlamentarisch wichtige Funktion der Re-
gierungskontrolle ernsthaft wahr. Zudem setzten 
das Verfassungs- sowie das einfache Recht die 
Existenz der Parteien voraus und hatten einige 
normative  Barrieren  aufgestellt,  die  eine  freie, 
dem  Prinzip  der  politischen  Egalität  entspre-
chende Entwicklung der Parteien hemmten. Dies 
wirkte sich auch auf  die  nachfolgende Epoche 
der Parteiengeschichte negativ aus.

II. Der Antiparteienaffekt als ideologisches 
Paradigma im 19. Jahrhundert

Die  staatsrechtliche  Stellung  der  Parteien  im 
vorvergangenen  Jahrhundert  ist  insbesondere 
vor  dem Hintergrund  der  vielfach  verbreiteten 
parteienkritischen Einstellung in der damaligen 
politischen und wissenschaftlichen Elite zu erör-
tern. Das Unbehagen, das man gegenüber Partei-
en und Fraktionen verspürte, die Ablehnung des 
„Parteigezänks“  und  die  Furcht  vor  revolutio-

2 Vgl. auch Menger, Deutsche Verfassungsgeschichte der 
Neuzeit, 7. Aufl. 1990, Rn. 314.
3 Hierfür waren abgesehen von der Entstehung des Nord-
deutschen Bundes (1866) die Reichsgründung (1870/71) 
und die Konstituierung des Reichstags ausschlaggebend.
4 Vgl. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bd. V, 2000, S. 397.
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nären  resp.  subversiven  Umtrieben  bestimmter 
parteipolitischer  Bewegungen  waren  wesentli-
che  Determinanten,  die  das  historisch-philoso-
phische  Denken  und  die  politische  Kultur  in 
Deutschland  vor  und  nach  der  Gründung  des 
Kaiserreiches prägten. Auch wenn die Parteien-
kritik ihren Ursprung in verschiedenen geistes-
geschichtlichen  Konzeptionen  hatte5,  war  der 
Einfluss der  politischen Romantik und der He-
gelschen  Staatsphilosophie  in  der  Diskussion 
über die Existenzberechtigung und den Sinn von 
Parteien am nachhaltigsten6. In einer ständischen 
Staats-  und  Gesellschaftsordnung,  in  der  die 
Grundprinzipien  der  Über-  und  Unterordnung, 
der  religiös  legitimierten  dynastischen  Herr-
schaft, der Autorität des Staates und der Einheit 
der staatlichen Willensrichtung zu gelten hatten, 
konnten sich die Parteien als autochthon-gesell-
schaftliche,  häufig auf  Veränderung drängende 
Kräfte nicht ohne Systembrüche einfügen7. Da-
her verwundert  es nicht, dass  Hegel in seinem 
dialektischen Ansatz den Staat als einen Orga-
nismus bewertete, in dem sich die Interessen der 
bürgerlichen Gesellschaft  zu einer Einheit  ver-
binden würden, während er  die Partei  als  eine 
Vertreterin des „zufälligen Interesses“ ansah, die 
die „Gewalt Weniger“ repräsentiere und eigent-
lich neutralisiert werden sollte8.

Diese Grundgedanken wurden später durch die 
Vertreter der konservativen Staatstheorie aufge-
griffen  und  weiterentwickelt9.  Die  Verfechter 
dieser Theorie lehnten vor allem diejenigen Par-

5 Vgl.  hierzu den Überblick bei  Scheer,  Parteien kontra 
Bürger?, 1979, S. 163 ff.; Stöss, APuZ B 21/1990, 15 ff.; 
Pollmann, in: Birke/Brechtken (Hrsg.), Politikverdrossen-
heit. Der Parteienstaat in der historischen und gegenwärti-
gen Diskussion, 1995, S. 41 (42 ff.). 
6 Vgl. auch Faul, PVS 5 (1964), 60 (79).
7 Vgl. hierzu Schieder, in: ders., Staat und Gesellschaft im 
Wandel unserer Zeit, 3. Aufl. 1974, S. 110 (111 ff.); Stöss, 
in: ders. (Hrsg.), Parteien-Handbuch, Bd. I,  1983, S. 17 
(76 ff.); Starke, Krise ohne Ende?, Parteiendemokratie vor 
neuen Herausforderungen, 1993, S. 19 ff.; Scheuner, DÖV 
1958, 641.
8 Vgl. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts, stw 
Bd. 7, 1986, §§ 258, 311.
9 Vgl. auch Scheer (Fn. 5), S. 165 ff.; Stöss (Fn. 7), S. 17 
(76  ff.);  Huber,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  seit 
1789, Bd. II, 3. Aufl. 1988, S. 331 ff.; Pollmann (Fn. 5), S. 
41 (43 f.). 

teien strikt ab, die sich der Idee der individuellen 
Freiheit oder dem Prinzip der Volkssouveränität 
verpflichtet  fühlten  und  die  monarchische 
Staatsgewalt zurückdrängen wollten. Da die ori-
ginäre Plattform für diese Parteien die Parlamen-
te  waren,  wurden  beide  Einrichtungen  häufig 
gleichzeitig kritisiert. So unterschied der konser-
vative  Rechtsphilosoph  Friedrich  Julius  Stahl 
zwischen den Parteien der „Revolution“, zu de-
nen er  die  Liberalen,  die  Demokraten und die 
Sozialisten zählte, und den Parteien der „Legiti-
mität“, die den Prinzipien der absoluten, ständi-
schen  oder  konstitutionellen  Monarchie  folg-
ten10,  und  sah  die  Besonderheit  der  monarchi-
schen  Regierungsform  gegenüber  dem  parla-
mentarischen System darin, dass der König im 
ersten Fall nicht zu einem „willenlose(n) Werk-
zeug  der  parlamentarischen  Majorität“  degra-
diert  wird11.  Allerdings  konnten  sich  auch  die 
konservativen Kräfte den Veränderungen in der 
Parteienlandschaft in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts nicht verschließen. Trotz ihrer ne-
gativen Haltung zu den Parteien erkannten auch 
sie, dass das repräsentative System auf parteiför-
mige  Einrichtungen nicht  verzichten  kann und 
gründeten  zum  Teil  auch  selbst  Parteien.  Die 
grundsätzliche Stoßrichtung in der Programma-
tik  der  konservativen  Gruppierungen  war  aber 
klar: Sie wollten, wie die Freikonservative Partei 
1867 in ihrem Programm formulierte, „das Va-
terland stets über die Partei“ setzen, die konstitu-
tionelle Monarchie vorbehaltlos anerkennen und 
die  Einheitlichkeit  der  Staatsgewalt  gegen  die 
Lehre der Gewaltenteilung verteidigen12. 

Der Antiparteienaffekt und die Bekämpfung der 
Parteien  wiesen  im Deutschen Kaiserreich  un-
terschiedliche Intensitätsstufen auf. Die Denun-
zierung von Parteien wie dem Zentrum und der 
Sozialdemokratie als „Reichsfeinde“ und die da-
mit  zusammenhängenden  staatlichen  Repressi-
10 Stahl, Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche, 
2. Aufl. 1868, S. 2 f.
11 Vgl. Stahl (Fn. 10), S. 330.
12 Vgl.  das  Wahlprogramm der  Freikonservativen Partei 
vom 27.10.1867, abgedruckt in: Mommsen (Hrsg.), Deut-
sche Parteiprogramme, 3. Aufl. 1960, S. 54 ff.; s. weiter 
Tormin,  Geschichte  der  deutschen  Parteien  seit  1848, 
1966, S. 60 f.; Fenske, Deutsche Parteiengeschichte, 1994, 
S. 94 ff., 96 f.
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onsmaßnahmen während des Kulturkampfs und 
der  Sozialistenverfolgung  können  als  eine  der 
Ausprägungen  jener  Phänomene  genannt  wer-
den13. Sehr oft wurden die Parteien aber auch als 
diejenigen Akteure hingestellt,  die die von der 
Exekutive  vorgeschlagenen,  gemeinwohldienli-
chen  Entscheidungen  unnötigerweise  blockier-
ten. So war der preußische Justizminister Max v.  
Beseler (1841  –  1921)  sicherlich  kein  Solist, 
wenn  er  sich  darüber  beklagte,  dass  man  im 
Landtag  von  Preußen  mit  „ungeheurer  Weit-
schweifigkeit“ über die Vorlagen der Exekutive 
debattiere und Änderungen beantrage, die kaum 
zu  substantiell  sinnvollen  Ergebnissen  führten, 
und  dabei  konstatierte,  dass  er  „dem  ganzen 
Parteiwesen  nichts  Gutes  nachsagen“  könne14. 
Während  die  Parteien  als  „Vertreterinnen  der 
Sonderinteressen  einzelner  Gesellschafts-klas-
sen“ charakterisiert wurden, konnte die Reichs-
leitung als die „Vertreterin der Staatsinteressen“ 
fungieren15.  An manchen dieser Entwicklungen 
waren die Parteien aber nicht gänzlich unbetei-
ligt. Nicht selten wurden die parlamentarischen 
Auseinandersetzungen  durch  ideologische 
Grundsatzkonflikte  überschattet,  ohne  dass  die 
Parteifraktionen bereit waren, einen sachbezoge-
nen Kompromiss herbeizuführen. Der Hang zum 
Doktrinären und die zwischen einigen Parteien 
geführten Grabenkämpfe um die letztlich „rich-
tige“ Idee führten bisweilen dazu, dass die Su-
che  nach  pragmatischen  Lösungen  erschwert 
wurde16.  Dies konnte in der Öffentlichkeit  den 
Parteien  und  dem gesamten  parlamentarischen 
Betrieb angelastet werden.

13 Vgl.  hierzu  Bergsträsser,  Geschichte  der  politischen 
Parteien in Deutschland, 11. Aufl. 1965, S. 126 ff.,  138 
ff.; Nipperdey,  Deutsche  Geschichte,  2.  Bd.,  3.  Aufl. 
1995, S. 355 ff., 364 ff.
14 Vgl. Grosser, Vom monarchischen Konstitutionalismus 
zur parlamentarischen Demokratie, 1970, S. 11.
15 Vgl.  etwa Hintze,  in:  ders.,  Staat  und Verfassung,  3. 
Aufl. 1970, S. 359 (381); Pikart, in: Böckenförde (Hrsg.), 
Moderne  Verfassungsgeschichte  (1815  –  1918),  1972, 
S. 258 (272 f.); Stöss (Fn. 5), 15 (16).
16 Vgl. auch Funke, in: Haungs/Jesse (Hrsg.), Parteien in 
der Krise?, 1987, S. 41 (44); Nipperdey, in: Ritter (Hrsg.), 
Die  deutschen  Parteien  vor  1918,  1973,  S.  32  (33  ff.); 
Schieder  (Fn.  7),  S.  133  (140  f.);  Lösche,  Kleine  Ge-
schichte der deutschen Parteien, 2. Aufl. 1994, S. 24 f.

III. Die Konsolidierung der Parteiorganisati-
on und der Aufstieg der Mitgliederpartei-
en

Die ablehnende Haltung der Machteliten gegen-
über den Parteien im Kaiserreich und die damit 
einhergehenden staatlichen Maßnahmen konnten 
aber  kaum verhindern,  dass  Prozesse  in  Gang 
gesetzt wurden, die zu einer strukturellen Kon-
solidierung der Parteiformationen führten. Man 
wird  sogar  annehmen  müssen,  dass  sie  diese 
Entwicklungen zum Teil auch forcierten. Einer 
der wichtigsten dieser Prozesse betraf die suk-
zessive  Transformation  der  älteren  Honoratio-
renpartei zum neuen Typ der  Mitglieder-  und 
Apparatepartei17. Betrachtet man die Geschichte 
der Parteien in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts,  dann wird  deutlich,  dass  die  politischen 
Vereinigungen in  ihrer  Entstehungsphase weit-
gehend dem Erscheinungsbild der Honoratioren- 
oder „Rahmenpartei“18 entsprachen, in der ein-
flussreiche Persönlichkeiten aufgrund ihrer Re-
putation, Abstammung oder beruflichen Stellung 
in  den  Wahlkreisen  als  Kandidaten  aufgestellt 
wurden und um die Gunst der Wähler konkur-
rierten.  Das  besondere  Kennzeichen  der  Rah-
menparteien  bestand  darin,  dass  sie  von  be-
stimmten sozialen Schichten – namentlich vom 
liberalen  Besitz-  und  Bildungsbürgertum,  vom 
Adel oder vom Klerus19– dominiert wurden und 
vorrangig die Kandidaten bei der Durchführung 
des Wahlkampfs unterstützten.  Diese lose ver-
bundenen lokalen Wahlkampfkomitees verzich-
teten weitgehend auf eine förmliche Parteimit-
gliedschaft, verfügten über keinen nennenswer-
ten  organisatorischen  Unterbau  und  wurden 
durch  das  Eigenkapital  der  Honoratioren  oder 
Spenden vermögender Mäzene finanziert20. Der 
Nukleus der Rahmenpartei lag im Parlament, in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zunächst 
in den Landtagen, da die Abgeordneten sich dort 
17 Vgl.  hierzu  etwa  Duverger, Die  politischen  Parteien, 
1959, S.  81 ff.;  Neumann, in:  Ziebura (Hrsg.),  Beiträge 
zur  allgemeinen  Parteienlehre,  1969,  S.  215  (232  ff.); 
Schieder (Fn. 7), S. 133 (149 ff.); Schmid, Politische Par-
teien, Verfassung und Gesetz, 1981, S. 5 ff.
18 Vgl. Duverger (Fn. 17), S. 82.
19 Vgl. Schieder (Fn. 7), S. 133 (150).
20 Vgl.  Grabow,  Abschied  von  der  Massenpartei,  2000, 
S. 14; Stolleis (Fn.1), S. 203 (204).
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in  den Fraktionen zusammenfanden,  die  parla-
mentarische Tätigkeit koordinierten und biswei-
len auch neue Parteien gründeten21.

Während und nach der Gründung des Kaiserrei-
ches wurden die Parteien aber vor größere Her-
ausforderungen  gestellt.  Dies  war  dadurch  be-
dingt, dass im Zuge der deutschen Einigung die 
Öffentlichkeit  für  die  politischen  Konfliktthe-
men im neu entstandenen Nationalstaat sensibi-
lisiert  und Politik nicht  mehr  als  eine Angele-
genheit einiger weniger Führungseliten begriffen 
wurde. Hinzu kamen die Umwälzungen, die auf 
die Prozesse der Industrialisierung und Urbani-
sierung zurückzuführen waren und soziale Ver-
werfungen  in  unterschiedlichen  Bevölkerungs-
kreisen und gesellschaftlichen Schichten, insbe-
sondere in der Arbeiterschaft und bei den Land-
wirten, hervorriefen. Darüber hinaus gewann die 
Bevölkerung seit der Einführung des allgemei-
nen Wahlrechts auf Reichsebene (Art. 20 RV22) 
an  politischem  Gewicht  hinzu23.  Wollten  die 
Parteien, dass ihre Kandidaten bei den Wahlen 
reüssierten, dann mussten sie sich auf dem poli-
tischen Markt um ein sozial breites Wählerspek-
trum kümmern und die Interessen ihrer Klientel 
befriedigen24.  Diese  Aufgaben  konnten  in  den 
schwach organisierten herkömmlichen Rahmen-
parteien nur suboptimal bewältigt werden. Erfor-
derlich  hierfür  war  vielmehr  der  Aufbau einer 
Mitgliederpartei,  die  einen  intensiven  Kontakt 
zur Parteibasis pflegte, den parteiinternen Appa-
rat durchorganisierte, ihre Anhängerschaft ideo-
logisch  beeinflusste  und für  ihre  Wählerschaft 
als  eine politische und soziale Heimstätte  fun-
gierte25. Zudem mussten die Parteien sich stärker 
gesellschaftlich  verankern,  die  Interessenreprä-
sentation professioneller gestalten und dafür die 
notwendigen  institutionellen  Voraussetzungen 

21 Vgl. hierzu Ritter, Die deutschen Parteien 1830 – 1914, 
1985, S. 14 ff.; Fenske (Fn. 12), S. 80 ff., 89 ff.; Tormin 
(Fn. 12), S. 46 ff.; Bergsträsser (Fn. 13), S. 86 ff.
22 Gesetz betreffend die Verfassung des Deutschen Rei-
ches vom 16. April 1871 (RGBl. 1871, S. 63); s. Huber 
(Hrsg.), Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, 
Bd. 2, 3. Aufl. 1986, Nr. 261. 
23 Vgl. Nipperdey (Fn. 13), S. 497.
24 Vgl. Lösche (Fn. 16), S. 43.
25 Vgl. hierzu auch Grabow (Fn. 20), S. 15 ff.; Neumann 
(Fn. 17), S. 215 (233 f.); Schmid (Fn. 17), S. 5 f.

schaffen26. Dies erfolgte durch Gründung und – 
soweit rechtliche Hindernisse umgangen werden 
konnten27 –  Vernetzung  von  Parteiverbänden, 
durch Beschäftigung hauptamtlich tätiger Partei-
funktionäre, Einrichtung ständiger Parteisekreta-
riate und eine Ausweitung bzw.  Perpetuierung 
der Parteiaktivitäten außerhalb der Parlamente28. 

Als Prototyp der aus diesen Prozessen hervorge-
henden Parteiformationen werden landläufig die 
sozialistischen Arbeiterparteien genannt, obwohl 
von den beschriebenen Entwicklungen auch die 
bürgerlichen Parteien – freilich mit geringerem 
Tempo und niedrigerer Intensität – betroffen wa-
ren, wie das Beispiel der Nationalliberalen Par-
tei zeigt29. Da aber die Arbeitervereinigungen in 
der  Bismarck-Ära  als  subversive  Zusam-
menschlüsse und politische Außenseiter behan-
delt wurden, entstanden vor allem in ihrem Be-
reich schlagfertige disziplinierte Organisationen, 
die sich aufgrund der gemeinsamen Ideologie als 
eine Solidargemeinschaft der abhängig Beschäf-
tigten verstanden und als Agitationsverbände ge-
gen die staatliche Autorität propagandistisch tä-
tig  wurden30.  Ob diese  parteiförmigen Gebilde 
von Anfang an den Charakter einer „demokrati-
schen Massenpartei“31 annahmen, ist  allerdings 
zweifelhaft.  So  zeichnete  sich  der  von  Ferdi-
nand  Lassalle 1863  gegründete  Allgemeine 
Deutsche  Arbeiterverein  durch  eine  „straffe 
Zentralisation“  und  eine  „diktatorische  Ein-
Mann-Spitze“  aus,  wobei  die  Einflussmöglich-
keiten  der  einfachen Mitglieder  als  beschränkt 
anzusehen waren32.  Diese Organisationsstruktur 
war aber insoweit nachvollziehbar, als sie eine 
Reaktion  auf  die  realpolitischen  Zustände  in 
26 Vgl. Nipperdey, Die Organisation der deutschen Partei-
en vor 1918, 1961, S. 395.
27 Zum landesrechtlichen Verbindungsverbot vgl. unten V. 
28 Vgl. auch Pikart (Fn. 15), S. 258 (265).
29 Vgl.  v.  Kieseritzky, in:  Kowe/Kocka/Winkler (Hrsg.), 
Parteien im Wandel. Vom Kaiserreich zur Weimarer Re-
publik, 1999, S. 85 (88 f.); Fenske (Fn. 12), S. 114; Tor-
min (Fn. 12), S. 109 f.
30 Vgl. Neumann (Fn. 17), S. 215 (234); Nipperdey (Fn. 
26), S. 293; Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 5. Aufl. 
1972, S. 842 f.; Stolleis (Fn.1), S. 203 (205); Huber, Deut-
sche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. IV, Nachdruck 
der 2. Aufl. 1994, S. 24.
31 Vgl. Huber (Fn. 30), S. 22 ff.
32 Vgl. Nipperdey (Fn. 26), S. 296.
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Preußen und im Deutschen Kaiserreich darstell-
te. Nur eine starke  Machtorganisation war aus 
Sicht der Arbeiterführer in der Lage, dem dama-
ligen Machtstaat Paroli zu bieten33. 

IV.  Verfassungsrechtliche  Standortbestim-
mung

1. Die  Parteien  und  das  formelle  Verfas-
sungsrecht

Das Verfassungsrecht des Deutschen Kaiserrei-
ches  scheint  den  beschriebenen  parteispezifi-
schen Entwicklungen  prima facie keine Beach-
tung zu schenken. Eine Spezialvorschrift zu den 
Parteien  oder  Fraktionen  sucht  man  in  der 
Reichsverfassung genauso vergeblich wie in der 
Geschäftsordnung des Reichstags34. Die Gründe 
hierfür sind unterschiedlicher Natur. Sie liegen 
zunächst darin, dass die herrschende Auffassung 
in  der  konstitutionellen  Staatstheorie  auf  den 
Dualismus von Staat und Gesellschaft besonde-
ren  Wert  legte,  den  Staat  als  eine  politische 
Handlungs- und Willenseinheit begriff, während 
sie die Gesellschaft als eine vom Staatskörper zu 
separierende  Sphäre  des  Privaten  definierte35. 
Daher konnten die der gesellschaftlichen Ebene 
zuzurechnenden Parteien allenfalls als eine poli-
tische, keineswegs als eine staatsrechtliche Insti-
tution behandelt werden, da sie keine „Glieder in 
dem  Organismus  des  Staatskörpers“,  sondern 
„Vertreter  der  verschiedenen  Strömungen  des 
politischen Geistes“ waren36. Die Parteien wur-

33 Vgl. Nipperdey (Fn. 26), S. 394.
34 Vom 10. Februar 1876, s. Huber (Fn. 22), Nr. 272. 
35 Vgl. Gusy, Die Lehre vom Parteienstaat in der Weima-
rer  Republik,  1993,  S.  14;  Rupp,  in:  Isensee/Kirchhof 
(Hrsg.),  Handbuch  des  Staatsrechts  der  Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 31 Rn. 4 ff.; Klein 
(Fn. 1), Art. 21 Rn. 60; Grosser (Fn. 14), S. 13. Letztlich 
ging diese  Unterscheidung auf  die  Hegelsche Trias  von 
„Familie – Bürgerliche Gesellschaft – Staat“ zurück, vgl. 
Hegel (Fn. 8), §§ 158 ff., 182 ff., 257 ff.; s. dazu Riedel, 
Bürgerliche Gesellschaft und Staat bei Hegel, 1970, S. 15 
ff.,  39  ff.;  Shirvani,  Das  Kooperationsprinzip  im  deut-
schen und europäischen Umweltrecht, 2005, S. 46 ff.
36 So Bluntschli, Charakter und Geist der politischen Par-
teien, 1869 (Neudruck 1970), S. 9.

den damit – wenn überhaupt – als extrakonstitu-
tionelle Erscheinungen hingenommen37. 

Im Übrigen sind die Ursachen für die fehlende 
Existenz der Parteien im formellen Verfassungs-
recht primär in den  geschichtlichen und politi-
schen Umständen vor und während der Reichs-
gründung zu finden. Die Parteien befanden sich 
gegenüber  den  anderen  politisch  relevanten 
Kräften, wie der Beamtenschaft oder dem Mili-
tär, strukturell im Nachteil, da sie neue gesell-
schaftliche Phänomene des 19. Jahrhunderts dar-
stellten, die sich ihren Platz im politischen Sys-
tem erst in der Auseinandersetzung mit den alt-
eingesessenen Akteuren erstreiten mussten38. In 
diesem Kampf konnte die Krone die Bestrebun-
gen  der  auf  Reform  drängenden  Parteien  mit 
Hilfe  der  Exekutive  und  des  Beamtenapparats 
zurückdrängen. Da das Deutsche Reich als ein 
„Verfassungsbündnis  der  Fürsten“39 entstanden 
war  und  als  eine  Schöpfung  des  preußischen 
Staates  verstanden  wurde,  war  es  konsequent, 
dass die  Parteien,  die  in der öffentlichen Mei-
nung an der Reichsgründung keinen Anteil hat-
ten40, im Verfassungstext auch nicht berücksich-
tigt wurden. 

2. Die  Parteien  und  die  Kompetenzen  des 
Reichstags

Dennoch ist zu berücksichtigen, dass die rechtli-
che und politische Position der Parteien insbe-
sondere durch die Organisation und Struktur des 
jeweiligen  Verfassungssystems  determiniert 
wird. Deswegen waren die Parteien des Kaiser-
reiches  nicht  nur  gesellschaftliche  Vereinigun-
gen, sondern auch  Beteiligte am Verfassungsle-
ben und  Bestandteil  des  materiellen  Verfas-
sungsrechts41. Dadurch, dass die Entstehung von 
37 Vgl. Conze, in: Matthias/Morsey (Hrsg.), Das Ende der 
Parteien 1933, 1960, S. 1 (9). Diese Ansicht war bis in die 
Weimarer Zeit in der Staatsrechtslehre weit verbreitet, vgl. 
vor  allem Triepel,  Die  Staatsverfassung  und  die  politi-
schen Parteien, 1928, S. 29 f.
38 Vgl. auch Ritter (Fn. 21), S. 29.
39 Vgl. Stern (Fn. 4), S. 346.
40 Vgl.  Grosser  (Fn. 14),  S.  13;  Kaack,  Geschichte und 
Struktur des deutschen Parteiensystems, 1971, S. 33.
41 Vgl. Huber (Fn. 30), S. 3 ff., 6, der von einer „bedenkli-
che(n)  Inkongruenz  des  formellen  und  des  materiellen 
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Parteien  mit  den  Prinzipien  der  parlamentari-
schen  Repräsentation,  des  allgemeinen  Wahl-
rechts und des politischen Wettbewerbs eng ver-
knüpft ist, waren Existenz und Aktivität der Par-
teien  im Verfassungsrecht  des  Deutschen  Rei-
ches systemimmanent. Die Parteien hatten sich 
im Reichstag, der als ein nationales Repräsenta-
tionsorgan fungierte,  in verschiedenen  Fraktio-
nen organisiert.  Die  Fraktionen  hatten  eine 
wichtige Funktion zur Aufrechterhaltung der Ar-
beitsfähigkeit  des  Parlaments,  da  sie  den  Ge-
schäftsgang  des  Reichstags  maßgeblich  be-
stimmten,  sich  über  Tagesordnung und die  zu 
behandelnden Abstimmungen bzw. Anträge ver-
ständigten  und  über  die  Besetzung  der  Aus-
schüsse entschieden42. Die Parteien hatten durch 
die Fraktionen vor allem aber die Möglichkeit, 
bei der Ausübung der Befugnisse des Reichstags 
ihren politischen Einfluss geltend zu machen. 

Von den in  diesem Zusammenhang relevanten 
Kompetenzen des Reichstags sind das Recht der 
Gesetzgebung (Art. 5 RV) sowie das Gesetzesi-
nitiativrecht (Art. 23 1. Alt. RV), das parlamen-
tarische Budgetrecht (Art. 69 RV), das Recht zur 
Behandlung von Petitionen (Art. 23 2. Alt. RV) 
und das Interpellationsrecht, das in den §§ 32 ff. 
GO-RT  näher  geregelt  wurde,  anzusprechen43. 
Daneben war der Reichstag auch berechtigt, dar-
über Kenntnis zu erlangen, in welcher Weise die 
Reichsleitung  ihre  politischen  sowie  verwal-
tungsmäßigen  Aufgaben  wahrgenommen  hat, 
womit  eine  entsprechende  Berichtspflicht  der 
Reichsleitung  korrespondierte44.  Dieses  Recht 
war eine Folge der in Art. 17 S. 2 RV festgeleg-
ten  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  ge-
genüber dem Reichstag, was allerdings eine „lex 
imperfecta“  darstellte45.  Da  der  Reichskanzler 
nicht  vom  Vertrauen  des  Reichstags  abhängig 
war, konnte er auch  nicht mit einem  Misstrau-
ensvotum gestürzt werden. Dem Parlament fehl-

Verfassungsrechts“ spricht; Tormin (Fn. 12), S. 71.
42 Vgl. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, 
Bd. III, 3. Aufl. 1988, S. 885 f.
43 Vgl. zu diesen Zuständigkeiten Laband (Fn. 1), S. 298 
ff.;  Meyer/Anschütz (Fn. 1), S. 680 ff.;  Huber (Fn. 42), 
S. 879 ff., 902 ff.; Stern (Fn. 4), S. 372 ff.
44 Vgl. Laband (Fn. 1), S. 304.
45 Vgl. Schulze (Fn. 1), 2. Buch, S. 94; Meyer/Anschütz 
(Fn. 1), S. 798 ff., 806 f.; Laband (Fn. 1), S. 381 f.

te  ebenfalls  die  Kreationsfunktion,  weil  es  bei 
der Einsetzung der Exekutivspitze kein Mitspra-
cherecht hatte (vgl. Art. 15 Abs. 1 RV)46. Ohne-
hin war der Reichsverfassung die Existenz eines 
Regierungskollegiums  fremd,  weil  der  Reichs-
kanzler der einzige Reichsminister war. Gleich-
wohl hatte sich seit der Gründung der Reichsäm-
ter  (ab  1870)  eine  Reichsleitung  etabliert,  die 
den parlamentarischen Betrieb genau beobachte-
te und mit dem Reichstag im Gesetzgebungsver-
fahren Verhandlungen aufnahm47.

Auch wenn dem Reichstag und den dort agieren-
den Parteifraktionen nicht  die  gleichen  Rechte 
wie den entsprechenden Organen in einem parla-
mentarischen Regierungssystem zustanden, wäre 
es zu kurz gegriffen, wenn man den Einfluss der 
Parteien  auf  die  Staatspolitik  als  gering  ein-
schätzte48.  Gerade der Reichstag hatte von An-
fang an ein größeres Gewicht als der Bundesrat, 
der trotz der föderativen Verfassungskonstrukti-
on die Stellung einer wirklich politischen Ent-
scheidungsinstanz nicht gewinnen konnte49. Ob-
gleich der Reichskanzler, jedenfalls in der Bis-
marck-Ära, als das eigentlich aktive Machtorgan 
im  Verfassungsleben  einzustufen  war  und  die 
Initiativen  zur  Gesetzgebung  primär  von  der 
Reichsleitung ausgingen,  mussten  sich  Reichs-
kanzler und Staatssekretäre im Gesetzgebungs-
verfahren  mit  den  führenden  Mitgliedern  des 
Reichstags  in  Verbindung  setzen  und  entspre-
chende Mehrheiten für die Gesetzesvorlagen or-
ganisieren50. Insbesondere bei den Haushaltsbe-
ratungen verstanden es die Parteifraktionen, Än-
derungswünsche  anzumelden  und  mit  der 
Reichsleitung gegebenenfalls in Auseinanderset-
zung  zu  treten.  Das  parlamentarische  Budget-
recht erwies sich mithin als ein effektives Instru-
ment,  mit  dem die  Parteifraktionen den  politi-
schen Kampf gegen die Exekutive aufnahmen. 
Für den Reichskanzler war es folglich schwierig, 
auf Dauer gegen eine Mehrheit im Reichstag zu 

46 Vgl. Lösche (Fn. 16), S. 42; Kaack (Fn. 40), S. 34.
47 Vgl. Frotscher/Pieroth, Verfassungsgeschichte, 5. Aufl. 
2005, Rn. 399; Willoweit, Deutsche Verfassungsgeschich-
te, 5. Aufl. 2005, S. 399; Stern (Fn. 4), S. 376 f.
48 So aber Schieder (Fn. 7), S. 133 (136).
49 Vgl. Fenske (Fn. 12), S. 104; Willoweit (Fn. 47), S. 340. 
50 Vgl. Pikart (Fn. 15), S. 258 u. 267.
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regieren51. Deswegen versuchte er entweder die 
temporäre  Zusammenarbeit  mit  einer  großen 
Fraktion oder mehreren Parteifraktionen herzu-
stellen;  dafür  waren  die  Kooperation  mit  den 
Nationalliberalen bis 1879 und das konservativ-
liberale Parteienkartell von 1887 bis 1890 exem-
plarisch52.  Oder  er  regierte  mit  wechselnden 
Mehrheiten, was sich allerdings als eine mühsa-
me Praxis erwies. Falls entsprechende Mehrhei-
ten für wichtige Gesetzesvorhaben partout nicht 
zu gewinnen waren, konnte der Reichstag nach 
Art. 24 S. 2 RV durch Beschluss des Bundesrats 
mit Zustimmung des Kaisers aufgelöst werden. 
Dies geschah u.a. wegen des Streits um das So-
zialistengesetz (1878) sowie in der Auseinander-
setzung um den Heeresetat (1887/1893)53.

3. Der Antagonismus zwischen Parteien und 
Reichsleitung

Die Tatsache, dass es befristete, mitunter auch 
nur auf bestimmte Gesetzgebungsprojekte bezo-
gene Kooperationen gab, darf aber nicht dahin-
gehend  interpretiert  werden,  dass  es  im Deut-
schen Kaiserreich  echte Regierungsparteien ge-
geben hätte, selbst wenn der einen oder anderen 
Partei  eine  solche  Funktion realpolitisch zuge-
schrieben  wurde.  Abgesehen  von  der  verfas-
sungsrechtlichen Grundkonstruktion (s. Art.  15 
und 17 S. 2 RV) war die Beziehung zwischen 
dem Reichskanzler und den Parteien jedenfalls 
in der Bismarck-Ära als häufig belastet einzustu-
fen54. Gegenüber parteipolitischen Vorhaben, die 
eine Parlamentarisierung des Regierungssystems 
eingeleitet  hätten,  reagierte  Bismarck nämlich 
sehr allergisch. Zudem lag es ihm fern, sich an 
ein Parteiprogramm zu binden oder sich mit ei-
ner Partei öffentlich zu identifizieren55. Anderer-
seits war auch bei den Parteien ein prinzipielles 
Misstrauen gegenüber der Reichsleitung zu kon-
statieren, da diese aus taktischen Gründen nicht 
davor zurückscheute, jene gegeneinander auszu-

51 Vgl. Stern (Fn. 4), S. 374.
52 Vgl. zum Parteienkartell Bergsträsser (Fn. 13), S. 149 f.; 
Kaack (Fn. 40), S. 56; Nipperdey (Fn. 13), S. 417.
53 Vgl. Fenske (Fn. 12), S. 105.
54 Vgl. Willoweit (Fn. 47), S. 340.
55 Vgl. Willoweit (Fn. 47), S. 341.

spielen56. Die Distanz zur Exekutive wurde zu-
sätzlich dadurch vergrößert, dass das Führungs-
personal der Parteien keine Möglichkeit sah, auf 
absehbare Zeit  selbst  gouvernementale  Verant-
wortung zu übernehmen57. Verfassungsrechtlich 
bildete Art. 9 S. 2 RV eine normative Barriere, 
da  diese  Vorschrift  die  Inkompatibilität einer 
Mitgliedschaft im Bundesrat und Reichstag, mit-
hin die Unvereinbarkeit des Amtes eines Reichs-
tagsabgeordneten und der Leitung eines Reichs-
amtes, festlegte. Daneben enthielt Art. 21 Abs. 2 
RV die Vorgabe, dass ein Reichstagsabgeordne-
ter, der ein besoldetes Reichsamt annimmt, wel-
ches mit einem höheren Rang oder Gehalt ver-
bunden ist,  seinen Sitz im Parlament verliert58. 
In  der  Praxis  führte  dies  auf  der  einen  Seite 
dazu, dass politische Parteien für diejenigen, die 
Leitungsfunktionen in der Bürokratie anstrebten, 
nicht attraktiv waren und auf der anderen Seite 
die Übernahme hoher Staats- oder Regierungs-
funktionen für  das  parlamentarische  Führungs-
personal prinzipiell nicht in Betracht kam59.

Diese Mechanismen hatten einige wichtige Kon-
sequenzen: Zum einen konnte die auf die Staats-
philosophie  der  Aufklärung  zurückzuführende 
Idee von „checks and balances“ zwischen Re-
gierung und Parlament im Verfassungsrecht des 
Deutschen Reiches klarer als in einem parteien-
demokratischen Regierungssystem ver-wirklicht 
werden. Während in der Konzeption des Grund-
gesetzes  nicht  der  Gegensatz  zwischen  Parla-
ment  und Regierung ausschlaggebend ist,  son-
dern derjenige zwischen Opposition und Regie-
rung  nebst  den  sie  tragenden  Parteien,  konnte 
der  Reichstag,  weil  er  auf  die  Besetzung  der 
Exekutivspitze keinen rechtlichen Einfluss hatte, 
zu einem Organ der  Regierungskontrolle avan-
cieren60.  Zum  anderen  wurden  das  Parlament 

56 Vgl. Pikart (Fn. 15), S. 258 (264).
57 Vgl. Rauh, Die Parlamentarisierung des Deutschen Rei-
ches, 1977, S. 156; Schieder (Fn. 7), S. 133 (138).
58 Vgl. auch Klein (Fn. 1), Art. 21 Rn. 56; Schönberger, 
HZ 272 (2001), 623 (649); Huber (Fn. 42), S. 895 f. 
59 Vgl. auch Ritter (Fn. 21), S. 30; Fenske (Fn. 12), S. 107; 
Schieder (Fn. 7), S. 133 (138).
60 Vgl.  auch P.  M. Huber,  in:  Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bd. III, 3. Aufl. 2005, § 47 Rn. 29; Grimm, in: Ben-
da/Maihofer/Vogel  (Hrsg.),  Handbuch  des  Verfassungs-

83



Aufsätze Shirvani - Die politischen Parteien im Staatsrecht des Deutschen Kaiserreiches MIP 2006 13. Jahrgang 

und die Parteien, da sie primär von den Instru-
mentarien  der  Kritik  und  Blockade  Gebrauch 
machen  mussten,  als  Akteure  negativer  Hem-
mung,  nicht  als  Kräfte  positiver  Gestaltung 
wahrgenommen. Nicht selten wurde gerade da-
durch der Antiparteienaffekt in der Bevölkerung 
verstärkt61.

V. Normative  Restriktion  und  Diskriminie-
rung

Während in der parteiendemokratischen Verfas-
sungsordnung der Gegenwart die Prinzipien der 
Parteienfreiheit und  Parteiengleichheit einen 
wichtigen  Stellenwert  haben,  waren  diese 
Grundsätze  in  den  konstitutionellen  Systemen 
des  19.  Jahrhunderts  nur  unzulänglich  ausge-
prägt.  Die  einschlägigen  Defizite  waren  zu-
nächst  im Bereich  der  Vereinigungsfreiheit zu 
verorten. Verfolgten die Vereinigungen lediglich 
wirtschaftliche, künstlerische, wissenschaftliche 
oder unpolitische Zwecke, wurden sie besonde-
ren  gesetzlichen  Restriktionen  nicht  unterwor-
fen62.  Wenn der  Vereinszweck aber  auf  politi-
sche Ziele gerichtet war, dann waren häufig re-
gulative  Vorbehalte  statuiert.  Beispielhaft  für 
den Rechtszustand in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts ist der „Bundesbeschluß über Maß-
regeln  zur  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen 
Ordnung und Ruhe im Deutschen Bunde, insbe-
sondere das Vereinswesen betreffend“ vom 13. 
Juli 185463, der in § 3 die Befugnis der beteilig-
ten Staatsregierungen bekräftigte, vorübergehen-
de Beschränkungen und Verbote für politische 
Vereine  zu  erlassen,  soweit  Letztere  ohnehin 
nicht durch Landesrecht untersagt waren oder ei-
ner obrigkeitlichen Genehmigung bedurften. In 
§ 4 des Beschlusses wurde ein Verbindungsver-
bot für politische Vereine festgelegt. Nicht we-
sentlich anders war auch die Rechtslage in Preu-

rechts  der  Bundesrepublik  Deutschland,  2.  Aufl.  1994, 
§ 14 Rn. 66; Anschütz, Parlament und Regierung im Deut-
schen Reich, 1918, S. 4; Schönberger (Fn. 58), 623 (648 
ff.);  Herzog,  Verfassungsrechtliche Grundlagen des Par-
teienstaates, 1993, S. 10; Kaack (Fn. 40), S. 34.
61 Vgl. auch Grosser (Fn. 14), S. 14 f.; Pollmann (Fn. 5), 
S. 41 (49).
62 Vgl. Meyer/Anschütz (Fn. 1), S. 993.
63 Huber (Fn. 22), Nr. 4.

ßen64. Art. 30 Abs. 1 der revidierten preußischen 
Verfassung  von  185065 gewährleistete  den 
Staatsangehörigen  zwar  die  Vereinigungsfrei-
heit.  Für  politische  Vereinigungen  wurde  der 
Gesetzgeber  durch  Art.  30  Abs. 3  der  Verfas-
sung  aber  ermächtigt,  normative  Einschrän-
kungstatbestände zu formulieren66. 

Im Kaiserreich waren die rechtlichen Grundla-
gen  für  die  Teilnahme der  Parteien  am politi-
schen Leben längere Zeit zum Teil im Reichs-  
und zum Teil im Landesrecht zu finden. Kraft 
des hierbei einschlägigen Art. 4 Nr. 16 RV war 
dem Reich die Gesetzgebungskompetenz für das 
Vereinswesen übertragen worden. Bis zum Er-
lass  des  Reichsvereinsgesetzes  im  Jahr  190867 

galt  das  partikulare  Vereins-  und  Versamm-
lungsrecht auf Landesebene aber prinzipiell wei-
ter68.  Da  der  Reichsgesetzgeber  erkannt  hatte, 
dass  die  Parteien  zumindest  als  Wahlvorberei-
tungsorganisationen  notwendige  Einrichtungen 
eines  Repräsentativsystems  waren,  wurde  in 
§ 17  des  Reichswahlgesetzes  den  Wahlberech-
tigten das Recht eingeräumt, „zum Betrieb der 
den  Reichstag  betreffenden Wahlangelegenhei-
ten Vereine zu bilden“69. Diese Wahlvereine fi-
gurierten  faktisch  als  Hilfsorgane  der  Parteien 
und  genossen  das  Privileg,  in  geschlossenen 
Räumen öffentliche Versammlungen zu  veran-

64 Vgl. auch Tillmann, Staat und Vereinigungsfreiheit im 
19.  Jahrhundert  –  Von der  Paulskirche  zum Reichsver-
einsgesetz von 1908 –, 1976, S. 29 ff., 35 ff.; Ridder, in: 
AK-GG, Stand d. Bearb.: 2001, Art. 9 Abs. 2 Rn. 5; Hu-
ber (Fn. 42), S. 109 f.; Bauer, in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. 
I, 2. Aufl. 2004, Art. 9 Rn. 5.
65 Huber (Hrsg.), Dokumente zur deutschen Verfassungs-
geschichte, Bd. 1, 3. Aufl. 1978, Nr. 194. 
66 Vgl. dazu den § 8 der Verordnung über die Verhütung 
eines die gesetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden 
Mißbrauchs des  Versammlungs-  und Vereinigungsrechts 
vom 11. März 1850 (Preußische Gesetz-Sammlung 1850, 
S.  277), Huber  (Fn.  65),  Nr.  197.;  s.  ferner  Tillmann 
(Fn. 64), S. 37 ff.
67 RGBl. 1908, S. 151, vgl. Huber (Hrsg.), Dokumente zur 
deutschen  Verfassungsgeschichte,  Bd.  3,  3.  Aufl.  1990, 
Nr. 10.
68 Vgl. auch Meyer/Anschütz (Fn. 1), S. 994.
69 Das Reichswahlgesetz beruhte auf dem Wahlgesetz für 
den Reichstag des  Norddeutschen Bundes vom 31. Mai 
1869 (BGBl. 1869, S. 145) und wurde 1871 als Reichsge-
setz übernommen, vgl. Huber (Fn. 22), Nr. 209. 
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stalten70. Die Parteien waren damit reichseinheit-
lich vor repressiven landesrechtlichen Maßnah-
men  im  Kontext  der  Reichstagswahlen  ge-
schützt71.  außerhalb  von  Wahlen  mussten  sie 
aber weiterhin mit strengen Kautelen, wie dem 
landesrechtlichen  Verbindungsverbot,  das  ihr 
Organisationspotential  einengte  und  Zusam-
menschlüsse  von Ortsvereinen verhinderte,  zu-
rechtkommen72. Dieses Verbot wurde erst 1899 
durch die „Lex Hohenlohe“ beseitigt73.

Die Prinzipien des Wahlrechts und die tatsächli-
chen Entwicklungen im Wahlsystem haben auch 
bei der Beantwortung der Frage, ob und inwie-
weit  die  Parteien  des  Kaiserreiches  normativ 
gleich behandelt wurden, eine besondere Bedeu-
tung. Wenn Art. 20 Abs. 1 RV für die Reichs-
tagswahlen die Grundsätze der allgemeinen, di-
rekten  und  geheimen  Wahl  verfassungskräftig 
garantierte, wurde damit auch im europäischen 
Vergleich ein relativ demokratisches und refor-
morientiertes  Wahlrecht  etabliert74.  Vergleicht 
man  die  Rechtslage  auf  Reichsebene  mit  dem 
bis 1918 weiter geltenden preußischen Dreiklas-
senwahlrecht75,  dann  wird  deutlich,  dass  das 
Wahlrecht  des  Kaiserreiches  in  puncto  Wahl-
gleichheit  einen  bemerkenswerten  Fortschritt 
darstellte.  Allerdings  war  der  Grundsatz  der 
Wahlgleichheit nur rudimentär verwirklicht und 
führte in der Folgezeit in dieser für die Parteien 
wichtigen  Materie  zu  spürbaren  Ungleichbe-
handlungen.  Diese  rührten  daher,  dass  die 
Gleichheit  des  Erfolgswertes im  Wahlsystem 

70 Vgl. Huber (Fn. 42), S. 867 f; allerdings blieben die lan-
desrechtlichen Überwachungsbefugnisse von dieser Rege-
lung unberührt, vgl. Art. 17 Abs. 2 ReichswahlG. 
71 Eine ähnliche Regelung war mitunter auch im Landes-
recht für Wahlvereine zu finden, vgl. etwa § 21 Abs. 2 der 
preußischen  Verordnung  zum  Vereinsrecht  (Fn.  66);  s. 
ferner Tillmann (Fn. 64), S. 111.
72 Vgl. auch Frotscher/Pieroth (Fn. 47), Rn. 421.
73 Gesetz betreffend das Vereinswesen vom 11. Dezember 
1899 (RGBl. 1899, S. 699), vgl. Huber (Fn. 22), Nr. 351. 
Zu einer weiteren Einschränkung im Bereich des Vereins-
rechts vgl.  § 61 Abs. 2 BGB i.d.F.  d.  Bekanntmachung 
vom 18. August 1896 (RGBl. 1896, S. 195). Näheres dazu 
Gusy (Fn. 35), S. 16.
74 Vgl. auch Nipperdey (Fn. 13), S. 497; Ritter (Fn. 21), 
S. 29.
75 Vgl.  Art.  71  der  revidierten  preußischen  Verfassung 
(Fn. 65).

des Reiches nicht gewährleistet war76. Das abso-
lute  Mehrheitswahlrecht  begünstigte nämlich – 
darin  war  das  Kaiserreich  anderen  politischen 
Systemen mit einem solchen Wahlrecht ähnlich 
– vor allem die regionalen Schwerpunktparteien, 
wie das Zentrum oder die Konservativen, weil 
ihre  Anhängerschaft  auf  bestimmte  Gebieten77 

konzentriert  war.  Das  hatte  die  Konsequenz, 
dass die Zahl der von diesen Parteien gewonnen 
Mandate regelmäßig höher war, als dies ihrem 
Stimmenanteil entsprochen hätte78.  Gewichtiger 
waren aber die Verzerrungen, die aus den Bevöl-
kerungsverschiebungen von Land zu Stadt und 
von  Ost-  nach  Westdeutschland  resultierten79. 
Nach § 5 Abs. 1 des Reichswahlgesetzes sollte 
ein Wahlkreis mit einer durchschnittlichen Zahl 
von 100000 Einwohnern durch einen Abgeord-
neten vertreten werden. Infolge der Wählerwan-
derung entsprachen aber immer weniger Wahl-
kreise diesem Richtwert, was sich zugunsten der 
ländlich-agrarischen Bevölkerung und zu Lasten 
der Ballungsgebiete in den Großstädten auswirk-
te80.  Einen Neuzuschnitt  der Wahlkreise lehnte 
die  Reichsleitung  indessen  ab,  da  sie  in  den 
agrarischen Gebieten die Befürworter ihrer Poli-
tik lokalisierte. Vor allem die Sozialdemokratie, 
die ihre Wählerschaft in den städtischen Indus-
triegebieten hatte,  wurde durch diese Entwick-
lungen diskriminiert. Sie konnte die Ungleichbe-
handlung  aber  ihrerseits  propagandistisch  aus-
nutzen, um die Anhängerschaft zu mobilisieren 
und die Einführung der Verhältniswahl auf die 
politische Tagesordnung zu setzen81. 

VI. Die steigende Bedeutung der Parteien im 
Prozess der Parlamentarisierung

Die Abdankung Bismarcks 1890 verschob nicht 
die  Grundkoordinaten  des  konstitutionell-mon-
archischen  Systems  des  Kaiserreiches.  Gleich-
76 Vgl. auch Frotscher/Pieroth (Fn. 47), Rn. 401 f.; Stern 
(Fn. 4), S. 373.
77 Im Falle der Konservativen waren dies z.B. die preußi-
schen und ostelbischen Gebiete.
78 Vgl. Kaack (Fn. 40), S. 35 ff.; Huber (Fn. 42), S. 873 ff.
79 Vgl. etwa Kaack (Fn. 40), S. 35; Ritter (Fn. 21), S. 42 f.; 
Lösche (Fn. 16), S. 43.
80 Vgl. auch Tormin (Fn. 12), S. 72.
81 Vgl. auch Ritter (Fn. 21), S. 34.
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wohl konnte ein Bedeutungszuwachs zugunsten 
des Parlaments registriert werden, da die nach-
folgenden Reichskanzler nicht in der Lage wa-
ren, das auf die Person Bismarcks zugeschnitte-
ne  Amt  in  gleicher  Weise  machtpolitisch  ge-
schickt auszuüben82. Zudem veränderte sich der 
Regierungsstil,  da die Reichsleitung eine prag-
matischere  Beziehung  zu  den  Parteien  pflegte 
und im Parlamentsbetrieb  die  Zusammenarbeit 
mit den kooperationswilligen Fraktionen intensi-
vierte. Eine qualitative Veränderung erhielt das 
Verhältnis zwischen der Reichsleitung und den 
Parteien im sog.  Bülowblock, der als eine  Par-
teienkoalition nach den Reichstagswahlen 1907 
vom  damaligen  Reichskanzler  Bernhard v.  
Bülow ins  Leben  gerufen  wurde.  Der 
Bülowblock sollte nicht nur als ein Wahlbünd-
nis, sondern auch als ein Parlamentsbündnis fun-
gieren, um die Arbeit der Reichsleitung zu un-
terstützen83. Die Besonderheit an diesem Bünd-
nis  bestand  darin,  dass  der  Reichskanzler  das 
verfassungsrechtlich notwendige Vertrauen  des 
Kaisers (s. Art. 15 RV) und dasjenige der Parla-
mentsfraktionen suchte und darüber hinaus sein 
politisches Schicksal vom Fortbestand des Par-
teienblocks abhängig machte.  Dies wurde dem 
Reichskanzler in der Affäre um das Daily-Tele-
graph-Interview aber  zum Verhängnis,  als  der 
Parteienblock  auseinander  fiel  und  v.  Bülow, 
dessen Verhältnis  zum Kaiser  zwischenzeitlich 
zerrüttet war, seinen Rücktritt einreichen muss-
te84. Obwohl sich auf formell verfassungsrechtli-
cher Ebene nichts verändert hatte, waren Parla-
mentarisierungstendenzen  in  der  Verfass-ungs-
praxis unverkennbar85.

Da das Parlament und insbesondere die Fraktio-
nen auf der staatlichen Ebene das Aktionszen-
trum der Parteien darstellten, mussten jene Ein-
richtungen als Machtressource verstanden und in 
der politischen Auseinandersetzung effektiv ein-
82 Vgl. Tormin (Fn. 12), S. 97.
83 Vgl. auch Bergsträsser (Fn. 13), S. 169 ff.; Nipperdey 
(Fn. 13), S. 729 ff.
84 Vgl.  Stern  (Fn.  4),  S.  453  ff.;  Willoweit  (Fn.  47), 
S. 350 f.; Nipperdey (Fn. 13), S. 731.
85 Als ein weiterer Schritt in diese Richtung kann die Ein-
führung  des  „informellen  Misstrauensvotums“  in 
§ 33a GO-RT im Jahr  1912 bewertet  werden,  vgl.  dazu 
Huber (Fn. 42), S. 904 ff.; Rauh (Fn. 57), S. 186 ff.

gesetzt werden. Hierbei gewann das Institut der 
Partei-  und  Fraktionsdisziplin zunehmend  an 
Gewicht. Nach Art. 29 RV waren die Abgeord-
neten  Vertreter  des  gesamten  Volkes  und  an 
Aufträge  sowie  Instruktionen  nicht  gebunden. 
Das darin enthaltene Prinzip des freien Mandats 
zählte zwar zum Kernbestand des parlamentari-
schen-repräsentativen  Systems.  Allerdings  war 
dieser  Grundsatz  in  der  politischen  Praxis  des 
19.  Jahrhunderts  modifiziert  worden.  So 
herrschte bereits in der Frankfurter Paulskirche, 
in der sich in den sog. „Clubs“ die ersten Frak-
tionen gebildet hatten, eine Abstimmungsdiszi-
plin, die für die Abgeordneten innerfraktionelle 
Bindungen  zeitigte86.  Die  Fraktionsdisziplin 
wurde stärker, nachdem sich die Honoratioren-
parteien nach und nach in Apparateparteien ver-
wandelt  und in  einigen Fraktionen die  Berufs-
parlamentarier  das Zepter in die Hand genom-
men hatten87. Gerade die Abgeordneten der Par-
teien, die durch die Reichsleitung bekämpft wur-
den,  mussten  auf  parlamentarischer  Ebene  ge-
schlossen auftreten, um dem politischen Gegner 
keine  zusätzlichen  Angriffsflächen  zu  bieten. 
Mitunter  verursachte  die  straffe  Führung  der 
Fraktionen  auch  erhebliche  innerparteiliche 
Spannungen. Beispiel hierfür ist ein Konflikt in 
der Freisinnigen Partei  im Zusammenhang mit 
dem Heeresetat (1893), der zum Ausschluss ei-
niger  Abgeordneten  führte,  nachdem diese ab-
sprachewidrig  dem  Regierungsentwurf  zuge-
stimmt hatten88. Die Fraktionsdisziplin war aller-
dings  unterschiedlich  intensiv  ausgeprägt.  So 
galt in den konservativen Parteien, die ihren Ho-
noratiorencharakter möglichst lange beibehalten 
wollten,  kein  Fraktionszwang,  was  zur  Folge 
hatte,  dass  die  Abgeordneten  oft  uneinheitlich 
abstimmten89. 

86 Zu den Disziplinarstatuten der Fraktionen in der Pauls-
kirche vgl. Kramer, Fraktionsbindungen in den deutschen 
Volksvertretungen 1819 – 1849, 1968, S. 80 ff.
87 Vgl.  auch  Huber  (Fn.  42),  S.  890  ff.;  Stern  (Fn.  4), 
S. 375 f.
88 Vgl. Fenske (Fn. 12), S. 121.
89 Vgl. Lösche (Fn. 16), S. 52.
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VII. Schluss

Die Ausführungen über die Stellung der Parteien 
im Staatsrecht des Kaiserreiches haben gezeigt, 
dass nur eine differenzierte, die normativen und 
verfassungspolitischen Implikationen in gleicher 
Weise berücksichtigende Betrachtungsweise der 
Bedeutung der Thematik gerecht wird. Die Par-
teien  waren  einerseits  systemimmanente  Ele-
mente einer verfassungsrechtlichen Ordnung, in 
der der Kaiser, die Exekutive und das Militär ein 
deutliches Übergewicht hatten90. Viele Spannun-
gen und Konflikte zwischen den Parteien, die als 
ein Produkt des Parlamentarisierungs- und De-
mokratisierungsprozesses zu begreifen sind, und 
den  demokratisch  nicht  legitimierten  Organen 
waren  damit  vorprogrammiert.  Andererseits 
konnten die Parteien ihre Scharnierfunktion zwi-
schen Gesellschaft und Staat nicht adäquat aus-
üben, da ihnen der Zugang zum neuralgischen 
politischen Ämtersystem versperrt blieb, obwohl 
sie sich zu Mitgliederparteien verwandelten und 
ihre gesellschaftliche Basis erweiterten. Sie wur-
den durch die fehlenden exekutiven Mitsprache-
rechte  machtpolitisch  „ausgehungert“,  da  der 
Obrigkeitsstaat,  von  einem  Antiparteienaffekt 
geleitet,  sich als  überparteiliches  Gebilde defi-
nierte und den gesellschaftlichen Gruppierungen 
die  gouvernementalen  Entscheidungsinstanzen 
vorenthielt91.  Dadurch  konnten  sie  die  für  das 
Regierungsgeschäft  notwendigen  Fähigkeiten 
nicht erlernen, was sich als eine Erblast für das 
politische System in der Weimarer Republik er-
wies92.  Im Übrigen waren die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Teilnahme der Parteien 
am politischen Leben uneinheitlich. Sie wurden 
in ihrer Funktion als politische Wahlvereine ge-
schützt und konnten auf parlamentarischer Ebe-
ne agieren, auch wenn sie außerhalb des Reichs-
tags durch die Exekutive bekämpft wurden. In-
dessen waren die Grundsätze der Parteienfreiheit 
– jedenfalls in den ersten Jahrzehnten des Kai-
serreiches – und der Parteiengleichheit nur unzu-
länglich ausgeprägt.
Von einer „institutionelle(n) Garantie des freien 

90 Vgl. Stern (Fn. 4), S. 358.
91 Vgl. auch Nipperdey (Fn. 26), S. 393.
92 Vgl. auch Stolleis (Fn. 1), S. 203 (207).

Parteiwesens“93 konnte  demnach  keine  Rede 
sein.

93 So Huber (Fn. 30), S. 9.
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Aufgespießt

Das  Drei-Länder-Quorum,  die 
Rechtsprechung  und  die  begeis-
terte Literatur

Dr. Thilo Streit, LL.M. (Texas), Düssel-
dorf*

Wie bereits  im MIP  2004/051 besprochen,  hat 
sich  das  Bundesverfassungsgericht  am 
26.10.2004  zur  sog.  Drei-Länder-Klausel  des 
§ 18 IV 3 PartG geäußert1.  Dank Verfassungs-
widrigkeitserklärung  konnte  die  Klausel,  die 
zum  1.1.2005  in  Kraft  treten  sollte,  keinerlei 
Wirkung entfalten.

Die Entscheidung wurde von der rechtswissen-
schaftlichen  Literatur  allgemein  mit  Begeiste-
rung aufgenommen2, ja, das Bundesverfassungs-
gericht  zum  „Hüter  des  Parteienwettbewerbs“ 
stilisiert3.  Kritisiert  wurde am Urteil  allenfalls, 
dass  sein  Aufbau  z.T.  etwas  misslungen  sei4, 
bzw. dass das Gericht sich nicht weitergehend 
zu seiner Rolle bei der Kontrolle der Vorschrif-
ten zu den Parteifinanzen geäußert habe5.

Diese rein formal und weniger inhaltlich vermit-
telte Kritik lässt jedoch verschiedene Zweifel – 

* Der Verfasser ist Wiss. Mitarbeiter am Institut für Deut-
sches  und  Europäisches  Parteienrecht  und  Parteienfor-
schung (PRuF) an der Heinrich-Heine-Universität Düssel-
dorf.
1 H. Merten, Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung, 
S. 95 ff.
1 BVerfGE 111, 382 ff = BVerfG NVwZ 2004, 1473 ff. = 
BVerfG DVBl. 2005, 50 ff.
2 Vgl.  M. Morlok, NVwZ 2005, 157 ff.,  S.  Jutzi,  ZParl 
2005, 375 ff.; J. Geerlings, VR 2005, 153 ff. S.a. H. H. v. 
Arnim, NJW 2005, 247 (251 Fn. 37). Kritisch hingegen 
Th. Streit,  Entscheidung in eigener Sache, 2006, i.E., S. 
206 ff.
3 M. Morlok, NVwZ 2005, 157 (157).
4 M. Morlok, NVwZ 2005, 157 (159).
5 M. Morlok, NVwZ 2005, 157 (157).

auch an der  Rolle,  die sich das Bundesverfas-
sungsgericht  in  der  Entscheidung  zuschreibt  – 
außer Acht. An das Urteil sind durchaus weitere 
Fragen zu stellen.

An zwei – m.E. deutlich entscheidungserhebli-
chen  –  Detailfragestellungen  tritt  sowohl  eine 
verfehlte  Entscheidung im Detail,  als  auch ein 
verfehltes Selbstverständnis des Gerichts zu Ta-
ge. Selbst wenn man das Urteil und seine Ziel-
richtung begrüßt, sollte man sich die problemati-
schen Punkte, die zur Entscheidung führten, vor 
Augen halten. Dabei soll zunächst auf die Frage 
der Zulässigkeit  (1.)  eingegangen, im weiteren 
der Umgang des Gerichts mit  der Begründung 
des Gesetzgebers besprochen werden (2.). Dem 
folgt  eine  kurze,  wertende  Zusammenfassung 
(3.).

1. Antragsbefugnis ohne Beschwer?

Wie in der Besprechung von Morlok6 zum Aus-
druck  kommt,  bestanden  durchaus  Zweifel  an 
der  Antragsbefugnis  der  Antragsteller,  da  die 
Regel des § 18 IV 3 PartG bei den Antragstel-
lern derzeit überhaupt nicht zum Tragen kommt. 
Die GRAUEN haben ebenso wie die ÖDP zu-
mindest bis zur Europawahl 2009 keinerlei Aus-
wirkungen zu befürchten: Beide hatten bei der 
letzten Europawahl das Quorum des § 18 IV 1 
PartG überwunden und nehmen mithin bis  zur 
nächsten  Europawahl  an  der  Teilfinanzierung 
der Parteien sowohl bezüglich des Wählerstim-
menanteils nach § 18 III Nr. 1 PartG, als auch 
bezüglich des Zuwendungsanteils nach § 18 III 
Nr. 3 PartG teil. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts ist  die Antrags-
befugnis  gegeben,  wenn  nicht  von  vornherein 
ausgeschlossen werden kann, dass der Antrags-
gegner  Rechte  des  Antragstellers,  die  im Ver-
hältnis zum Antragsgegner bestehen, durch die 
beanstandete Maßnahme verletzt oder unmittel-
bar  gefährdet  hat7.  Eine  mögliche  Verletzung, 
also  eine  derzeit  bestehende  Beeinträchtigung, 
kommt vorliegend nicht in Betracht. Auch eine 

6 M. Morlok, NVwZ 2005, 157 (160).
7 BVerfGE 94, 351 (362 f.); 99, 19 (28); 102, 224 (232); 
104, 151 (196).
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mögliche unmittelbare Gefährdung ist mehr als 
fragwürdig:  Es  ist  durchaus  nicht  ausgemacht, 
dass den beiden Parteien nicht in den nächsten 
Bundestags-  bzw.  Europawahlen  wieder  das 
Überschreiten  der  0,5  %-Hürde  oder  bei  den 
Landtagswahlen  der  Drei-Länder-Klausel  ge-
lingt. Ein gewisses Maß an Gegenwärtigkeit der 
Beschwer  und  die  nicht  völlige  Offenheit  des 
Eintritts einer möglichen Rechtsverletzung sind 
dem Begriff  der  unmittelbaren  Gefährdung je-
denfalls  zu entnehmen, wenn man schon nicht 
die gleichen Standards von Gegenwärtigkeit wie 
bei  der  Verfassungsbeschwerde  anlegen  will, 
was an sich angebracht wäre. Eine unmittelbare 
Gefährdung ist jedoch nur dann gegeben, wenn 
das  Eintreten  der  Beschwer  in  absehbarer  Zu-
kunft  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit 
eintritt,  nicht jedoch, wenn deren Eintritt  über-
haupt nicht feststeht. Jedenfalls hätte es hierfür 
einer  ausführlichen  Begründung  des  Gerichts 
bedurft- das Urteil lässt jedoch jedwede Ausfüh-
rung vermissen.

Obgleich das Bundesverfassungsgericht jedwede 
Begründung für dieses außerachtlassen der Vor-
aussetzungen der  Art.  93  I  Nr.  1  GG,  §  64  I 
BVerfGG unterlässt,  wird  das  Ergebnis  in  der 
Literatur als positiv angesehen: Das Bundesver-
fassungsgericht nehme seine Rolle als Hüter des 
Parteienwettbewerbs wahr8. Nun mag man dem 
Bundesverfassungsgericht diese Rolle gerne zu-
gestehen – aber dann doch bitte im Rahmen der 
Gesetze  bzw.  mit  ausreichender  Begründung! 
Was  das  Bundesverfassungsgericht  vorliegend 
tat, ist eine Selbstermächtigung – eine Entschei-
dung  in  eigener  Sache9 –  des  Bundesverfas-
sungsgerichts, das seine gesetzlich festgeschrie-
benen  Entscheidungsvoraussetzungen  wenn 
schon nicht ignoriert10,  so doch unargumentiert 
annimmt. Darüber  hinaus bestand für das Bun-
desverfassungsgericht keinerlei Not, jetzt so zu 
8  M. Morlok, NVwZ 2005, 157 (160).
9 Also einer Entscheidungsform, die dem Bundestag stets 
vorgehalten wird und gar zur Verfassungswidrigkeit füh-
ren soll, vgl. W. Henke, in: Bonner Kommentar, Art. 21 
(1991), Rn. 322. Zur parlamentarischen „Entscheidung in 
eigener Sache“ und den mangelnden rechtlichen Anknüp-
fungsmöglichkeiten  an  diese  Th.  Streit  (Fn.  3),  passim. 
S.a. bereits ders., MIP 11 (2003), 60 ff.
10 Vgl. hierzu Th. Streit (Fn. 3), S. 208.

entscheiden  –  hätte  es  dieselbe  Entscheidung 
doch auch bei einer Verfassungsbeschwerde ei-
ner  betroffenen  Partei  gegen  einen  künftigen 
Festsetzungsakt des Bundestagspräsidenten, der 
den Zuwendungsanteil  versagt,  treffen können. 
Dem  mag  man  entgegenhalten,  dass  die  Ent-
scheidung  dann  dieselbe  gewesen  wäre.  Dies 
vermag  jedoch  nicht  zu  überzeugen  –  sonst 
könnte  künftig  das  Bundesverfassungsgericht 
auch auf die  Idee kommen,  ohne Antrag nach 
Gutdünken zu Fragen der  Parteienfinanzierung 
zu entscheiden, da es ja Hüter des Parteienwett-
bewerbs sei.

Bereits  hier  kommt  mithin  ein  zweifelhaftes 
Verständnis des Bundesverfassungsgerichts sei-
ner selbst  zum Ausdruck, das mit dem Begriff 
judicial activism nur unzureichend beschrieben 
ist. Auch judicial activism sollte das Gericht ge-
rade in Hinblick auf die Gewaltenteilung nicht 
von seiner Begründungspflicht entbinden.

2. Parteienprozess  vor  dem  Bundesverfas-
sungsgericht?

Wurde die  überaus  aktive  Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts in der Literatur we-
nigstens zum Teil erkannt und begrüßt, scheint 
den Stimmen der Literatur ein weiteres Problem 
des Urteils des Bundesverfassungsgericht völlig 
entgangen  zu  sein:  Das  Gericht  geht  schlicht 
nach  dem jeweiligen  Parteivorbringen  vor,  je-
denfalls tut es das in Bezug auf die Argumentati-
on des Bundestages.

So argumentiert es etwa, dass sich die im Ver-
fahren vorgebrachte Begründung, der Gesetzge-
ber habe mit der Drei-Länder-Klausel beabsich-
tigt, ein Ungleichgewicht zwischen Wählerstim-
men-  und  Zuwendungsanteil  zu  verhindern, 
nicht  in  den  Gesetzesmaterialien  finde11.  Das 
hört  sich  so  an,  als  wolle  das  Bundesverfas-
sungsgericht künftig den Gesetzgeber mit sonsti-
gen,  im Gesetzgebungsverfahren nicht  genann-
ten oder nicht bekannten Begründungen für ein 
Gesetz präkludieren. Das Bundesverfassungsge-
richt ist jedoch kein dem Beibringungsgrundsatz 
der ZPO unterworfenenes ordentliches Gericht – 
11 BVerfGE 111, 382 (402 f.).
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vielmehr hat in Verfahren vor ihm der Amtser-
mittlungsgrundsatz zu gelten. Das Gericht mag 
mithin zu Recht die Argumentation des Bundes-
tags zur genannten Frage verworfen haben, dass 
sie sich nicht in den Gesetzesmaterialien findet, 
kann jedoch vom Gericht nicht stichhaltig vor-
gebracht  werden –  unter  Geltung des  Amtser-
mittlungsgrundsatzes ist es schlicht irrelevant. 

Man  mag  dies  dem  Bundesverfassungsgericht 
im Einzelfall als Unachtsamkeit verzeihen – je-
doch findet sich eine ähnliche Vorgehensweise 
noch bei einer weiteren Ausführung des Gerichts 
im selben Urteil.

Das als  erfrischend bezeichnete empirische Wi-
derlegen  der  Argumentation  des  Bundestages, 
die kleinen Parteien hätten in der Vergangenheit 
insbesondere  in  den  Stadtstaaten  versucht,  an 
Wahlen mit Erfolg teilzunehmen12, verstärkt den 
gewonnenen Eindruck. Insbesondere wirkt sich 
die unzureichende Begründung des Bundesver-
fassungsgerichts  hier  entscheidungserheblich 
aus.  Wiederum  stützt  sich  das  Bundesverfas-
sungsgericht auf eine von der Partei Bundestag 
gemachte Aussage – kleinere Parteien nähmen 
vornehmlich an Wahlen in Stadtstaaten teil, um 
dann  missbräuchlich  den  Zuwendungsanteil 
bundesweit  zu  kassieren.  Das  Bundesverfas-
sungsgericht widerlegt diese – konkrete – Aus-
sage durchaus. Jedoch setzt es sich nicht mit der 
dann  folgenden  Frage  auseinander,  ob  solcher 
Missbrauch  unter  der  bestehenden  Rechtslage 
möglich ist und der Gesetzgeber das Recht hat, 
solchem  Missbrauch  gesetzlich  vorzubeugen, 
bevor er tatsächlich geschieht. Das Bundesver-
fassungsgericht lässt sich also auf die sich auf-
drängende Frage, ob ein möglicher Missbrauch 
die  Drei-Länder-Klausel  rechtfertigt,  gar  nicht 
ein.  Es  prüft  nicht,  ob  dieser  mögliche  Miss-
brauch ein valides Argument für eine Einschrän-
kung der Chancengleichheit sein kann. Es prüft 
noch  nicht  einmal,  ob  ein  solcher  Missbrauch 
nicht  möglich ist.  Es setzt  sich einzig mit  der 
vorgebrachten  Parteibegründung  auseinander 
und  verkennt  den  ihm  aufgegebenen  Amtser-
mittlungsgrundsatz. 

12 BVerfGE 111, 382, (399 ff.).

Freilich – möglicherweise wäre das Bundesver-
fassungsgericht  zu  dem  Ergebnis  gekommen, 
dass  auch  ein  solcher  möglicher  Missbrauch 
kein ausreichender Grund für die Drei-Länder-
Klausel  darstellt.  Diese  verfassungsrechtliche 
Argumentation fehlt jedoch, da sich das Gericht 
mit  der  lapidaren  Feststellung  begnügt,  bisher 
habe  es  keinen  solchen  Missbrauch  gegeben. 
Mit derselben Argumentation ließe sich auch die 
Verfassungswidrigkeit  des  Verbots  der  Vorbe-
reitung eines  Angriffskrieges aus § 80 StGB be-
gründen  –  seit  Gründung  der  Bundesrepublik 
habe es ja kein Deutscher versucht.

Wegen  dieses  Fehlverständnisses  der  eigenen 
Rolle des Gerichts fehlt der Entscheidung mithin 
eine  echte  Auseinandersetzung  mit  dem  wohl 
wirkmächtigsten  Argument  des  Gesetzgebers, 
dem möglichen Missbrauch der bestehenden Re-
gelung durch Kleinstparteien.

Freilich, man könnte sich hier auch mit dem Ar-
gument  des  Bundesverfassungsgerichts,  dass 
eine  bundespolitische  Bedeutung  der  Parteien 
für eine Teilnahme an der Parteienfinanzierung 
auch durch den Zuwendungsanteil nicht vonnö-
ten sei13, auseinandersetzen. Immerhin verbleibt 
den Kleinstparteien der durch das Änderungsge-
setz  wesentlich  erhöhte  Wählerstimmenanteil. 
Diesbezüglich  ist  die  Argumentation  des  Bun-
desverfassungsgerichts  aber  wenigstens  nach-
vollziehbar und zu Ende gedacht.

3. Bewertung

Wie aufgezeigt, schreibt sich das Bundesverfas-
sungsgericht in der besprochenen Entscheidung 
eine seltsame Rolle zu. Einerseits ermächtigt es 
sich unter Hintanstellung des gesetzlichen Ver-
langens nach einer gegenwärtigen Beschwer des 
Antragstellers zur Entscheidung, lässt es aber im 
weiteren an einer  ordnungsgemäßen Auseinan-
dersetzung mit möglichen Argumenten für den 
Gesetzgeber fehlen und beschränkt sich auf das 
Verhandeln eines Parteienprozesses,  seinen ge-
setzlichen Amtsermittlungsgrundsatz zum Nach-
teil  des  Gesetzgebers  vergessend.  Dies  spricht 
insgesamt von einem doch zurückgenommenen 
13 BVerfGE 111, 382 (409 f.).
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Respekt  vor  dem Verfassungsorgan Bundestag 
und einer  gewissen  Ablehnungshaltung gegen-
über den in ihm vertretenen politischen Parteien. 
Dies gilt  selbst  dann,  wenn man das  Ergebnis 
der  Entscheidung  für  rechtlich  richtig  hält  – 
selbst dann sollte man vom Bundesverfassungs-
gericht erwarten, dass seine Entscheidungsgrün-
de zu Ende gedacht und argumentiert  sind.  Es 
bleibt zu hoffen, dass das Bundesverfassungsge-
richt in Zukunft weniger der „Bundestagspartei-
enprüderie“14 huldigt und dem Bundestag als de-
mokratisch  legitimiertem Verfassungsorgan  et-
was mehr Respekt zukommen lässt.

14 In Anlehnung an W. Zeh, Die deutsche Parteienprüderie 
in  neuen Kleidern,  in:  FS Rudolf  Morsey zum 65.  Ge-
burtstag, 1992, S. 1009 ff.
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Parteienrecht  im  Spiegel  der 
Rechtsprechung
1. Grundlagen zum Parteienrecht
Das BVerfG hatte sich mehrfach mit der vorzei-
tigen  Auflösung des  Bundestages  auseinander-
zusetzen. Zunächst1 stellte es zu Recht fest, dass 
das Interesse politischer Parteien an einer länge-
ren Vorbereitungszeit auf die nächsten Bundes-
tagswahlen demjenigen von Abgeordneten,  die 
ihren Abgeordnetenstatus behalten wollen, nicht 
gleichgelagert  ist.  Es  lehnte  daher  den  Antrag 
von AGFG, ÖDP und Familienpartei,  den von 
den Abgeordneten Schulz  und Hoffmann betrie-
benen Organstreitverfahren beizutreten, ab.

Familienpartei und ÖDP strengten darüber hin-
aus ein eigenständiges Organstreitverfahren an, 
welches vom BVerfG2 jedoch mangels Antrags-
befugnis verworfen wurde. Ziel der Parteien war 
es dabei, möglichst die zur Wahlteilnahme erfor-
derlichen  Unterschriftenlisten  nicht  einreichen 
zu müssen bzw. dafür mehr Zeit zu erhalten. Das 
Gericht führte jedoch aus, dass Art. 68 GG na-
mentlich dem Interesse des Bundeskanzlers die-
ne, jedoch keineswegs ein Recht der Parteien auf 
einen  stabilen  Bundestag  beinhalte.  Auch  die 
Chancengleichheit  der  Parteien  trage  hier  kein 
anderes Ergebnis: Rechtmäßige wie unrechtmä-
ßige  Auflösung  des  Bundestages  führen  hier 
zum  gleichen  Ergebnis,  eben  identischen  von 
den Parteien einzuhaltenden Einreichungsfristen 
der Unterstützerunterschriften für die Wahlteil-
nahme.  Daher  könne  es  hierauf  nicht  ankom-
men.  Den  von  den  Parteien  hilfsweise  ange-
brachten Antrag gegen die jeweiligen Fristen im 
BWahlG bzw. die Notwendigkeit der Unterstüt-
zungsunterschriften selbst hielt das BVerfG für 
verfristet,  da  die  entsprechende  Formulierung 
bereits seit 7. Mai 1956 so im BWahlG enthalten 
war und seither keine Änderung erfuhr. Eine die 
Fristen  des  BWahlG  verkürzende  Verordnung 
habe  darüber  hinaus  keinen  weiteren  belasten-

1 Beschluss vom 08.08.2005, -  2 BvE 7/05 - ,  in: NJW 
2005, 2685.
2 Beschluss  vom 23.08.2005,  -  2  BvE 5/05 -,  in:  NJW 
2005, 2682 ff. 

den Gehalt, weshalb auch gegen eine solche die 
Antragsbefugnis fehle. Auch wollte es dem Ge-
setzgeber  keine  besonderen  Kontrollpflichten 
bei  vorzeitiger  Bundestagsauflösung  aufgeben. 
Wegen  der  Verfristung  sei  jedenfalls  nurmehr 
eine  Inzidentkontrolle  im Wahlprüfungsverfah-
ren möglich. Letztlich folgte das Gericht damit 
seiner bisherigen Rechtsprechung, im Wahlver-
fahren selbst keinen Rechtsschutz zuzulassen3.

Die Entscheidung in der Hauptsache4 ist partei-
enrechtlich  unergiebig.  Auch  die  Concurring 
Opinion der Richterin Lübbe-Wolff und der Dis-
sent des Richters Jentsch bringen keine weiteren 
parteienrechtlichen Erkenntnisse.

Das VG Osnabrück5 musste sich mit einer Kla-
ge zweier Gemeinderäte auseinandersetzen, die 
die Nichtauflösung des Gemeinderates und ihrer 
Fraktion gegen die Gemeinde, deren Rat und die 
Kommunalaufsicht  zu  erstreiten  begehrten  – 
letztlich also mit einer Rechtsfrage, die der dem 
BVerfG6 vorliegenden ähnelte.  Hier  hatten  die 
Mitglieder des Gemeinderates bis auf deren zwei 
sowie  eventuelle  Nachrücker  auf  ihr  Mandat 
verzichtet, um den Weg für Neuwahlen des Ge-
meinderates freizumachen. Ebenso wie das GG 
kennt die GONds kein Selbstauflösungsrecht des 
parlamentarischen  Organs.  Einzig  bei  Wegfall 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  Gemeinderäte  ist 
eine Neuwahl verpflichtend. Das Gericht sah die 
Verzichtserklärungen der Gemeinderäte hier als 
rechtsmissbräuchlich und somit  unwirksam an. 
Das Gericht stellte mithin auf ein weitergehen-
des materielles Kriterium ab als das BVerfG und 
entsprach mithin eher  der  Ansicht  des  Verfas-
sungsrichters  Jentsch.  Darauf stützte sich auch 
der Ausspruch der Ungültigkeit der Feststellun-
gen der  Wirksamkeit  der  Verzichtserklärungen 
und  der  Auflösung  des  Gemeinderats  durch 
ebendiesen.  Als unzulässig sah das Gericht je-

3 BVerfGE 34, 81 (94); 66, 232 (234); 74, 96 (101). Zur 
Auseiandersetzung  über  diese  Rechtsprechung  vgl.  M. 
Morlok, in: Dreier, GG II, 2. Aufl. 2006, Art. 41 Rn. 12 
m.w.N.
4 BVerfG, Urteil vom 25.08.2005, - 2 BvE 4/05, 2 BvE 
7/05.
5 Urteil vom 30.08.2005, – 1 A 335/05 -.
6 Beschluss  vom 23.08.2005,  -  2  BvE 5/05 -,  in:  NJW 
2005, 2682.
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doch die Klage gegen den entsprechenden Fest-
stellungsakt der Kommunalaufsicht an – gegen 
diesen könnten sich nicht einzelne Ratsmitglie-
der bzw. Fraktionen, sondern allenfalls die Ge-
meinde selbst wenden.

Das LG Berlin7 hatte sich mit der Rechtmäßig-
keit  des Ausschlusses des ehemaligen Bundes-
tagsabgeordneten  Martin  Hohmann aus  der 
CDU durch Landes-  und Bundesschiedsgericht 
auseinanderzusetzen8.  Dabei  äußerte  sich  das 
Gericht  zunächst  zur  Prüfungsdichte  und  be-
kannte sich dabei zur ständigen Rechtsprechung 
des BGH9, aber auch der des BVerfG10, wonach 
staatliche  Gerichte  im Rahmen  von Auseinan-
dersetzungen, die vor den Parteischiedsgerichten 
ausgetragen werden, auf Missbrauchs- und Evi-
denzkontrolle  beschränkt  sind.  Andererseits 
prüfte das Gericht im weiteren doch recht inten-
siv, insbesondere auch im Bereich des Verhält-
nismäßigkeitsprinzips,  so  dass  fraglich  ist,  in-
wiefern  sich  das  Gericht  tatsächlich  an  die 
selbstgesteckte  Kontrolldichte  hielt.  Das  LG 
stellte im weiteren klar, dass die ordnungsgemä-
ße  Zustellung  einer  parteischiedsgerichtlichen 
Entscheidung nicht durch den Vorstand der Par-
tei,  sondern das Schiedsgericht selbst  zu erfol-
gen hat, wobei Originalunterschriften der Rich-
ter nicht erforderlich seien. Auch sei die Vollen-
dung des 65. Lebensjahres kein Grund, ein Mit-
glied  eines  Parteischiedsgerichts  zu  disqualifi-
zieren, nur weil das DRiG ein solches Ausschei-
den vorsehe.  Der  Kernpunkt  der  Entscheidung 
lag in der Frage nach der Geltung des Grund-
satzes  ne bis  in  idem in  parteiordnungsrechtli-
chen Fragen. Das LG hat hierbei zu Recht aus-
geführt, dass dieser Grundsatz Gültigkeit bean-
sprucht, im vorliegenden Fall jedoch durch eine 
dem  Parteiausschluss  vorgelagerte  Rüge  von 
Seiten des Parteivorstandes nicht beeinträchtigt 
werden konnte: Die Rüge war als Ordnungsmaß-
nahme in der Satzung nicht vorgesehen, mithin 
keine Ordnungsmaßnahme, sondern ein rein po-
litisches  Handeln  des  Parteivorstands.  Das  LG 
machte weiter  deutlich,  dass es für das Partei-

7 Urteil vom 11.11.2005, - 28 O 585/04
8 Vgl. schon S. Roßner, MIP 12 (2004/2005), S. 59 ff.
9 Vgl. etwa BGH NJW 1994, 2610 ff.
10 Vgl. BVerfG NJW 2002, 2227 f.

schiedsgericht  –  wie  für  ordentliche  Gerichte 
nicht minder – nicht verpflichtend ist, alle von 
den  Beteiligten  vorgebrachten  Gesichtspunkte 
zu  bescheiden,  dass  das  Parteischiedsgericht 
vielmehr  Vorbringen,  das  für  die  zu  treffende 
Entscheidung  ohne  Belang  ist,  nicht  in  seine 
Entscheidung mit aufnehmen muss. Ein beson-
ders  wichtiger  Punkt  in  der  Entscheidung  des 
LG lag weiter darin, dass es verdeutlichte, dass 
Parteischiedsgerichte – im Gegensatz zu staatli-
chen Gerichten – mangels direkter Bindung an 
Art. 5 I 1 GG nicht verpflichtet sind, der Äuße-
rung eines Parteimitgliedes gerade den Sinn zu 
unterstellen,  der  nicht  zu  einer  Inkriminierung 
führt, wenn die Äußerung mehrdeutig ist. Viel-
mehr könne das Parteischiedsgericht hier auf das 
Verständnis Dritter abstellen, wobei es durchaus 
ausreicht, dass ein bestimmter Teil der in Bezug 
genommenen  Dritten  die  Äußerung  als  ord-
nungs-,  grundsätze-  oder  satzungswidrig wahr-
nimmt.  Dass  andere  Dritte  das  gesprochenen 
Wort  völlig  anders  und durchaus nicht  so wie 
die Erstgenannten wahrnehmen, ist ohne Belang. 
Insbesondere ist  demjenigen, der derartige Äu-
ßerungen tut,  die  Mehrdeutigkeit  zuzurechnen. 
Das  LG  führte  weiter  aus,  dass  ein  Schaden 
i.S.d. § 10 IV PartG vorliege, wenn es zu einer 
Schädigung  des  Ansehens  der  Partei  komme. 
Das  Parteischiedsgericht  sei  auch  nicht  gehin-
dert, Sympathiebekundungen für denjenigen, der 
einem  Ausschlussverfahren  unterworfen  wird, 
nicht als Unterstützung, sondern als Störung des 
Parteifriedens, veranlasst durch den Ersteren, zu 
werten.  Beim  Verschuldensmaßstab  hielt  das 
Gericht  an  der  Rechtsprechung  fest,  dass  bei 
Grundsatz- oder Ordnungsverstoß Fahrlässigkeit 
für den Ausschluss ausreicht11.

Das  LG Berlin12 hatte sich in einem Verfahren 
im  einstweiligen  Rechtsschutz  mit  der  Frage 
auseinanderzusetzen, ob der Bundesvorstand der 
WASG  den  Berliner  Landesvorstand  absetzen 
und  durch  einen  Beauftragten  ersetzen  kann, 
wenn  dieser  Landesvorstand  gegen  die  Be-
schlusslage des Bundesparteitags und einer Ur-
abstimmung  auf  Bundesebene  bei  einer  Land-
tagswahl eine eigene Wahlliste bei den Wahlbe-
11 Vgl. BGH NJW 1994, 2610 ff.
12 Urteil vom 31.5.2006, - Az.: 87 O 24/06 -.

93



Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung MIP 2006 13. Jahrgang 

hörden einreicht. Mit den Beschlüssen auf Bun-
desebene  sollte  verhindert  werden,  dass  die 
WASG auf irgendeiner Ebene mit der Linkspar-
tei/PDS konkurriert, da beide Parteien sich auf-
grund der Beschlüsse auf Bundesebene auf dem 
Wege einer Vereinigung befinden13. Die Amts-
enthebung durch den Bundesvorstand war vom 
Bundesschiedsgericht der WASG im einstweili-
gen  Verfahren  aufrecht  erhalten  worden.  Ob-
gleich  das  LG  anerkannte,  dass  es  gegenüber 
Entscheidungen  von  Parteischiedsgerichten  auf 
eine reine Evidenzkontrolle beschränkt ist, hob 
es die Entscheidung des Bundesvorstands sowie 
des Bundesschiedsgerichts  auf.  Das Einreichen 
einer eigenen Wahlliste zur Wahl des Abgeord-
netenhauses stelle „unter keinem rechtlichen Ge-
sichtspunkt“ eine Maßnahme dar, die in erhebli-
chem Umfang gegen Grundsätze und Program-
matik der Partei verstößt. Als Begründung führt 
das LG an, dass die Vereinigung beider Parteien 
eben noch  nicht  vollzogen  bzw.  endgültig  be-
schlossen sei, der Antritt zur Wahl aber verfas-
sungsrechtliche  Aufgabe  einer  Partei  sei.  Des-
halb  könne,  solange  ein  endgültiger  Vereini-
gungsbeschluss nicht gefasst sei, das Nicht-Kon-
kurrieren  mit  der  Linkspartei/PDS keinen  pro-
grammatischen Grundsatz der Partei darstellen. 
Das LG entscheidet mithin über das programma-
tische Selbstverständnis der WASG, das immer-
hin durch einen Bundesparteitag und eine Mit-
gliederurabstimmung abgesichert wurde. Insge-
samt  erscheint  die  Entscheidung  gerade  noch 
hinzunehmen, da die Beteiligung an Wahlen für 
den  Status  als  Partei  fraglos  entscheidend  ist, 
fragwürdig ist jedoch die von der Beschlusslage 
der Partei völlig losgelöste Bestimmung der pro-
grammatischen Grundsätze durch das Gericht.

13 Ein weiterer Grund liegt in der Tatsache, dass von inter-
essierter Seite die unzutreffende Ansicht geäußert wurde, 
dass die Fraktionsgemeinschaft von WASG und Linkspar-
tei/PDS nach § 10 I GO-BT aufzulösen sei, weil dort die 
Rede davon ist, dass Fraktionen nur von Parteien gebildet 
werden können, die in keinem Land miteinander konkur-
rieren. Gemeint ist damit zweifelsohne nur eine Konkur-
renz bei Wahlen auf Bundesebene, wofür bereits die Tren-
nung  der  Verfassungsräume  von  Bund  und  Ländern 
spricht. Siehe hierzu auch S. Hölscheidt, S. 28, in diesem 
Heft.

Das  LG  Dortmund14 hatte  sich  aufgrund  der 
Entscheidung  des  BGH15 erneut  mit  dem  Fall 
des  ehemaligen  Wuppertaler  Oberbürgermeis-
ters Kremendahl auseinanderzusetzen. Ohne da-
bei besonderen Enthusiasmus an den Tag zu le-
gen,  ordnete  sich  das  LG der  Rechtsprechung 
des BGH unter, wonach § 331 I StGB für Amts-
träger, die ihr Amt aus einer Direktwahl erlangt 
haben, einschränkend auszulegen sei: Eine Tat-
bestandsverwirklichung sei für diesen Personen-
kreis nur dann möglich, wenn die Gegenleistung 
für eine konkrete Diensthandlung gefordert, ver-
sprochen oder angenommen wird. Da eine sol-
chermaßen konkretisierte Unrechtsvereinbarung 
nicht gegeben war, sprach das LG den ehemali-
gen OB Kremendahl frei16.

Der  Österreichische Verfassungsgerichtshof17 

hatte über die Frage zu entscheiden, ob die FPÖ 
Kärnten, nachdem 15 ihrer 16 Landtagsabgeord-
neten  zum  BZÖ  gewechselt  hatten,  weiterhin 
Förderung aus dem Kärntner Landeshaushalt er-
halten muss. Dabei ging es u.a. um die Frage, ob 
die Kärntner FPÖ durch schlichte Satzungsände-
rung zum BZÖ überwechseln konnte und inso-
fern  Rechtsnachfolgerin  der  FPÖ  in  Kärnten 
wurde. Der VfGH setzte sich damit jedoch nicht 
auseinander und hielt den Antrag bereits für un-
zulässig,  da  seine  Entscheidungszuständigkeit 
nicht gegeben sei. Aufgrund des Kärntner Geset-
zes zur Parteienfinanzierung erhalten nur solche 
Parteien  Förderung,  die  mit  mindestens  zwei 
Mitgliedern im Landtag vertreten sind. Da dies 
bei der FPÖ nun nicht mehr der Fall ist, hätten 
sich die maßgeblichen Umstände für die Förde-
rung geändert, weshalb eine neue Entscheidung 
der Landesregierung – diese vergibt die Partei-
enfinanzierungsmittel – notwendig sei, eine Kla-
ge auf bloße Auszahlung des noch unter der al-
ten  Lage  festgestellten  Anspruchs  hingegen 
nicht statthaft sei.

Dr. Thilo Streit, LL.M.

14 Urteil vom 16.03.2006, - 14 V P3/05 - .
15 BGH NJW 2004,  3569  ff.  Vgl.  H.  Merten,  MIP  12 
(2004/2005), 92 (97).
16 Vgl. zum ganzen insb. M. Deiters, MIP 12 (2004/2005), 
18 ff.
17 Beschluss v. 25.04.2006, - Az. A 14/05.
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2. Chancengleichheit
Die  Verfassungsbeschwerde  der  APPD  (Anar-
chistische  Pogo  Partei  Deutschlands)  vor  dem 
BVerfG18 gegen den Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichts Rheinland Pfalz vom 07. Septem-
ber  200519 sowie  den  Beschluss  des  Verwal-
tungsgerichts Mainz vom 01. September 200520 
hat  das  BVerfG mit  Beschluss  vom 06.  März 
2006  im  Verfahren  2  BvR  1545/05  nicht  zur 
Entscheidung angenommen,  da  sie  keine  Aus-
sicht auf Erfolg hatte.

Die APPD hatte sich im Wege des einstweiligen 
Rechtsschutzes bemüht, das ZDF zur Ausstrah-
lung eine von ihnen angefertigte Wahlwerbesen-
dung  zu  verpflichten.  Gegen  die  abschlägigen 
vorbezeichneten  Beschlüsse  wurde  dann  Ver-
fassungsbeschwerde  erhoben  und  eine  Verlet-
zung  ihres  Rechtes  auf  Chancengleichheit  ge-
rügt.  Zur  Begründung  des  Beschlusses  führte 
das  BVerfG  aus,  die  Versagung  einstweiligen 
Rechtsschutzes  könne  zwar  Gegenstand  einer 
Verfassungsbeschwerde  sein.  Jedoch  sei  die 
Auffassung  der  befassten  Gerichte,  die  Klage 
habe nach summarischer Prüfung in der Haupt-
sache offensichtlich mangels Begründetheit kei-
ne  Aussicht  auf  Erfolg,  nicht  zu  beanstanden. 
Insbesondere seien weder die vom OVG geäu-
ßerten Zweifel, ob es sich überhaupt um Wahl-
werbung handele, noch die Wertung dass es sich 
bei  dem  Spot  um  einen  offenkundige  und 
schwerwiegende  Missachtung  der  Menschen-
würde handele, in der ein Beitrag zur politischen 
Willensbildung nicht erkannt werden könne, zu 
beanstanden. Das BVerfG stellte sogar die Par-
teieigenschaft der APPD in Frage.

Die Beschwerde der NPD vor dem  OVG Ko-
blenz21 gegen die Ablehnung des VG Mainz, das 
ZDF im Wege der einstweiligen Anordnung zu 
verpflichten,  der  NPD  einen  weiteren,  dritten 
Sendetermin  für  Wahlwerbung  vor  der  Wahl 

18 Beschluss vom 6. März 2006, 2 BvR 1545/05, zitiert 
nach:  www.bverfg.de/entscheidungen/rk20060306_2b-
vr154505.html.
19 2 B 11269/05.
20 4 L 515/05.MZ.
21 Beschluss vom 13.  September 2005, - 2 B 11292/05 -, 
in: NVwZ 1006, S. 109 f.

zum 16. Deutschen Bundestag am 18.9.2005 zu-
zuteilen,  hatte keinen Erfolg.  Die den Parteien 
zustehenden  Sendezeiten  bemessen  sich  nach 
dem Gebot der Chancengleichheit grundsätzlich 
nach der Bedeutung der Parteien22. Die von der 
Rechtsprechung  entwickelten  „äußeren  Gren-
zen“ der zur Verfügung zu stellenden Werbezei-
ten seien nicht überschritten worden. Das nach 
dem Grundsatz der gleichen Wettbewerbschan-
cen auch kleinen Parteien zur Verfügung zu stel-
lende Mindestmaß an Werbezeit, derer es zu ei-
ner Erreichung eines Werbeeffektes bedarf,  sei 
jedenfalls gewährt worden. Auch die Vorgaben, 
dass die Werbezeit einer im Bundestag vertrete-
nen Partei  mindestens halb so lang sein muss, 
wie die der größten Partei, und dass die Sende-
zeit, die den großen Parteien zusteht nicht mehr 
betragen darf als das vier- bis fünffache der klei-
nen Parteien seien eingehalten worden. Im Rah-
men dieser Grenzen sei die den Parteien zuzubil-
ligende Sendezeit allein nach ihrer Bedeutung zu 
bemessen. Maßgeblich sei insoweit  die Bedeu-
tung der Partei auf der Ebene bzw. in derjenigen 
Volksvertretung,  auf  die  sich  die  anstehende 
Wahl  bezieht,  im  vorliegenden  Fall  daher  die 
Bundesebene.  Vor allem maßgeblich sei  daher 
das  Ergebnis  der  jeweiligen  Parteien  bei  der 
letzten gleichartigen Wahl. Als weitere von der 
Rechtsprechung anerkannte Kriterien für die Be-
messung der Bedeutung einer Partei  in diesem 
Zusammenhang führt das OVG Parlamentsbetei-
ligungen auf Bundes- und Landesebene im Übri-
gen, die Dauer des Bestehens und die Kontinui-
tät der Betätigung, die Zahl der Mitglieder sowie 
Umfang und Ausbau des Organisationsapparates 
an. Vor dem Hintergrund dieser Kriterien sei die 
Zuteilung von zwei Sendeterminen für die NPD 
durch den Ag., das ZDF mit dem VG nicht zu 
beanstanden und eine Verkennung oder Fehlge-
wichtung der Bedeutung der NPD durch die Ag. 
nicht feststellbar. Insbesondere könne die NPD 
aus dem Erfolg bei der vorangegangenen Wahl 
zum  Sächsischen  Landtag  keinen  Schluss  auf 
eine mit der Linkspartei.PDS vergleichbare Be-
deutung hinsichtlich einer Wahl zum Bundestag 
herleiten. So habe der Stimmanteil der PDS und 
der  WASG,  die  nunmehr  gemeinsam antreten, 

22 BVerfGE 48, 271 (276 ff.).
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bei der letzten Wahl zum Bundestag das Zehnfa-
che  des  Stimmanteils  der  NPD  ausgemacht. 
Auch  bei  der  vorangegangenen,  bundesweiten 
Europawahl im Jahre 2004 habe die PDS einen 
ungleich  höheren  Erfolg  vorzuweisen  als  die 
NPD. Zudem sei auch auf der Landesebene die 
NPD  mit  nur  einer  Parlamentsbeteiligung  un-
gleich weniger  erfolgreich als  die  PDS, die in 
sechs von 16 Ländern in die Landesvertretung 
eingezogen sei.  Eine ergänzende Heranziehung 
der  Wahlprognosen  ergäbe  kein  abweichendes 
Bild. Das ohnehin von der Rechtsprechung nicht 
als taugliches Kriterium anerkannte Vorbringen 
der Ast., sie wäre flächendeckend mit 295 Wahl-
kreiskandidaten  angetreten,  konnte  vor  diesem 
Hintergrund nicht zu einer anderen Beurteilung 
führen.

Das  OVG  Münster hat  in  seinem  Beschluss 
vom 27. Mai 200523 festgestellt,  dass aus dem 
Grundsatz,  dass  die  Besetzung  von  Ratsaus-
schüssen in  der  Regel  in  ihrer  politischen Zu-
sammensetzung spiegelbildlich dem Rat entspre-
chen sollten, nicht ein Anspruch der kleinen und 
kleinsten Fraktionen bzw. Gruppen folge, in je-
dem Ausschüssen vertreten zu sein. Wenn es aus 
sachlichen Gründen gerechtfertigt sei, könne der 
Rat  auch  Ausschussgrößen  so  festlegen,  dass 
nicht jede Fraktion repräsentiert ist. Dies folge 
allein daraus,  dass bei  einer verhältnismäßigen 
Abbildung des Rates auf kleineren Ausschüssen 
immer zwangsläufig zu - insoweit hinzunehmen-
den - Über- oder Unterrepräsentationen komme. 
Ein  verfassungsrechtlicher  Anspruch  auf  eine 
Grundrepräsentation auch kleinster Gruppen sei 
nicht  gegeben.  Ebenso  bestehe  kein  Anspruch 
auf eine Erhöhung der Zahl der Sitze im Aus-
schuss, bis jede Gruppe nach dem im Rat vor-
herrschenden Repräsentationsverhältnis auch im 
Ausschuss  einen  Sitz  hat,  die  Ausschussgröße 
liege im Ermessen des Rates. Anderes könne al-
lerdings  gelten,  wenn  die  Ausschussgrössen 
missbräuchlich immer so gewählt würden, dass 
es  nie  zu  einer  Repräsentation  der  kleineren 
Gruppen in Ausschüssen komme. Dies sei aber 
im vorliegenden Fall, wo für einen 32-köpfigen 
Rat Ausschüsse mit 11 oder 12 Mitgliedern ge-

23 15 B 673/05, in: DVP 2006, S. 82.

bildet werden, nicht ersichtlich. Der Gemeinde-
ordnung bliebe unbenommen,  den  nicht  reprä-
sentierten Gruppen die Möglichkeit zu eröffnen, 
ein  beratendes  Mitglied  in  den  Ausschuss  zu 
entsenden. 

In den ständigen Auseinandersetzungen um die 
Konten der NPD hat sich nun auch das VG Ber-
lin24 geäußert. Es stellt fest, dass im Rechtsstreit 
über das Begehren der NPD gerichtet auf die Er-
öffnung eines Girokontos bei der Berliner Spar-
kasse, einer Anstalt des öffentlichen Rechts, die 
selbiges  bisher  verweigerte,  der  Verwaltungs-
rechtsweg gem. § 40 I S. 1 VwGO gegeben sei. 
Die Klägerin berufe sich insbesondere auf einen 
spezialgesetzlich aus § 5 Abs. 1 S. 1 PartG er-
wachsenden Anspruch auf Chancengleichheit im 
Verhältnis zu anderen Parteien, der eine einseiti-
ge Verpflichtung der Träger öffentlicher Gewalt 
begründe und dem öffentlichen Recht zuzuord-
nen sei.  Insoweit spiele es keine Rolle, ob die 
vertraglichen  Beziehungen  und  der  Abschluss 
des  Vertrages  an  sich,  also  das  „wie“  des 
Rechtsverhältnisses  privatrechtlich  ausgestaltet 
seien, da sich jedenfalls das „ob“ des Vertrags-
schlusses nach öffentlichem Recht beurteile.

Das VG Dresden25 wies die Klage der NPD ge-
richtet  auf  die  Feststellung,  dass  sie  in  ihrem 
Recht auf Chancengleichheit verletzt wurde, in-
dem der Ministerpräsident von Sachsen in seiner 
Eigenschaft als Abgeordneter vor der Landtags-
wahl Sachsen mit Mitteln des CDU-Landesver-
bandes  finanzierte  Wählerbriefe  versandte,  in 
denen  er  dazu  aufrief  bei  der  Wahl  nicht  für 
„Radikale  von  rechts“  zu  stimmen,  als  unbe-
gründet ab. Eine Verletzung der Chancengleich-
heit könne in dem Verhalten des Ministerpräsi-
denten nur dann liegen, wenn dieser in seiner Ei-
genschaft als Amtsträger, insbesondere etwa un-
ter Verwendung staatlicher Mittel, tätig gewor-
den  sei.  Dies  sei  vorliegend  gerade  nicht  der 
Fall. Schon nach dem äußeren Erscheinungsbild 
des Briefes sei nicht der Eindruck eines „amtli-
chen“ Schreibens erweckt worden, insbesondere 
sei auch der Gebrauch des Landeswappens allen 
24 2 A 62.05, zitiert nach der Veröffentlichung in juris on-
line.
25 Urteil  vom 04.08.2005,  -  12  K 127/05  -,  in:  NVwZ 
2006, S. 225 f.

96



MIP 2006 13. Jahrgang Parteienrecht im Spiegel der Rechtsprechung

Abgeordneten nach §§ 1 I lit. B, 2 WappenVO 
ausdrücklich gestattet. Auch der Inhalt sei nicht 
geeignet,  den  Irrtum  zu  erwecken  es  handele 
sich um ein amtliches Schreiben des Ag. in sei-
ner  Funktion  als  Ministerpräsident.  Der  Ag. 
habe sich im zulässigen Rahmen „privater“ poli-
tischer Betätigung bewegt.

Felix Terlinden

3. Parteienfinanzierung
Das  VG Berlin26 hatte über eine Anfechtungs-
klage  der  SPD  gegen  eine  parteienrechtliche 
Spendensanktion  und teilweise  Rücknahme ei-
ner staatlichen Parteienfinanzierung der Bundes-
tagsverwaltung zu entscheiden. Hintergrund des 
Rückforderungsbescheides  des  Präsidenten  des 
Deutschen Bundestages in Höhe von 766.937,82 
€ und weiteren 1.380,91 € war die sogenannte 
Wuppertaler  Spendenaffäre.  Im  Oberbürger-
meisterwahlkampf  kam  es  im  Jahre  1999  zu 
Geldleistungen  eines  in  Wuppertal  bekannten 
Bauunternehmers  über  eines  seiner  Unterneh-
men an die örtliche SPD. Der Bauunternehmer 
war an der Errichtung eines Outlet Centers inter-
essiert  und  erhoffte  sich  von  dem Kandidaten 
der SPD letztlich eine bessere „Planungssicher-
heit“  für  das  Vorhaben.  Er  wollte  daher  den 
Kandidaten der SPD unterstützen und sagte zu-
nächst die Bereitstellung von 1.000.000 DM für 
den Wahlkampf zu. Dabei gab er an, für unge-
nannte Spender in Vorleistung treten zu wollen. 
In  mehreren  Tranchen  wurden  500.000  DM 
durch  ein  Unternehmen  des  Bauunternehmers 
entrichtet. Die Suche nach anderen Spendern ge-
staltete sich schwierig. Ihm selbst lag sehr daran, 
dass er im Rechenschaftsbericht der SPD nicht 
als  Spender  von  500.000  DM  in  Erscheinung 
trete, sondern nur von 100.000 DM, die in etwa 
seiner Spende an die CDU entsprachen. Es ge-
lang ihm, drei Personen zu veranlassen, sich als 
Spender angeben zu lassen. Der SPD Unterbe-
zirksgeschäftsführer  nahm  eine  entsprechende 
Spendenaufteilung  in  den  Quartalsbericht  des 
Unterbezirkes  und  in  den  an  die  Bundes-SPD 
weiterzuleitenden  Rechenschaftsbericht  auf. 
Nach routinemäßigen Überprüfungen der angeb-

26 VG Berlin, Urteil vom 20.09.2005 – 2 A 84.04.

lichen  Großspenden  durch  die  Bundes-SPD 
stellte sich heraus, dass eine der genannten Pri-
vatpersonen nicht gespendet hatte. Den entspre-
chenden Betrag übernahm eines der  Unterneh-
men des Bauunternehmers. Die anderen beiden 
angeblichen Spender reagierten nicht. Der Bau-
unternehmer  gab  eine  Erklärung  dahingehend 
ab, dass in seinem Auftrag über sein Unterneh-
men insgesamt 500.000 DM an den Unterbezirk 
Wuppertal  weitergeleitet  worden  seien.  Die 
Spenden seien teilweise von ihm erbracht wor-
den, teilweise habe er Spenden bei Dritten ein-
gesammelt und im übrigen sei er mit zugesagten 
Spenden Dritter in Vorleistung getreten. Im Re-
chenschaftsbericht  der  Bundes-SPD wurde  das 
Unternehmen  sowie  die  beiden  Privatpersonen 
als Spender aufgenommen, die jedoch nicht ge-
spendet hatten. Das VG Berlin hat die Klage der 
SPD  gegen  den  Rückforderungsbescheid  des 
Präsidenten des Deutschen Bundestages als un-
begründet abgewiesen. Die Rechtsgrundlage für 
die  angefochtene  parteienrechtliche  „Spen-
densanktion“ sei nicht § 31 c Abs. 1 PartG 2002, 
sondern  der  gewohnheitsrechtlich  anerkannte 
allgemeine  öffentlich-rechtliche  Erstattungsan-
spruch,  der dazu berechtigt,  eine ohne Rechts-
grund gewährte Leistung mittels Verwaltungsakt 
zurückzufordern.  Maßgeblich für  die  Entschei-
dung des Gerichts waren entgegen der Rechts-
auffassung des Präsidenten des Deutschen Bun-
destages nicht die Vorschriften des Parteienge-
setzes  in  der  Fassung  seiner  Novellierung  im 
Jahre 2002, sondern vielmehr in der Fassung des 
Parteiengesetzes von 1994. Bei dem Rechtsstreit 
standen Vorgänge in Rede aus dem Jahre 1999, 
auf welche die Neuregelung noch keine Anwen-
dung finden konnte.  Der  Anspruchsverlust  auf 
staatliche  Mittel  begründe  sich  auf  §  23  a 
Abs. 1 S. 1 1 Alt. Parteiengesetz 1994. Der An-
spruchsverlust  trete  kraft  Gesetzes ein und be-
gründe  eine  unmittelbar  bestehende  Rückzah-
lungsverpflichtung, ohne dass es der Rücknahme 
des  Bewilligungsbescheides  bedurfte27.  Im Be-
scheid werde eine Rückforderung zu unrecht ge-
währter  staatlicher  Mittel  nicht  geregelt.  Maß-
geblich  für  den  Inhalt  eines  Verwaltungsaktes 

27 Anders aber Th. Streit,  MIP (1999), Sonderbeilage zu 
Heft 9, S. 17 ff.
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sei  jedoch der erklärte Wille der Behörde. Die 
SPD müsse daher den Verwaltungsakt so verste-
hen, dass mit ihm die Gewährung der staatlichen 
Parteienfinanzierung für das Jahr 2000 zurück-
genommen und ein entsprechender Erstattungs-
betrag gefordert worden sei.

Die SPD Wuppertal habe unrechtmäßige Spen-
den angenommen, weil bei Annahme der Geld-
mittel zur Verwendung für Parteizwecke  für die 
dafür  verantwortlichen  Funktionsträger  nicht 
feststellbar war, wer die Spenden erbringt. Erst 
nachträglich in Erscheinung tretende Spender er-
kenne  das  Gesetz  nicht  an.  Vielmehr  müssten 
bei  der  Annahme der  Spenden die  Person  des 
Spenders und die Höhe des gespendeten Betra-
ges feststehen. Für die Parteimitglieder und die 
interessierte Öffentlichkeit müsse klar sein, wer 
durch namhafte Spenden gegebenenfalls auf die 
Willensbildung  und  die  Entscheidungen  einer 
Partei Einfluss nehmen könne. Ist das nicht der 
Fall,  dürften Spenden nicht  angenommen wer-
den. Geschehe dies trotz des Verbotes, so müsse 
die Partei insgesamt das Dreifache der unrecht-
mäßig erlangten Spenden an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages abführen. Da die Partei 
außerdem  in  ihrem  Rechenschaftsbericht  zwei 
natürliche Personen als Spender benannt hatte, 
die  nicht  gespendet  hatten,  war  der  auf  diese 
Spende bezogene Anteil  der staatlichen Partei-
enfinanzierung ebenfalls  zu  unrecht  ausgezahlt 
worden  und  konnte  deshalb  zurückgefordert 
werden.

Über die Sprungrevision der SPD hatte sodann 
das  Bundesverwaltungsgericht in  Leipzig  zu 
entscheiden28 und wies sie zurück. Streitgegen-
stand im Sprungrevisionsverfahren war die vom 
VG Berlin vorgenommene Umdeutung des Ver-
waltungsaktes  des  Präsidenten  des  Deutschen 
Bundestages. Die Klägerin machte geltend, dass 
selbst  wenn ein unmittelbarer gesetzlicher  An-
spruch auf Rückzahlung bestehe, begründe die-
ser nicht einen fehlerhaften Rechtsgrund im Sin-
ne des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspru-
28 BVerwGE, Urteil 26. Juli 2006 – 6 C 20.05 das Urteil 
war  bis  zum Redaktionsschluss  noch  nicht  ausgefertigt, 
daher konnte lediglich auf die Pressemitteilung des Bun-
desverwaltungsgerichts Nr. 43/2006 zurückgegriffen wer-
den.

ches. Rechtsgrund für den Erhalt des Geldes sei 
der  Verwaltungsakt  des  Präsidenten  des  Deut-
schen Bundestages gewesen, der die Mittel zu-
weise. Es sei keine Rücknahme, Widerruf oder 
Aufhebung  dieses  Bescheides  erfolgt.  Dieser 
Rechtsauffassung  der  SPD  ist  das  Bundesver-
waltungsgericht nicht gefolgt.

Dr. Heike Merten

4. Parteien und Parlamentsrecht
Der  StGH Bremen29 musste sich mit der Ver-
fassungsmäßigkeit  der Zahlung von Funktions-
zulagen an stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
und der Beschränkung des Oppositionszuschlags 
auf Fraktionen und Gruppen auseinandersetzen. 
Der Antragsteller trug vor, dass er durch die in 
Bremen  praktizierte  Fraktionsfinanzierung  in 
seinem Recht auf strikte Gleichbehandlung ver-
letzt sei30. Nach den vom Bundesverfassungsge-
richt  festgestellten  Grundsätzen,  die  entweder 
unmittelbar  oder  entsprechend auch im bremi-
schen Verfassungsrecht gelten, seien alle Abge-
ordneten formal gleich zu behandeln, damit im 
Parlament  keine  Abhängigkeiten  der  Abgeord-
neten  schaffende  Hierarchien  entstünden 
(BVerfGE 102, 224 (239)). Die Zahl der Abge-
ordneten, die Funktionszulagen erhalten, müsse 
deshalb sehr beschränkt bleiben; nur die Frankti-
onsvorsitzenden selbst,  nicht auch die stellver-
tretenden  Vorsitzenden  dürften  Zulagen  erhal-
ten. Ferner wandte sich der Antragsteller gegen 
die Zahlung eines Oppositionsbonus im Rahmen 
des § 40 Abs. 2 BremAbgG. Die Beschränkung 
dieser Geldleistungen an Fraktionen und Grup-
pen  in  der  Opposition  sei  rechtswidrig.  Auch 
fraktionslose Abgeordnete hätten ein Recht auf 
den Oppositionsbonus. Der Wortlaut von Art. 78 
Abs. 2 BremLandesVerf und § 40 Abs. 2 Brem-
AbgG, der von Ausstattung der oder von Geld-
leistungen an (Oppositions-)Fraktionen spreche, 
stehe  nicht  entgegen,  sondern  sei  verfassungs-
konformer Auslegung dahin zugänglich, dass al-
len der Opposition zuzurechnenden Abgeordne-

29 StGH Bremen, Urteil vom 05.11.2004 – St 3/03 –, in: 
DÖV 2005, 572 ff.
30 S. dazu auch L. Brocker/Th. Messer, Funktionszulagen 
für  Abgeordnete  und  Oppositionszuschläge,  in:  NVwZ 
2005, 895 ff.
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ten,  auch  wenn  sie  außerhalb  einer  Fraktion 
stünden, ein Recht auf Oppositionszuschlag zu-
stehe. Das Gericht stellte fest, dass der Antrag-
steller weder durch die Zahlung von Funktions-
zulagen an die stellvertretenden Fraktionsvorsit-
zenden, noch durch den Ausschluss vom Emp-
fängerkreis  des  Oppositionszuschlages  in  dem 
von ihm geltend gemachten Rechtsstatus als Ab-
geordneter  verletzt  wurde.  Der  StGH  Bremen 
setzt  sich  in  seiner  Entscheidungsbegründung 
ausführlich mit der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts  zu  den  Funktionszulagen31 

auseinander. Zwar habe das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Entscheidung festgestellt, dass 
die Zahl der entschädigungsfähigen Funktionen 
gering zu halten sei,  denn durch eine Vielzahl 
solcher Funktionsstellen verstärke sich die Ab-
hängigkeit des Abgeordneten von seiner Gruppe 
(BVerfGE 102, 224  [240 ff.]). Das Bundesver-
fassungsgericht folgerte hieraus, dass neben dem 
Parlamentspräsidenten und seinen Stellvertretern 
auch  die  Fraktionsvorsitzenden  Funktionszula-
gen  erhalten  dürfen,  schließt  dies  jedoch  für 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende, parlamen-
tarische  Fraktionsgeschäftsführer  und  Aus-
schussvorsitzende  ausdrücklich  aus32.  Andern-
falls wäre das Tor geöffnet zu einem differen-
zierten,  Abhängigkeiten  erzeugenden  und  ver-
stärkenden Entschädigungssystem33. In den bis-
her  vom Bundesverfassungsgericht  entschiede-
nen Fällen zu Funktionszulagen34 sei jedoch die 
Rechtslage in Bezug auf ein „Vollzeitparlament“ 
zu beurteilen gewesen, in dem die Mandatsaus-
übung  der  Hauptberuf  der  Abgeordneten  sei. 
Anderen Parlamenten mit anderen Arbeitsbedin-
gungen wird bei der Gestaltung der inneren Ord-
nung „weitgehende Freiheit“ zugestanden35. Das 
entscheidende Charakteristikum der Bremischen 
Bürgerschaft  (Landtag)  ist  nach  Ansicht  des 
StGH, dass sie ein Teilzeitparlament ist und sich 
auch dezidiert so versteht. Dem entspreche auch 
die  im Verhältnis  zu  Vollzeitparlamenten  sehr 
geringe Vergütung der Bürgerschaftsabgeordne-
31 BVerfGE 102, 224 ff.
32 BVerfGE 102, 224 (242 ff.).
33 BVerfGE 102, 224 (245).
34 BVerfGE 40, 296 – Saarland; 102, 224 – Thüringen.
35 BVerfGE 102, 224 (240); vgl. auch BVerfGE 40, 296 
(314, 329).

ten.  Aber  auch ein Teilzeitparlament  müsse in 
der Lage sein, alle Aufgaben des Parlamentes ei-
nes Landes der Bundesrepublik Deutschland zu 
erfüllen. Dies sei ohne ein Mindestmaß an Pro-
fessionalität und Effizienz nicht zu bewerkstelli-
gen.  Entscheide  sich  ein  Land zulässigerweise 
für ein Teilzeitparlament, müsse es auch die ent-
sprechenden, die Funktionsfähigkeit aufrecht er-
haltenden organisatorischen und institutionellen 
Vorkehrungen treffen können. Die von Fraktio-
nen  zu  erfüllenden  Aufgaben  seien  von  einer 
einzelnen  Person  (Fraktionsvorsitzenden)  nicht 
zu leisten. Nur diese Person stünde aber erwar-
tungsgemäß zur Verfügung, wenn sie die einzige 
wäre, der die Fraktion eine Funktionszulage ge-
währen dürfte; denn andere Fraktionsmitglieder, 
gerade auch die stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden,  wären  nicht  in  der  Lage,  besondere 
Funktionen zu übernehmen, ohne zur Vernach-
lässigung ihrer  Einkommensquelle  aus  berufli-
cher Arbeit gezwungen zu sein. Es sei nicht er-
sichtlich,  wie  sich  unter  diesen  Umständen  in 
der  Bremischen  Bürgerschaft  eine  das  Status-
recht des Antragstellers verletzende Abgeordne-
tenhierarchie und ein Laufbahndenken unter den 
Abgeordneten entwickeln könne, da der mit der 
Funktionszulage  erworbene  „Zugewinn“  durch 
den Verzicht auf das berufliche Einkommen er-
kauft werde. Problematisch könne allenfalls eine 
Funktionszulage sein, die wegen ihrer Höhe zu 
einem nicht mehr von der Sache her gedeckten 
Wettbewerb  der  Abgeordneten  um  Funktions-
stellen führen würde. Davon sei im vorliegenden 
Falle nicht auszugehen.

Ferner stellt der Staatsgerichtshof fest, dass der 
fraktionslose einzelne Abgeordnete keinen min-
deren Rechtsstatus gegenüber fraktionsangehöri-
gen Abgeordneten dadurch habe, dass er nicht in 
den  Genuss  einer  Oppositionszulage  gelange. 
Die im Vergleich zu fraktionsangehörigen Ab-
geordneten  geringeren  politisch  parlamentari-
schen Gestaltungsmöglichkeiten seien faktische 
Auswirkungen des Wahlergebnisses, deren Aus-
gleich von Verfassungs wegen nicht  garantiert 
ist. Das Gericht führt aus, dass der Antragsteller 
im Hinblick auf den Oppositionszuschlag nicht 
unmittelbar schlechter gestellt sei als sein frakti-
onsangehöriger Oppositionskollege. Da der Op-
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positionszuschlag nur ein Bestandteil der finan-
ziellen  Leistungen  an  die  Oppositionsfraktion 
sei, wird dadurch das einzelne Fraktionsmitglied 
nicht berechtigt; die Fraktionszuweisungen stün-
den ja nicht dem einzelnen Mitglied zur Verfü-
gung. Als Empfänger des Oppositionszuschlages 
wäre der Antragsteller sogar begünstigt, da er als 
einziger Abgeordneter direkten Zugriff  auf die 
entsprechende Summe hätte. 

Dr. Heike Merten

Der VerfGH Berlin36 hat eine Parlamentsfrakti-
on  als  zulässigen  Antragsgegner  in  einem Or-
ganstreitverfahren  ausgemacht,  das  sich  gegen 
einen Fraktionsausschluss richtete. Insbesondere 
erfasse  der  Abgeordnetenstatus,  der  in  Berlin 
wie  im Bund ausgestaltet  ist,  auch  das  Recht, 
mit  Hilfe  seiner  Fraktion  parlamentarisch  mit-
wirken zu können37. Dies sei der „angereicherte“ 
Abgeordnetenstatus.  Unproblematisch  sei  die 
Satzung der angegriffenen Fraktion,  soweit  sie 
den Ausschluss durch 2/3 der Fraktionsmitglie-
der zulässt. Das Verlangen nach einem „wichti-
gen Grund“ für den Ausschluss entspreche allge-
meiner Auffassung gegen ein rein formales Ver-
ständnis38.  Bezüglich  des  Vorliegens  habe  die 
Fraktion  einen  Beurteilungsspielraum,  das  Ge-
richt  sei  wie  im  Parteiausschlussverfahren  auf 
Willkür-  und  Evidenzkontrolle  beschränkt39. 
Verfahrensrechtlich sei dem Abgeordneten Ge-
hör  einzuräumen,  eine  offene  Abstimmung  in 
der Fraktion sei unschädlich.

Der BGH40 hatte sich mit der Frage auseinander 
zu  setzen,  ob  Mitglieder  kommunaler  Vertre-
tungskörperschaften  Amtsträger  i.S.d.  §§  11  I 
Nr. 2, 331 ff. StGB sind. Trotz Bedenken gegen 
das eigene Ergebnis sah der BGH nur eine mög-
liche Strafbarkeit wegen der Abgeordnetenbeste-
36 Urteil vom 22.11.2005 – VerfGH 53/05 -, in: KommJur 
2006, 141 ff.; NVwZ 2006, 441 ff.
37 So auch M. Morlok, ZParl 2004, 633 (640 f.). Im Ergeb-
nis gegen diese Argumentation J. Ipsen, NVwZ 2005, 361 
(363 f.).
38 Hierzu auch M. Morlok, ZParl 2004, 633 (641 ff.).
39 Vgl. etwa BVerfG NJW 2002, 2227 f.; BGH NJW 1994, 
2610 ff.
40 Urteil vom 09.05.2006, - 5 StR 453/05 -, in: NJW 2006, 
2050 ff.

chung nach § 108e StGB, dessen Tatbestand das 
Gericht aber zu Unrecht sehr weit auslegt. Eben-
so kritisch ist die vom 5. Senat im Urteil erhobe-
ne Forderung nach verschärften Strafvorschrif-
ten für kommunale Mandatsträger. Systematisch 
richtiger wäre die Forderung nach mehr Publizi-
tät  bei  deren Einkünften,  wie sie  auch für  die 
Einkünfte von Bundes- und Landtagsabgeordne-
te zu erheben ist41.

Das  VG  Braunschweig42 hielt  die  Klage  des 
Landes Niedersachsen gegen einen Landtagsab-
geordneten,  der  vom VW-Konzern  Leistungen 
erhalten  hatte,  ohne  hierfür  eine  angemessene 
Gegenleistung erbracht  zu  haben,  auf  Zahlung 
der entsprechenden Leistungen an das Land für 
zulässig und begründet. Zulässig sei die Klage 
als allgemeine Leistungsklage mangels einer Er-
mächtigungsnorm,  den  Anspruch  durch  Leis-
tungsbescheid geltend zu machen. Begründet sei 
die Klage, weil die Norm des AbgG Nds, welche 
die Abführung verlange, verfassungsgemäß sei. 
Der Status des Abgeordneten sei nicht berührt, 
mithin  seien  die  Grundrechte  einschlägig.  Das 
AbgG Nds verbiete bestimmte Zuwendungen an 
Abgeordnete, sei mithin ein Verbotsgesetz i.S.d. 
§  134  BGB.  Obgleich  das  Verpflichtungsge-
schäft nichtig sei, verbleibe die Zuwendung zu 
Unrecht im Vermögen des Abgeordneten, da der 
Geber  nach  §  814  BGB  Kenntnis  der  Nicht-
schuld  hatte  und  außerdem  selbst  nach 
§ 817 II BGB  gegen  ein  Verbotsgesetz  versto-
ßen habe. Ein Eigentumsschutz des Abgeordne-
ten dürfe hier jedoch nicht entstehen. Die allge-
meine  Handlungsfreiheit  des  Abgeordneten sei 
ebenfalls nicht verfassungswidrig eingeschränkt: 
Der Zweck des Gesetzes, unzulässige Einfluss-
nahme zu verhindern, rechtfertige einen entspre-
chenden Eingriff.

Dr. Thilo Streit, LL.M.
5. Wahlrecht
Der  VerfGH  Sachsen43 hatte  über  eine  Be-
schwerde gegen die Wählbarkeit eines Abgeord-
neten, der seinen Wohnsitz am Wahltag angeb-
41 Vgl. zum Ganzen: Th. Streit, Kommunale Mandatsträ-
ger sind Abgeordnete, in: NVwZ 2006, i.E.
42 Urteil vom 16.11.2005, - 1 A 163/05 - .
43 Beschluss vom 25.11.2005 – Vf. 60-V-05
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lich  nicht  durchgängig zwölf  Monate  im Frei-
staat Sachsen hatte, zu befinden. Er stellte fest, 
dass für die Wählbarkeit nach § 14 Nr. 2 Alt. 1 
SächsWahlG ausreiche, dass der Wahlbewerber 
sich am Wahltage seit mindestens zwölf Mona-
ten  gewöhnlich  im  Freistaat  Sachsen  aufhielt, 
ohne zwischenzeitlich in einem anderen Bundes-
land Wohnung genommen zu haben. Der  Verf-
GH Sachsen, begründet  dies  damit,  dass  nach 
dem Zweck des Gesetzes der Wahlbewerber sich 
mit dem Freistaat Sachsen identifizieren müsse 
und aus eigener Anschauung Kenntnis von den 
spezifischen  Gegebenheiten  im Freistaat  Sach-
sen  besitze.  Dies  sei  gewährleistet,  wenn  der 
Wahlbewerber  im  Jahr  vor  der  Wahl  nahezu 
durchgängig im Freistaat Sachsen wohnhaft war 
und sich bereits  vor  Aufgabe  seiner  Wohnung 
entschließt,  eine  solche  wieder  so  schnell  wie 
möglich im Freistaat Sachsen zu nehmen.

Der  VerfGH Sachsen44 urteilte darüber hinaus, 
dass § 15 Nr. 3 SächsWahlG gegen Art. 41 Abs. 
2  Satz  1  SächsVerf  verstößt.  Im  vorliegenden 
Fall  ging es  darum, dass  die  nach § 15 Nr.  3 
SächsWahlG  einzureichende  Erklärung,  dass 
keine  persönlichen  Umstände  vorliegen,  die 
nach  Art.  118  SächsVerf  zur  Nichtwählbarkeit 
führen  nicht,  wie  vorgeschrieben,  bis  zum 66. 
Tag vor der Wahl vorlag. Dies schloss sein pas-
sives Wahlrecht aus. Der Beschwerdeführer rüg-
te die Gültigkeit der Wahl.

Bei dieser Entscheidung ließ sich der  VerfGH 
Sachsen davon leiten, dass die durch § 15 Nr. 3 
SächsWahlG erstrebte  Selbstreflexion sich we-
der zwingend aus bundesrechtlichen Regelungen 
noch  aus  der  Sächsischen  Verfassung  ergäbe 
und eine Wissenserklärung auch nicht zwingend 
geboten  sei,  um den Sächsischen  Landtag  vor 
„schwerbelasteten Mandatsträgern“ zu schützen. 
Dies  war  vom Gesetzgeber  als  Rechtfertigung 
zur Beschränkung des passiven Wahlrechts an-
geführt worden. Das Gericht jedoch sah in Art. 
118 SächsVerf einen ausreichenden Schutz, den 
der Gesetzgeber auch nicht durch einfaches Ge-
setz konkretisieren könne.

Der  StGH Bremen45 entschied über  die  Frage 
der Zulässigkeit einer Reduktion der Mitglieder 
44 Urteil vom 25.11.2005 - Vf. 45-V-05.

der Bremischen Bürgerschaft auf 83, wobei 67 
Mitglieder  aus  Bremen und 16  Mitglieder  aus 
Bremerhaven  gewählt  werden  sollen.  Das  Ge-
richt sah in dieser Verkleinerung keinen Verstoß 
gegen das Grundgesetz oder die bremische Lan-
desverfassung.  Es  stützte  sich  hierbei  auf  die 
Überlegungen, dass die Ungleichbehandlung des 
Erfolgswertes  der  Stimmen  gerechtfertigt  war. 
Der Bremische Landesgesetzgeber verfolgte laut 
Gericht  Ziele,  die  verfassungsrechtlich  ange-
strebt  werden  durften,  nämlich  die  Verkleine-
rung der  Bürgerschaft.  Diese  sei  nach  Art.  75 
Abs. 2 BremLV gestattet Der Gesetzgeber war 
nicht  verpflichtet,  die  Anzahl  der  Mitglieder 
weiter zu verringern, um das natürliche Quorum 
möglichst  nahe  an  der  5-%-Grenze  zu  halten. 
Für die Ungleichbehandlung könne aufgrund der 
Besonderheiten  des  bremischen  Wahlsystems 
auch nicht  an § 3 Abs.  1 S.  1 BWahlG ange-
knüpft werden, so dass an die Gleichheit des Er-
folgewertes der Stimmen höhere Anforderungen 
zu stellen seien als bei der Wahlkreiseinteilung 
nach Bundeswahlrecht. Er müsse sich auf die 5-
%-Schwelle beziehen, die im vorliegenden Fall 
eingehalten sei. Der Gesetzgeber war auch nicht 
verpflichtet, die Entscheidung näher am Wahltag 
zu treffen.

Das  LG Kleve46 verhandelte  über  eine  Klage, 
bei  der  in  der  örtlichen  Presse  Behauptungen 
aufgestellt  wurden,  nach  denen  die  Klägerin 
Verhandlungen mit einem niederländischen In-
vestor über die Übernahme von Geschäftsantei-
len eines Flughafens beraten habe. Die Klägerin 
klagte auf Unterlassung solcher Behauptungen. 
Der Rechtsstreit wurde übereinstimmend für er-
ledigt erklärt. In der summarischen Prüfung zur 
Überprüfung  der  Erfolgsaussichten  führte  das 
Gericht aus, von dem Kritisierten seien auch po-
lemische  Überzeichnungen  und  vereinfachte 
Verkürzungen in der Kritik hinzunehmen. Nicht 
mehr von Art. 5 I GG gedeckt sei die Kritik erst, 
wenn nicht mehr die Auseinandersetzung in der 
Sache, sondern die Diffamierung der Person im 
Vordergrund stehe oder unwahre Behauptungen 
über  den  politischen  Gegner  vorgebracht  wer-
45 Urteil vom 05.11.2004 – St 2/04.
46 Beschluss  vom 13.07.2005,  NJW-RR 2005,  S.  1632-
1634.
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den.  Dabei  sei  auch  zu  berücksichtigen,  dass 
dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit ein 
erhebliches  Gewicht  zukomme,  soweit  es  sich 
nicht um den Intimbereich des Betroffenen han-
dele.

Das  VG Weimar47 urteilte über eine Klage ge-
gen die  Berichtigung einer Stadtratsmitglieder-
wahl durch die Kommunalaufsicht des Landrat-
samtes, dass diese nicht zur Berichtigung der Er-
gebnisse befugt war.

Das Gericht ließ sich dabei von der Überlegung 
leiten,  dass  das  Landratsamt  nur  zur  Berichti-
gung  der  Wahlergebnisse  ermächtigt  gewesen 
wäre, wenn ein Wahlanfechter das Anfechtungs-
begehren in tatsächlicher, sowie rechtlicher Hin-
sicht substantiiert vorgetragen hätte. Eine allge-
meine Behauptung über einen Wahlfehler reiche 
dazu nicht  aus.  Weiterhin ergebe sich ein Be-
richtigungserfordernis  auch nicht aus einer un-
terschiedlichen  Auswertung  der  Stimmzettel 
durch  die  Rechtsaufsichtsbehörde,  wenn  diese 
Stimmzettel  sich  nicht  mehr  identifizieren  lie-
ßen.

Das OVG Münster48 hatte sich mit der Frage zu 
beschäftigen,  ob  unwahre  Tatsachen  in  einer 
Wahlwerbeschrift einer Fraktion einen Wahlfeh-
ler darstellen. Dazu stellten das  OVG Münster 
und das VG Aachen zunächst fest, dass es sich 
bei der Fraktion zwar um einen Teil das Rates 
handele, diese jedoch nicht die Autorität der Ge-
meinde für sich in Anspruch nehmen könne und 
schied  somit  eine  amtliche  Wahlbeeinflussung 
aus. Weiterhin verneinte das OVG Münster eine 
Mittelstellung der Fraktion, so dass kein höherer 
Prüfungsmaßstab für die Wahlbeeinflussung gel-
ten könne, als der für Private. Begründet wurde 
dies  damit,  dass  das  demokratisch  legitimierte 
Organ größtmöglichen Bestandsschutz genießen 
müsste. Das VG Aachen führt zu den Wahlfeh-
lern von Privaten aus, dass mit  Druck auf den 
Wähler eingewirkt werden müsse, der der Wäh-
lernötigung nahe  kommt.  Dies  verneinte  es  in 
diesem Fall.  Auch solle die Freiheit  der  Wahl 

47 Urteil vom 25.01.2006 – 6 K 20/05 -, ThürVbl. 2006, S. 
142-144.
48 Beschluss vom 30.09.2005, -  15 A 2983/05 -. Vorin-
stanz VG Aachen – 4 K 4462/04 -

nicht  vor  unwahren  Tatsachenbehauptungen 
schützen, vielmehr müsse der Bürger gerade in 
Zeiten  des  Wahlkampfes  darauf  gefasst  sein, 
dass die Parteien nicht nur mit wahrheitsgemä-
ßen Argumenten um ihre Gunst werben. Das VG 
Münster ließ  offen,  ob  eine  Verletzung  der 
Wahlchancengleichheit  durch  die  unzulässige 
Verwendung von öffentlichen Zuschüssen vor-
liegt. Offen ließ das  OVG Münster, ob es über 
die  bislang  anerkannten  Wahlfehlertatbestände 
auch noch einen weiteren gibt, wenn der Wahl-
bewerber selbst die unzulässige Täuschung be-
wirkt hat.

Julia Figura
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